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nsere Pnmmlunpr ist dazu bestimmt, Vircbenrechüichen Einzel Untersuch- 
ungen, die nach Inhalt und Umfang eine gesonderte Veröd'entlichang 
yerdienoat, zu einer solchen an dnem f&r FBiu|[auMeen und Interessenten 
nicht sn flbenehenden Oit zu verhelfen. Sie ereclimt in einzelnen, je nach 
Bedürfn?!' auszugebenden Heften und erstrebt so eine hoffentlich nicht unwill- 
kommene Ergänzun g d er beiden Zeitschriften, die seit beinahe einem halben 
Jalnrhnndert innerer wlssensehaft jede in ihrer Art mit grMem Erfblffro ^eneo. 
. • . Irgendwelcber Schulrichtung eoll ne nicht dienen. Sie soll nicht einmal 
nur Arbeiten von Juristen aufnehmen. . . . Eine Verantwortung für den Inhalt 
der aufgenommenen Untersuchungen im Ganzen oder im Einzelnen übernimmt 
der Herausgeber BelbstTttraifindlien nieht; «r verwalurt rieh vidmebr. com Toraoe > 
dagegen, dass aus der Aufnahme anf seine Aisliminang geschlossen werde. 
Nur für das Eine bürgt er, dass jede aufgenommene Arbeit in irgend 
einer Weise oder in irgend einem Punkte ihr Thema wissenschaft- 
lich fördert Im Uebrigen wird er bei der Anfhahme mit grOaeter Weil» 
benigkeil ver&liren. Insbesondere verstdbt es sich ganz von selbst, dass der 
Herausgeber auch Untersuchungen von Solchen, die einem anderen 
Bekenntnis als dem seinigen angehören und einen anderen Stand- 
punkt als den seinigen Ter'treten, anstandslos aufnehmen wird, 
sofern sie nur obiges Erfordernis erfüllen. Gewiss ist ein fruchtbarer 
Betrieb des Kirchenrechts ohne eigene Stellungnahme nicht denkbar. Ebenso 
fest steht aber auch, dass wer nicht im stände ist, wenigstens für den Zwedc 
seiner Untersnchnng — wenn ancdi nur TorfibeE]gehend nnd ohne innere An- 
nahme — in die für den betreffenden Wissenszweig massgebenden dogmatischen 
Voraussetzungen oder in die Weltanschauung sich völlig hineinzuversetzen, auf 
deren Grund das zu behandelnde kirchliche oder staatliche Becht sidi aufbaut, 
die wissensohafUiehe Bearbeitnng des IdrcfaUchen nnd staatskirdilichen Beehies 
besser Anderen überlässt. 

In einer Richtung freilich wiril fl'^r Herausgeber Foines Amtes mit un- 
erbittlicher Strenge walten: den GotteslVieden seines Hauses wird er sich anter 
keinen UmsUUiden stören lassen. Der Gelegenheiten, wo der konftsrioneDe 
Hader sich austoben kann, gibt es heutzutage mehr als genug. Diese Samm- 
lung soll eine Stätte sei n, wo nur (He friedliche, aufbauende Arbeit 

f eptlegt wird, wenn auch nicht in dem Sinne, dass eine rein saoh- 
iche Erörterang von Gegensätzen^ die man versöhnen weder kann 
noch soll, vermieden zu werden braucht. Schon aus diesem Grundr« 
mu8S alle und jede aktuelle Kirchenpolitik vom Rahmen unserer Samiulimg 
ausgeschlossen bleiben: sie soll wirklich nur dem Kirchen recht dienen. 

Freibarg i.Br. am 9. September 1902. 

Uli 
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I. 

Der Begriff des Ehescheidangsgrundes : Yerbrecheu und 

BtrftfeiL 

Die auf dem schuldhaften Verhalten des einen Ehegatten 
beruhenden Scheidungsgründe sind zum giossen Teil solche, 
die sich zugleich als eine strafbare Handlimg darstellen. Unter 
diesen können mr drei G>rappen unterscheiden: Zu den Schei- 
dungsgründen der ersten Gruppe sind solche zu rechnen, bei 
denen die strafbare Handlung unmittelbar gegen die Person 
des anderen Ehegatten js^erichtet ist, z. B. die Scheidungs- 
gründe Lebensnachstellungcn und Misshandluncfen, die als 
Mordversuch und Körperverletzung strafbar sein können. Zu 
dieser Gruppe ist auch der Scheidungsgrand der wissentlich 
falschen Anschuldigung zu zahlen. 

In der zweiten Gruppe kommen solche Scheidungsgründe 
in Betracht, bei denen durch die strafbare Handlung entweder 
die eheliche Gemeinschaft als solche verletzt wird — wie durch 
den Ehebruch (nach § 172 R.Ötr.G.ii. jedoch erst nach Auflösung 
der Ehe strafbar) und das Vergehen der naturwidrigen Un- 
zucht — oder eine Verhinderung der Kindererzeugung, die 
ein Hauptzweck der ehelichen Gemeinschaft ist, eintritt, wie 
durch das Verbrechen der Abtreibung der Leibesfrucht. 

Zu der dritten Gruppe gehören schliesslich die Scheidungs- 
gründe, bei denen die strafbare Handlung unmittelbar wedw 

Albreftlit, Vwlnreeheft vnd Strafen als Ehaadieldiingsgritnd. 1 
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gegen den anderen Ehegatten, noch gegen die eheliche Ge* 
meinschaft gerichtet ist, wie Yerbredien gegen dritte Per- 
sonen. Jn diesen Fällen wd der andere Ehegatte mittelbar 

erst dadurch betroffen, dass durch das Verbrechen oder Ver- 
gehen und seine Bestrafung die ehcHche Gemeinschaft ent- 
weder für iramei- oder für längere Zeit aufgehoben wird und 
der unschuldige Ehegatte durch das verbrecherische Verhalten 
seines Genossen nicht bloss in Not gerät, sondem auch selbst 
mit Schimpf und Schande bedeckt wird. 

Bei den ScheidungsgrOnden der toten nnd zweiten Gruppe 
flUlt der Umstand, dass das die Trennung herbeif tthrende Ver- 
halten des einen Ehegatten zugleich eine strafbare Handlung 
ist, für die Scheidung an sich nicht ins Gewicht. Es haben 
sich vielmehr die einzelnen Fälle dieser beiden Gruppen als 
besondere Scheidungsgründe ohne Kücksicht auf die etwaige 
Strafbarkeit der Handlung herausgebildet. Dagegen haben 
die Scheidungsgrände der dritten Gruppe das gemeinsam, dass 
bei ihnen die Tatsache der Begehung einer strafbaren Hand- 
lung durch den einen Ehegattoi, sowie dessen Beetxafung die 
alleinige Ursache der Scheidung wird. Sie w^en daher 
zweckuiässig unter dem gemeinsamen BegriÜ: Verbrechen und 
Strafen als Ehescheidungsgrund zusammengefasst. Dass bei 
diesem Scheidungsgrund Verbrechen und Vergehen, die gegen 
den anderen Ehegatten gerichtet sind, nicht in Frage kommen, 
ergibt sich aus der rorstehenden Gruppierung der Scheidungs- 
gründe; die Frage, ob es zweckmässig ist, auch jene Fälle 
dem Scheidungsgrund: Verbrechen und Strafen zu unterstellen, 
ist, wie wir weiter unten sehen werden, in der Regel ver- 
neinend beantwortet worden. 

Die Yorliegende Untersuchung soll sich mit der Frage, 
inwieweit die evangelischo Kirche den Scheidungsgrund: Ver- 
brechen und »Stralen anerkennt, beschäftigen, jedoch unter Be- 
schränkung auf das Becht der OTangelischen Kirche Deutsch- 
lands« 

Wir werden dem G^ge der geschichtlichen Entwicklung 
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folgen und haben zonächBt, bevor wir auf das Scheidung 
redit der evangelischen Kirche im Zeitalter der Reformation 

eingehen, einen kurzen Blick auf das zu Beginn derselben m 
Deutschland geltende Scheidungsrecht zu werfen« 



n. 

Terbrechen und Strafen als Ehescheidungsgraad im 
Torreformatorischen ScheidimgareGlit* 

Zu Beginn der Reformation kamen in Deutschland die 
Bechtssätze der katholischen Kirche für das Eherecht in Be- 
tracht. Nach deren Lehre kann ein matnmoniiim ratum et 
conBommatiim fiberhanpt nicht geschieden werden^); nar 
Trennung von Tisch and Bett ist beim Vorliegen bestimmter 
G-rtinde teils für immer, teils auf Zeit gestattet. Diese 
Trennung auf Zeit kann eintreten, wenn das Verhalten des 
einen Ehegatten nicht bloss zur leiblichen, sondern auch zur 
seelischen Verderbnis des anderen zu iührcn geeignet ist, z. B. 
bei versuchter Verleitung zu Verbrechen. Nicht begründet 
dagegen das Verbrechen des einen Gatten als solches einen 
Ansprach auf Trennung 

c« 2 X de diTort. IV 19 laatet: 

nos — taliter respondemus , quod muUer pro furto 
vel alio crimine yiri sui, nisi ipse eam ad raalelicia sua 
trahere nitatur, et fidei suae reügionem corrumpere 
Telit, ab eo separari non debet. 
Dass das kanonische Recht also diesen Ehescheidungs- 
grond nicht anerkannte, war von grosser Bedeutung für das 

Nur einzig der Fall, dass bei einer Ehe zwischen Ungläubigen 
der eine Ehegatte Christ wird, bildet eine Ausnahme j vergl. Schnitzer 
Kathol. Ehcrecht, 1898, S. 587 tf. 597. 

Ii ub rieh, Das Kecht der Ehescheidung in Deutschland, 1891, 
S. 38. 105. 
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ScheidungBrecht der evangelischen Kirche, yor allem in der 

ersten Zeit, in der die Juristen fast durchgängig für die Geltung 
des kanonischen Eherechts — unter bestimmten Einschrän- 
kims^en — eintraten, während dagegen die Refqrmatorcn eher 
geneigt wareUi das römische JEtecht zur Anwendung zu bringen. 
Das corpus inris civilis ^) spricht sich jedoch nicht gleich- 
mässig über den Scheidimgsgnmd Verbrechen und Strafen aus. 

Im codex nahm Jostiman die ScheidungsgrOnde auf, die 
Theodositts II. aufgestellt hatte (1. 8 0. de repud. 5. 17). In 
dieser constitutio, nach den Anfangsworten meist als ^Lex 
Consensn* in der Literatur der Reformationszeit aufgetüiirt, 
ist es dem Manne gestattet, sich von seiner Frau zu trermon. 
wenn diese folgende Verbrechen begangen hatte: Giitnnsf herei, 
Mord, Menschenraub, Grabschändung, Tempelraub, Fälschung 
(crimen falsitatis); ebenso wenn sie Begünstigeiin von Stxassen- 
raub und Mitwisserin von Hocliyerrat gewesen war. Hatte der 
Mann solche Verbrechen begangen, so konnte sich in gleicher 
Weise die Frau von ihm scheiden; jedoch kommen noch die 
Verbrechen des Strassen- und Yiehraubes, sowie des Hoch- 
verrats hinzu. Von neuem regelte Justinian das Scheidungs- 
recht in den Novellen; in nov. 22 c. 15 wiederholte er die 
Gründe des cod., in nov. 117 c. 8 und 9 aber werden alle 
genannten Verbrechen bis auf Hochverrat als Scheidungs- 
gründe abgeschafft. 

Noch ist festzustellen, wie sich das römische Becht zu der 
im folgenden oft zu berührenden Frage Torhielt, ob captiTitas, 
vor allem aber ob deportatio wegen eines Verbrechens als 
Scheidungsgründe anzusehen seien. 

Die erste Frage bejaht 1. 1 D. de div. et repud. 24. 2. 
Bezüglich der zweiten Frage, für welche vor allem folgende 
Stellen in Betracht kommen: 1. 18 § 1 D. de don. i. t. et 

') Wächter, Die Ehescheidimir bei den Römern, 1822, S. 216 ff. 
Berner, De divortiis apud Romanos. In.-Diss. 1842, S. 83ff. Stnppel- 
mauii, Das Ehescheidungsrecht nach gemeinem und insbesondere nach 
hessischem Hecht, S. 43 ff. 
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n. 24. 1, 1. 5 D. de bou. damn. 48. 20, 1. 24 C. de don. i. v. 
et u. 5. 16 (dazu Auth. de nupt. § quod autem — nov. 22 c. 8), 
1. 1. C. de repud. 5. 17, nov. 22 c. 13, sei hier folgendes 
bemerkt : 

Die Wirkung der deportatio auf den Fortbestand der Ehe 
war eine rerschiedene , je nachdem man die Ehe als matri* 
moninm iuris civilis oder als matrimonium iuris gentium im 
Auge hatte. Da durch die deportatio die Oiyitftt Terloren ging ^) 

und damit auch das connubium, wurde die Ehe, soweit sie 
matrimonium iuris civilis war, durch die deportatio gelöst ; da- 
gegen blieb sie als matrimonium iuris gentium aufrecht er- 
halten. Die Yorbezeichneten Stellen des c. i. c. sprechen sich 
daher auch durchweg grundsätzlich dahin aus, dass die Ehe 
durch deportatio nicht gelöst weide, d. h. dass ipso jure eine 
Sdieidung nicht stattfinde; dagegen blieb dem nicht deportierten 
Ehegatten die Wahl, ob er die Ehe mit dem deportierten 
Gatten fortsetzen wollte oder nicht. In diesem Sinne kann 
man daher auch die deportatio als einen Scheidungserrund be- 
zeichnen Am deutlichsten sprechen dies die beiden folgen- 
den Stellen aus: 

1. 5 § 1 D. 48. 20: Quod si deportata sit filiafamiüas, 
Marcellus alt, quae sententia et yera est, non atique depor* 
tatione dissoln matrimonium: nam cum libera mulier remaneat, 
nihil prohibet, et Timm mariti affectionem et mulieiem uxoris 
animum retinere. 

1. 1 C. 5. 17: Matrimoninin quidem deportatione vel aquae 
et ignis interdictione non stJvitur, si casus, in quem maritus 
incidit, non mutet uxoris aüectionem. 

Wie wir sehen w^en, wurden die angegebenen Stellen 
in der Bogel gegen, manchmal jedoch audi für eine Scheidung 
im Fäll der Landesverweisung des einen Ehegatten wegen 
begangener Verbrechen angeführt. 

Vergl. 1. 6 pr. D. de interd. et releg. et deport. 48. 22. 

Veigl. Glücks ErläQtenuig der Pandekten, fid. 26, S. 75^77. 
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Abschnitt I. 

Verbrechen und Strafen als Ehesclieidnngsgnmd 
naoli evangelischem Eirchenrecht im 16. nnd: 

17. Jahrhnndert. 



1. Allgemeines. 

Bie Beformatoren waren allgemdn der Ansicht^), dass 

die Ehe nicht, wie die katholische Kirche lehrte, ein Sakrament 
sei. Trotzdem hielt man daran fest, dass die Ehe auf gött- 
licher Stiftung beruhe, dass also bei der liegeluiig der ebe- 
rechtlichen Eragen die Aeusserungen der Heiligen Schrift über 
die Ehe, vor allem aber Christi Aenasenmgen die Grimdlage 
bilden müssten. Dennoch betrachtete man, gerade im Gegen- 
sate zu der katholischen Kirche, die Ehe als za den welflicfaen 
Dingen gehörig. Daher musste in Ehesachen die Gherichts- 
barkeit und Gesetzgebung der weltlichen Obrigkeit zufallen 
und nicht der Kirche, weshalb man allgemein auf theologischer 
Seite das kanonische iiecht nicht als das in Ehesachen mass- 
gebende Recht anerkannte. Der Obrigkeit konnte man die 
Gerichtsbarkeit und Gesetzgebung um so eher überlassen, als 
man der Ansicht war, dass sie, d. h. die christliche Obrigkeit, 
in göttlichem Auftrage . regiere. Dies galt anch Ton den 

Richter-Dove-Kahl, Lehrbach des kathoUschen und evange" 
lischen Kirchenrechts, S. 1175 fif. Friedberg, Lehrbuch des kathol. u. 
tvang. i£irchenrechts, S. 450 ff. Schulte, Lehrbuch des kath. u. evang. 
Kirchenrechts, S. 414 ff. Habrich a. a. 0. S. 43 ff. T. Soheurl, Da» 
gemeine deutsche Ehereoht, S. 291 ff. 
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christlichen rümischeii Kaisern, von deren Frümmigkeit und 
Schriftverständnis man eine hohe Meinung liatte Grund- 
sätzlich mussten also die Anordnungen der weltlichen Ohrig- 
keit mit der Heihgen Schrift im Einklang stehen. War das 
aber nicht der FaU, wichen z. B. die römischen Kaiser in der 
Scheidungsfrage ganz erheblich Ton der Heiligen Schrift ab, 
80 rechtfertigte man dies mit dem Hinweise auf das Alte 
Testament. Dort hatte Moses den Jaden auch ein freieres 
Scheidungsrecht gestattet, als es mit Gottes "Wort vereinbar 
war: es war dies aher wegen der Halsstarrigkeit der Menschen 
geschehen, um grösseres Uebel zu verliiitoii, Ditjso Unter- 
scheidung zwischen den halsstarrigen Kindern der Welt und 
den wahrhaft Frommen übertrug man auch auf die bestehen- 
den Verhältnisse und hielt daher die Obrigkeit für berechtigt, 
ein freieres Scheidungsrecht für die ünchristen aufzustellen, 
als es den Aussprüchen der Heiligen Schrift entsprach. Diese 
Auffassung wurde von Luther, Brenz, Melanchthon u. a. ge« 
teilt; bei einiger Ausbildung hätte sie zu einem bürgerlichen 
Scbeidungsrecht geführt. Sie war jedoch nicht allgemein. 
Eine andere Ansicht ging dabin, dass die Obhgkeit nicht be- 
rechtigt sei, in Ehesachen über die Bestimmungen der Heiligen 
Schrift hinauszugehen, dass sie Tielmehr in einer für alle 
Christen TerbindHchen Weise das Scheidungsrecht aufzustellen 
habe. Aber auch hier gelangte man nicht zu einer einheit- 
lichen Auffassung der Scheidnngslehre, da man die Aussprüche 
der Heiligen Schrift, vor allem Matth. 19, V. 9, 1. Kor. 7, 
y. 15^), in verschiedener "Weise auslegte und so zu einer bald 
strengeren, bald mildereu Anschauung gelangte. Einen weiteren 
Anlass zu einer Zwiespältigkeit der Scheidungslehre bot noch 
der Umstand, dass die protestantischen Juristen dem kanoni- 
schen Becht nicht so abhold waren wie die Theologen; sie 

Yergl. z. B. das Bedenken etlicher Theologen bd Ssroerius, 
Bnch vom heiligen Ehestande, 1556, Bl. 241. 

S. ferner Matth. ^ 32} Markua 10, 11; Luk. 16, IS; 1. Kor. 
7, 11. 12. 
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waren daher vielfach auch in der Scheidungstrage geneigt, 
dem kanoiuschen Becht, soweit es nicht mit der Keiligeii 
Schrift in geradem Widerapruch stand, den Vorzug zu 
• geben 

Diese Uneinigkeit bezüglich des in Ehesachen znr An- 
wendung kommenden Bechts musste zu einer recht verschieden* 

artigen Auffassung der Scheidungsgründe ftthren. So bestand 

vor allem eme grosse Meinungsverschiedenheit darüber, ob 
Lebensnachstellungen und Misshanillungen als Scheidungsgriinde 
zu betrachten seien. Von wesentlicher Bedeutung war dabei 
die Frage, wie sich das Strafrecht zu diesen Verbrechen yer- 
hielt. Da nämlich in Tiden Fällen die Todesstrafe über den 
Verbrecher Terhängt wurde, so war die Frage, ob Lebens- 
nachstellnng z. R ein Scheidungsgnmd sei, erledigt. Dasselbe 
galt nur noch in höherem Masse Ton dem Scheidungsgrund; 
Verbrechen und Strafen. Wir finden ihn daher m der Lehre 
sowohl, wie in der Gresetzgebung und Rechtsprechung nur sehr 
selten berührt-, in der Regel dann auch nur in der Weise, 
dass die Frage entsteht: Ist eine Scheidung zu gestritten, wenn 
sich der yerbrechensche Ehegatte selbst durch die Flucht von 
dem anderen Gatten getrennt hat oder durch die weltliche 
Macht im Wege der Verbannung und anderer Strafen von 
jenem getrennt ist? 

Es ist nun zuerst zu untersuehen, wie sich die Lehre bei 
Theologen und Juristen zu dieser Frage stellte und zwar zu- 
nächst in der eyaugeiisch-lutherischen, dann m der reformierten 
Kirche. 

Mit Rücksicht auf die ungemeine Mannigfialtigkeit der in 
der Lehre yertretenen Ansichten wird es zweckmässig sein, 
die Meinungen der Vertreter der Lehre im einzelnen zu be- 
handeln. 



I) Vergl. Stintzing, Gesch. der deutschen Kechtswissenschaft I, 
S. 273 ff. 
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2. Die Lehre. 

a) In der eTangelisch-lutherischen Kirche. 

Wir beginnen mit Luther ^j. In seiner Schrift „Von 
Ehesachen" (1530) berührt er den vorhegeriden Fail-j. Ist 
eine Trennung der Ehegatten dadurch zu stände gekommen, 
dass der eine wegen Verbrechen gestäupt oder des Landes 
Terwiesen worde, so liegt kein Ghmnd zor Scheidung ?or: 
„Solchen Unfall sollen sie miteinander tragen, und nicht darumb 
Yoneinander sich scheiden. Denn gleichwie sie ein Leib sind 
worden, so müssen sie auch gleich ein Leib bleiben, es komme 
Ehre oder Scliaiide, Gut oder Armuth." Hat sich tier Ver- 
brecher dem Grericht durch die Flucht entzogen, so hat Luther 
einmal eine neue Ehe des zuiückgebliebenen Teils für zu- 
lässig erklärt^). Es handelte sich um onen Dieb, der wegen 
drohender Bestrafung entflohen war; seine Frau hatte in- 
zwischen wieder geheiratet^ und es hätte also diese neue Ehe 
wieder getrennt werden müssen, wenn man die erste Scheidung 
für unrechtmässig ansah Dieser Grund und femer der 

') Strampf, Luther über die Bhe, 1857| S. 396. 899. Sichter, 
Beiträge zur Geschichte dw Ehescheidungsrechts in der evang. Kirche, 
1858, S. 15 ff. Hubrich a. a. 0. S. 106. S che url, Das gemeine deutsche 
Eherecht, 1882, S. 298 ff. Strippelmann a a. 0. S. 64. 65. Dove in 
Realenzyklopädie für protestantische Thcolofrie und Kirche, Art. Schei- 
dungsredht, S. 474. Mejer, Zum Kirchenrecht des Reforuiationsjahr- 
hunderts, Abh. 8, Zur öeach. des ältesten prot. Eherechts, insbesondere 
der Ehescheidungsfrage, S. 176ff. Triedberg a. a. O. 451. 452. Richter- 
Dove-K.alii a. a. 0. S. 1176. 77. Gräbner, Ueber Desertion und Quasi- 
desertioQ als Scheidungsgrond nach dem evangelischen Kirchem-echt, 1882, 
8. 23. Vergl. aaeh die ftatfiOiriiohea Darlegungen über die AnCfassongen 
Lathen in der Sdhddungslnge bei Greve, Die Eheacbeidnng nadi der 
Lehre dea Nenen Teetamentes, 1878, S. 225 ff. 280. 

') Luthers Werke. Brl. Axug, Bd. 23, S. 148. 

*) Lathen Werke. Sri. Anag. Bd. 61, 8. 237 (Titohreden). Richter 
a. a. 0. S. 18. 19. 

^) Hinschius, Beitr. z. Gesohichte d. DesertaonqproMBMB. Zeitsohr. 
f. Kirchenreoht, Bd. 2, S. 26, Anm. 
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Umstand, dass es sich hier mehr um einen Rat zur Zer- 
streuung von Grewissensbedenken handelt, erklären den Be- 
scheid Luthers. Ausserdem legte dieser dabei wohl das Haupt- 
gewicht auf das Verlassen, nicht den Diebstahl: „Wenn das 
Weib hätte könnt dem Manne nachfolgen, oh er wohl ein Dieb 
ist, so hj&tte sie es sollen thnn, weil aber der Mann yon ihr 
gelaufen, ist sie entscholdiget, dass sie einen anderen gefreiet 
hat, und der sie genommen hat, mag wohl ein gut Gewissen 
haben. Jedenfalls ist den besonderen Umständen dieses Falles 
nach hier nicht zu folgern, als hätte Luther allgenioin eine 
Scheidung bei Flucht wegen Verbrechen vom Gresichtspunkt 
der böslichen Verlassimg ans gebilligt. Dem entspricht auch 
die uns von Sarcerius^) mitgeteilte Aeussenmg Lnthers: 
„Hat dir Gott einen Dieb bescheret, so magstu einen Dieb 
haben« >). 

Sarceriaa, Oorpas iarit Matrim., 1569, foL 222. 225 t. 
') fk m»g Her nodb auf eine andere Bemerknng Lathen — in leinen 
Werken, ErL Axag^ Bd. 61, S. 219 — hingewiesen werdoi. Dort handelt 
es aidi allerdings nicht um die Trennung der schon vollzogene Ehe, 
sondern nur eines Verlöbnisses: „Anno 38, den 15. Oktobris ward ein 
fall fürbracht, dass ein Bräutigam nach dem Verlöbnis vor der Hiodi- 
zeit einen Todtschlag begangen hatte, und war davongelaufen an einen 
unfTowisspii Ort . dass man Tiiclit wusste, wo or Rii?iitreffen wäre, Da 
ward ait Frage: Ob die Yertrauete nu von ihm frei wärt ? Darauf 
antwortet D. M. Luther: Es ist eine weltliche Sache und er ist civiliter 
mortuus, bürgerlich nach beschriebenen Eechten für todt geachtet. Kann 
aber der Schuldige und Thäter mit der Obrigkeit wieder veraiilinet werden 
und Landshuldung erlangen, so nehme er sie im Namen des Herrn!" 
Man kSmite veniioht i^n, dm hi«r ansgesprochenoi Qrondeata anoh auf 
die ^Crennnng der E3ie an^wenden. Jedoch wfirde dies leiner oben 
anageaprochenen Anaicht videiepredieti, anoh lüwt der Zosats von dem 
Fall der Begnadigung, der die Sachlage entgegen der zuerst gettettten 
Frage von dem Standpunkt dea Mannes aus ansiehti wohl darauf ■dUie»' 
sen, dass es sich hier um etnoi ganz besonders gearteten Fall handelt. 
Jedenfalls ist aber diel^rennung des Verlöbnisses vom Gesichtspunkt des 
bürgerlichen Todes aus bemerkenswert; wir werden die Begründung der 
Ehesclicidang wegen Verbreöhen von. diesem Gtosiohtspnnkt aus spftter 
wiederfinden. 
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Verbrechen und Strafen als Ehescbeidongsgrund. H 

Aus den angeführten Stellen geht hervor, dass Luther in 
den Verbrechen und ihrer Bestrafung einen Ehescheidungsgrund 
nicht erblickte; weder scheidet das Verbrechen als solches die 
Ehe — es ist ein ünfiUl» der die She trifit und den die Ehe- 
leute gemeinsam tragen müssen — , noch ist die Flucht wegen 
Verbrechen schlechthin als ein Fall der böslichen Verlassung 
anzusehen. Dies entspricht auch der sonstigen Auffassung 
Luthers von der Ehescheidung; denn bei ihm liegt ein 
Scheiduiigsgrund nur dann vor, wenn ein Ehegatte direkt 
gegen die eheliche Gemeinschaft, vor allem die Greschlechts- 
gemeinschaft der Gatten Verstössen oder sie unmöglich gemacht 
hat, wie dies bei dem Ehebruch, der Versagung der ehelichen 
Pflicht und der böslichen Verlassung der Fall ist. Dagegen 
geht er nicht so weit, auch Lebensnachstellungen und Miss- 
handlungen als Ehescheidungsgrund anzusehen, hier will er 
nur durch Einschreiten der Obrigkeit und höchstens in Aus- 
nahmefällen durch ScheiduHü: j^eholfen sehen, jedenfalls aber 
gibt er die Entscheidung^ dem richterlichen Ermessen anheim^). 
Luther geht zwar in der Behandlung der eherechtlichen Fragen 
▼on der Heiligen Schrift ans, doch hat er auch stets betont, 
dass die Ehe etwas Weltliches sei, daher auch nicht das 
kanonische Recht zur Anwendung kommen könne*). "Wenn 
er trotzdem in unserem Fall nicht wie das römische Recht, 
vor allem wie die zu jener Zeit so häutig angezogene Lex 
ConsoEsu, die Scheidung zulassen will, so erklärt sich dies aus 
seiner eigenartigen Auffassung von dem Verhältnis der Heiligen 
Schrift zu den weltlichen Rechten. Die Aeusserungen der 
Heiligen Schrift haben für ihn die Bedeutung, dass in ihnen 
. geraten wird, wie der Ohrist sich den Scheidungsgründen des 
weltlicben Rechts gegenttber yerhalten soll. Anders steht es 
mit den ünchristen, denra kanio man, um ein grösseres üebel 
zu veihiiteu, ein freieres Scheidungsrechl geblatieii^ da kann 

' Luther s. a. 0., Bd. 28, S. 148. Richter a. a. 0. 8. 19. Hnb- 
rich a. a. 0. S. 99. 

*) Lather a. a. 0., Bd. 2a, S. m Hnbrich a. a. 0. S. 45 ff. 
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die Obrigkeit mit Zwang und Strafe vorgehen, „nach welt- 
lichen Kechten^ Von diesem Standpunkt aus gelangt Luther 
zu einer grundsätzliclien Verweitung dv:, iSckeiduiig&grundes 
Verbrechen und Strafen, ohne jedoch für besondere fälle eine 
andere Behandlung der Sache auszuschliessen. 

Von späteren Bearbeitern des Eherechts, insbesondere von 
Juristen wie Beust, Schneide win u. a. wird häufig auf 
eine Bemerkong Luthers in seiner Erklärung der Grenesis^) 
hingewiesen, in der es heisst: ^Necessitas incubuit uxoris eins 
(i. e. Caini), ut sequeretur eum. Quia enim uxor et maritus 
unum corpus sunt, noluit eos separare Adam. Atque uxor 
coacta est ferre partem calamitatum mariti ..." £[ieraus wird 
gefolgert, dass die Frau ihrem wegen eines Verbrechens in 
die Verbannung gehenden Manne folgen muss. Luther selbst 
nimmt, soviel ich sehe, auf das Beispiel des Weibes Eaina 
in seinen die Ehe betreffenden Schriften nicht Bezug. 

Von den anderen Reformatoren haben sich vor allen noch 
Melanchthou und üugeuliagen über das Scheidungsreciit ge- 
äussert. 

Melanchthon ^) weist in seiner Schrift „De coniugio" 
(1551) bei Besprechung der böslichen Verlassung deportaüo 
als Scheidungsgrund zurück, es sei denn, dass das Verbrechen, 
welches die Strafe der Landesverweisung zur Folge hat, schon 
an sich ein Scheidungsgrund ist; er beruft sidh dabei auf 
1. 1 0. de rep. 5. 17 *), Das Verbrechen mnss ein gegen die 

>) Luther a. a. 0., Bd. 48, S. 117. 

*) D. M. Lathen Exeget. op. lat II En. in Gen. c. 4, S. 758. 
Erl. 1829. 

Richter a. a. 0. S. 32 ff. Hubrich a. a. 0. S. 108,98. Mejer 
a. a. 0. S. 179. Ders., Zeitschr. f. Kirchenr.» Bd. 16, S. 85. Strippel- 
mann a. a. 0. S. 65 ff. Scheurl a. a. 0. S. 303 ff. Dove a. a. 0. 
8. 477. 

*) „Nec captivitas diftsoluit. coniugia, nec deportatio , ut lex Ale- 
xandri Seueri in Codice de repudijs inquit: Matrimonium deportatione 
uel aquae et ignis interdictione non soluitur, si casus in quem maritus 
incidit, non mutet uxoris affectum, id est, si nou est tale scelus, quo 
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Ehe gerichtetes sein. Als solche betrachtet Melanchthon, 

der in der Scheidungsfrage der milderen Richtung angehört, 
auch Lebensnachstelliingen und ^Fissliandlungen; doch macht 
er hierbei wie Luther den T^ntcr^i hied zwischen Christen und 
Unchristen, der eine Anwendung der Lex Consensu recht- 
fertigt. Den Scheidungsgrund : Verbrechen und Strafen finden 
wir in einem Briefe^) Melanchthons erwähnt, in welchem er 
auch unter Anwendung jenes Unterschiedes zwischen Christen 
und Unchristen aus der Lex Consensu die Zulässigkeit des 
parridditim als Scheidungsgntnd folgert. . . mihi yidetur 
parricidae uxor non cogenda esse, ut sequatur cum parricida." 
Wenn »^r aher fortfahrt: „Non natur;i!r est, diligi vuum a 
muliere, cui hin interfecti sunt, quia maternus dolor, ordinatus 
a Deo, eiicit omnem amorem talis mariti. Ego etiam pro- 
nuntiarem de divortio aperte et concederem huic miserae 
petenti aliud pinm ooniugium," so handelt es sich hier wohl 
um die Ermordung der eigenen Sander, also ein ganz be- 
sonders in die Familie und damit in die Ehe eingreifendes 
Verbrechen. Wenn er dies als Scheidungsgrund ansah, so ist 
damit noch nicht gesagt, dass er in jedem Falle eine Scheidung 
wegen Mordes für zulässig hielt So schreibt Melanchthon in 
einem Briefe aus dem Jahre 1549; wenn er nun 1551 Mord 
und andere Verbrechen als Scheidungsgrund gar nicht er- 
wähnt, die deportatio aber als solchen zurückweist, so kann 
man wohl annehmen, dass er Verbrechen und Strafen — TOn 
Ausnahmefällen abgesehen — nicht als Scheidungsgrund be- 
trachtet hat. 

Bugenhagen behandelt in seiner Schrift „Vom Ehebruch 
und Weglaufen" (1539) ^) nur diese beiden Scheidungsgründe, 



alioqui coniuif^um dissolueretur.'^ Der letzte Zusatas trifft allerdings nicht 

den Sinn der römischen Stelle, s. ob. S. 5. 
1) Corpus Reform, VII, S. 487. 

-) A. M. Richter a. a. 0. S. 37, jedoch ohne nähere Begründung. 
^) Abgedruckt auch bei Sarcerius a. a. 0., fol. 171 ff. Richter 
a. a. 0. S. 24. 
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spricht auch nicht bei der BeBertion Ton dem Fall der Flucht 
wegen Verbrechen. Er wfirde wohl auch kaum einen Schei* 
dungsgnmd darin gesehen haben, da er bei der Desertion auf 

das nachdrücklichste das Merkmal des heimlichen, mutwilligen 

Weglaufens in der Absicht, sich dem anderen Ehegatten zu 
entziehen, betont, wie er denn auch will, dass die Obrigkeit 
die Ehegatten, die sich aus Zank und Streit getrennt haben — 
den Fall der Lebensnachstellungen ausgenommen — wieder 
zusammenbringe und »gebiete, dass sie Ehelich hansshalten, 
wie sie für Grott ynd der Welt schuldig sind im friede ynd 
ehren^ »). 

Von grossem Einfluss auf das Scheidungsrecht war auch 
der schwäbisclie Reformator J. Brenz. (Brentius)'^). In seiner 
Schrift „Wie in Eesachen ... zu handeln sey" 1529 nennt 
er als der Heiligen Schrift entsprechend allein Ehebruch als 
Scheidungsgrund : ^Es sind wol grösser sünd dann der Eebruch, 
als da ist ynglaub, lesterong, Grottes, eins gantze lands ver- 
reterey, mittgifft vergeben ynd andre böse laster. Aber kein 
sünd ist so gar vnd stracks der fielichen pflicht zuwider als 
der Eebruch. Dammb scheidet allein der Eebruch die Beleut 
von einander" In solchen aiidurcn Fällen möge den Hals- ' 
starrigen, den Unchristen nach kaiserlichen Rechten eine 
Scheidung gestattet werden, jedoch nicht Wiedervcrheiratung, 
sondern nur ein ordentlicher konkubinischer Beisitz*). Den 
Fall der Flucht wegen Verbrechen behandelt Brenz nicht 
näher; er spricht nur daTon, dass eine Frau, deren Mann im 
Kriege gefangen ist, 5 Jahre warten soll, wenn sie nicht weiss, 
ob er noch am Leben ist, und soll es ihr dann erlaubt sein, 
eine neue Ehe einzugehen. Brenz hat sich später im Kommen- 

^) Sarcerius a. a. 0. fol. 175 v. ITü. 

2) Richter a. a. Ü. S. 19 ff. Hubrich a. a. 0. S. 47. Scheurl 
a. a. 0. S. 302. Dove a. a. O. 8. 475/76. Strampf im Gutachten in 
den Aktenstaeken des erang. Oberldroheitrates 1856, Bd. lU, 8. 470 ff. 

*) Brenz a. a. 0^ Ciyo. Sarcerios a. a. 0., fol. 184. 

*) Brens a. a. 0., Ey. 
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tar zum MattbfinB^) etwas freier ausgeBprochen und zwar in- 
sofern^ als er das weUUche, d. h. das römische Becht als ein 

Ton Gott gebilligtes, anch im Eherecht fttr anwendbar hSlt; 
doch erachtet er eine Scheidung ob levem causam für unzu- 
lässig. Berücksichtigt nian aber seine Mitwirkung bei der 
württembergischen Ehegesetzgebung*), bei der er sich in der 
Sdieidungsirage sehr zurückhaltend gezeigt hat, so ist kaum 
anzunehmen, dass er über die Scbeidungsgründe Ehebruch 
und bösliche Yerlassung hinausgegangen ist, und dass er von 
dem Gesichtspunkt der böslichen Yerlassung ans Verbrechen 
und Strafen als Scbeidungsgmnd anerkannt hat. 

Auf demselben ablehnenden Standpunkte steht auch der 
Theologe Chemnitz^), der eine Scheidung wegen gleicher 
oder grösserer Verbrechen als Ehebruch ausdrücklich als mit 
den Worten Christi im Matthäus-Evangelium unvereinbar liin- 
stellt; Ehebruch und bösliche Verlassung und auch diese 
tantum propter fidem scheiden allein. 

Von den mecklenburgischen Theologen seien Wigand 
und Chyträus erwähnt. Job. Wigand*) bezeidmet als 
Scheidungsgründe Ehebinich und bösliche Verlassung. „Vicinos 
casus", unter denen er Verbrechen geeron die eheliche Ge- 
meinschaft und gegen den anderen Ehegatten begreift, will 
er mit Luther dem Ermessen des Richters überlassen. Ver- 
brechen und Strafen als solche erwähnt er nicht besonders; 
er wird sie aber wohl auch dem richterlichen Ermessen an- 
heimgestellt haben. 

Brentius, Opera T. V, 1567, S. 616. Richter a. a. 0. S. 23. 

^) Ha über, „Ehescheidung im Reformationsjahrhundert". Jahrb. 
für deutscho Thml. 1857, S. 2!<3. 227. Hauber, Rocht und Brauch der 
evang.-lutheriacheu Xirche in Württemberg. 11. Ehesachen. 1S56. S. 10* 
11. 12. 

•) Chemnitz, Examen Decret Cone. Trid. 1586, P. 2, S. 286. 237. 

*) Wigand, Doctrina de conjugio, 1578 (Exemplar hai luir nicht 
Torgelegeu). Mejer a. a. 0. S. 204. 205. Buchka, Das mecklenburgische 
EhitoliadimgireGht S. 38. Dore tk, s. 0. S. 477. Habrich a. a. 0. S. 99. 
Biohier a. a. 0. S. 19. 
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David Ohjträus ^) erwähnt in seinem Kommentar zum 
Matthäus ausser Ehebruch und böslicher Verlassung noch 
LebensnachBtellungen und Misshandlungen als Scheidusgs- 
grfiude: „Et lex Theodosü et Valentmiani . . . tum propter 
alias causas, tum yero propter saevitiam et insidias vitae 
striictas repudia concedit." Dass er jedoch noch andere Ver- 
brechen als Scheidungsgründe zugelassen habe, erscheint 
zweifelhaft, wie er auch oben bei Erklärung des 24. Kap. Exod. 
nur noch Lebensnaohstellungen und Misshandlungen überhaupt 
nicht aufführt. 

Zu derselben Zeit finden wir jedoch auch Theologen, die 
eine Scheidung wegen Verbrechen und Strafen zulassen. Einer 
der ersten ist Lambert^, der ein sehr weitgehendes Schei- 
dungsrecht gestattet. Hat ein Ehegatte ein mit dem Tode 

bedrohtes Verbrechen — er führt Mord und Ehebruch an — 
begangen und ist er entiluhen, so ist damit Grund zur Scheidung 
vom Bande gegeben. „Amisit nemque ius suum, ne dum 
fuga sed et gravi crimine, propter que aufugere coaetus fuit** 
Hier ist das Verbrechen als solches Grund zur Scheidung; 
dadurch hat sich der Verbrecher seinem Weibe entzogen und 
geht daher mit Fug und Recht (aeqnissime) seiner Bechte 
auf den anderen Teil verlustig. Wenn schon der, welcher 
propter impietatem suam sein Weib verliess, sein Kcckt auf 
dieses verhert, so muss dies noch weit eher bei dem der Fall 
sein, der sein Leben wegen eines Verbrechens hätte verüeren 
müssen. Eine Scheidung ist jedoch nur im Falle eines Mordes 
gegeben, nicht bei Tötung in der Notwehr u. s. w.; dann muss 
die Frau auf den Mann warten und ihn, wenn er zurückkehrt, 
wieder aufnehmen. 



*) Chyträas, Oomm. in UatOu 19, 1560, S. 404. VergLaudi donen 
Comment. in Exod. 24. Richter a. a. 0« S. 42. Mejer a. a. 0. S. 205. 
Dove a. a. 0. S. 478. Buohka a. a. 0. S. 83. 

*) IVanciBcat Lambertis Avenioneiins, De saoro eoniitgio» 1524* 
Richter a. a. 0. 8. 89. 

*) Xjambert a. a. 0., Poi. 56, fil. 80. 
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Auf einem Shnlichen Standpunkt steht Nik. Hemming 

In seinem „Libellus de Coniugio" 1578 lässt er auch im Falle 
der Verurteilung zu ewiger Landesverweisung wegen Mordes 
oder der Flucht wegen dieses Verbrechens eine Scheidung zu. 
Es xnuss ein homicidium voluntarium cum infamia conjunc* 
tum vorliegen. Hier bat die Frau nicht die Pflicht, dem 
schuldigen Bhegatten zu folgen; vielmehr darf sie sich nach 
Verlauf von 5 Jahren wieder yerheiraten, si continere non 
potest nec se alere sine mariti auidlio, jedoch nur mit obrig- 
keitlicher Erlaubnis, auf Erkundigung beim Konsistorium vor 
allem über unsträflichen Lebenswandel in den 5 Jahren. Sin 
autem liomicidium sine infamia est, vt si quis in iusto conflictu 
adTersarium occidit, soll die Jfrau 7 Jahre warten. Hat sie 
dann noch nichts von ihrem Manne gehört, so kann sie durch 
das Konsistorium eine landeaherrliohe jEjrlaabnis zur Wieder* 
Tereheliehung erwirken. Sin inuoluntarium fnit, profecto extra 
culpam est, qui metu poenae aufugit. Biesen muss die S'rau 
aufsuchen oder unvermählt bleiben. Hemming gelangt dem- 
nacii zu einer Scheidung wegen Mordes durch eine Erweitenmg 
des Begriffes der b(isliclien Verlassung. Liegen dagegen bei 
einem Ehegatten andere Verbrechen yor, wie naturwidrige 
Geschlechtsbefriedigung, f^ruchtabtreibung , so sind diese an 
sich Grund zur Trennung der Ehe» da sie die eheliche Ge- 
meinschalt zerstören und schlimmer als Ehebruch, Insidien 
und Säritien sind^« 

Einem sehr freien Scheidungsrecht huldigt das yon 
»Sarceriub mitgeteilte „Bedenken etlicher Theologen"-^). 
Ueberau wo die von Grott gewollte Einlieit des Fleisches nicht 
besteht, d. h. wo die Ehegatten zum ehelichen Leben nicht 

>) N i k. H emming, Ltbellna de Ooningio, 1578, S. 223. 22i. Biohter 

a. a. O. S. 42. 

Hemming a. a. O. S. 280. 281. 
') S a r c e r i u 8 ; Corp. iur. matrim., l.')69, fol. 197 ff. H u b r i c U 
a. a. 0. S. 50, Anm. 1. Eicht er a. a. 0. S. 36 ff. Mejer a. a. 0. 
S. 182 ff. 

Alb re eilt, Verbrechea uud äiraieu als Ehescköiduugsgnuid. 2 



Digitized by Google 



18 



F. Albreolit 



willig oder taaglidi sind, wiid eine Seheadmig zugelassen^). 
Es scheiden daher nicht bloss £9iehrach, Desertion, Insidien 

und Sävitien, sondern auch Untüchtigkeit, ekelerregende Krank- 
heit, Wahnsinn; unter anderem wird sog&r eine Scheidung 
aus gegenseitiger üeberemkunft zugelassen*). Auch Ver- 
brechen und Vergehen gegen dritte kommen als Scheidungs- 
gmnd in Betracht, wie sie als solche im kaiserlichen Recht, 
Tor allem in der Lex Oonsensa aufgefohrt sind. Unbedenklich 
kann das römische Recht in eherecbtlichen Fragen aar An> 
wendnng kommen, da es mit der Heiligen Schrift durchaus 
im Einklang btehl 'j. Bei den Verbrechen macht das Bedenken 
einen Unterschied zwischen todeswürdigen und nicht todes- 
würdigen. Ist der Mann bei einem Verbrechen, das — nach 
römischem oder gemeinem Recht — mit dem Tode bedroht 
ist, der Strafe entronnen, so kann die Frau Scheidung Ter- 
langen. „Denn welchem die Recht das leben absprechen, dem 
sprechen sie zngleidi ab, was zom leben gehört** *), Der Ver- 
brecher hat sich selbst seines Rechts anf die Frau beranbt. 
Sie braucht ihm daher nicht nachzufolgen; doch ist es besser, 
sie tut es, wenn Besserung bei dem Manne zu hoffen ist; 
es soll sogar der Frau verwehrt werden, wieder zu heiraten, 
wenn sie aus Leichtfertigkeit ihrem Manne nicht nachgezogen 
ist^). Wenn das Verbrechen nicht so schwer ist und nor 
mit LandesTerweisnng bestraft wird, so ist es Pflicht des nn- 
schnldigen Teils und vor allem der Fraa weniger des 
Mannes, falls die Frau verwiesen wird^ — , dem Verbannten 
z« folgen jedoch nicht unbedingt. ^Wo aber solchs beyden, 
oder dem unschuldigen, den Kindern oder der Gemein da das 



') Sarcerius a. a. 0. fol. 207t. 
*) Ebd. fol. 245 v. 

') Ebfl. fol. 216. Hub rieh a. a. O. S. 49. 

Sal i erius a. a. 0. fol. 226. 221 v. 

Ebd. ki2i V. 
•) Ebd. 229v. 
*) Ebd. 222t. 
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▼nschuldige zu bleiben hat, mehr besserlich seyn wolte, dem 

schuldigen nicht nachzuzihen, das denn geschieht, wenn man 
zum schuldigen nicht wol kondte komen, oder keine Hollnung 
der besserung bey jm zu sejn, oder dass in dem so das yn- 
schuldig diesem nachzöge, nicht so viel nutzes zu erwarten 
were, als so es daheim bey den Kindern oder andern seynen 
Torwandten, ynd seiner Gemein bliebe, als denn sol die Ober- 
keit, der zustehet» jedes dahin zu verordnen, dass es yielen 
mehr nützlich seyn kan, niemand den besser dttrffügen ent* 
ziehen, vnd dem ergeren vnd wenig dürfftigen nachschicken." 
Die Folgepfiicht richtet sich also danach, auf wessen Seite 
das grössere Bedürfnis vorhanden ist, worüber das obrigkeit- 
liche Ermessen zu beünden hat 

So fremdartig auch auf den ersten Blick das Schcidungs- 
recht des Bedenkens im Vergleich zu der sonstigen Auffassung 
der Scheidungsfrage erscheint, so darf doch nicht ausser acht 
gelassen werden, dass der Grundsatz, eine Ehescheidung ist 
zulässig, wenn ein Ehegatte zum ehelichen Leben nicht willig 
oder tauglich ist, erhebliche Abschwächungen erfahrt. Stets 
wird darauf hingewiesen, dass es Pflicht des Ehegatten ist, 
dem anderen beizustehen und seine Last mitzutragen, auch 
wenn dieser durch seine Schuld ins Unglück geraten ist; nur 
im äussersten Notfalle soll eine Scheidung eintreten^). Immer- 
bin ist es erklärlich, dass die Grundsätze dieses Bedenkens 
erheblichen Widerspruch, sowohl Ton theologischer, wie Yon 
juristischer Seite erfuhren. Es hat dann auch Sarcerius 
selbst schon bei der zweiten Ausgabe seines Buches die ein- 
zeineu Abschnitte des Bedenkens mit Zusätzen vorsehen, in 
denen er ausführlich den abweichenden Standpunkt „unserer 
Kirchen*^ darstellte. Diese Zusätze sind umso bedeutsamer, 
als in ihnen besonders auf die Wittenherger Praxis Bücksicht 
genommen wird*). Auch in unserem Fall nimmt Sarcerius 

^) Sarcerius a. a. 0. fol. 246. 
') Sarcerius a. a. 0. fol. 247. 
3) Mejer a. a. 0. fol. 187 ff. 



Digitized by Google 



20 



F. Albreefat 



grandsätzlich einen anderen Standpunkt ein, me das Bedenken. 

Todeswürdige Verbrechen sind kein Scheidungsgrund. „Vber 
das so haben die ynsem eine Regel: Conditio fortuuae non 
separat matrimonium. Vnd Doct. Luther pflegt zu sagen: 
Hat dir Gott einen Dieb bescheret, so magstu einen Dieb 
haben. Vnd ist das sonderlich nichts gesagt, dass ein Tod- 
BcMeger oder der sonst eine böse that thut, dadurch er das 
leben rerwirckt lebendig todt sey. Denn die todten bedürffen 
nicht hfiÜFe, trost, beystandt vnd Eheliche pflichte. Wie denn 
die PersoDeii, so da entlauffen, am leben bleiben, vnd den 
Gerichten entfliehen. Darumb halten die vnsem die vnschul- 
digen Personen an, dass sie den schuldigen nachziehen. Wo 
sie aber ja nicht wollen one Ehe bleiben. Oder wo sichs 
zutregt) dass der yerlauifene seines Weibs nicht zu sich be- 
geret, schreibt jr auch etliche zeithmg nicht, vnd schickt jr 
keine ynterhaltung, oder begibt sich in so gar ferne Lande^ 
dass es dem Weib nachzufolgen, ehren und gefahr halben nicht 
UiuglicL ist, alsdann wirt der verlauffene Citiert vnd durch 
öffentliche Edict mit gnugsamer Ver^leitung erfordert, vnd 
wo er denn nicht kompt, oder sich m die nähe macht, auff 
dass dem Weibe die nachfolge müghch, oder auch sie zu 
sich nicht begeret, wirt ein solcher fiir einen mutwilHgen ver* 
lasser geachtet, vnd dann weiter dem Tnschuldigen Weib 
heyrat erleuben ^).'' Wie im Fall der Flucht wegen todes- 
wlirdiger Verbrechen, so will Sarcerius auch sonst bei Landes- 
verweisung oder Gefangennahme des einen Ehegatten nur 
dann dem anderen Teile durch Scheidung geholfen sehen, wenn 
die Voraussetzungen der böslichen Verlassung vorliegen*). 
Er gelangt also schliesslich last zu demselben Ergebnis wie 
das Bedenken, obwohl er grundsätzlich auf einem strengeren 
Standpunkt steht als dieses. 

Mit diesem Bedenken steht sowohl dem Inhalte, wie auch 



^) Sarcerius a. a. 0, fol. 222. 
») Ebd. fol. 225 v., s. a. 247 v. 248. 
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wahrscheinlich der Entfitehung nach das ScheidiingBrecht, das 
wir hei Bucer finden, in Beziehung^). Nach seiner in dem 
Werke ^De regno Ohristi*' ausgosprocheneii Ansicht besteht 
zwischen den Ehegatten keine rechte christliche Ehe, welche 
die ihnen durch die Ehe auferlegten Pflichten nicht erfüllen 
wollen oder nicht erfüllen können. In solchen Fällen ist daher 
eine Scheidung zu gestatten, also auch dann, wenn ein Ehe- 
gatte die in der Lex Consensu aufgezählten ^'e^brechen begeht, 
d. h. Verbrechen, auf die entweder Tod oder Verbannung oder 
Infamie steht Wem wegen solcher Verbrechen das Leben 
abgesprochen oder wer bürgerlich tot ist, der yerliert damit 
auch das Recht anf das, was zum Leben gehört, also auch 
das Beeht auf die EShe^). Solche Verbrecher machen sich 
einer so heiligen Verbindung, wie es die Ehe ist, unwürdig. 
„(^LLunobrcm pii, id est, veri in Domino fratres atque sorores, 
talibus coniugii violatoribus coniugü lege haudquaquam ob- 
stringuntur.^ JJen Einwurf, es müsse Liebespflicht des Gatten 
sein, dem anderen in seinem Elend beizustehen und zu ver- 
suchen, ihm wieder zu einem besseren Leben zu verhelfen, 
weist er zurück. „Sed isti haec ob\jciendo impunitatem quaerunt 



^) Richter a. a. 0. S. 34 S. 39. Mejer a. a. O. S. 183. 

^) Bucer, De regno Christi'* in Martini Bocen Scripta AngUcana, 

1577, cap. B9. 

3) Bucpr a. a. 0. S. 118. 

•*) Bucer führt dann als weitere Gruppe von Verbrechen die an, 
welche directo pugnant cum pacto et coniuiictione coniugali ; diese kom- 
men üvvar für unsere Fragte nicht in Betracht (s. Einl.); jedoch ist die 
Art, wie er diese Gruppe von Verbrechen der anderen Gruppe als gleich- 
wertig an die Seite atellt, betnerkemwert; denn es widerspricht dies dnrohr 
an« der sonstigen Anschanangsweise seiner Zeit, die in der Begel nur 
Yerbrechtti gegen die Ehe als ScheidnngsgrUnde gelten liess. 

*) Bnoer a. a. 0. S. 119 : „qui ea oommisit scelera, vt vitae priuari 
debeat: is neo ius retinere potest oonii^^» maxime cum CQiristiana et 
honesta matrona: ita nee qni civitatem amisit, et inourrit infamiam. 
Nee enim iustum aut utile est, vt honestns maritns infami deturpetur 
uxore : ant honesta vzor viro infami.** 
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scelerum el gratiam hominum, qui sceleribus sunt obnoxii, non 
officia verae charitatis: quae publicam honesfatem priuatorum 
anteponit voluntati, atque fratribus a Satana circiimuentis re- 
media mauult exhibere a Deo constituta salutaris aaimaduer- 
sionis quam lisDC remittendo et lapsis fratribus et reliquo in 
Ecclena vulgo, Hcentiam augere flagitiorum^ Somit kann 
man wohl sagen, dass Bncer Verbrechen und Strafen als 
Scheidungagründe gelten läset , weil sie mit der Würde der 
Ehe nicht vereinbar sind und dem unschuldigen Ehegatten die 
Fortsetzung der Ehe mit einem Verbrecher nicht zugemutet 
werden kann. Dies stimmt auch mit seiner sonstigen Lehre 
Yon der Ehescheidung überein; denn er lässt ein sehr freies 
Scheidungsrecht zu, indem er selbst unüberwindliche Abneigung, 
sogar unheilbare Krankheit als Scheidangsgrunde nicht aus- 
schliesst. 

Die Stellung der Reformationstheologen zum Scheidungs- 
grund Strafen und Verbrechen lässt sich also dahin zusammen- 
fassen : 

Die Witteiiberger Reformatoren, an ihrer Spitze Luther, 
^Cttius auctoritas merito piis instar omnium esse debet,^ wie 
der Jurist Monner einmal sagt^), sprechen sich gegen die 
Zulassung tou Verbrechen und Strafen als Scheidungsgrund 
aus. Gingen sie dabei auch in erster Linie von der IJeber- 
zeugung aus, dass in solchen Fällen die Obrigkeit durch Be- 
strafung des schuldigen Teils die Ehe scheiden würde, wie es 
auch meist geschah, so stand doch die Anschauung : nur Ver- 
brechen gegen die Ehe, allenfalls noch solche gegen den an- 
deren Ehegatten, sind Scheidungsgriinde, einer Zulassung der 
Scheidung bei Verbrechen und Strafen im Wege. Das durch 
das Verbrechen heraufbeschworene Elend muss der unschul- 
dige Gatte mittragen wie jeden Schicksalsschlag, der die Ehe- 
gatten trifft. Auch die Theologen, welche für die Gkltnng 
des römischen Rechts in der Scheidungsfrage sind, gehen nicht 

') Ebd. S. 120. 

') Monner, Traotatus de matrimonio, 1604, S. 173. 
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über die Zulassuii;^^ von LebensnaclibLellungeii und Misshand- 
lungen als Scheid ungjsursachen hinaus. Für den Fall, dass 
der schuldige Teil mit Landesverweisung bestraft wird, ziehen 
sie unter anderem die 1. 1 C« 5. 17 an and schliessen damit 
eine Scheidung wegen Landesverweisung aus. Dieser Ansiebt 
gegenüber, die wir aucb bei Brenz, Wigand, Cbyiräns und 
Ohemnitz vertreten fanden, sahen wir jedocb bei einer Beihe 
zum Teil sehr bedeutender Theologen eine geringere oder 
grössere Geneigtheit, Verbrechen und Strafen als Eheschei- 
dungsgrund anzuerkennen. Abgesehen von Lanil)ei*t, der wohl 
nur von geringem Einfluss auf die Crestaitung des Scheidungs- 
rechts gewesen ist geht vor allem Hemming, der praeceptor 
Daniae, „eine imEherecht fast am meisten genannte Autorität^ *), 
im Scheidungsrecbt über den Ehebmcb hinaus, indem er ihm 
das schwerste Verbrechen, den Mord, gleichstellt Während 
aber Hemming die Flucht wegen Mordes als einen Fall der 
böslichen Verlassung ansieht und auch das \ eriahicn danach 
regelt, scheidet bei Lambert der Mord an sich. Sieht dieser 
aber unter den Verbrechen, durch welche jemand sein Leben 
verwirkt, nur den Mord als ehetrennend an, gehen andere 
weiter und gelangen dabei zu einem Scheidungsrecht, das dem 
späteren naturrechtlichen schon sehr nahe kommt; so das Be- 
denken bei SarceriuB und Bucer. Während jedoch in jenem 
grund^tzlich die Verpflichtung der Frau bestehen bleibt, dem 
Manne zu folgen, und nur die Rücksicht auf das Wohl der 
Familie und ihre eigene H'ln barkeit sie entschuldigt, zumal 
wenn keine Aussicht auf Besserung des Mannes vorhanden ist, 
weist Bucer jede Rücksichtnahme auf den Mann zurück. Der 
Verbrecher muss seine Schuld büssen; jedes ehrlos machende 
Verbreehen zerrüttet die innige Lebensgemeinschaft der Gatten, 
so dass dem unschuldigen Teil eine Fortsetzung der Ehe nicht 
zuzumuten ist. 



') Richter a. a. 0. S. 32. 
') Ebd. S. 42. 
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Wenden m uns nun zu den Jaristen der Befor- 

matioDszeit. 

Auf dem strengen Standpunkt steht noch Schiirpff) 
in seinen Konsilien; Ehebruch ist nur ein Grund zur Scheidung 
TOn Tisch und Bett. Doch sagt er auch: ^^Theologi nostri 
temporis magnae autoritatis et eminentis doctrinae" seien an« 
derer Meinung und liesaen «ine Scheidung Tom Bande zu. 

Ebenso . stehen auch die folgenden Juristen noch unter 
dem liinfinss des kanonischen Rechts. 

Kling') ibl mit seiner eigenen Meinung sehr zurück- 
haltend, stellt vielmehr zumeist nur die Meinungen der Theo- 
logen und Kanonisten einander gegenüber. „Nostrura non est 
decidere et pro certo statuere in hac ardua et disputabili 
quaesttone Als ius usitatum im Eherecht bezeichnet er das 
kanonisohe Becht^); es ist daher erklfirlidi, wenn er Ver- 
brechen Und Strafen als Scheidungsgrund ausschHesst: mors 
civilis scheidet nicht; „imo uzor tenetnr bannitum vel depor- 
tatum sequi" 

Dieselbe Meinung bezüglich des kanonischen Rechts finden 
wir auch bei Schneidewin ®) vertreten. Nur bei Ehebruch 
und böslicher Yerlassung hält er eine Scheidung für zulässig, 
nicht dagegen bei Verbrechen, infolge deren der eine Ehe- 
gatte ausgeviesen vird. Schneidewin nimmt hierbei auch auf 
das Beis^el des Weibes Kains (s. ob. S, 12) Bezug. Indem 
er femer auf die tJebereinstimmung zwischen dem kanonischen 
und dem römischen Recht in dieser Präge hinweist^), be- 

>) Hier. Sohürpff, Gonailia sen Eeqpoma, Tom. I, 1556, S. 219. 
290. Mejer a. a. 0. S. 154. 

*) Kling, IVactatus matrimomaliom oautarom, 1577. Bi eh t er z» a. 0. 

8. 29. Mejer ä. a. 0. S. 154 ff. 
") Kling a. a. 0. 8. 101 

*) Ebd. Praef. ») Ebd. S. 88. 

*) Schneidewin, De cuptiis, 1606,8.484. Riohter a. a. 0. S. 29. 
Mejer a. a. 0. S. 160 ff. 192 if. 

') Er verweist auf c. 2 X de div. IV 19, 1. 24 C. 5. 16, 1. 1 C. 5. 17, 
Not. 22 c. 8 u. 13. 
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zeichnet er als damit im Einklang stehend auch die Konsisto- 
rialpraids. 

Bei Mauser^), dei- ebenfalls eine Scheidang nur bei 
Ehebruch und böslicher VerksBimg anerkennt, Ifost sich in- 
sofern eine mildere Ansicht feststellen^ als nach seiner Meinung 
die Frau ihrem des Landes Terwiesenen Manne nicht zu folgen 

braucht (si id culpa et delicto viri contigerit). 

AVesenbeck^) fasst zwar den Begriff der «opveta etwas 
weiter; er begreift (larimter delicta aduiterio graviora aut 
paria. Doch rechnet er zu diesen nur solche, quae substantiam 
coniugii euertunt; deportatio wegen eines Verbrechens scheidet 
nicht. 

Erheblich weicht von den anderen Juristen Monner') 
ab; wie er selbst sagt, spricht er zuweilen contra communes 
doctorum opiniones, die in den schlimmen Zeitl&uften aus 

Furcht vor dem Bannstrahl des Papstes auch üianchmal gegen 
ihre Ueberzeugung zu sprechen sich genötigt gesehen hätten 
So wünscht er vor allem nicht, dass in Ehesachen das kano- 
nische Becht angewendet würde, vielmehr das ius divinum und 
civilOt sowie die bonae leges piorum magistratuum. Als 
Scheidungsgrfinde bezeichnet er in erster lonie Ehebruch und 
bösliche Yerlassung, dann aber auch Lebensnachstellungen und 
Misshandlungen auf Ghrund der Lex Oonsensu, wenn der schul- 
dige Tcii verwiesen worden ist; hier soll vor allem dann 
Scheidung eintreten, wenn sich der letztere um den zurück- 
gebliebenen Ehegatten gar nicht mehr kümmert. Nicht scheidet 
dagegen sola deportatio uel alia poena, quae uitam iure non 
adimiti an sich; ebensowenig wie die Verbrechen. NuUum 

*) Mauser, De nuptiis, 1606, S, 885. Siebter a. a. 0. S. 80. Mejer 
a. a. O. S. 157 ff. 192. 

') Wesenbeek, In Peadect. Jnr. CHv. et Cod. Jnii Gomment. olim 
Pmtitla dicti 1599, Bp, 566 ff. Hejer a. a. 0. S. 168,4. 194. 

Monner, Tractat. de matrimonio, 1604. Richter a. a. 0. S. 40. 
41. Mejer a. 0. S. 195. 190. 

*) Monner a, a. O. 8» 20a, 4. 
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auteni praeterea delictum, quod jura capite non puniunU 
iustam esse causam eius (matrimonii) dirimendi sentio 

Benst^), der auf dem Gebiete des Eherechts ein be* 
deutendes Ansehen genoss, ist insofern aach der müderea 
Richtung im Scheidnngsrecht beizuzählen , als er ausser Ehe- 
bruch und Desertion auch Lebensnachstellungen zu den Schei* 
dungsgründen rechnet; er will in diesem Fall, wenn andere 
ZwaiigsiiiitLel nicht mehr helfen, dass der schuldige Teil des 
Landes verwiesen wird. Dagegen lässt er eine Scheidung nicht 
eintreten, wenn der eine Ehegatte wegen eines Verbrechens 
Ter wiesen ist. Die Meinung Hemmings, dass einer iFrau die 
Scheidung bewilUgt werden könne, wenn ihr Mann wegen 
Mordes entflohen sei, weist er ausdrücklich zurück. „]bte 
Hemmingü opinio est contra iura, quia uxor hoc casu cogitur 
praecise sequi maritnm, yel viTere sine marito. Si antem ma- 
ritus esset vagabundus tantuin, non ratione ahcuius delicti, 
tunc posset alio modo conscientia uxoris consiili'^ Beust 
beruft*) sich hieifür auf die bekannten Steilen des römischen 
und kanonischen Rechts. Die Meinung Beusts, dass bürger- 
licher Tod und Landesverweisung nur bei Lebensnachstellungen 
zur Scheidung fuhren könne, nicht aber bei anderen Ver- 
brechen, flnden wir auch sonst wieder, z. B. bei Monner und 
in den sSchsischen Konsultationen^); sie erklärt sich wohl 
daraus, dass bei Lebensnachstellungen ein Zusammenleben der 
Ehegatten unmöglich geworden ist, während bei anderen Yer- 



*) Monner a. s. 0. B. 176. 202. 

*) Betst, Tractatna connubioram, 1606, S. 82. 115 ff. 

*) 6 6 Ott a. a. 0. S. 119. 

^) Bbd.; aaoh anf dai BelipidL vom Wdbe Knm nimmt er Besag. 

') Yeegl, Consnltationiim Sazonicaram . . . Libri V. Ausg. v. Feter 
Frider IßlG. Lib. II. de canns et xebus Matrimonialibas. Quaest. XV. 
8. 299 ff. JHe Cons. Sax. aoUieMen sich in der hier interessierenden 
Frage durcbaas an Beust an. Sie sind für die sächsische Praxis von 
grossem Einfluss gewesen (verg-1. Stint^ing, Qesfdl.. d. .dentsoh« Bechtt- 
Wissenschaft, 1. Abt. 1880» S. 555 ff.}. , . 
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brechen, die jene Strafen nach sich ziehen, dieser Fall nicht 
ohne weiteres eintritt 

Wir sehen demnach, dass die Juristen, fast durchgängig 
Tom kanonischen Recht beherrscht, sich noch bedeutend zurück- 
haltender zeigten als die Theologen. 

Im wesentlich! n w enig verändert finden wir die Lehre im 
17. Jahrhundert. Auch in diesem Zeitabschnitt ist der Ein- 
fluss der Theologen in der Kirchenrechtswissenschaft noch sehr 
bedeutend gegenüber dem der Jurist^ wenn auch nicht mehr 
in dem Masse wie zur Zeit der Beformation. Wir wollen 
auch hier zuerst die Meinungen der Theologen, dann die 
der Juristen uns ror Augen ftthren. 

Aegidius Hunnius^) sagt in seinem Kiinmentar zum 
Matthäus, dass die Ehe entweder durch Ehebrucli fiut certe 
per causas quae cum adulterio aequijiarari possunt, et sub- 
stantialia matrimonii conuellunt, geschieden werden könne. Ver« 
brechen und Strafen in unserem Sinne werden also ausge- 
schlossen. Aehnlich spricht er sich in einem yon Dedeken*) 
mitgeteilten Bedenken aus: Verbrechen, die selbst schwerer 
als der Ehebruch sein mögen, wie blasphemfa in Denm, Mord 
u, s. w. scheiden nicht, falls die Obrigkeit solche Verbrecher 
am Leben lässt. Denn nur die Verbrechen freiten als Schei- 
dungsgrund, „so wider das sechste Gebot entweder directe streben 
oder die substantiaha matrimonii convelliren, oder indirecte oder 
obhque, wie imgleichen die Yrsachen, welche aus der Christ- 
lichen Keyser Theodosü Tnd Yalentiniani Verordnung werden 
angezogen, mehrentheils ▼nkräfftig rnd nichtig seyn^. Als 
geltend bezeichnet er yon diesen nur noch Lebensnachstellungen 
imd grobe Misshandlungen. 

Unberührt lässt unsere Frage Lukas Osiander^) in 

1) Aegid.Haniiia8,Oomm.iaMatth.,1595,S.633. Kichtera.a.O.S.28. 

*) Dedekennnsy ThesaimiB Konailionim et Decisionmni Tom. HI» 
Hamb. 1628» S. 511. 

*) Lnk. Oaiander, Eommant. zum Matth, und 1. Kor., 1629, S. 22. 
71. 476. Biohter a. a. 0. S. 42. 43. 
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seinem Kommentar zum Matthäus und 1. Korinther; aller- 
dings sagt er, dasa es ausser Ehebruch und böslicher Yer- 
lassung noch andere reditmässige Yom ius ci^Ue anerkannte 
Scheidongsgründe gäbe, ohne sich aber über diese näher zu 
äussern. 

Ausdrücklich aber ablehnend spricht sich der Württem- 
berger Theologe Bidembach^) über den Scheidungsgrund: 
Verbrechen und Strafen aus. j^Quod si maxime maritus 
propter commissum delictum relegatus esset, tarnen uxor prop* 
terea ab ilio separari non potest: cum sint una caro. Ideoque 
et honorem et infamiam communia inter se habent.^ Diesen 
letzteren Gedanken fuhrt Bidembach noch weiter aus und yer* 
weist auf das Beispiel des Schuldners (Matth. 18), der mit 
seinem Weibe und mit seinen Kindern verkauft werden sollte, 
und auf das Beispiel Achans (Jos. 7), der mit den Seinen 
weL-ien Diebstahls gesteinigt und verbrannt wurde. „Et sicut 
muiier coruscat radiis mariti, ita etiam illius infamiae parteni 
ferro cogitur." Die Frau darf nicht eher wieder heiraten, als 
bis der Terbannte Ehegatte gestorben ist Auch der Giessener 
Theologe Mentzer') sehliesst Verbredien und Strafen als 
Ehescheidungsgrund aus. Er wendet sich ausdrücklich gegen 
diejenigen, welche die Worte Christi über die Scheidung dahin 
auslegen, dass ausser Ehebrueli auch „bimilia liagiUa, ut sunt 
pai ricidium, venenum, proditio, vitae insidiae, furtum^, Schei- 
dungsgründe seien ; er führt vielmehr aus, dass Ehebrucli allein 
scheide, indem er vor allem herTorhebt; „Nullum est aliud 
flagitium, quod ita directe pugnat cum conjugio sicut adul- 



*) F. Bidembach, De oansit matrimonialihni traotatui hravit theo- 
logica«. Idps. 1609. Bichter a. a. 0. S. 57. Hauber, Ehescheidungs- 
reeht im Beformationqahrhandert a. a. 0. S. 244. 245. Ha üb er, Recht 
und Brauch a. a. 0. S« 19. 

^ Bidembach a. a, 0. S. 106. 107; er beruft noh hier auch auf 
dai Beiapiel vom Weibe Kains. 

Balth. Mentxer, De coniugio traotatuM, 1612, S. 208, 4, 5. 281. 
238. Bichter a. b. 0. S. 57. 58. 
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teriam." Aber aach Yom G-eflicbtspunkt der Desertion aas 
lässt er eine Scheidung nicht zn. Wenn jemand „ex. justa 
necessitate inntas*' sich längere Zeit entfernt hSlt, exempH 

gratia in malitia captus ab hoste detineatnr, aut propter com- 
missum aliquod fueiiius mm li;ii)nat tutum ad suos reditum, 
so könne ein solcher für eii^eii Ini-^licben Verlasser nicht er- 
achtet werden. Es sei aber auch Pflicht des anderen Ehe- 
gatten, dem flüchtigen Verbrecher zu folgen, wie Kains 
Weib es getan hätte. Die gegenteilige Meinung Hemmings 
weist er zurück; sei auch das Unglück, das den ehien Ehe- 
gatten träfe, selbst Tcrschuldet, so enthinde dies doch nicht' 
den unschuldigen Gatten von seiner Pfiicht, jenem beizu- 
stehen. 

Von grösstem Einfluss auf die Gestaltung des Scheidungs- 
rechts war im 17. Jahrhundert der Theologe Joh. Gerhard 
Dieser lässt eine Scheidung bei Verbrechen nur dann ein- 
treten, wenn sie an sich auf die Zerstörung des ehelichen 
Bandes gerichtet sind, wie der Ehebruch und andere Meisches* 
verbrechen. Ausdrücklich wendet er sich gegen die, welche auf 
Grund der Lex Oonsensu die mit dem Tode bestraften Ver- 
brechen als Schcidungägriind anerkennen. Tut die Obrigkeit 
ihre Pflicht, so ist die Frage entschieden, wenn nicht, kann 
die Ehe nicht gelost werden, falls nicht das Verbrechen als 
Scheidungsgrund in der Heiligen Schrift anerkannt wird ; Ehe- 
bruch und bösliche Verlassung sind nach dieser die einzigen 
Scheidungsursachen und kein Mensch darf noch andere hinzu- 
lugen. Mag der Verbrecher auch hfirgerlich tot sein; ün- 
glücksfölle muss ein Ehegatte dem anderen tragen helfen. Hat 
sich daher der schuldige Teil der Bestrafung entzogen oder ist 
er mit Verbannung bestraft worden, so muss der andere ent- 
weder folgen oder ehelos bleiben^), nisi constet vel maritum 
fugitiTum aUenos amores sectari vel animum maritalem penitus 



*) Joh. Gerhard, Loc. Theol. VIL de coniugio, 3. 358. 395. 
*) Aach Gerhard bentft rieh (S, 395) auf Kains Weib. 
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abjecisse , d. h. falls die YorausseUungen der böslichen Ver- 
lassung Yorliegen. 

Von nicht minder grosser Bedeutmig im £herecht war 
HaTcmann^). Er weist die mehrfach erwähnte Auf&ssang 
Hemmings unter Berufung auf Schneidewin und auf die be- 
kannten Stellen im corp. iur. can. und civ., sowie der Heiligen 
Schrift zurück. Die Frau muss ihrem Manne folgen oder 
ohne Ehe bleiben*, nur Ehebruch und bösliche Verlassiinij: er- 
kennt er als Ehescheidungsgründe an. In den übrigen Fällen — 
er erwäimt unter anderen: „Si maritus impeUat uzorem ad 
furta, ad iUicitam concuhitum, ad medioamentnm, quo abortus 
firocuretur. Et retro. Si uxor, nesdente marito, abortum 
promovet, si se gra?idam mentitur, et interea alienum substituit 
partum, si venenum marito et liberis propinare praesumat" — 
will er durch Einschreiten der Obrigkeit geholfen wibsen. „ne 
contra verbum Dei supremi noraothetae peccetur, temeraria 
coniugii ruptura.^ Auf einem ähnlich strengen Standpunkt 
steht Oalovius'); nur Ehebruch und bösliche Yerlassung 
lässt er als Scheidungsgrund gelten: „at per alias causas, ut* 
pote interfectionem liberorum vel insidias yitae structas non 
toUitur coniugii forma, nec substantialia Matrimonii abolentur.*' 
Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen Grotius' 
Auslegung des Scheidungsverbots Christi (s. unt. S. 63 ff.). 

Auch David Holla z^), der zwar neben adulterium und 
mahtiosa desertio noch pertinax debiti coniugalis abnegatio 
als Scheidungsgrund anerkennt, lässt bei Verbrechen und 
Stlrafen keine Scheidung zu* 

Zu den Vertretern der milderen Richtung im Scheidungsrecht 
gehört Brochmand^). Mit den matrimoniales regni Daniae 

') H a V e m a n n , Gamologia synoptica, 1656| Üb. lU, Tit. IX, S. 708 ff. 
vergl. 640 ff. Richter a. a. 0. S. 59 

*) Calovius, Biblia Novi Testamenti, 1676, I. annot. ad. Matth. 
S. 859. Richter a. a. O. S. 59. (iO. 

3) Dav. Hollaz, Examen theol., 1741, S. 1380 ff. 

*) Brochmand, System, univeraae tbeologiae, 1658, 11, Art. 43, 
c II, Q. 65, S. 588. Richter a.-». 0. S. 61. 62. 



Verbreohen nnd Strifen all Eheiolieidiuigi^niod. 31 

constitationeB gestattet er eine Scheidung nicht schlechthin, 
wenn der Mann wegen seiner Verhrechen nioht mit dem Tode 

bestraft, sondern zur Verweisung begnadigt wird. Wenn je- 
doch der Verbannte nicht innerhalb dreier Jahre eine Er- 
laubnis zur Rückkehr erwirkt hat, darf sich der uiibchuldige 
Teil, bei unsträflicher JB'ührung unterdessen, wieder rerehe- 
liehen. ,,Fundamentuin huius sententiae est hoc: Rxilium, in 
qnod quis ob infame factum et fadnue mittitur, iure iostissimo 
aequari desertioni malitioBae) quae teste Paulo 1. Gor* 7. 15 
iusta diYortii causa est." Jedoch geht Brochmand dahei nicht 
an der ahweichenden Meinung anderer Theologen, vor allem 
Gerhards, vorüber. 

In freierer Weise behandelt auch J. Hü Iseni anii das 
Scheidungsrecht, indem er ausser Ehebruch und böslicher Yer- 
lassung auch Lebensnachstellungen und Misshandlungen vom 
Gesichtspunkt der Verletzung der fides coniugahs und des 
usus thori aus als Scheidungsgründe anerkennt, dagegen nicht 
Verhrechen y die zwar qnoad laesam charitatem erga Deum 
ant proximom ebenso schwer wie Bhebruch und bösliche Ver* 
lassung bind, z. B. Gotteslästening, Raub, Diebstalil; aber die 
eheliche Treue nicht verletzen. Von der Landesverweisung 
wegen solcher Verbrechen und der Folgepflicht der !Frau 
spricht Hülsemann in der angezogenen Schrift nicht. 

Dannhaner^), der sonst ein ziemlich weitgehendes 
Scheidungsrecht anerkennt, hält eine Scheidung bei Verbrechen, 
die nicht, wie es sich gehörte, mit dem Schwerte geahndet 
worden sind, für unzulässig. 

Quensledl j spricht sich über unseren Fall nicht näher 
aus. Da er jedoch den Begriff der bösHchen Verlassung auch 
auf deu Fall ausdehnt, wo der eine Ehegatte den anderen 

^) Jüh. Hülsemann, Extensio breviarii theologici, 1648, S. 457. 
Richter a. a. 0. S. 62. 63. Hubricli a. a. 0. S. 66. 

*) J. C. Dann hau er, Theol. coiiscientiaria, 1679, I, S. 807. 

^) Quenstedt, Systema Theol., 1696, T. IV, c. 14 de coniugio. 
Kichter a. a. S. 64. 
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durch sein Verhalten dazu zwingt, ihn zu Terlassen, also auch 
auf LebeDfinachsteUangen und Misehandlongea^), so wäre bei 
ihm auch eine solche Ansdehnwig des DeBertiönsbegriflfes auf 
den FbH der Treimimg wegen Verbrechen nicht ausgeschlossen. 

In den Kreisen der Theologen ist man demnach fast ein- 
ötinimig der Ansicht, dass A cibrechen und Strafen nicht 
Scheiduügsgründe sind. Zwai' lässt sich unter ihnen auch 
eine strengere und mildere Richtung unterscheiden^ doch auch 
die mildere Richtung geht nur so weit, Lebensnachstellungen 
und Misshandlungen unter die Scheidungsgründe aufzunehmen. 
Nur Brochmand macht eine Ausnahme» indem er wie Hemming 
die Flucht wegen Verbrechen als Sdieidungsgrund unter den 
Begriff der böslichen Verlassnng stellt. 

Mit den Theologen finden wir auch fast durchgängig die 
Juristen in Uebereinstimmung. 

Der braimschweigische Jurist Molrad*) rechnet unter 
den Begrifi' der desertio malitiosa nicht den Eall, dass ein Ehe- 
gatte „ex iusta necessitate'^ sich länger ron dem anderen ent- 
fernt hält, nputa propter homicidium per ipsum perpetratum^; 
vielmehr darf sich die Frau bei Ijobzeiten des flüchtigen 
Mannes nicht wieder verheiraten. 

H. Vulteius*) bemerkt bei der römischen Ehescheidung, 
dass heutzutage allein der Ehebruch unter den Verbrechen 
scheide. Auch die Bestrafung mit deport'itio sei kein 8chei- 
duügsgrund. (Er verweist auf die übhchen Stellen des corp. 
iur. civ.) Der Jurist P. Heigius^) schliesst sich in seinen 
Ausführungen eng an die Ansichten von Wesenbeck und ins- 
besondere Beust an, auf den er bezüglich näherer Angaben 



') Qu Gustedt a. a. 0. Oesertioiiis malitiosae reum non esse 
tsBtum, qui fugit oaniuge, «od etiam qvi esm fugat asevitis et 
tyraanide. 

*) Win. Molrad, De matrimonio tract, 1592, S. 116. 
*) H. Ynlteine, Ck>iiunetit. in Inst», 1598, 8. 89. 
^ P. Heigins, Comment anp« IIIL In«t» I. D. Inst, libr., 160S, 
S. 46. 
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▼erweist, ohne den hier mteressierenden Fall selbst zu behan- 
deln. Auch Ojpräus beruft sich fast nnr anf Benst^). 

Wie im 17. Jahrhundert unter den Theologen Gerhard 
einen hervorrageuden Platz einnimmt, äo unter den Juristen 
B. Carpzov*). 

Er verwirft Verbrechen und Strafen iih Sclioidungsgrund^). 
Zunächst beliandelt Carpzov (in def. 203) die Frage, ob 
furtum die £Uie löse: Zwar würde der Dieb meist mit dem 
Tode bestraft; jedoch pro varietate ciroumstantiarum et quali* 
täte fdrti träten auch andere Strafen ein, Verstümmelung oder 
Landesyerweisung. In diesem Fall sei eine Scheidung nicht 
zu gestatten; denn iiiclit bloss das göttliche, sondern auch das 
kanonische und kaiserliche Ri^clit sprächen sich dagegen aus. 
Indem er auf das "Weib Kams verweist, hält er es für die 
Pflicht der Frau, ihrem Ghitten in die Verbannung zu folgen 
und die Strafe als ein gemeinsames Unglück mit ihm zu er-» 
tragen. Dieses Srgebnis bezüglich des Verbrechens des Dieb* 
Stahls Yerallgemeinert OarpzOT dann für andere Verbrechen, 
insbesondere für solche, die sich gegen den anderen Ehegatten 
richten*), lieber die mitgeteilten Erkenntnisse des bäciisischen 
Oberkonbistoriums s. u. S. 52 ff. 



Cypr&ai, De connitb. iure, 1605, cap. ult. S. 702. Biohter 

a. a. O. S. CO. 

^) Beil. Carpsov, lanspnide&tia Eoolenastiea m Cooautorialis, 

1652, S. 682. 

^) Dageofon sieht er in der Landesverweisung' wegen eines Verbre- 
chens einen nrunl /nv Aufhebung eines Verlöbnisses (reyMidinm), indem 
er die Landesverweisung der böslichen Veranlassung gleichstelit ; a. a. 0. 
Lib. II, Tit. 10, def. 177. 178, S. 683 E; vergL auch Gräbner a. a. 0. 
S. 24. 

*) Def. 204, S. 684: Quod de furto eiusque jjoena dlximus Def. 
praeced. id qnoque de aliis delictis intellectum yolamos, utpoto ti maritus 
nxorem ad forta, Venerem praepotteram, yel pocalam abortionis cogere 
^elit; item ri uxor marito iuMsio abortnm proenret, n mentiatnr le eise 
graTidam et postea sapposito alieno partn maritum fallat; ri venefieinm 
eoniugi et liberi« inferre paret. 

Albraelit, Yerbredim and Stiafea als Ehescheldvngsgnuid. 3 
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Ebenfalls ablehnend verhält sich Brunnemann Er 
lässt eine Scheidung nur bei Ehebruch und böslicher Ver- 
lassang zu, bei Lebensnachstellungen sogar nur eine Schei- 
dung von Tisch und Bett. Verbrechen und Strafen erwähnt 
er nieht ab einen besonderen Scheidungsgrund; hätte ihn 
wahrscheinlich auch ausgeschlossen. Jedenfalls erachtet er den 
captivus nicht als einen desertor; G-efangenschaft des einen 
Gatten während der Ehe ist ein malum superveniens. „wo- 
durch der Ehegemahl so wol zur ehelichen Beywohnung als 
zum mutuo adiutorio gantz untüchtig wird''. Der andere 
Ehegatte soll so lange warten, bis er gewisse Nachricht Tom 
Tode des Gefangenen hat. Zu den Vertretern der strengeren 
Richtung gehören noch Nikolai und Schüter. 

Nach Nikolai*) sind nur Ehebruch*) und bösliche Yer- 
lassung Scbeidungsgründe ; nicht andere Verbrechen wie Dieb- 
stahl, Mord n. s. w., denn diese widerstreben nicht dem Wesen 
der Ehe. Ist nun ein Ehegatte wegen eines solchen Ver- 
brechens bestraft und dadurch die ehehche Gemeinschaft ge- 
löst worden y so ist dennoch eine Scheidung nicht gestattet, 
selbst bei ewiger LandesYerweisung nicht. Denn keine Strafe, 
wie Acht und Bann, Gkileerenstrafe, deportatio und relegatio, 
confinatio („wann einer in einer Stadt oder in seinem eigenen 
Hause yerstrickt wird, dass er daselbsten entweder ewiglich 
und auff seine Lebenssdt, oder auf gewisse Jahre yerbleiben, 
und daraus bei gewisser Straffe nicht weichen solle") scheidet 
die Ehe. Solches Schicksal ist als malum superveniens zu 

Erannemann, De inze eodeaiaBtioo 1681, Lib, II, oap. VIL 
S. 6i2 ff. 684. Bich t er a. a. 0. 8. 61. 

J. a. Nikolai» Traot de rep. et dir., 1685, 6. 120. 125, n. 24 v. 
25. 185. 147, 8. 

*) Nikolai (a. a. 0* S. 129) rechnet hierzu anoh Sodomie und, dem 
nnieligen Aberglauben jener Zeit folgend, auch das Verbredien des im* 
süchtigen Verkehrs der Hexen mit dem TeufeL etiam referendna 

ooncnbitua Veneficonun' et Sagaram cum Doemone, quem ibidem, ei Twe* 
Bei ac Lamiae poenam mortis eyadant, matrimoninm dissolYere, onmi 
dubio caret 
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ertragen* Die Frage, ob der Verbrecher als malitiosns desertor 
SU betara<shten Bei, stellt Nikolai als streitig hin, doch entscheidet 
er sich dafür, dass bösliche Yerlassnng nicht f erliege. Den- 
noch ist die Fran zur Nachfolge nicht m zwingen. Denn 

sie braucht das Wohl ihrer Kinder und ihre eigene Ehrbar- 
keit nicht aufs Spiel zu setzen. Ferner ist es billig, wenn 
der schuldige Teil seine Schuld abbiisst und nicht der un- 
schuldige leidet. Auch liegt keine maUtiosa desertio auf selten 
der Frau vor, wenn sie sich weigert, ihrem Manne zu folgen; 
denn dieser hat durch seine Schuld die Trennung herbei'* 
geführt Die Frau ist nicht temeraria Tolnntate sine 
causa probabili^ yon ihm getrennt, „ideoque conjux, quae sine 
snmmo incommodo, magna jactura rei familiaris, et salva sua 
dignitate, salvoque pudore seqvi non potest, necessitate ipsa 
excusatur'*. Ausserdem wird die Frau schon genug dadurch 
gestraft, dass sie nun bei Lebzeiten des Mannes im Witwen- 
Stande leben muss. Schliesslich macht Nikolai auf die Const. 19 
der sächsischen Konstitationen Tom Jahre 1572, F. IV, auf- 
merksam, die nur dann eine Folgepflioht bestimmt, wenn im 
Fall dee Ehebruchs der Mann auf Bitten der Frau zu ewiger 
Landesverweisung begnadigt ist; im Übrigen ist nur dann eine 
Folgepflicht vorhanden, wenn er ohne Schuld das Land ver- 
lassen musste, z. B. aus Tji( l)c zum wahren Glauben. 

Da Matth. 19 nur Ehebruch als Scheidungsursache zu- 
läset, so ist nach S chilter ^) als solche nur die zu betrachten, 
„quae oritur et, tali facto, quod toUit essentialia matrimonii 
et consensom nuptialem yeluti stuprum ante nuptias^. Ver- 
brechen und Strafen sind daher keine Scheidungsgriinde, zu- 
mal das römische Recht nicht mehr massgebend ist. 

Von den Anhängern der milderen Richtung ist Ar nisäus 
ebenfalls gegen eine Scheidung in unserem Fall: Verbrechen 
eines Ehegatten, die nicht gegen die £he gerichtet sind, scheiden 

1) J. Schilt er, Inst iuris can., 1721, S. 393. 
') H. Arnisäus, De iure connub., 1613, S. 326. 308. Richter 
a. a. 0. S. 65. 
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diese nicht. „Haec crimina, licet sint graviora adulterio — — 
tarnen non solvunt conjugium quia graviora quidem sunt ab- 
solute, aut in Kepul. sed non in conjugio, in cujus pernitiem 
directo rergit adulterium." Es ist Pflicht der Obrigkeit, die 
Frage nach der Scheidung durch Verurteilung des Verbrechers 
zum Tode abzuschneiden. Tut sie es nicht, yerbannt sie ihn, 
80 folgt aus dem Wesen der Ehe, dass die Gattin dem Manne 
folgt, falls sie nicht necessitas quaedam zu Hause zurfiekb'ält. 
Der Vorwurf der desertio kann sie in diesem Falle nicht 
treffen. Arnisäus steht hier auf demselben Standpunkt, -wie 
der schon erwähnte Nikolai, der seine Ausführungen fast mit 
denselben Worten wiedergibt. 

Etwas freier in der Behandlung des Schriftwortes ist 
Förster^); nach ihm scheiden ausser Ehebruch yeneficium 
et crimina similia. Der Ausdruck nopysi« oder fomicatio be- 
deute nicht nur Ehebruch und stuprnm, sed aliud etiam quod- 
cumque grave maleficiLiiii; docli rechnet er Sävitien hierzu 
nicht. Ob er unter „similia crimina" auch Verbrechen in 
unserem Sinne einbegrilfen hat, ist nicht anzunehmen; wahr- 
scheinlich meint er hiermit Verbrechen wie Abtreibung der 
Leibesfrucht u. dgl. (s. o. S. 83); er beruft sich ausserdem 
auch auf Männer, die seiner Ansicht seien, z. B. auf fiunnius, 
die aber Verbrechen und Strafen nicht als Scheidungsgrund 
anerkranen. Nach K i t z e 1 scheiden Strafe wie bürgerlicher 
Tod, Sklaverei, Acht und Bann, die Ehe nicht. Scheidungs- 
gründe sind nur Ehebruch und andere Fleisches verbrechen, 
wie Sodomie, „quibus substantia matrimonii evertitur et re- 
solvitur^. Im übrigen nimmt aber Kitzel insofern einen mil- 
deren Standpunkt ein, als er, abgesehen von der böslichen 
Verlassung, auch bei Insidien und Sävitien zu einer Scheidung 
der Ehe gelangt 

Es sei hier auch einer Bemerkung des grossen Juristen 



V. G. Forsterus, De nuptiia, 1617, S. 191 ff. 206. 
J. Kitsei, Synopsis matrimon., 1620| S. 236 if. 
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M 6 Tins in Beinem Werk über das Jtb Lybecense^) gedachti 
wo er auch den Yorliegenden Fall berührt und zwar im An> 

schluss an die Erörterung der Frage nach der VerpflicliLuiig 
des Mannes, seiner Frau für die Restitution des Brautschatzes 
Bürgschaft zu leisieii, wenn er flüchtig geworden ist, und nach 
der i'olgepflicht der Frau in diesem Falle. Nach der Mei- 
nung Tieler Theologen und Juristen, wie Luther, Beust, 
Beza u. a., habe die Erau auch ihrem wegen Verbrechens 
ausgewiesenen Manne zu folgen, „ita sdlicet, sequendo uxor 
non aeque ut maritus dvitatem amittat, sed poenae maritalis 
exsors pro libitu reverti et de bonis suis disponere queat". 
Dieser Meinung!: schliesst sich auch Mevius an, luic tarnen 
adjij( t i itiüderatione, si id ratio doinestica, utilitas communis 
liberorumi honestas uxoris, quae omnia desideriis maritalibus 
praeponderare debent, permittat. Haec enim in ea quaestione, 
an uxor teneatur sequi vagabundum? attendenda sunt . . . 
Unde non immerito distinguitur inter necessarias migrandi 
causas et maHtiosas, item inter sequolam uxoris decoram et 
turpem. Ex istis ad istam, nunquam ad banc conjugem obli- 
gari, recta ratio monet, quae pro impossibili habet, quod 
honeste facere non licet. . . . Quando — malitiose maritus 
uxorem deserit sine urgent! aut probabili causa, licet processu 
ligitimo petere divortium, dnmmodo animus deserendi prae- 
sumi possit.^ MoTius geht aber auf die Frage nach der 
Scheidung in diesem Falle nicht näher ein, sondern Torweist 
hierfür auf Beust. Nur einen hierher gehörigen Fall aus dem 
Jahre 1620 fÄhrt er an, bei dem die Frage entstand, ob eine 
Frau, deren zum Tode verurteilter Mann aus dem Gefängnis 
entflohen war, Scheidung verlangen könne. Mevius hält die 
Scheidung für zulässig „tum quia ea fuga, qua justitiae quis 
se Bubtrabit, pro malitiosa desertione merito habetur, tum quia 
delictis, quibus ultimum debetur supplicium, matrimonium sol- 



Dav. MeTius, Commentarii in Jvs LTbecense Libri Y, 2. Ausg., 
1664. Lib. I, Alt. X, IL 60 ff., S. 224. 225. 
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Titar. Kov. 22 cap. 15 et 16; 2^ot. 117 cap. 3. tum qnia paria 
hie TidentoTy mortem ex merito esse infliotam, aut eam ita 
evitatam, ttt tarnen anfugiens pro mortao habeatar, dum mori 
debet inventus.*' Nach Meyius ist daher nicht bloss der Gk- 

sicbispunkt der malitiosa desertio hier für die Scheidung mass- 
gebend, sondern es hat nach seiner Meinung die Verhängung 
der Todesstrafe direkt eheauflösende Kraft, Einen grösseren 
Einfluss scheint Mevius auf die Entwicklung des eYangehschen 
Scheidungsrechts, soyiel ich sehe, nicht gehabt zu haben; 
zitiert wixd er in der Literatur nur selten, z. B, in den 
Tubinger Konsilien (s. u. Absohn. II, 8). 

Schliesslich seien hier noch Bnxtorf^) und der Italiener^) 
Gentiiis erwähnt, die beide Verbrechen und Strafen nicht 
als Scheidungsgrund ansehen, aber auch sonst auf einem stren- 
geren Stand]ii]iikt stehen^). 

Die vorerwähnten Juristen stiuunen im wesenUichen mit 
der Anschauung der Theologen ttberein, Verbrechen und 
Strafen sind nicht zur Scheidung ausreichend; bösliche Yer« 
lasBung wird in der Flucht wegen Yerbreohens nicht immer 
gesehen. Dennoch tritt insofern schon allgemeiner eine mildere 
Anschauung hervor, als der Frau nicht zugemutet wird, unter 
Gefährdung ihres eigenen und ihrer Kinder Wohls ihrem flüch- 
tigen oder des Landes verwiesenen Manne zu folgen. 

Es bleibt noch ein kurzer Bhck auf die Ausbildung der 
Lehre 

b) in der reformierten Eirche. 

Zwingli^) geht davon aus, dass die im Matthäus ge- 
gebene JBrlaubnis zur Scheidung bei Ehebruch sich nicht bloss 

J. Buxtorfius, Disg. de Spons. et Divort*, 1652} S. 127. 
«) Alb. Gentiiis, De nuptiia, 1614, S. 554. 

") Vergl. auch Schobiss, Diss. iurid. de Divortio v. 29. 6. 1662 
{JeoA 1716) I der in nnMorar Efesge ebenfalls einen ablebnwidai Stftnd- 
p nnlc t einnimmt» 

^} Zwing Ii, Oomment. mm Matth. Opera latina 71/ S. 228» 9. 
Bich t er a. a. 0. 8. 6 ff. Dove a. a, 0. 8. 478. 
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auf diesen Fall bezieht, sondern auf alle Verbrechen, die dem 
Ehebrach gleichBtehen oder schwerer sind als dieser. j^Quae 
enim Tel aeqaant Tel snperant adnltexia, at sunt proditionee, 
Toneficia, parricidia etc. cor exclttderet dommns?^ Er begründet 
diese Auffassung mit der sprachlichen Eigenart der Heiligen 
Schrift, die unter einer Spezies alle Spezies desselben Genus 
mitbegreife, also auch der Ausdruck Ehebruch für alle anderen 
Verbrechen mitgebraucht sei. Wie Richter ^) gezeigt hat, 
„fährt diese Anschauung auf Erasmus ^) und durch diesen auf 
Tiel ältere Quellen zurttck^. Hieraus ergibt sich, dass Zwingli 
anch Verbrechen in unserem Sinne unter die Ehescheidungs- 
gründe gerechnet hat; damit stimmt auch die Zfiricher Chor- 
gerichtsordnung überein (s. u.). 

Auf demselben Standpunkt wie Zwingli steht auch sein 
Schüler Bullinger^). Er beruft sich dabei auf die christ- 
lichen Kaiser: diese hätten „gleichs dem Ehebruch oder grössers, 
als mord, vergehen vnd yergleichen, bestimpte rechtmessige 
Trsachen zu der Scheidung sein geachtet^. 

Dagegen lasst Calvin *) nur Ehebruch als Scheidungsgrund 
gelten; „quia alias causas excogitant, quia supra magistrnm cae- 
lestem sapere Tolunt, merito sunt repudiandi''. Wenn er auch in 
den Ordonnances ecclesiastiques de GenCive ^) weiter geht und 
])ösliche Verlassung als Scheidungsgrund hinzunimmt, so ist 
jedenfalls eine Scheidung wegen Verbrechen und Strafen im 
Gebiet der calvinistischen Reformation nicht zugelassen. Dies 
hat auch in ausflOhrlicher Weise Calvins Freund Beza^) be* 



Richter a. a. 0. S. 7ff. 

Erasmus, Annot. in Nov. Test, 1515, Komment z. 1. Kor. VII, 

S. 329. 

,Au3 dem BiicbleiD Bullin geri vom Christlichen Ehestande" 
bei Saroerius, Buch vom heiligen Ehestand, 1556, Bl. 213 v. Richter 
a. a. 0. S. 11. Dove a. a. O. S« 479. 

*) Calvin, Eommentar snr BvaDgeUenharmome, ld67t S* 218. 

*) Richter, Eirohenordnnngen des 16. Jahrh. I, S. 849. 

«) Th. Beaa, De repnd. et divort, 1587, S.218if. 
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gründet. £r weist mit Entschiedenheit die Auflassung zurück, 
dftss es für die Scheidungsfrage Verbrechen gäbe, die gleich 
schwer wie der Ehebruch oder noch schwerer seien als dieser: 
„Potest enim qaispiam esse idolatra, haereticus, impius, et 
tarnen rata obligatione maiitus: adulter autem et maritus , id 
est, duorum sirnul esse caro nemo potest." Tut die Obrigkeit 
ihre Pflicht , so ist die Frage nach einer Scheidung bei Ver- 
brechen erledigt; tut sie es nicht, so liegt auch kein Grund 
Tor, die Ehe als getrennt anzusehen, solange der schuldige 
Teil noch lebt. Mag anch der Verbrecher durch die de- 
portatio und damnatio ad metalla den bürgerlichen Tod er- 
leiden, so ist er doch nur tot, quoad jura ciTitatis attinet: at 
in iis, quae natoralia sunt, sola mors naturalis dominatur. 
Itaque etsi deportatus desineret ciuis esse, taiuen homo est, 
viuit et mouetur, ideoque maritus esse non desinit. Der Ein- 
wand, es wäre dem unschuldigen Teile nicht zuzumuten, mit 
dem schuldigen, der infam geworden, wieder ehelich zu leben, 
entspricht nicht dem Wesen der Ehe; ;,hanc esse conjugii con- 
ditionem, yt mntuas miserias esse prorsns oporteat. Tum ergo, 
tantom abest, Tt innocens jure possit noceniem qnantumvis 
iustis poenis aiFectum deserere, Tt contra tum maxime ipsum 
oporteat quod eius fieri saluii conscientia polest ac debet in 
eins miseriae partem vemre et iustis ac aequis raüonibus om» 
nibus illum sublevare". 

Ist durch die Strafe, z. B. Galeerenstrafe, eine Portsetzung 
der ehelichen Gemeinschaft unmöglich geworden, so ist trotz* 
dem die Ehe nicht getrennt; „sed tarn praedpue potius vigere 
charitatem oportere". Beza bernft sich auch dafür, dass solche 
Strafen nicht scheiden, auf Jnstinian, indem er darauf hin- 
weist, dass Konstantin (1. 1 C. 5, 17) in einem solchen Falle 
die Scheidung in das Ermessen des unschuldigen Teils stelle. 
Petrus Martyr^), bei dem wir auch einen Anklang 



Fjetrua Martyr, Komment, z. 1. Kor. VII, 1551, S. 165. Riob- 
tor a. a. 0. S. 71. 
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an den Unterschied zwischen Christen und Unchristen finden, 
will als Scheidangsgnind nur Ehebnich gelten lassen. Er be« 
rttcksiehtigt jedoch die Meinimg derjeuigen, die ausser Bhe* 
bmch noch gleich schwere oder schwerere Verbrechen zu- 
lassen: „(^luac (sentcntia) licet impia iion sit, et fortasse non 
faciie refeiii pubsit: caeterum ego ut caiisas in scnpturis cx- 
pressas libetiter amplector, ita etiam ultra illas difficiie patior 
diuortiuin suos fines proferre.'^ 

Auch der Italiener H. Zanchius ^) steht auf diesem 
strengen Standpunkt, Tor allem aber auch der unter den 
deutschen Juristen grosses Ansehen geniessende H.Brouwer'), 
den wir der Vollständigkeit wegen hier mit anf&hren wollen. 
Nach diesem holländischen Juristen sind auf Grrund der Hei- 
ligen Schrift, die nur Ehebruch und bösliche Verlassung als 
ScheidungsgrOnde bezeichnet, Verbrechen nicht als solche zu 
betrachten^), ebensowenig wie die Bestrafung mit Jjandes- 
Verweisung. Bei der Frage nach der Folgepflicht der Frau 
schliesst er sich, indem er die Frage als eine streitige behan- 
delt, einer Meinung an, die dahin geht: Hat der Mann un- 
schuldig aus seinem Lande weichen müssen (z. B. hei der 
Flucht vor iniustac tyranni minae), so muss die Frau ihm 
folgen, falls sie sich nicht selbst den Vorwurf der bösliclien 
Verlassung zuziehen will. Hat der Mann aber wegen semer 
Verbrechen das Land verlassen müssen, so ist zwar die Frau 
hoch anzuerkennen, die trotzdem ihren Mann nicht yerlässt, 
doch ein Zwang zur Folge besteht nicht: „Non enim illa adeo 

>) Hier. Zanchius, De divortio. 1617, S. 33. 34. 

^) Heinr Bronwer, De iure coimnbionim, üb. II, c. alt, 1714, 
S, 7öOff. Kichtcr a. a. 0. S. 71. 72. 

•) Brouwer a. a. 0. S. 76o. „Ncque furtum, neque homicidium, 
neque plagium, aliudvc crimen sufficieas hodiö ratiu est, ut matrimoaii 
vinculum intcrcidatur. Simplicis furti poena, hodie cum fustigatioae 
deportatio eat, quae neque jure Romano inter uausas divortii nuincratur. 
Nov. 22, 0. Id. Caetera crimina non computat Christus, vel Apostolus 
gentiuiii Pauli» inter divortii eanasi, soliai sdolteni et malitioiae deter* 
tionis (ut oomiaunie est amtentia) mentioiiem ftusientes. 
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culpanda est, quae se non yult infami crimini miscere, prae- 
seitiin cum saWo pndore viz peregrinari possit, et in ezilio rem 
familiärem cum damno liberoram prodigere yereator.'' ISn 
Grand zur Seheidang ist jedoch auch in diesem Falle nidit 

gegeben. 

Schliesslich ist hier noch „der Carpzov der Reformierten ^) 
Gisbert Voet*) zu nennen. Im Gegensatz zu Hemming 
weist er die Ansicht zurück , dass Elocht wegen Verbrechens 
gegen dritte als bösliche Yerlassung anzusehen sei. Ist der 
Mann des Landes verwiesen, ohne dass Bückkehr za hoffen 
ist, so mnsB die Frau ihm folgen, „nt snae propriae et maritl 
conscientiae consnlat, ne ob defectmn continentiae in laqneoe 
diaboli incidat". Nur ein Verbrechen ^fundamentum conjugii 
subvertens" kann die Ehe scheiden, wie der Ehebruch; kein 
anderes ist diesem gleichzustellen. Die Ansicht Hemmings, 
man dürfe eine Frau nicht zwingen, ihrem verbreoherischen 
Gatten zu folgen, weist er damit zurück, dass er sagt, es 
handele sich hier nicht um einen Zwang in foro eztemo, sondern 
in foro conscientiae; da dürfe man anf die Fran einwirken, 
dass sie ihrem Manne, mit dem sie ein Fleisch geworden sei, 
nachtblge Nur in einem Falle braucht sie ihm nicht nach- 
zuziehen, wenn sie nämlich dadurch in Gefahr ihres Glaubens 
geraten würde. 

Wir finden in der reformierten Kirche einen erheblichen 
Unterschied in der Scheidnngslehre der Richtung Zwingiis und 
Calvins. WlUirend man anf der Seite Zwingiis durch ein 
eigenartiges SehriftTerst&ndnis zur Zulassung des Scheldungs* 
grundes Verbrechen und Strafen gelangte und die Gesetze der 
christlichen ETaiser damit in Einklang fand, blieb man anf 



») Richter a. a. 0. S. 72. 

^) Gisbert Voct, Politica Eoclesiastica, 1666, P. 1, Lib. III, tract. I, 
Seot ni, Gftp. y, S. 191. 192. 

*) Yoet s. s. 0. nQ<^<^ tsli in omq non debet se rabinliers osnii 
snse . . , deati non sabtraheret te nbi ipri stqnidem in idem tut oniüs 
crimen Ispsa esset ^ 
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OalTins Seite bei den anadrttcklidi in der Heiligen Schrift er« 
wähnten Grttnden stehen. Wie wir sahen, rerteidigte Beza 
diese ablehnende Haltnng Tor allem dnrch den Hinweis anf 

die innige Lebensgemeinschaft unter den Ehegatten, die anch 
bei tatsächlicher Trennung der (ji allen eine Lösung des Bandes 
nicht zulässt. Allerdings geschieht dies auch hier unter Be- 
zugnahme auf das rümiäche Recht, wie bei Bullinger, nur 
werden hier die Stellen angezogen, die sich gegen eine Scheidung 
im Falle der deportatio aussprechen. Auch die holländischen 
Beformierten zeigen dies strenge Festhalten an der Schrift. 

8. Die Gesetzgebung. 

In zahlreichen Kirchen- und Eheordnuogen beschäftigte 
sich die Gesetzgebung mit dem Scheidungsrecht Bei den 
grossen Schwierigkeit« n, denen sie gerade auf diesem Gebiele 
begegnete^), ist es nicht zu verwundern, dass wir besonders 
in der ersten Zeit fast nirgend eine eingehende Regelung des 
Scheidungsrechts finden. Schon die Zwiespältigkeit in der 
Lehre musste zu einem vorsichtigen Vorgehen in der Gesetz- 
gebung führen. In der Bogel werden nur Ehebruch und bös- 
liche Yerlassung — und diese auch in sehr verschiedener Aus- 
dehnung — als Scheidungsgründe angeführt. Einige Kirchen- 
ordnungen berufen sich zwar auf das kaiserliche Recht, z. B. 
die pfälzische Eheordnung vom Jahre 1563 Danach 
sollen die nicht in der Ordnung mit einbegriffenen Fälle nach 
der ^gegebenen jnformation und sonst nach göttlichen und kaiser* 
liehen Beohten*' entschieden werden. 

Auch die Ifib eckische Kirchenordnung vom Jahre 



') Richter a. a. 0. S. 51 ff. Goeschen, Dootrina de matrimonio 
ex ordin. Eccles. Evang. h u c. 16, 1848, S. 62. 

') Vergl. z. B. die Entwicklung der Eheg'esetzgebung in Württem- 
berg bei Hauber, Recht und iirauch a. a. 0. im 1. Kap. über die 
QaeUen des wtirttembergischen Eherechts. 

*) Eicht er, Xlrokenordnnngen des 16. Jabik. n, S. 257. 
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1531^) und die Kirchenordnung für den Hüttenberg 
imd das gemeine Land an der Lahn vom Jahre 1555^) 
▼erweisen auf göttliches und kaiserliches Becht Doch ist bei 
der sonstigen strengen Auffassung yon der ühescheidang in 
den Kirchenordnungen wohl anzunehmen, dass sie das kaiser- 
liche Recht nur, soweit es das göttliche erlaubte, in Anwen- 
dung brachten Erwähnt wird der Ehescheidungsgrund : Ver- 
brechen imd Strafen nur von sehr wenigen*), so von dem 
pfälzischen Bedenken von Ehesachen 1654^). Darin 
werden zunächst Ehebruch und bösliche Yerlassung als Schei- 
dungsgründe angeführt. Daneben, heisst es dann, zählen die 
kaiserlichen Bechte noch andere Gründe auf, ^^nemlich so der 
Man ein todschleger oder der Leuten mit gifft vergiebt, oder 
Räuber, oder mörder oder sich zu unzüchtigen Weibern ge- 
selt'*. In diesen kann zur Zeit nichts Gewisses beschlossen 
werden. Wenn sie sich begeben, sollen die Eherichter ^alle 
vmbstend wol erkundigen ynd bewegen, auch darin von den 
Landsfürsten, vnd den Juris consulüs behebt, vnd bescheid 
erholen, vnd hierin der büligkeit der massen einreumen, das 
die vnschuldig person, ?on wegen des schuldigen bossheit, 
nicht mit zwiefachem vnglück geplagt, inn gefahr des leibs 
Tnd der Seel durch die strenge des Bichters gesetzt werde ^; 

Wird hier also dem richterlichen Ermessen ein grosser 
Spielraum gelassen, so verhält sich dagegen ganz ablehnend die 
niedersächsische Kirchenordnung*) vom Jahre 1585. 

Richter, K.O. II, S. 148. 

2) Richter, K.O. H, S. 163. 

Vergl. Dietrich, Evang-eb'sches Ehe scheidungsrecht nach den 
Beatimmungen der K.O. des IG. Jalirh. In -Diss. Erl. 1892, S. 22. 

*) Auch die von E. Sehling, „Die evangeliaohen Kirchenordnitngen 
d«i \e, Jahrh, 1. Abt., l.HUfte, 1902** angeführten Orcbangen, weloHe 
wsh mit dem Eherecht besohäfUgen» Tor allem das celluche Ehebedenken 
Yon 1545 (S. 295) und die Dresdener Eheordnung von 1556 (S. 359 ff.) 
enthalten hierüber nichts. 

*) Richter, K.O. IT, S. 146. 147. 

*) Bichter, E.O. II, S. 471. 472. 
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Nor Ehebruch und bösliche Verlassung scheiden. ^Vncl was 
▼ber diese zwo Yrsachen noch andre von etlichen Keysem . . . 
angezogen werden, können nicht zur Ehescheidung genuchsam 
sein.'' Es werden daher Verbrechen wie Diebstahl und Mord 
sowie die über den einen Ehegatten verhängte Strafe der Ver- 
febtuiig und der Landesverweisung nicht als Scheidungsgr linde 
angesehen 

Die preussische Konsistorialordnung vom Jahre 
1584^), die sonst einen milden Standpunkt annimmt, indem 
siö auch bei „Tyranney, Gift und anderen Gefährlichkeiten^ 
eine Scheidung zuUtast, erwShnt Verbrechen und Strafen nicht 
als besonderen Scheidungsgrund 

Auf demselben Standpunkt finden wir die Ktrchenord- 
nungen des folgenden Jahrlmiulerts. Wenn sie diu Scheidungs- 
frage behandehi, so werden als Scheidungsgründe allein Ehe- 
bruch und bösliche Verlassung angeführt. Stets wird ernstlich 
zur Versöhnung gemahnt und die Vergehen^ Ehebruch u. s. w. 
streng bestraft, selbst nach Versöhnung der Ehegatten; Lebens- 
nachstellungen werden nur als Grund zur Scheidung von Tisch 
und Bett angesehen^). 

Anders stellt sich dagegen die Württembergiso he Ehe- 
und Ehe gerichtsordnung vom Jahre 158 7-^). Diese 
lässt eine Scheidung bei solchen Verbrechen eines Ehegatten 



') Richter, Beiträge S. 52. 

^) Richter, K.O. II, S. 466. 467. 468. 

Späterhin wurde jedoch auch in diesen Fällen eine Scheidung, 
allerding^s nur von Tisch und Bett , j^estattet. Vergl. bezüglich dieser 
Ordnung, die z,var nicht Gfesetz geworden ist, aber doch in der Praxis 
von weaentlicheiii 1 ^stimmendem Eintluss wurde, Richter, Beiträge 
S. 51. 52 und die Ausführungen über die Entwicklung des Scheidungs- 
rechts in Preussea im ETangelischen (iemeindeblatt v. .1. 1858, S. 13 ff. 
19 ff. 25 ff. 

^ Vergl. die Magdeburger Bhe- und VerlöbiiiwrdiHmg t. J. 
nnd die karsSchBisohe Bheordnuog vom J. 1624 (Mob er, 0. J. Br. Eoclet. 
1777, I, a 810. 811. 812; I, 955). 

Moser a. a. 0. II, S. 400, cap. XV, § 11. 
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ZQi die direkt gegen das Wesen der Ehe oder gegen den an- 
deren Ehegatten gerichtet sind: »Wir wollen auch, dase, wann 
Zeit wShiender Ehe sich ergeben wUrde* dass ein Ehegatt sich 
mit der höchst verdammlichen Sodomie oder mit Blut-Schand 

befleckt, oder seinem Ehe-Consorten mit öifft- Geben nach dem 
Leben gestellt, und der schuldige Teil entgiengo der Todes- 
Straff, um etwan mit einlauffender Umstände willen, dass, 
weilen durch dergleichen abscheuliche Verbrechen die Ehe- 
Treu und Vinculum immediate laedirt, und Substantia Matri- 
monii BO wohl, oder mehrers, als durch den Ehebruch und 
bosshafitige Yerlassung convellirt wird, auf dess unschuldigen 
Theils inständiges Ansuchen befindenden Dingen nach, ge- 
sprochen werden solle." Nicht so weit geht aber diese Ordnung 
bei anderen Verbrechen, rt^^o aber nach vollzogener Ehe 
ein solches Delictum von einem Ehe- Gemächt begangen wird, 
so finem conjugalem nicht Tiohrt und dessen Participation 
evitirt werden kan, ob sie schon schwär, und der Verbrecher 
aus seinen Ursachen, oder durch erlangende Gnad nicht mit 
der Todes- sondern nur mit einer Geld- oder mit Leibes-Straff: 
als dem Pranger, Fustigation und Lands- Verweisung, etc. an- 
gesehen worden, als da seynd Raub, Mord, Biebstahl, Tod- 
schlag, falsches Müntzen, etc. so soiie keine Total- Separation, 
auch quoad vinculauij erkennet, sondern das Unschuldige zur 
Gedult gewiesen, doch wider seinen AVillen dem relegirten, 
wo es dem Delicto sich nicht theilhafittig gemacht, nachzuziehen 
nicht angebalten werden*^ 

Znr Auflösung- der Verlöbnisse genügten jedoch solche Ver- 
brechen. „AVo aber dergleichen sonderliche Verbrechen sich noch vor 
vollzogener Ehe auf einen Bräutigam oder Braut äussern würden, und 
der unschuldige Theil hätte vorher davou gantz keine WissenschaÖft ge- 
habt, wäre auch seines Theils guten Praedicats, und wulte niit, der gleichen 
Person die Eheliche Zusug zu vollstrecken sich auf beschehenden Zu- 
spruch nicht disponiren lassen, sondern thäte um Cassation der Spon- 
salien ingt&ndigtt anraohen, ao Immh Wir Gnädigst gesohdien, dara in 
dergleichen FäUen gleickwolen die Ehe-Yersprüch nach Biofaterlieher Eir- 
kenntnÜM mögen aufgebebt werden Ottos er a. a. 0* §12). 
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Auf einem anderen Standpunkt, den Anschauungen Zwingiis 
entsprechend, stehen die schweiserisohen Kirdienardnongen: 
die Züricher OhorgerichtBordnung und die Baseier 
Kirehenordnnng (1525, 1529) 0. Sie gestatten eine 

Scheidung wegen Ehehruchs und grösserer Verbrechen, durch 
die jemand das Leben verwirkt, beide Ordnungen fast mit den- 
selben Worten. 

4. Die üebnng. 

Belege für die Uebong ') bilden in erster Linie die Eot- 
Bcheidnngen der Konsistorien nnd der I*akiiltftten, der juristi- 
schen wie der theologischen. Ausserdem sind uns noch eine 

Keihe von Rechtssprüchen ohne nähere Angabe der Herkunft 
überliefert, daher von geringerer Bedeutung. 

Eine Anzahl von Entscheidungen teilt uns Sarcerius^) 
mit, meist aber ohne Angabe der Herkunft; jedoch gibt 
Dedeken^) einige mit demselben Wortlaut und zum Teil mit 
Angabe der Herkunft wieder. Nach einem von Sarcerius 
(a. a. 0. S. 288) und Dedeken (a. a. 0. S. 340, 1) mit- 
geteilten Beditsspruch soll ein wegen Totschlags entflohener 
Ehemann als desertor malitiosus behandelt werden, falls er auf 
die übliche Vorladung hin nicht erscheint und schriftlich er- 
klärt, dass er nicht gewillt sei, sein Weib wieder zu sich zu 
nehmen. Bis in dieser Weise der Beweis für den animus 
deserendi erbracht ist, gilt aber die Frm als verpflichtet, 
ihrem Manne, dessen Aufenthalt in diesem Falle bekannt war, 
zu folgen oder wenigstens auf ihn zu warten, da er seinem 
Bruder geschrieben hatte, er wolle in sein Vaterland zurück- 



Richter, K.O. I, 22. I2G5 vergl. Hauber, Recht und Brauch 
8. 12. 13. 

^ Biehter, Bdtrige S. 43 £ Grsbner a. a. 0. S. 29 £P. 
*} S«rceriuf, Oorp. inr. mairim.« 1569. 
*) Dedeken, Thesauros oonnl., 1671. 
*) G-rftbner a. a. 0. 8. aO. 
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kehren« Hier ist also die malitiosa desertio als solche der 
Scheidimgegruiid, der Umstand, dass das Verbrechen die Yer- 
anlasBung sar Trennung gewesen war, föUt nicht ins G-ewicht. 
In einem anderen FaUe bei Sarcerius (fol. 304) wird eine 
Scheidung wegen deportatio, Acht n. s. w. unter Berufung auf 
1. 1 C. 5. 17 für unzulässig erklärt; Dedeken teilt diesen 
Fall als Entscheidung des Konsistoriums in Dresden 
mit Ferner finden wir bei Dedeken zwei hieher gehörige 
Erkenntnisse des Konsistoriums in Meissen. In 
beiden Fällen — bei dem einen handelt es sich um Landes- 
verweisung einer Frau wegen Zauberei'), bei dem anderen 
um Flucht eines Mannes wegen MünzTerbrechens — wird eine 
Scheidung nicht gestattet^. Ein Erkenntnis des Dres- 
dener Konsistoriums versagt sogar einer Verlobten eine 
andere Ehe einzugehen, als ihr Verlobter wegen einer in der 
TrunkLiiheit begangenen Körperverletzung mit nachiolgt iKiom 
Tode zur Staupe und ewiger Landesverweisung verurteilt 
war'^). Bemerkenswert ist jedoch, dass das kurfürstlich säch- 
sische Konsistorium im Falle von Insidien grundsätzlich der 
Meinung war, es könne hier durch ewige LandesTerweisung 
des schuldigen Ehegatten, der dann für bürgerlich tot zu er- 
achten sei, dem unschuldigen Teil zu einer neuen Ehe ?er- 

') Dedeken a. a. 0. S. 868. Die Stelle: „si casus, in qaem mari- 
tns inoidit non mutet uxoris affectum" wird hier in derselben Weise 
erklärt, wie wir es schon bei Melanchihon, der hier als Vorbild gedient 

zu haben scheint, fanden. 

•) Dedeken a. a. 0. S. 340. 

^) Dedeken a. a. 0. S, 340. Die Entscheidung gfeht dahin, „dass, 
obwol der Mann, wegen einer falschen Müntze, deren er bezüchtiget, 
flüchtig: wordi n, luid ein Zeitlang sein Weib sitzen lassen, so kann doch 
aem Vk'cib, üo er zu sich iurdeiTi lassen, vermüge tTuttiiclier Sohiifift, 
wegen angezogener Verbreohung, noch zur Zeit von ihme nicht geschie- 
und lossgezehlet werden, eondezn sie ist ihres Gewissens halben 
flobuldig, ihrem Ehemann zn folgen und beyanwohnen, und gebOhret ihr 
ohne das bey der WeltUohen Obrigkeit alle Mittel und Wege an saehen, 
damit ihr Ehemann müge au^geiöhnet werden. Y. R.W.^ 

^ Dedeken a. a. 0. S. 864. 
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holfen werden; eine solche Scheidung sei jedoch in der Praxis 
mit Bückaieht auf das geschriebene Recht ausgeschlossen, so* 
lange nicht eine besondere landesherrliche Konstitation hierfür 
ergangen sei Schliesslich ist noch anf ein Er kenntni s der 

theologischen Fakultät zu Jena*) vom 6. Oktober 
1579 hinzuweisen, das ebenfalls eine Scheidung bei einem 
wegen Diebstahls des Landes verwiesenen Manne versagt, da 
nach gf)tt]ichem Wort und chriätUchen fechten nur Ehebruch 
und bösliche Verlassung Scheid ungsgründe seien. 

In zweiter Linie sind für die Ermittlung der Uebung die 
mittelbaren Berichte über die Entscheidungen wichtig, wie wir 
sie ebenfalls bei Sarcerius finden. Dieser hatte, wie oben 
erwähnt, bei Herausgabe des Bedenkens etlicher Theologen 
lebhaften Widerspruch gefunden und daher in der zweiten 
und dritten Ausgabe seines Buches (1556, 1569) zu jenem 
Bedenken eine Reihe von Zusätzen gemacht, die seine ab- 
weichende Ansicht dartun sollten. Dabei nimmt er nun vor 
allem auf die KonsistorialpraxiB Rücksicht» so dass man wohl 
ohne Gefahr auf diese Ton seinen Zusätzen schliessen kann^). 
Wir finden darin die in den genannten Entscheidungen aus- 
gesprochene Verwerfung des Scheidungsgrundes: Verbrechen 
und Strafen grundsätzlich bestätigt. Doch ist nicht ausge- 
schlossen, dass dem unschuldigen Ehegatten durch eine Schei- 
dung im Wege der böslichen Verlassung geholfen wird. 8o be- 
merkt Sarcerius (fol. 225 v.): „Viel ehrlicher ynd gelehrter Leute 
seyn auch gentzlich der meynung, dass man hierinnen die 
Billigkeit behertzigen wöUe, vnd den msohuldigen Personen 
jre Gewissen nicht Tnrtthig machen, jnen ynmügliche Ding 
nicht auff legen, dadurch sie dann weiter zu scband und Un- 
tugend möchten gereitzt werden. So ist auch das Sprichwort 
wol zu betrachten: Es ist ein leicht Ding, auss eines andern 



Bbd. a. ft. 0. S. 861. 862. GrXbner a. 0. & 80. 81. 
^ Ebd. S. 864. 
*) Mejer a. a. 0. B, 189. 
Albraolit, Ywbreobea «ad Strfttak als EhewAeldiuigsgrattd. 4 
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Haut riemen schneiden. Denn wo manchem die sache selbs 
angieng, er würde etwa nicht so geschwinde wider die vn- 
leholdigea Trtheil feilen. Doch habe ich auch etliche der 
nwem Bechtsinrüche geseh^^ ^ diese, so Todschlags 
Tnd dergleichen laster halben entwichen, Citieit haben, ynd 
wo sie indess nicht kommen, oder die Weiber zu sich an 
andere orte gefordert, jnen Eheliche Beywohnung zu thmi, 
dass man sie für mutwillige Verlasser endtlicli geachtet hat 
vnd jren Weibern anderweit sich zu Tcrehelichen nachge* 
lassen." 

£in Schiusa auf die Bechtsprechung der Konsistorien lüsst 
sich auch aus den Aeussenmgen der Juristen und Theologen 
ziehen, die Mitglieder der Konsistorien waren. Wir 

sahen, dass man sich in Wittenberg, wo die Juristen 
Mauser, Schneide win, Wesenbeck, Monner im Konsistorium 
Sassen ^) , auf einem ablehnenden Standpunkt bezüglich des 
Scheidimgsgrundes Verbrechen und Straten verhielt, ebenso 
auch in Rostock, wo Cbyträus und Wigand Mitglieder des 
Konsistoriums waren, und im 17. Jahrhundert dort Tamow 
und Coihmaim^. Von letsterem gibt es eine Sammlung Ton 
Besponsen, die jedoch nichts Hierhergehdriges enthält, wie 
auch sonst die Konsilienliteratur jener Zeit für unsere Frage 
nur eine geringe Ausbeute gewährt^). Erwähnt bei hier ein 
in der Sammlung von Besold: Consilia Tubing. mit- 
geteiltes Oousilium Besolds Tom 20. Juni 1629 (Cons. P. 
m, 96). 

Es handelte sich um eine Frau, die ihrem Manne G^ld, 
das ihm Ton der Stadt anTertraut war, entwendet hatte. Der 



^) Mejer a. a. 0. S. 157. 

^) Mejer a. a. 0. S. 205. 206. Buchka, Das meeUenboigiaebe 
EbeMSiddungsreoht S. S2ff. 

*) So lassen die Oonsüia matrimomalia a ZQletto et Budcero colr 
lecta 1586} ferner Frnckmann, Gonrilia s. responsa 1605; desg^eidiea 
Beatus, Senteal defin. Sar. matrim. 1611, eine Entseheidiing über 
unsere IVage vennissett. 
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Diebstabl war entdeckt worden; ihr Sohn erster Ehe, der 
mitbeteiligt gewesen war, wurde hingerichtet. Sie selber aber 
war entflohen, und weigerte sich, zu ihrem Manne zoriick- 
znkebren; den Diebstahl gab sie zn; sie erklärte anscbflcklich, 

dass sie von ihrem Manne los sein wollte. Es fragte sich nun, 
ob eine Scheidung zu gestatten sei. In seinem consilmm wei^t 
Besold darauf hin, dass grundsätzlicli eine Scheidung wegen 
eines Verbrechens nicht stattfinden könne: Dessen aber alles 
TDgeacht, hefinden sich bey gegenwärtigem Fall, sondere vnd 
solche Ymbständ, derenthalben ex nsu et praxi consistoriornm 
Ecclesüksticomm Angnstanae Confessionis eine gäntzliche Ehe- 
scheidnng in allweg zu gestatten. Dann Erstlichen dieses 
Weib non ex justa seu probabili causa, nulla item honesta 
ratione coacta, sed ob proprium delictum sich von Hauss be- 
geben: Thut sich auch auff gerichtlich beschehene Oitation 
erklären, dass sie nimmermehr zu dem Manne begehre.^ Damit 
sind alle Merkmale der böslichen Yerlassimg gegeben, und die 
Ehe kann ans diesem Grunde geschieden werden. Allerdings fiällt 
ausserdem flQr die Ehescheidung noch ein anderer Grund ins 
Gewicht, nämlich die Lebensnachstellungen, deren sich die Frau 
ihrem Manne gegenüber schuldig gemacht hatte, wie Besold 
dann ausführlich darlegt. Trotzdem ist wohl aus der Be- 
stimmtheit, mit der er in der FlnrJit wegen Verbrechens einen 
Fall der desertio malitiosa sieht, zu schhessen, dass er auch 
ohne das Vorliegen der Lebensnachstellungai zu einer Schei- 
dnng gelangt wäre. Dies ist umso bemerkenswerter, als Besold 
sonst nicht auf dem Standpunkt steht, dass hei der Flucht 
wegen Yerbrechens eine Scheidung aus dem Gesichtspunkte 
der böslichen Yerlassung stattfinden könne, wie man aus seinem : 
Juridico-politicus discursus de nuptiis (il>21) entnehmen kann. 
In diesem Werke erwähnt er zwnv jenen Fall nicht, verweist 
aber bezüglich weiterer Auaführungen auf die "Werke von 
Kitzel, Mentzer, Amisäus u. a. , die sich ia der Hauptsache 
alle gegen eine Scheidung in dieser Frage aussprechen (s. ob. 
S. S6. 35. 28). 
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Von den beiden EntscheidttDgen, die B. Oarpzor an 
dem oben besprochenen Orte (S. 683) anführt, ist die erste 
Yom 11. August 1628 und geht dahin: 

„Ist Heinrich F. yor 6 Jahren Biebstals wegen zum 
Strange venirtheilet, aber :uis Churfürstlicher Gnade mit stäupen- 
schlagen des Landes ewig verwiesen worden. Ob nun wohl 
Maria sein Eheweib hierbevor Yon solchem diebstal keine 
wissenschafffc gehabt, sondern erst 14 tage nach gehaltener 
Hochzeit dieees offenbar worden, nach mehrem Inhalt ewrer 
frage. Dieweil aber dergleichen rerbrechung und erlittene 
straffe keine ToUnzogene Ehe aufheben kann; So mag ihr 
noch zur zeit in andere wege sieh hinwieder zu yerehehgen 
nicht verstattet werden. Hcätte aber gedachter ihr Ehemann 
sich ihrer nicht angenommen, noch ihr etwas zu entbieten 
lassen, dass sie nicht wissen könte, wo er hinkommen und ob 
er todt oder noch am leben sey. So wäre ihr unbenommen, 
bey uns wider ihn, als einen Verlasser seines Eheweibes, umb 
Edictalcitation anzuhalten, auff welchen Fall, wann er durch 
einen Anwalten zuerscheinen zu gewöhnlicher frist vorge« 
laden, und nichts darauff einwenden lassen würde, der loss- 
zehlung und anderweit Vereheligung hülber in der sachen er- 
gehet, was recht ist." 

Aus diesem Erkenntnis geht zunächst hervor, dass es im 
sächsischen Oberkonsistorium allgemeine Uebung war, oder 
wenigstens ihm nicht fremd, dass um Verbrechens willen ver- 
wiesene Ehegatten wie bösliche Verlasser behandelt wurden, 
falls sie sich um den anderen Gatten nicht bekümmerten. Es 
ist daher auffallend, dass Oarpzoy diese Entscheidung ohne 
weitere Bemerkung als Stütze seiner Ansicht anführt, da er 
doch selber den Unschuld isren Teil dem schuldigen nachfolgen 
lässt. Noch aus einem anderen Grunde ist die Mitteilung 
gerade dieses Erkenntnisses, das allerdings die grundsätzliche 
Ausschliessung des Scheidnngsgrundes: Verbrechen und Strafen 
ausspricht, bemerkenswert. GarpzoT hat bei seinen Aus* 
fÜhrungen offenbar die Fälle im Auge, bei denen die Ver- 



Digitized by Google 



Vfirbradhen nnd Strafen all Eheioheidiiiigignmd. 53 

brechen während bestehender Ehe begangen sind und dann 
die Frage entsteht, ob die durch Ausweisung herbeigeführte 
Trennung der Ehegatten zu einer Scheidung führt. Hier aber 
ist dem Wortlaute nach das Verbrechen Tor der Eheschliessung 

begangen; 14 Tage nacli der Hochzeit merkte erst die Frau 
etwas davon, die, wie es scheint, bei Kenntnis der erioigten 
Bestrafung ihres Ehemannes die Ehe nicht eingegangen wäre; 
es lag also hier eher ein Grund zur Nichtigkeitserklärung als 
zur Scheidung der Ehe yor. 

Schliesslich erscheint mir der Hinweis auf die Möglichkeit 
eines dem PaUe der btSslichen Yerlassung entsprechenden Ver- 
fahrens auf den yorliegenden Fall nicht zu passen. Die Frau 
hat 14 Tage nach der Hochzeit von der Jiubtrai'ung erfahren, 
und wird wahrscheinlich bald darauf die Klage auf Scheidung 
erhoben, bezw. um (jrestattung der anderweiten Verehelichung 
gebeten haben. Die Verurteilung wegen Diebstahls ist aber 
sechs Jahre vorher erfolgt; der Ehemann wird sich also jetzt 
ausserhalb des ihm verbotenen Gebietes befinden; dort hat er 
auch geheiratet und eine Trennung der Ehegatten wegen 
Ausweisung des einen Teils kommt gar nicht in Frage. 
Meines Erachtens ist daher der Hinweis auf die malitiosa 
desertio nur als eine allgemeine Bemerkung zu erklären, die 
für den Fall gegeben wird, dass ein Ehegattti wegen Ver- 
brechens verwiesen und dadurch eine Trennung der Gatten 
herbeigeführt wird. 

Aehnlich liegt die zweite von Oarpzov mitgeteiite Ent* 
Scheidung vom 28. Januar 1609. 

„Habt ihr vorm Jahre ewer Tochter Marthen Hansen S. 
ehelichen versprochen und zugesagt, worauff auch Hochzeit 
gehalten worden. Es hat sich aber iiiinmelir befunden, dass 
gedachter ihr Ehemann zu G. vor dreyen rralircu wegen be- 
gangenen Diebstals, indem er einem Kauifman sm& freyem 
Marckte einen beutel mit Gelde aus den Hosen gezogen, offent- 
hchen zur stäupen geschlagen und der Gerichte dess Orts 
ewig verwiesen worden, dahero ihr vermeynet, es könte ewre 
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Tochter hinwieder umb von ihm geachieden werden. Ob nun 
wol weder ihr noch bemeldte ewre Tochter zur zeit des ge- 
troffenen YertöbnÜBS und gehaltenen Hochzeit dammb Wiasen- 
Bchafft getragen: dieweil aber der begangene diebstal und dessen 
beschehene bestraffung zu aufhebung der Ehe keine genüg- 
same V'rsach geben mag; So kan auch dissfals zwischen mehr- 
ermelter ewrer Tochter und dero Ehemann die Ehe nicht ge- 
trennt, noch ihr m andre wege sich zuvereheligen ^erstattet 
und nachgelassen werden. V. R. W." 

Auch hier ist also das Verbrechen vor der Eheschliessung 
begangen und es wird eine Scheidung bezw. Nichtigkeits- 
erklftrung der Ehe wegen begangenen Yerbreohens für un- 
statthaft erklärt; dass sie auch in diesem Fall, wie oben, Tom 
Gesichtspunkt der böslichen Verlassung aus, falls die in dem 
ersten Erkenntnis erwähnten Voraussetzungen vorgelegen 
hilf ton, gestattet worden wäre, steht meines Erachtens bei der 
Aehnlichkeit beider Fälle ausser Zweifel. Aber auch sonst 
lag der Praxis eine Scheidung der Ehe auf Grund der Flucht 
wegen Verbrechens aus dem Gksichts^unkte der böslichen 
Verlassung nicht fem. Dies ' ergeben dmge von Oh. Fh. 
Richter^), der Ordinarius an der Juristenfakultät der Uni- 
versität Jena und Mitglied des Hofgerichts daselbst war, mit- 
geteilten Entscheidungen. 

Richter weist zunächst darauf hin, dass grundsätzlich eine 
Frau ihrem verbannten Manne zu folgen habe — er bezieht 
sich hier auch auf das Beispiel vom Weibe Kains — und 
hierzu angehalten werden müsse. „Et ita in CoUe^^o nostro 
mens. Decembr. Anno 1616 dedsum fuit: dass das Weib 
ihrem Mann aus der Herrschaft zu folgen fleissi^^ angemahnet 
werde, sie kan aber wider ihren Willen dazu nicht genöthiget 
und gezwungen werden. V.R.W."-) Von einer Scheidung 



Oh. Fh. Riohter, Oentoria vaiiamm Jiirii Beotnonnin Jen* 1668 t 
Yergl. Stintzing, QeBfdL der deutsch. Eechtswissensdi. II| S. 150. 
*) Ph. Biohter a. a. 0. 1, Deois. 9, n. 8» S. 108. 
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kann jedoch in einem solchen Falle ^ wie Richter an anderer 
Stelle^) ausdrücklich ampricht, nicht die \Bede sein« „Hinc 
incidenter notare labet, qnod matrimonium ob fartum Tel aliad 
delictnm a conjuge commissum, dissolyi neqneat ... Et ita in 

CoUegio nostro Mens. Februar An. 1628 Andreae Tirbachen 
zu München- Gosserstett Responsum fuit: dass das Wuib wegen 
ihres Mannes begangenen Diebstahls und daliero rührigen 
blossen Flucht einen andern Mann zu neinnen nicht befugt. 

et ita in eadem causa decisum fuit: Es ist des Mannes 

Diebstahl, wenn er beym Leben bleibt, nnd keinen Ehebrach 
begehet, noch seinem Weib eheliche Lieb, Tren nnd Bey 
wohnnng versagt, nicht genugsam, sie von ihm zu scheiden.'' 
Diese letzte Bemerkung „noch seinem Weib Eheliche Lieb, 
Treu und Beywohnung yersagt^ läbbt duiaui' acliliessen, dass, 
falls der flüchtige Ehegatte sich nur um seine Frau nicht 
kümmerte, eine Scheidung der Ehe wegen böslicher Verlassung 
gestattet worden wäre. Dem würde auch eine weitere Ton 
Richter mitgeteilte Entscheidung entsprechen, die sich zwar 
in erster Idnie mit der Frage, ob Ehebruch ipso jure scheide, 
beschäftigt, sich aber auch für unsere Frage, ob der flüchtige 
Yerbrecher als malitiosus desertor angesehen werden kann, 
Terw urteil läüst '). Nachdem Richter aubgeiuhrt hat, dass Ehe- 
bruch ipso jure nicht scheide, d. h. dass die Selbstscheidung 
nicht gestattet sei, führt er folgendes Beispiel an: „ . . . in 
CoUegio nostro men. Sept. An. 1625 ad requisitionem Ursulen, 
Herman Friesens uxoris zu Erffiirt pronunciatum fuit: Wan- 
gleich Landkfindig, dass euer Ehemann Herman Friese, ein 
Bottioher, rorm hiJben Jahr mit einer ledigen Birnen fleisch- 
liche Unzucht getrieben, und nachmals die ron ihm Ge* 
schwängerte erschlagen, auch in der ermordeten Leibe nach 
ihrem Todt die Frucht sich noch gereget, darau£f gedachter 

*) Ebd. U. dso. 8, n. 15, S. 75. 76| auch Ob. Pb. Biohter, 
Oonrilia et responta, Jena 1665, Bd. 2 (1668) oone. 508 (S. 1401. 1402); 
ferner eone. 410 (S. 1168, 9). 

*) Ph. Hiehter a. a. 0. II, Dec. 88, n. dl ff., S. 264. 
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Friese flüchtig worden: So 8eyd ihr doch noch zur Zeit euch 
anderweit zaTerehelichen nicht befugt, sondern damit, biss ihr 
▼on ihm lossgezehlet, oder er todt seye, za warten schuldig, 
mmassen denn, wenn die Eheecheidnng bey seinem Leben ge- 
schehen 8ol, Ton ench wider den flüchtigen Mann Gitation 
auszubringen, \, R. W." 

Das8 bei einer Landesverweisung wegen Verbrechens 
eine Scheidung nur zulässig st i. wenn die Merkmale der 
malitiofia desertio vorliegen, linden wir auch ausdrücklich in 
einem von Richter^) mitgeteilten Erkenntnis der Jenenser 
Jnristeniakultät yom September 1667 ansgesprodien. „Ob 
nnn wohl der aussgebrochene IHebetal, und darauff erfolgte 
Bestraffnng keine genügsame TJrsach zur Ehescheidung ist; 
dennoch aber und dieweil euren Bericht nach bemeldte Lucia 
Margaretha nach ihrer Bestraffung sich wenig mehr umb ihren 
Ehemann bekümmert, noch ihme etwas zu entbieten lassen, 
also dass er nicht weiss, wo sie hinkommen, und ob sie todt 
oder lebendig sey, so ist bey so gestalten Sachen, bemeldter 
Terlassener Ehemann seine Desertion Klage anzustellen wohl 
befugt.'' 

Endlich spricht sich auch der Schluss einer bergischen 

Pro vinzialsynode aus dem Jahre 1611'^) für die Scheidung 
der Ehe eines flüchtigen Verbrechers, sofern die Merkmale 
der malitiosa desertio vorliegen, aus: 

fiOh eine solche Jb'rau, deren Manu vor 7 Jahren be- 
gangenen Todschlags wegen verwichen und die Zeit über 
ganz nichts entboten, zur andern Ehe schreiten könne? 
B. Ja, wenn sie es begehrt und mit Gutachten der Obrigkeit 
alles geschieht 



Ch. Fh.,Bichter, Consilia II, resp. 408, S. 1167; 8. Gräbner 
a. a. 0. & dO. 

*i Jacob 1011, UrkaBdeDMunmlimg zum r]iei]i.-wettphft]. ev. K.R. 
ISÜ; 8. 178, § 4. 
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6. Ergebnis. 

GrandBätzHch war, wie wir nmi als herrschende Meinung 
im 16. und 17. Jahrhundert, der auch die G^esetzgebnng und 

TTebung entsprach, feststellen können, eine Scheidung wegen 
yer])rechen und Strafen unzulässig. Die (iriindü tlafür waren 
in der Hauptsache folgende^). Zunächst stand die Ueberzeu- 
guug, dass mit Rücksicht auf die Aussprüche der Heiligen 
Schrift nur Verbrechen gegen die Ehe selbst als Scheidungs- 
gründe in Betracht kommen könnten, der Zulassung einer 
Scheidung auch bei Verbrechen gegen dritte Personen ent- 
gegen. Als das wesentlichste Merkmal der Ehe sah man die 
Ton Gt)tt gewollte Eünheit des Fleisches an. Wurde gegen 
diese vcrstoböen, so konnte die Scheidung, obwohl die Ehe 
nach göttlicher Einrichtung unlösbar sein sollte, doch geschehen, 
wie Christus selber im Falle des Ehebruchs eine Scheidung 
für zulässig erklärte. Die von Paulus gestattete Freiheit des 
Gläubigen vom Ungläubigen, falls dieser sich Ton jenem ge- 
trennt hatte, wurde auf jede bösliche Verlassung ausgedehnt, 
die man ja auch deshalb unbedenklich als Scheidungsgrund 
auffassen konnte, da auch hier die eheliche Gememschaft voll- 
ständig zerstört war; aus dem gleichen Grunde lag im Falle 
der Verweigerung der ehelichen Pflicht eine Scheidunp^ nahe. 
Wie schwer es aber wurde, über diese Scheidungsgründe hniaus- 
zugehen, zeigt schon die grosse Meinungsverschiedenheit in der 
Frage nach der Scheidung im Falle der Lebensnachstellungen 
und Misshandlungen. Eine Handhabe zu einer Erweiterung 
der Scheidungsgründe bot das kaiserliche Becht und die eigen- 
tümliche Vorstellung Ton dem ünterschiede zwischen Christen 
und Ünchristen. Für diese wollte man, wie oben hervor- 
gehoben, ein freieres Scheidungsrecht anerkennen, und man 
hätte auf diesem Wege auch zur Scheidung wegen Verbrechen 



>) Vergl« Hubrich a. a* 0. S. 106 ff. G r I b n e r a. a. 0. S. 28 ff. 29 ff. 
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und Strafen gelangen können, da man nicht die KoTelle 117 
heranzog, sondern die lex ConsoiBa. Dodi drang jene Bich- 
tting, welche anf einen Unterschied in der Behandlung der 

Christen und ünchristen hinwies, gegenüber der anderen nicht 
durch, die für alle ein gleiches Scheidtingsrecht auf biblischer 
Grundlage angewandt wissen wollte. Hinzu kam ferner, dass 
man in der Regel bei den römischen ächeidungsgründen nicht 
üher Lebensnachstellungen und Misshandlnngen hinaosging; 
dasB man insbesondere trotz der Bestimmangen der lex Consensa 
die Verbrechen gegen dritte nicht unter die Scheidongsgrttnde 
aufnahm, hatte seinen Onmd in folgender fast allgemein herr- 
schender Anschauung, die man als eine fernere Hanptnrsache 
für die Nichtanerkennung des Scheidungsgrundes: Verbrechen 
und Strafen bezeichnen kann. 

Man ging nämlich davon aus, dass Verbrechen eines Khe* 
gatten, sowie deren Bestrafung, als ein Unglück anzusehen 
seien y das die Gatten gemeinsam zu tragen hätten. Diese 
Auffassung hielt man auch, wie vir sahen, mit Rücksicht auf 
das Beispiel vom Weihe Kains in der Heiligen Schrift für 
begründet Damit war zunächst ausgesprochen, dass das Yer» 
brechen an sich, nämlich die hiedurch bewiesene Verworfen- 
heit des Charakters, dem unschuldigen Ehegatten k(iii Recht 
auf eine Scheidung geben konnte. Ebensowenig bot die auf 
das Verbrechen folgende Strafe wegen ihres entehrenden Cha- 
rakters einen zulässigen Scheidungsgrund. Zweifelhaft war 
nur, wie man sich zu der damals sehr häufig angewandten 
IStrafe der LandesTcrweisung bezüglich der Folgepflicht des 
unschuldigen Ehegatten stellen sollte; die gleiche Schwierigkeit 
lag dann vor, wenn sich der verbrecherische Ehegatte der 
Bestrafung durch die Flucht entzogen hatte. Wie wir sahen, 
verlangte die herrschende Meinung grundsatzhch , dass die 
Frau ihrem des Landes verwiesenen oder wegen Verbrechens 
Süchtigen Gratten folge, während man allerdings für den Mann 
eine derartige Folgepflicht aus nahe liegenden Gründen in 
«dieser Weise nicht aussprach. Es . lag aber auf der Hand, 
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dass die Folgen dieses G^nuidsatzes oft recht nobillige sein 
muBsten, und vie vir sahen, neigte man sich in der Lehre 
Yfie in der Ilehnng aHrofthüch einer milderen Auffassung zu, 

indem man schliesslich drivon absah, die Frau zur achfolge 
ZU zwingen. Der Grund hiezii lag vor allem in der Erwä- 
gung, dass man der Frau nicht zumuten könne, mit Gefahr 
ihrer Kinder und ihrer eigenen Ehrbariceit dem Manne nach* 
zuziehen, zumal sie durch die Trennung zn einem ehelosen 
Lehen genötigt w&re nnd dadarch schon genug unter der 
Strafe des Mannes zu leiden hätte. Der Zulassung einer neuen 
Ehe aher stand, abgesehen yon der Heiligen Schrift, auch das 
kaiserliche Recht im Wege, dessen Bestimmungen über die 
Scheidung der Ehe im Fall der deportatio man schlechthin 
als ein Verbot der Scheidung in diesem Fall auffasste. 

Trotzdem gelangte man schUesslich in einzelnen Fällen 
zu einer Scheidung im Fall der Trennung der £hegatten durch 
Verweisung oder JPlucht wegen Verbrechens. Binmal mag 
die Art und Weise, wie man die Ausweisttng im Fall der 
Lebensnachstellungen und Misshandlungen handhabte, nicht 
ohne Einfluss geblieben sein; dort wurde der eine Ehegatte 
verwiesen, um für den anderen besser sorgen zu können, 
d. h. schliesslich durch eine zweite Heirat^); so sprechen sich 
vor allem die Eheordnungen des 17. Jahrhunderts aus. Es 
lag daher nahe, die Verweisung bei Verbrechen gegen dritte 
ebenso zu behandeln. Von grosserem Einfluss aber war die 
Aehnlichkeit, die man in dieser Trennung Tor allem hei der 
Flucht wegen Verbrechens, mit der böslichen Verlassung fand, 
wobei man freilich von dem animus dirimendi matrimonii auf 
Seiten des flüchtigen Verbrechers absehen musste. Von dem 
Gesichtspunkt aus, dass auch hier durch die Schuld des einen 
Ehegatten eine Trennung herbeigeführt war, konnte man unter 
den Formen des Desertionsprozesses eine Scheidung bei Ver- 



VergL die Beratscblagang des sfioha. Eonnstoriams bei Dedeken 
a. a. 0. in, 528/24 (Ausg. y. J. 1628). 
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brechen und Strafen vornehmen. Doch verlangte man meist, 
um die ehezerreiBsende Absicht des Verbrechers als Torhanden 
hinsteUen zu können, den Nachweis, dass sich dieser um seinen 
zurückgebliebenen Ehegatten nicht gekümmert und ihn yor 

allem ohne iSachricht von seinem Verbleib gelassen hatte. 
Dieser Auffassung neigte man sich, wie wir aus mehreren 
Beispielen sahen, auch in der Praxis zu, wenn auch nicht 
allgemein. 

Die Zahl der von den Schriftstellern mitgeteilten Ent- 
scheidungen ist allerdings, soweit sie unsere Frage angehen,- 
äusserst gering. IHes zeigt ^), dass die Falle, in dmen eine 
Scheidung wegen Verbrechen und Strafen eintreten konnte, 

verhältnismässig selten waren; und dies hat, wie schon hervor- 
gehoben, seinen Grund m der Härte des damaligen Strafrechts. 
Die wohl am häutigbten vorkommenden schweren Verbrechen : 
Tötung, Diebstahl u. s. w. wurden meist mit dem Tode be- 
straft — yergl. z. B. die Art. 137, 175 d, O.C.O., auch die ' 
sächsischen Konstitutionen F. IV c, S ff. , c. 32. — Zu den 
nächst schweren und am häufigsten angewandten Strafen ge- 
hörte die Landesverweisung. In diesem Falle entwickelten 
sich die Verhältnisse wie oben ausgeführt; in jenem war die 
Frage nach einer Scheidung überflüssig, der Tod hatte ge- 
schieden. Da mm die Todesstrafe verhältnismässig viel häutiger 
verhängt wurde als heutzutage, so lag auch ein weit geringeres 
Bedürfnis Yor, Yerbrechen und Strafen als einen besonderen 
Scheidungsgrund hinzustellen; es wurde Tielmehr auf eine 
Losung der Scheidungsfrage durch Bestrafung des sdiuldigen 
Teils mit dem Tode wiederholt in der Lehre hingewiesen und 
der Obrigkeit in dieser Beziehung strenge PflichterfÖllnng an- 
geraten *). 

Dies war, wie wir sahen, die herrschende Anschauung in 

Abgesehen davon, dass die mir zar Verfügung stehenden Matd" 
riiHen keine enchöpfende Kaehrioht geben kdnnen. 

*) Vergl. Melanehthon, De ooniagio; Abschnitt: de olficio Msgi- 
itratuB in tnendis legibus ooniugü. 
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der Lehre sowohl^ wie in der Gesetzgebung und Uebung; un- 
bestritten war sie jedoch nicht. So fanden wir bei den 
Zwinglianem ein freieres Scheidiingsiecht yermöge ihrer be- 
sonderen Schriflanslegung. Andere, wie Lambert und das 

Bedenken bei Sarcerius gingen davon aus, dass der Ehegatte, 
der ein todes würdiges Verbrechen begangen hat, mit dem Recht 
auf das Leben zugleich das Recht auf die Aufrechterlialtung 
der Ehe verliert; sie liessen daher eine Scheidung bei todes- 
würdigen Verbrechen zu. Auch der Begriff des bürgerlichen 
Todes, den man in der Strafe der ewigen Landesyerweisung 
sah, wQide zu Gunsten der Scheidong angewendet, indem man 
dem die Ehe zerstörenden natürlichen Tode den bürgerlichen 
Tod an die Seite stellte. Jedoch wurde diese Auffassung Ton 
anderen, z. B. von Gerhard, lebhaft bekäiiij)it. Bei denen, 
die sich für eine Scheidung im Falle von Verbrechen und 
Strafen aussprechen, finden wir das Gemeinsame, dass sie ein 
grösseres G-ewicht auf das Entehrende der Verbrechen und 
ihrer Bestrafung legen. Der zu Grunde liegende Gedanke, 
dass die Ehegatten sich nicht bloss Treue in geschlechtlicher 
Hinsicht schuldig sind, sondern auch ein derartiges Wohl- 
yerhalten, dass nicht der andere Teil in Schmach und Schande 
fallt, wie es bei ehrlosen Verbrechern des einen Teils der 
Fall ist, drang jedoch nicht durch; und Bucer, der ihn am 
schärfsten entwickelt hat, steht ziemlich vereinzelt da. Da- 
gegen finden wir die genauere Unterscheidung zwischen den 
Pflichten der Ehegatten und die Ableitung der Scheidungs* 
gründe aus deren Verletzung in der Folgezeit wieder und 
zwar auf der Grundlage des Naturrechts. 
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Abschnitt II. 

Verbrechen und Strafen als Eliesclieidangsgrund 

nach evangeliscliein Kirchenreclit vom Ausgang 
des 17. bis zum Anfang des 18. Jahrhunderts. 



Auch in diesem ZeitabschDitt, der imter der Herrschaft 
des Natnrrechts steht, woll^ wir zunächst eine Entwicklimg 
der Lehre geben, indem wir die Anschaanngen der Haupt- 
vertreter derselben im einzelnen besprechen. Bei der ver- 
änderten Auffassung der Ehe als eines bürgerlichen Vertrags- 
verhäitnisses trat die theologische Behandlungsweise der 
Scheidungsgründe zurück. Die Ekegesetze verloren ihren 
kirchlichen Charakter; vor allem aber ging die Rechtsprechung 
fast ausschliesslich in die Hände der Jurist«! üher, Erst im 
19. Jahrhundert gewann, wie wir im Abschnitt m sehen werden, 
der EmfluBs der Theologen wieder grössere Bedeutung. Es 
soll daher im folgenden Abschnitt von einer gesonderten Be- 
handlung der theologischen Vertreter der Lehre abgesehen 
werden. 

1. Die Lehre. 

Wir beginnen mit Hugo Grotins^), der zwar der Zeit 
nach schon in den zuerst behandelten Zeitraum gehört, jedoch 

') Hugo Grotius, Aonotationes in Hbroa Ihranigel. (1641), ad 
Matth, y, 82, B.97£ Eiokter, Beltrlg« S. 59. 69. 71; vergL Tho- 
lnck, Aiu1«giuig der Bagpndigt 8. 272. 
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als dex* erste, der die Scheidongs^age vom natorrechtlichen 
Standpunkt aas behandelt, hier einzureihen ist. 

In seinen annotationes in libroe EvangeL yemeint Grotius, 
der sich den Aitasprflclien der Heiligen Schrift in ahnlicher 
Weise gegenüberstellt wie Lnther^), die Frage, ob Christus 
mit der Ansnahme des Ehebmchs bei dem Scheidungsverbot 
jeden anderen Sckcidungsgrund abgelehnt habe. Das Schei- 
dungsverbot Cliristi sei ein ganz fill{^emeines und unterliege 
daher den Ausnahmen ex naturaii aequitate wie jedes Gesetz 
in allgemeiner Fassung; dies zeigten auch schon die Schrift- 
steilen Marie* X. 11, 1. Kor. VU. 10, in denen das Scheidnngs- 
Terbot ganz allgemein wiederholt sei, denn der von Gott ge- 
wollte Zustand sei die Unauflösbarkeit der Ehe^. Eine solche 
Ausnahme yon dem ScheidungSTerbot ex naturali aequitate sei 
der Ehebruch. „Videndum ergo est, uii eadem aequitas non 
]iossit etiam in aliis casjibus, «juarnquam minus frequentibus, 
ideoque memoratu haudaeque necessarüs, locum habere/ So 
hält er eine Scheidung im Falle der Lebensnachstellungen und 
der Tötung des eigenen Kindes für gestattet. Er tut dies mit 
Rttcksioht darauf, dass der Efaezweck nicht bloss in der pro- 
creatio soboUs, sondern auch in dem mutuum auzilium be- 
stSnde, daher man nicht sagen kOnne: „adulterium magis quam 
caetera crimina pugnare cum üiie matnuiüiui. " „Nec quid- 
quam potest contractui tarn arctae societatis magis esse ad- 
?ersum quam quod in vitain committitur" (a. a. O. S. 99). 
Dass Grotius aber bei den caetera crimina auch Verbrechen 
in unserem Sinne im Auge hat, ist unwahrscheinlich, da er 
neben Lebensnachstellungen nur die Tötung des eigenen Kindes 
auffOhrt, die doch die eheliche Gemeinschaft ganz besonders 
zu erschüttern geeignet ist. Zudem ist er einer Erweiterung 
der Scheidungsgründe nicht geneigt. Nachdrücklich weist er 
darauf hin, dass es Christenpflicht sei, . die Ehe nicht zu trennen, 



Grotias a. a, 0. S. 97. 
*j Yergl. Grotius, De iure beUi sc paois II, V § 9, 3. 
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sondern in jedem Fall eine Aussöhnung zu versuchen, wie er 
denn auch selbst keine bestimmten Scheidungsgründe festsetzen 
will: ^Nihü definio, nihil certi pronnntio; Valeat in dubio ea 
sententia, qoae qnam mazime sanctam et incondueam vult esse 
matrimonii Mem: ne temere nunpamns vincnlum a Deo in* 
stitntum^ (a. a. O. S. 113). Aber trotz aller seiner Ehrfdrcht 
vor der Ehe als einer göttlichen Stiftung sehen wir doch, dass 
Grotius unter einem ganz neuen Gesichtspunkt die Scheidungs- 
fnige betrachtet. Denn wenn er an das göttliche Scheidungs- 
verbot denselben Massstab legt wie an weltliche Gesetze und 
dadurch zu einer von der Heiligen Schrift durchaus unab- 
hängigen Behandlnngsweise der Ehescheidung gelangt» so war 
damit die Bahn betreten, die zu der Auffassung der Ehe als 
eines rein bürgerlichen YertragsTerhSltmsses fähren musste. 
Zwar hatten schon die Reformatoren den bürgerlichen Cha- 
rakter der Ehe betont, doch war dies mehr in Bezug auf die 
Zuständigkeit in Ehesachen als gerade in Bezug auf die 
Scheidungsgründe geschehen und war auch in der Folgezeit 
mehr und mehr vergessen . Jetzt sah man aber auch för die 
Scheidungs&age in der Ehe ein bargerliches BechtsTerhältnis 
und betrachtete als das Hauptmerkmal der ScbeidungsgrOnde 
den Vertragsbruch, so schon der für das Eherecht besonders 
wichtig gewordene Pufendorf^). 

Er geht davon aus, dass die Ehe ein Vertrag ist, der auf 
gegenseitige Hingabe des Körpers in engster Lebensgemein- 
schaft hinzielt Wie jeder Vertrag wird daher die Ehe ge- 
löst, wenn ein Ehegatte die essentialia capita pacti verletzt. 

') Sam. Pufendorf, De Jure. Natiirae et G-entium, 1706, Lib. II, 
Cap. 1. De matrimonio Ö. 793 ff. Richter a. a. 0. S. 66 ff. Habrich 
a. a. 0. S. 57. 

^) Pufendorf a. a. 0. S. 810: „Igitor matrimonnim reguläre et 
perfeetam «o natorali ratiom, vitaeqne «nviEs uioi aptiaaunnm, praeter 
paetom de praebendo corpore hoe qnoque comprehmditi ut luror viro 
oontmiio oohabitet» adeoqne in arotüaixnam vitae eodetotem, eandemqae 
famiUam oom ipao eoaleeoati edncandae commodins soboli, et ad miitiivm 
vitae aiudlinin Binral ao reoreatioDan. 
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Der andere Teil wird durch die YertragsTerletzong frei and 
kann za einer neuen Ehe achreiten. Zweck der Ehe ist die 
procreatio sobolis; hieza ist die mntna oorpornm praebitio 

wesentlich. Bösliche Verlassung und Verweigerung der ehe- 
lichen Pflicht machen jene unmöglich und sind daher Schei- 
dungsgründe. Da femer der Mann senif l igf nun Kinder er- 
ziehen möchte und will, dass seine Gattin ihm allein angehört, 
so ist auch Ehebruch Scheidungsgrond (a. a. O. S. 830). Da- 
durch , dass die Folxl sich einem anderen freiwillig hingibt^ 
bricht sie den mit ihrem Manne geschlossenen Vertrag: „linde 
adparet, quod adulterium et malitiosa desertio ad dirortium 
sufficere judicentur, id non provenire ex peculiari lege divina 
posiUva, quasi istae duae exceptiones insolubilitati matrimonii 
fuerint additae: sed quia communis pactorum natura est, ut 
quando una pars conTentis non stetit, neque altera amplius 
teneatur (S. 831)0* 

Die sobolis procreatio ist zwar der Hauptzweck, jedoch 
nicht der einzige Zweck der Ehe; es kommt noch die con- 
versatio familiaris hinzu, die bei intolerabiles mores und nimia 
saevitia unmöglich wird. Intolerabiles mores und nimia saevitia 
gewähren daher ebenfalls einen Scheidungsgrund, mag auch 
die conservatio familiaris nur ein Nebenzweck der Ehe sein; 
denn nno eodemque pacto, et de praebendo corpore, et de 
couTersatione familiari inter coi\juges convenitur, et sie ita 
muttto Telut implicita sunt, ut cum uno alterom quoque simul 
abrumpi videatur (a. a. O. S. 883). Was Pufendorf unter 
conversatio familiaris und den sie zerstörenden intolerabiles 

Bezüglich der Yertrogmatar der Elie sei hier noch auf eine Be- 
merkung Pufendorfs in seinen Observationes iuris nnirersi, 1757, Abt. 161, 
S. 425 ff. hingewiesen, in der er die Ehe als einen bonae fidei contractus 
bezeichnet; er bespricht an dieser -Stf^Ue einen Fall, in dem die Ehe 
wegen emes der Frau zur Last lallenden dolus causam dans für nichtig 
erklärt wird. Es hatte nämlich die Frau eines Pfarrers vor der Ehe- 
Bchliesaung ein schweres Verbrechen (strafbar nach Art. 162 C.C.C.) be- 
gangen, von welchem aber der Pfarrer bei Eingehuug der Ehe nichts 
giewtimt liatte« 

Albreohti Twbfecliea md Stoafen «It EhMMAddnngsgrand. 5 
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mores Tersteht, wird aus den Pflichten eraichtUeh, welche die 
Ehegatten nach Pnfendorf gegeneinander haben: Dafür, daas 
die Fraa ihren ErSfiben entsprechend den Mann in der Führung 

des Hauswesens und in der Erziehung der Kinder unterstützt, 
ist er ihr Schutz und gute Behandlung scliuldig (a. a. O. 
S. 832). In demselben Sinne spricht er sich bei seiner 
Stellungnahme Milton ^) gegenüber aus. Dieser hatte die iu- 
cunda conrersatio in einer Weise in den Yordergnmd gestellt^ 
dass er geneigt war, die Ehe überall da zu trennen, wo, wie 
man zu sagen pflegt, die Gatten nicht zueinander passen. 
Pnfendorf betont ihm gegenüber die procreatio sobolis"); die 
geistigen Eigenschaften der Frau und die Annehmlichkeiten, 
die dem Manne in dieser Beziehung erwachsen, schätzt er nur 
gering ein. „Satius ergo fuerit, minus alte philosophari et 
communi muHerum genio considerato, pro sat commoda com- 
pare habere foeminam, quae in generanda et educanda sobole, 
simnlqne capessenda curae domesticae parte yiro operampraestat; 
ntnt de caetero drca meditandam si^entiam param aiQnmenti 
qneat affere* (a. a. O. S. 886). Da also Pnfendorf eine so 
innige Geistesübereinstimmung wie Milton nicht für nStig er* 
achtet, scheint er auch bei den intolerabiles mores, zumal er 
sie auch mit nimia saevitia zusammenstellt, mehr ein unerträg- 
liches Verhalten im Auge zu haben, wie es sich in Lebens- 
nachstellungen und Misshandlungen zeigt, als ein sonstiges 
Verhalten, das in dem anderen Gatten notwendig das Ge* 
fühl der Abneigung hervormfen und diesen auch in der 
eigenen Ehre schwer sch&digen mnss, wie es bei Verbrechen 



Kichtcr a. a. 0. S, 67 ff. Milton, TJeber Lehre und Wesen 
der Ehescheidung; nach der abgekürzten Form des George Bomett, deutsch 
vou F, V. Holt7.endorf f, 1855. 

*) Puftäiidurf a. a. 0. S. 835 ff. Vergl. zu dieser Auffassung, dass 
die Frau zu einer couversatio iucuuda wenig geeignet, und dasa daher 
die Hebrang üffiltons über die disparitas animorum, soweit sie für eine 
Sofaddimg in Betndii kommt, 'nmiehtig sei, ThomaeioBi Inst. Juris* 
prad. Bim. 1088, L m, o. III, § 68, S. 184. 
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des einen Teils der Fall ist. Dagegen gelangt Pnfendorf 
auf einem anderen Wege zu der Zulassung des Scheidungs- 
grundes Verbrechen und Strafen. Wie schon hervorgehoben, 
liegt nach Pufendorf das Wesen der Ehe in der mutua prae- 
bitio corporum. Diese wird bei böslicher Veriassung unmöglich. 
^Idem dicendum est, cum alter coigagtim sna culpa et delicto 
effecit, ut a conjuge divellatar, neqiie amplius cum conjnge 
cobabitare possit, ut si ergastnlo praesertim perpetuo conjux 
tradatnr, Tel nzor in perijataum relegetnr Pnfendorf lässt 
daher eine Scheidung wegen Verbrechens ans dem Gesiclits- 
punkte zu, dasb durch die Bestrafung des Verbrechens die 
Ehegatten getrennt werden und damit die mutua ])raebitio 
corporum ausgeschlossen wird. Dass er danach auch Jj'iucht 
wegen Verbrechens als Scheidungsgnmd anerkannt haben wird, 
ist nicht nnwahrscheinlicL Zwar sagt er % davon ausgehend^ 
dasB mit ffopvsCa jede Verletztmg der efaeUdien Treue gemeint 
sei ^erfidia sen violatio fidei datae): ^Bationi enim convenienB 
est, ut omnes casus perfidiae ad dirortinm snfficiant, quales 
sunt insidiae vitae conjugis structae procuratio abortus et quae 
sunt generis eiusdem" ; man könnte hieraus vielleicht auf eine 
etwas innerlichere Auffassung der iides coniugalis schliessen; 
dennoch zeigt die hiezu gehörige Anmerkung^), dass er die 
eheliche Treue wesentlich in der Wahrung der Geschlechts- 
gemeinschaft sieht 

Pnfendorf ging also trotz seiner verfinderten Anschauung 
über das Wesen der Ehe nicht über die Scheidungsgründe 
hinaus, die wir schon im I. Abscliintt anerkannt fanden. Ehe 
wir uns jedoch zu denen wenden, die in weiterem Ausbau seiner 
Lehre zu einem ausgedehnteren Scheidungsrecht gelangten, 
wollen wir noch die Anschauungen zweier Juristen betrachten, 
die zwar nicht von naturrechtlichen Gesichtspunkten ausgingen, 
vielmehr den ältere Anschauungen folgten, aber doch auf die 

Pu 1 en dorf, Ohscrv. iuris imiv., 1757, Obs. 160, § 28, S. 497, Aum. 
») Ebd. § 28, 8. 417. 
') Vergl. ob. Anm. 1. 
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Gestaltung des Scheidungsrechts massgebeaden Einflnss geübt 
haben: Stryk und Bruckner. 

Stryk ^) Tertritt eine Auffassung, die grosse Aebnlichkeit 
mit den in dem erwähnten Buche von Sarcerius geäusserten 
Ansc■llauun^?en hat. AVenn jemand ein Verbrechen, das un- 
bedingt mit dem Tode bestraft wird, begangen, sich aber der 
Bestrafung durch die Flucht entzogen hat, ist eine Scheidung 
znmdassen. nQnia enim mors diasohit matrimonitun, illnd 
quoque, quod morte piandnm tantae efficacaae erit, non nt 
ipso jure dissolyat, sed ut instam dissolvendi causam praebeat 
Judicio Ecclesiastico si per fugam se mortis poenae subtraxerit.'' 
"Wäre der Verbrecher zugegen gewesen, so wäre durch seinen 
Tod luium lür eine neue Ehe geschaffen worden. Ein Fall 
der bösUchen Yerlassung liegt jedoch nach Stryk nicht vor, 
es sei denn der animus deserendi vorhanden. Ist das Ver- 
brechen nicht eines, das mit dem Todoi sondm das nur mit 
relegatio oder deportatio bestraft wird, so tritt eine Ehescbei* 
dung nicht ein, auch nicht wegen bdslicher Yerlassung, da es 
ja an dem animus deserendi fehlt. Stryk weist hiebei auf die 
Uebereinstimmung des ius canonicum mit dem ins civile hin 
(c. 2 X de div. IV 19 und 1. 1 C. de rep. 5. 17, nov. 22 c. 13). 
„Hodie — matrimonium ita non solvi, extra dubium esse 
censeo^ (a. a* O. S. 243). Bei der I'rage, ob die Frau ihrem 
des Landes verwiesenen Manne zu folgen habe, entscheidet 
sich Stryk dahin, dass das Ermessen des Bichters bestimmen 
soUe^ ob die Frau ohne Schaden ihrer Familie und ohne Q-e- 
iahrdung ihrer eigenen Ehrbarkeit folgen könne. 

Bruckner-') bezeichnet die Auliassung, dass nur wegen 
Ehebruchs und böslicher Verlassung eine Scheidung vom Bande 



^) San. Stryk, Tractatus de dissensu sponsal. Scct. V de deser. 
§ 15 ff fSupplem. zu Brunne manns Jus eccles. Richter a. a. 0. S. 69. 
Hiaschius. Zeitschr. f. K.R., Bd. 2, S. 25,6. 

Hier. Bruck n er i, Decisiones iuris matriraonialis controversi, 1724, 
P. II, IC. 17. 18. Richter a. a. 0. S. 69. 70. Stintzing, Gesch. d. 
Rcditsw. III. Teil v. Laudaberg S. 52. 53. 
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ZU gestatten sei, als die „communis et recepta inter Theologos 
et J.Ctoe nostrae et reformatae religioma Opinio^ ; demgegen* 
Über zeige aber die KoErietorialpiazis, daaa auch noch ans 
yerschiedenen anderen Ghründen eine Scheidung znl&ssig sei. 

Diese Auffassung, die gewohnheitsrechtlich angenommen sei, 
fusse aber nicht auf den Worten der Heihgen Schrift, sondern 
der extensiven Interpretation der betieifcnden Schriftstellen, 
sowie den weltlichen Gesetzen 0* Den Ausdruck X6^o<; siopveiag 
yersteht Brackner dahin^ dass dieser nicht bloss den Ehebruch 
am&ese, sondern auch „aüa Orimina contra Foedus Coi^jugiale, 
qnibtts Animas Coigügis Innooentia a CoigugiB Nocentis ulte- 
riori Oobabitatione abalienatnr.^ Es ist daher nicht die Zer* 
reissung der Geschlechtsgemeinschaft als solche das für die 
Scheidung wesentliche Moment, sondern dio Zerstörung der 
fidcs conjugialis: „per Adulterium — nec Forma Conjugu, 
nec Unitas Camis cum Oonjuge soluta recte dici potest, sed 
qnia per Adulterium et Crimina affinia contra Fidem Conjugialem 
agitnr, Conscientiae et Arbitrio Partis Innocentis relinquitur, 
an Ooiqaginm cum Nocente conünnare, an yero per Sententiam 
Jndieis iUnd reecindi petere TeKt^ 

Unter diesem allgemeinen Gesichtspunkt der Verletzung 
der ehelichen Treue betrachtet Bruckner auch die Scheidung 
in unserem Fall. Verbrechen sowie die deshalb verhängten 
Strafen scheiden nicht per se, sondern per consequentiam: „si 
Tel nterqneConinnx, Tel saltemlnnocens, AffectionemOoniagialem 

^) Bruckner a. a. 0. Cap. XVIT. „Quamvia propter Adulterium, 
Sodomiam et Concubitum cnin Daemone, apud Protestantea et Reformatoa 
hodie Divortia, etiam quoad Yinunlum, concedanhir, id tarnen non ex 
Verbia textuum S. Scripturae, sed ex Interpretatione Doctorum extenaiTa, 
et Legibus Magistratuum Politicorum venit"; ierner Cap. 18, S. 65: 
Propter malitiosam Deaertionem cui Absentia propter Delictum, pertinax 
Debiti Cünjugialis Denegatio, Saevitia intolerabilis, et Insidiae vitae 
stmctae aequiparantur hodie apud Ph>te«tftntes et Befannatofl, etiam 
inter Coi^juges miiiw Beligionii» Divortiiim Tenun permittitur, non qtudem 
ex Terbii Soriptime, eed itidem per Biteipretttionem eztenciTUii et ex 
CSooiaetndine leeepta*. 
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deponat (1. 5 § 1 D. 48. 20, l 1 C. 5. 17) aut etiam, d 
InnocfiDB nee possit, nee velit, nec teneator Nocentem sequi, 
liie Tero fieceptionem a Magistratu anpremo impetrare nequeat, 
et iste Bemedium Inoontinentiae aecondam illnd 1. C!or. 7, r. 2 
petat.^ Das oft angefahrte Beispiel vom Weibe Kains weist 
er zurück; da die Schrift nichts darüber sage, was zwiücheii 
den Gratten vorgegangen seL „Licet auteni Caini Uxor Jure 
8U0 usa nun sit, quod hoc praejudicat aliis Maritis et üxoribus, 
qaorum Bea Oeconomiae Soli Mutatiouem non permittunt?^ 
Die frau biaudit nach Bruckner ihrem verbannten Manne 
nicht zu folgen, ^ai iUnd Batio domestica et Utilitas com- 
monis liberonim et Honeetas Uzoris non pennittat (a. a. 0. 
S. 4). Noch viel weniger aber kann dem Manne auferlegt 
werden ) ut Uxorem, ob Delictam relegatam vel etiam fusti- 
gatam cum Detrimento honoris , Ofßcii et Kei familiaris se- 
quatur*^ (a. a. 0. S. 4). 

Das gleiche ist der ¥aXi, wenn ein Ehegatte wegen Ver- 
brechens geflohen ist ; der zurückgebliebene Teil braucht nicht 
za folgen und darf sich, falls er ohne einen Ehegatten nicht 
auskommen kann, wieder yeiiieiraten 0« 

Auf die Yon Bruckner mitgetdlten praktischen FSUe 
werden wir später noch zu sprechen kommen. 

In der Hauptsache begründet also Bruckner die Scheidung 
bei Verbrechen und Strafen damit, dass duixh sie die afFectio 
conjugialis yemichtet wird. Während man aber früher in dieser 
Ausnahme, die die L 1 0. 5. 17 macht, einen Hin was auf die 
Verbrechen sah, die man als gegen die Ehe selber begangen 



^) Bruckner a. a. 0. S. 78, Cap. 18: „ad Absenüam propter De- 
lietam oommiasniiii etiam qi»e absque Animo, Yineolom Conjugü com 
Oonjuge dond nliota abrampendi, fit, qnaado actlioet mia peiiona ex 
Ooi\)ugati8, praedpae two TJzor, Metn FoeoM oapitalis» piopter Delicttun 
oommianim meriiae^ inuninentia, anfiigit in Begionei eacterM, et Marita» 
innooeuB interim Domi sine Uzore diu aoUtuie viTero nec vnlt nec potett» 
üxorem etiam flagitiosam et fuinonMam, ao simul fugitivam, cum Banun 
•nsram domefticaram Jactnza izieparabili, aeqoi non teocinr'*. 
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bezeichnete, erblickt Bruckner in freierer "Weise dariü die Ge- 
stattung der Scheidung für den Fall, dass der eine Gatte durch 
das Verbrechen des anderen, abgesehen von der durch das 
Verhalten desselben verursachten Vermögenszerrtittung, sich 
selbst mit Schmach und Schande bedeckt sieht und daher nicbt 
mehr die Liebe und das Vertraaen zu ihm bat, um die Ehe 
mit ibm fortsetzen zu können. 

Eine ähnliche Benntzung der Stelle LI 0. 5. 17 finden 
wir auch bei Cocceii den wir daher gleich hier einreihen. 
Die i^Vage. ob die Ehe durch deportatio, damnatio ad triremes, 
ad operas pubhcas u. s. w. gelöst werde, entscheidet er ver- 
nemend unter Berufung auf das römische Becht, jedoch fügt 
er binzn (1. 1 C. 5. 17): „si innocens conjnx animum con- 
jngalem non mutet." Dieser Znsatz mildert seine strenge Aqf- 
fassang bedeutend; denn dann liegt es bei dem unschuldigen 
Teil, ob die Ehe fortbestehen soll oder nicht; d. h. Ver- 
bannung u. 8. w. ist ein Scheidungsgrund, wenn auch die Ehe 
dadurch nicht ipso iure gelöst wird. Fühlt sich der unschul- 
dige Ehegatte durch das verbrecherische Verhalten des anderen 
so gekränkt, dass er glaubt, die Ehe nicht fortsetzen zu 
können, so kann er die Scheidung beanspruchen; ein Zwang, 
die Ehe aufrecht zu erhalten, besteht nicht: „Kam si hic 
(maritalis affectns) deficiat, iusta di?ortü causa est: neque 
enim conjux scelerum conjugis particeps fieti tenetor.^ Dies 
entspricht auch der Anschauung Cocceiis, dass nicht bloss auf 
Grund gegenseitiger Uebereinkuntt sondern auch bei un- 



t) Oooceii, Jar. dT. oontiOT. P. II, 1766, üb. 24, T. II, Q. II, 
a 167 

Oocceii a. a. 0. S. 169: „Equidem si consentiimt co^juges^ du- 
hinm vix est jare natnraU , matrimoniam tolli : idque ex natanli iUa 
ratioiie, quod id, qaod mutuo consensu (K>iitractam est, mutuo quoque 
disiensu dissolvi itemm possit." Dies sei auch den Vorsoliriften der 
Heil. Schrift nicht entgegen, da diese nur von dem Fall sprächen: „Wann 
sich ieinand von seinem Weibe scheidet, non vero de casui wann sioh 
beyde mit gutem Willen voneinander scheiden.** 
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Tersöhjüidieiu Widerwillen, ixümicitia capitalis, des einen Ehe- 
gatten ^r^jren den anderen, eine Scheidung zu gestatten sei. 
Mit der Heiligen Schrift findet er sich in der Weise ab, dass 
er deren Aussprüche nicht als Terbindliche Gesetze, sondern als 
Regeln für den Znstand der Vollkommenheit anffasst. Nach 
dem Vorgange Mosis sei jede Obrigkeit berechtigt, ausser 
Ehebruch und böslicher Verlassung noch andere Scheidungs- 
grüiide aufzustellen, wenn auch die Eliegerichte meist nur aus 
diesen Gründen eine Scheidung aubs|jiächen. Zur Unter- 
stützung seiner Ansführungen führt Cocceü ein Kesponsum 
der theologischen nnd juristischen Fakoltät zu Frankfurt Tom 
27. August 1714 an. Dieses erachtet eine Scheidung der Ehe 
durcb den Landesherm weg^ iniraicitia capitalis für zulässig 
und ist dadurch bemerkenswert, dass es auf die conjunctio 
animorum denselben AVert legt wie auf die conjuiK tio cor- 
porum. Wir werden sehen, dass der hierin liegende Grund- 
satz: die Zerstörung der Geschlechtseinheit der Ehegatten ist 
nicht die einzige Voraussetzung der Scheidung, auch £är 
unsere Frage Ton Bedeutung geworden ist. 

Die naturrechtliche Auffassungsweise der Ehescfaeidnngy 
die wir eben auch von Ck>cceii yertreten sahen, hatte in- 
zwischen ihren Hauptyerfechter in Eayser^) gefunden; 
in seiner berühmten, unter dem Vorsitz von J. H. Böhmer 
gehaltenen Dissertation: De iure Principis Evangelici circa 
divortia (21. Sept. 1715) behandelte er auch unsere Frage aus- 
führlich. Indem Kayser in der Ehe ein negotium civile*) 
sieht, hält er eine Scheidung aus den Gründen für angebxachti 
quae (causae) matrimonii eiusdemque essentiae contrariae 
sänt, et pacti conjugalis in his yiclationem in se c<mtaneant. 
Idque directo Tel per consequentiam" (S. 52 a. a. 0.). Als 

Richter a. a. 0. S. 70. Habrich a. a. 0. 8.59. 109. 
*i „Hatnmomimi in M et md natnm luhil aliud eaae, quam nsgo* 
tium cxnU hnmannm; vnde nee aliter oonnderaii debet in furo, quam 
vt ootttraotiu ewae pnncipis r^otofi ad deoonm et emoliuBientiUB rei 
pnblieae'^ (a. a. 0. S. 81). 
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ünis mathmomi bezeichnet er mutuum adiutorium et soboüs 
procreatio; bei Vereitelung dieses Ehezweckes ist eine Schei- 
dung ztL gestatten. Hat nun die IVau ein delictom infimuuui 
begangen, gleich ob es ein todeewttrdiges war oder nicht 
(a. a. O. S. 55), and ist sie deshalb rerwiesen worden oder 
durch die Flacht der Verarteilang zuTorgekommen, so ist der 
unschuldige Ehegatte berechtigt, Scheidung zu verlangen. 
Denn eine derartige Bestrafung macht den Ycrl)r(>cher ipbo 
jure infamis; er wird als ein membrum putridum aus der 
menschlichen Gesellschaft aosgestossen und für tot geachtet. 
g£it coi omnia ciuium oommercia sant interdicta, qni potent 
in societate coniagali numere, qoae famae integzitatem non 
minas sibi vindicat quam reliqoae.^ (a. a. 0. 8. 56.) Eayser 
begründet seine Meinang weniger damit, dass durch die 
Trennung infolge der Verbannung das ehehche Leben tatsäch- 
lich unmöglich geworden ist, als dass yielmehr dem unschuldigen 
Teil die Fortsetzung der Ehe mit einem ehrlosen Verbrecher 
nicht zugemutet werden kann Es liegt daher eine Vereitelung 
des Ehezwecks Tomehmlich in der Bichtung auf das mutanm 
adiutorium Tor, wenn der eine Ehegatte ein deMctnm iniismans 
begangen hat. Nachdem dann Kayser noch im folgenden auf 
die yielTerbreitete Anschauung, dass die Verbannung wegen 
Verbrechens als ein Fall der desertio malitiosa anzusehen sei, 
hingewiesen hat, gibt er in längerer Ausführung die Gründe 
der Gegner, insbesondere Carpzcvs wieder, die sie gegen eine 
Scheidung im Fall von Verbrechen und Strafen geltend ge- 
macht hatten. Hierbei behandelt er die römischen Quellen- 

*) "Welchen "Wert Kayser auf die geistio^e Uebereinstimmung- der 
Ehegatten im Gegensatz zu der klteren Auffassung, die diesen Punkt 
in der Scheidungsfrage nur sehr wenig berQcksichtigte, legt, zeigen seine 
AufiOiniiigeii besBgUdi d«r Tirage, ob morw iatokrabflM ae disparitas 
ao xemtenlia animomm alt ScheidQiigBgrSnde ansof^am Baien t »Parnm 
intenaae videbatnr, an animo an oorpore le separat ooignx, qni» haee 
äno tam iveta oopola debent ease coninneta, vt aninonnii -vnio abeqne 
eoipoKia oomunotioiie matrimoniiim did neqneat» neo oocporia ooniunctio 
abaqiiia anhnomm ^nione honeste eadgi ant praeatari poadt." 
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stellen bezüglich der Scheidung wegou deportatio besonders 
ausführlich (s. Einl.) und kommt zu dem Ergebnis, dass auch 
das römische Recht eine Scheidung wegen deportatio zulasse; 
hienuis folgert er: „Vöde si ab e» ad exilinm et relfigationem 
argumentum daoere fiw est, propter his quoqae canaas ex 
paritate rationis hodie diaortinm facere Hcebit^ (a. a. O. S. 62). 
Mit der hier geäoBserten Anschaumig stmunen auch die Aas- 
lEthnmgen Kaysers in einer spateren Schrift — Ftmdamenta 
doctnnac de divortiis ed. tert. 1737, § 39, S. 46. 47 — überein. 
in der er auf die von Michaelis (3. u.) erhobenen Einwürfe 
erwidert. Auch hier weist er vor allem darauf hin, dass man 
es dem unschuldigen Ehegatten . nicht zumuten könne, mit dem 
Terbreoherisohen Gatten zusammenzaleben. Wenn Miciiaalis 
ein Verbrechen, das natura sna die Ehe scheide, verlange, 
so könne das nor Ehebruch sein, da er (Michaelis) ja diesen 
allein als seiner Natur nach znr Lösung des Ehebandes ge- 
eignet bezeichne, während er doch selber Verbrechen als 
Scheidungsgrund zuliesse, quae eandem cum adulterio rationeni 
hätten und teils schwerer, teils ebenso schwer als Ehebruch 
seien; vielmehr Terletzten alle Verbrechen ihrer Natur nach 
„tarn KTctam societatem ob perpetuam animomm renitentiam, 
qnae a parte innocentis perpetno est mansora«^ 

Kaiser wnrde wegen der erstgenannten Schrift heftig 
befehdet, besonders von dem Pastor Lange Jjd nnserer 
Frage weicht jedoch dieser Theologe nicht erheblich von 
Kayser ab. Er hatte fast zu derselben Zeit wie dieser seine 
ausführliche Abhandlung über die Ehe herausgegeben, in der 
er die Ausnahme des Ehebruchs im Scheidungsverbot der 
Heiligen Schrift in der Bedeutung als ratio adulterii nimmt 
und daher überall da eine Scheidmig dntreten lasst, wo dnrch 
ein Verbrechen wie der Ehebrach oder em schwereres die 
ehelidie Trene verletzt ist; auf diese Weise glaubt er die 



.T. M. Lauge, Tractatus de nuptüs et div. 1716, VI, § 8 ff., 
S. 187 ff. 
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Aeusserunc^en Christi und Pauli miteinander vereinigen ?:u 
können. Er hält daher eine Scheidung für gerechtfertigt, 
d alterutra (persona) mortem drüem Bibi attraxeriti ut sine 
omni receptionis spe rdegetor, vitamqae infamem teneatnr 
tolerare; auch hierin flieht er eine grobe Yerletsnng der ehe- 
lichen Treue 

Ghusz ablehnend jedoch TerhSlt sich der schon erwähnte 

Kichaelis Er wendet sich gegen Kayser, der ob delictum 
infamans eine Scheidung zuUebse, weil der Verbrecher selber 
iufamis würde. „Hoc enim si adniittamus, non minus legitima 
divortii causa erit, si quis ab Carmen famoeum aat aliud de- 
lictom infamans damnatus fuerit. Neque enim poena sine 
ictus fostium sed deUctom infamat** Da man also zu un- 
sinnigen Folgerungen kommen müsse» wenn man wegen eines 
delictum infamans eine Sdieidung eintreten lassen wflrde, so 
sei auch Kaysers Begründung der Scheidung bei xlusweisung 
des einen Ehegatten wegen eines delictum infamans unrichtig. 
Noch aus einem anderen Q-runde sei eine Scheidung bei 
Trennung der Gatten durch Verbrechen des einen Teils un- 
statthaft; es liege nämlich gar keine Verletzung des ehelichen 
Bandes Tor; „non enim eo alter conjugum deliquit animOi vt 
Tineulum Istnd dirimeret, sed potest forte non minus adamare 
insontem conjugem." Ein Verstoss gegen den Ehezweck liege 
auch nicht vor, da ja der unschuldige Teil den schuldigen 
begleiten und so den Ehezweck erfüllen könne. Tue er es nicht, 
so hätte er auch kein Recht, Scheidung zu beanspruchen. 
Das Verbrechen müsse vielmehr ein äoh;hes sein, dass es 
seiner Natur nach das eheliche Band zerstöre, ^neque- 
in&mia, quae ex iure duili est^ vinculum istud dirimere Talet". 

^) Yefgl* Langet Straitaebrift gegen Kayrnr: „GbQndliöher Bewda» 
claae cUe Eheaeke&dimgtti iure natwae veibotea aden" (Lenge besieht 
den Begriff dea Katurredita auf den Zttatand der Menaohheit vor dem 

Sfindenfall). 

*) 0. F. Mi c h a e 1 i 3 , Sana de iure principia ereogeliei circa divortia 
dootrina, 4. Apr, 1719 praea, Menekenio. II. 
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Dennoch zeigt sich Michaelis einer Scheidung im Wege des 
DeBerttonspiozeBBes für den Fall, dass der Aufenthaltsort des 
ansgewiesenen Ehegatten nicht za erfiahren sei, nicht ahge- 
neigt. 

Eine solche Aiibcliaiiung wäre jedoch dem mächtigen 
Drängen der Naturrechtler gegenüber einflusslos geblieben, 
wenn sich nicht einer der hervorragendsten dentschen Kirchen- 
rechtslehrer gegen die naturrechthche Auffassang der Ehe- 
Scheidung erklärt hätte: J. H. Böhmer^). 

Für Böhmer bildet die Heilige Schrift die Grundlage 
des Scheidangsrechts *); die von Christus im SdieidungsTerhot 
ansgenommene fomicatio mnfasst alle Yerhrechen, die in gleicher 
oder schwererer Weise die fides conjugalis verletzen^). Jedoch 
betont er im Anschluss an frühere Anschauungen dabei vor 
allem die Geschlechtsgemeinschaft der Ehegatten, wie er denn 
auch bei auimorum totale disaidiom (a. a* O* § 43, S. 378, 9) 
höchstens eine separatio ad tempus zulassen will. Diese ein- 
seitige An^iftssung der fides coigngalis zeigt sich auch bd 
seiner Stellnngnahme zum Scheidimgsgrand: Verbrechen und 
Strafen. Nur soweit es sich um die Wirkung ihrer Bestrafung 
handelt, kommen die Verbrechen für eine Scheidung in Be- 
tracht. 

Zwar lässt er auch eine iiisignis infamia ex propria turpi- 
tudine contracta als Scheidungsgrund zu (a. a. 0. S. 382). 
Diese insignis infiamia sieht er in der Bestrafimg mit Ohren* 



J. H. Böhmer, Jvs Ecclesiasticum ProteatantiuiUj Bd. IV, 1731, 
Lib IV, Tit. XIX, S. 316 ff. Hubrich a. a. 0. S. 57. 109. 110. Buohka, 

Das mecklenburg. Ehescheidungsrecht S. 24 ff. 

*) Böhmer a, a. 0. S. 37B: . . cum dluortionim licentiam ad 
tramitem scripturae uacrae hodie in coimätonia protestautium. reduca* 
mus". 

Böhmer a. a. 0. 8. 844: »hand admSme eredendna ert Ghri* 
■tas ea fikomora, qaihiis aeqne^ Tt per foniGationeiiif fid^ coniugali dadet 
insignis infertnr, lea qnioqmd habet rationem focnioatuimB*'. Yeigl. 
J. H. Böhmer, Ck>iiraltatume« et deeinonee» T. m, 1748, S. 405. 
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und NasoDabschneiden, Brandmarken. Er begründet seine 
AnffaflBung hanpisSchlich damit, dase man doch der Fraa nicht 
zumaten könne, mit einem Manne ehelich zu leben, der so 

entstellt sei, „vt quilibet eius cuiibürtiuin iiauseet, et a de- 
formitate hac infami, immani et turpissima oculos auertat." 
„Quis enira auctor esset, cogeretque vxorem innocentem, vt 
tarn deformatum, turpissime maculatom et mutilatum, omnium« 
qne horrori et taedio eKpodtam Tnqoam in thorum reciperet, 
eiqne cobabitet, qni sno soelere et turpissima lita effecit, yt 
ei cohabitare innooens non possit?^ Diese Begründungsireise 
ist offenbar eine sehr änsserliche. Denn sie berücksichtigt 
nur die durch die Bestrafung hervorgerufene EutstelluuL,^ des 
Verbrechers und die dadurch herbeigeführte Abneigung des 
unschuldigen Ehegatten gegen ihn, nicht aber den Grund zu 
einer solchen Bestrafung, das Verbrechen selbst und die da- 
durch zum Ausdruck gebrachte ehrlose Gesinnung^). 

Böhmer halt sodann eine Scheidung für zulässig, wenn 
einer der Ehegatten ein derartiges Verbrechen begangen hat, 
dass er entweder ad perpetuos carceres aut ergastulnm rerur- 
teilt oder in perpetuum e provincia ausgewiesen wird. Voraus- 
gesetzt ist „eiusmodi crimen, quo fides conjugaHs directo haud 
laesa est, vtpote si furtum, si homicidium aliudue simile coramis- 
smu sit.^ Dabei sind die Fälle ausgeschlossen, in denen die Frau 
ihrem zum Tode yerurteilten Manne zu folgen hat, wenn sie ihm 
Begnadigung zur ewigen Landesverweisung erwirkte (für diesen 

Allerdings sagt B$Iimer (s. a. 0. 8. 882): „Hic adesteants, vbi 
separatio quoad thorum non aliter, quam in perpetuum ooncedi potest." 
I)a88 er jedoch hier eine Scheidung vom Bande meint , ergibt sich , ab- 
gesehen davon , dass das protestantische Scheidungsrecht eine separatio 
perpetua nicht kannte, einmal daraus, dass er Iner bezüglich weiterer 
Begründang auf § 89 verweist, in dt in er eine Scheidung vom Bande 
ans dem Gesichtspunkt der malitiosa desertio und violatio fidei coniugalis 
für zulässig erachtet, sodann aber auch aus dem mitgeteilten respousum 
der JuriöLcüfiikuJtät zu Erfurt, das in einem Fall wie dem vorliegendeu 
die Scheidung mit Erlaubnis der Wiederverheiratung für die Frau ge- 
ctftttet (8. imt. S. 121). 
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Fall vird allerdiDgs nur auf das Verbrechen des Ehebrachs 
Bezag genommen), femer wenn die VrKOL ex lege proYmciali 
oder ez obserrantia prindpali (wie in Sachsen nach Garpzov) 
dem Manne folgen muss. Jedoch fügt er hinzu: „Ex iure 
communi enim hanc obligationem non praecise vxoribus inno- 
centibus imponi posse, ostendnnt Heigius . . et Isicolai . 
praesertim si ratio rei domesticae et honestas vxoris id non 
admittit." Als Hauptfälle, die hier in Frage kommen , be- 
zeichnet Böhmer folgende, indem er dabei unterscheidet, ob 
die Frau oder der Mann der scholdige Teil ist 

1. „Si Txor relegator in perpetnnm, vtpote quam man« 
tos sequi non tenetur; 

2. si alteruter coniugum ad peipetuos carceres, triremes 
Tel ergastulum condemnatus neque enim tarn iiihumana vxori- 
bus conditio imponenda est, vt, si vel maxime maritum rele- 
gatum sequi teneantur, etiam cum marito squalores carceris 
ant ergastnli subire obstrictae sint; 

8. si ea sit ratio rerum domesticarom, Tt yxor a necessitate 
sequendi maritim relegatum ahsoluatar, quem casum etiam hi 
excipiunt, qui alias hanc duram legem innocenti imponunt, 
vt regulariter a marito ex prouincia eiecto diuelli non de- 
beat." Böhmer gibt sodann in längerer Ausführung die 
Gründe wieder, die gegen eine Scheidung im Fall der Ver- 
brechen und Strafen geltend gemacht werden. Da diese 
Gründe auch in der Folgezeit noch wiederkehren und zugleich 
auch die wesentlichsten sind, die überhaupt gegen die Scheidung 
wegen Verbrechen und Strafen angeführt werden, so mögen 
sie hier zusammen mit der Widerlegung Böhmers wieder- 
gegeben werden (Böhmer a. a. O. S. 374 ff.). 

Den zunächst geltend gemachten Grund, dass das corp. 
iur. can. eine Sclieidung nicht zulasse, weist Böhmer mit 
Bücksicht darauf zurück, dass das kanonische Becht für die 
Protestanten keine Geltung besitze, zumal am wenigsten für 
deren Scheidungsrecht* Aber auch die Bestimmungen des 
corp« zur« cir., welche sich gegen eine Scheidung wegen der 
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deportatio aussprechen (s. o. S. 4, 5), hält Böhmer hier nicht 
für anwendbar. Denn diese Bestimmungen remeinten nnr die 

Frage, ob das exilium die Ehe ipso iure löste, nicht dagegen 
die Frage, ob das exilium proprio delicto procuratum einen 
berechtigten Scheidungsgrund gewährte; solemnis tarnen repudii 
libellas marito mittendus erat, quamuis ad causam exilii magis 
respidendnm sit, quam ad ipsum exilium.^ Gegenüber dem 
ffinweis anf die Heilige Scfarifti die y(m einer Scheidnng 
wegen begangener Verbrechen nicht spräche, bemerkt Böhmer: 
„qnod haec cansa qnidem qnoad Terbomm oorticem in sacris 
non fuerit determinata, bene tarnen xata Sidvotav, quoniam tarn 
Pessimum facinus a marito perpetratum, quo ad omnem co- 
habitationem be ineptum reddit, etiam XÖ70V t^c itopvs''(x? conti - 
nere censetur.'^ Ein fernerer Grund der Gegner geht dahin, 
dass dem Verbrechen des Ehebruchs nur Verbrechen derselben 
Art an die Seite geetellt werden könnten, nicht aber sonstige 
Verbrechen^ mögen sie anch noch so schwer bestraft werden. 
nNeqne enim tali crimine in legem coniugii, yti quidem per 
adulterium, quid committitur, sed fides coniugalis etiam sub 
tali noxa salua et intacta manet, adeoque hoc malum vt aliud 
quodcunque infortunium et molestia deuorandum est." Dem- 
gegenüber weist Böhmer daraul hin, dass durch Diebstahl 
und ähnliche Verbrechen zwar nicht immediate et directe, 
wie dorch Ehebrach, wohl aber mediate gegen die fides coniu- 
galis rerstoBsen würde; nnd wenn die snbstantia matrimonii, 
die in der cohabitatio liege, aufgehoben sei, so sei die 
Ehe nur noch scheinbar eine solche (matrimonium magis imagi- 
naimm quam verum); eine separatio perpetua saluo tarnen 
vinculo würde aber von den Protestanten nicht anerkannt. 
Schliesslich hält Böhmer auch die Behauptung der Gegner, 
dass aus dem Gesichtspunkt der malitiosa desertio wegen des 
mangelnden animns deserendi eine Scheidung im yorliegenden 
Fall nidit eintreten könne, für unbegründet, ^quod id etiam 
malitioBae desertioni attribui queat, quod fetcit, y t quis necessario 
ob contractnm crimen coi^iagem innocentem deserere cogator.^ 
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Dagegen könne allerdings die Ehefrau, die ihrem wegen Ver- 
brechens verwiesenen Khemanno nicfat nachfolge, als bösliche 
Yerlasserin nicfat geschieden werden; eine solche Scheidimg 
käme aher auch gar nidit jn Frage, da nur der nnschnldige 
Ehegatte, nicht aber der, dessen Verbrechen die Trennung 
herbeigeführt habe, berechtigt sei, Scheidung zu verlangen. 

Wie schon aus den hier mitgeteilten Anschauungen 
Böhmers hervorgeht, sind es hauptsächlich zwei Gresichts- 
pimkte, von denen aus Böhmer zu einer Scheidung wegen 
Verbrechen und Strafen gelangt. 

1. Hat der eine Gatte durch sein Terhrecherisches Ver- 
halten eine Trennung herheigeftthrt, so macht er sich einer 
malitiosa desertio voluntate mdirecta contracta schuldig. Denn 
nicht bloss der ist als böslicher Verlasser zu behandeln, „qui 
vxorem destinato derehnquit consilio, sed qui per suam mali- 
tiam id agit, ex quo necessario eam dereiinquoro cogatiir'^. 
Desgleichen ist eine Frau malitiosa desertrix, die durch ihr 
Verbrechen sich ewiges G^efangnis zugezogen hat, da sie sich 
der Folgen ihres Tuns bewusst war oder bewusst sein mnsste: 
„qui an antecedens consentit, consentire etiam yidetnr in neces- 
sarium eius consequens et qui dat operam rei ülicitae, tenetor 
de omni eo, quod exinde sequitur, quia cogitare debuit de eo, 
quod facile inde successurum erat". Ferner hegt in einem 
solchen Verhalten 

2. eine Verletzung der üdes coniugalis und zwar per 
indirectum. Die mit ewigem Gefängnis bestrafte Frau macht 
sich ^maUtiose in perpetuum inhabilem, vt marito cohabitare 
amplius nequeat^ Auch hier wird aus der Wüligung in ein 
Verbrechen auf die Wüligung in seine Folgen, hier die Ver* 
letzimg der ehelichen Treue, geschlossen. 

^) Böhmer a. a. 0. S. 877: Conieiitiendo in. tale welni, ob quod 
ad minirnnm 86 perpetuo ergastnlo indudendtun ene acivit, conBanue 
qnoqiie videtur in vincnli ooningalit violationem, quae inde naaeitur quod 
eam tali noza et poena laliia fides connnbiaU« stare noa poMit. VergL 
Böhmer, Goos, et Deo. a. a. 0. S. 405. 
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Ist aber der Verbrecher entflohen, so hält Böhmer es 
für das beste ^ die Entscheidung dem richterlichen Ermessen 
za Überhusen. Malitiosa desertio liege zwar nicht vor; den- 
noch k$nne man bei lüngerer Abwesenheit, ohne dass der 

Verbrecher Kacliricht von seinem Aufenthalt gäbe, aus dem 
animus non reuerteiidi auf den animus derelinquondi ot dese- 
rendi uxorem schliessen und so zu einer Scheidung der Ehe 
gelangen 

Der hier heryorgehobene Q^sichtepunkt der böslichen Ver- 
lassang war nicht neu; wir haben ihn schon in dem zuerst 
behandelten Zeitabschnitt yertreten gefunden. Auch eine 
unseren Fall ausfOhrUch behandelnde Dissertation Ton Meise ^, 

die zwar noch aus der Zeit vor dem Erscheinen de^ Buhmer- 
scheii Kirchenrechts stammt, sich aber mit deren Ergebnissen 
vielfach berührt, gehört hierher. 

Meise sieht in dem Xöyo^ nopveiac eine generalis causa, 
weshalb auch Paulus, ohne gegen Christi Wort zu Verstössen, 
die bösliche Verlassung als Scheidnngsgrund hätte hinzufügen 
können. Es scheiden daher nicht bloss Ehebruch und bösliche 
Verlassung, „sed et aüa crimina contra foedus conjugale qui- 
bus innocens maritus ab uxoris uocentis ulteriori cohabitatione 
abalienatur" (a. a. 0. S. 20). Für Verbrechen des Mannes 
gilt dies jedoch nicht in jedem Fall; da die Frau in der Ehe 
eine dem Manne untergeordnete Stellung einnimmt, so kann 
sie bei Verbrechen des Mannes, derenthalben dieser geflüchtet 
oder yerbannt ist, Scheidung nicht fordern; es sei denn auch 
der animus deserendi nachzuweisen. Zur Eolgepflicht kann 

') Böhmer s. a. 0. C. 19, § 41, S.378: Quid emm d maritus 
diaturniori tempore abfuit? Si penitus ignoratur ubi commemoretur ? 
Si interim do sua sorte coniugem non certiorarit? Quis negaret hunc 
auiinnm derehnquendi et deserendi uxorem habere, ut pro dcsortore 
malitioso haberi queat, Hcet odium erga uxorera desertiuni primanam 
causam non dederit, sed deHctum capitale, quo commisso, ex poat facto 
simul animum deserendi uxorem declarat? Hubrich a. a. 0. S. 119. 

*) Meise, Diap. Inaug. Jur. de divorLiu eonjugum propter düliütum.. 
Halle, Okt. 1709. Fraes. Bodinö. 

Albreeht, Yecbredien und Stfafsa als Elietdieldimgsgnuid. 6 
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sie jedoch nur gezwungen werden, wenn sie ohne Gefahr Leibes 
und der Seele angemessenen Unterhalt o. s. w. bei ihm zu 
erwarten hat (a. a. 0. S. 18. 19). Anders yerhSlt es sich bei 

Verbrechen der Frau. Ist sie wegen eines todeswürdigen Ver- 
brechens entflohen, so kann sie der Mann als tot betrachten, 
„cum proprio suo sceiere effecerit, quod TnarituB cum ipsa 
cohabitare nequeat". Hat sie sich durch die Flucht einer Ge- 
fängnisstrafe entzogen, so kann sich der Mann erst auf dem 
Wege des Desertionsprozesses scheiden lassen. Ist die Fran 
bei einem todeswiirdigen Yerbreehen ad perpetoas operas be- 
gnadigt, 80 ist auch hier dem nnscholdigen Manne dnreh 
Scheidung zn helfen (a. a. O. S. 20. 21). Liegt ein nicht todes* 
würdiges Verbrechen vor, so soll der Mann zunächst eine von 
der Obrigkeit zu bestimmende Frist warten ; zeigt die Ver- 
bannte keine Neigung „mariti sui gratiam conservare'^, oder 
ist der Mann nicht gesonnen, länger zu warten, und erbittet 
„concessom ipsi ustionis remedium secundum^ 1. Cor. 7 v. 2, 
so kann ihm Scheidung bewilligt werden (a. a* 0. S. 21. 22). 

Die Ton Böhmer yertretene Anschanung, auf dem Wege 
der malitiosa desertio bei Verbrechen und Strafen zu scheiden, 
erlangte bei dem Ansehen Böhmers in der Folgezeit grosse 
Verbreitung; sie wurde jedocli durch die naturrechtliche An- 
schauungsweise erhebhch beeinfiusst. Unter den hierherge- 
hörigen Schriften sei zunächst ein um dieselbe Zeit wie Böhmers 
Kirchenrecht erschienenes „Bedenken^ ^) genannt. Dies Be- 
denken geht davon aus, dass sich die Aensserongen der Hei- 
ligen Schrift nur auf die Privatscheidung beziehen und nicht 
als ein Gesetz zu betrachten sind. Sie enthalten daher auch 
kerne gesetzhchen Scheidungsgründe, vielmehr kommt alles 
„auf der Hohen Obrigkeit und deren Consistorien Pflicht un l 
Gewissen** an, Ehegesetze zu erlassen; und hat bie solche 
Verordnungen nicht ergehen lassen, so hat das Gericht Tor 
allem dahin zu sehen, „daas sie anff keinerley Weise weder 



„Qrandliobet Bedenken von der Shescheidiing^ ¥M 
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wieder die Bicht-Scbinir Göttl. Worts, noch wieder die natür- 
liche Billigkeit anstossen, es ist anch diessfells nicht sowohl 

auff particular casus und Exempk als vielmehr auf deren Ur- 
sache zu sehen, und umb eine beständige Hauptregul sich zu 
bekümmern, welche in sententionando hierunter zu einem ge- 
wissen Fundament zu setzen: Solche ist nun kürtzlich diese, 
dass alle von einem Ehegatten freywillig Yerübte unä began- 
gene Unthaten und Verhrechen, wekhe mit dem Endzweck 
der Ehe streiten, oder den Bund der Ehe an sich seihst trennen, 
und anffhehen, die Ehescheidung wftrcken nnd nach sich ziehen^ 
(a. a. O. 8. 86). Indem nun des längeren die Scheidungsgründe 
Ehebruch, bösHche Yerlassung, Lebensnachstellungen, Versa- 
gung der ehelichen Pflicht behandelt werden, verzichtet das 
Bedenken auf eine nähere Darstellung des Grundes : Verbrechen 
und Strafen, um bei Gelegenheit hierüber ausführlich zu han- 
deln. Doch ist aus der Art und Weise der Erwähnung, wo- 
bei vor allem auf Pufendorf Bezug genommen wird, zu ersehen, 
dass es einen solchen Scheidungsgrund anerkennt, wie es schon 
aus dem angeführten Orundsatz zu schliessen ist Danach ist 
der Ehebund in solchen Fällen zwar nicht directe getrennt 
und aufgehoben; aber durch die Art der Bestrafung, ewige 
Landesverweisung, ewiges Gefängnis ist doch der eine Gatte 
„proprio facto et deUcto^ „dergestallt gesondert worden, dass 
dieser der ehel. Beywohnung und Hülffe weiter von jenem 
nicht mehr föhig werden, noch ohne Gefahr und Verlust seiner 
zeitlichen Wohliahrt diesem mehr heywohnen kann, demnach 
die praehitio corporum mutua, so doch ein essentiale caput 

matrimonii ist gäntzlich cessiret". Des weiteren wird 

auf das römische Üecht und Erasmus ^ hingewiesen (a. a. 0. 
S. 49. 50), 



Vergl. Krasmuß, Annot. in Nov. Teat. 1. Cor. 7, S. 326: „An 
igitur acquum uidetur, nt rnaritus cum uxore flagiciis operta, quibus 
neqne causam dedit, nec mederi possit, cogatnr vivere, cura qua vivere 
non sit vivere, aut si diuertat, compellatur omnem aetatem orbus desti* 
tutus ac velut euiratus degere. 
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War hier schon im Anschluss an Pafeadorf auf die mutua 
oorpomm praebitio ein groBseB Gewicht gel^t» so geschah dies 
in noch höherem Masse von Leyser^)« Dieser neigt dch 
einer mittleren Ansicht zn, die weder bloss Ehebruch tmd bös- 
liche Verlassung als Scheidungsgrand anerkennt, noch auch 
alles dem richterlichen Ermessen überlassen will; er lässt viel- 
mehr dann eine Scheidung eintreten, wenn die tines matrimonii 
aufgehoben sind; d. h. mutuum adiutorium, procreatio sobolis 
et ezstinctio libidinis (a. a. 0. S. 260. 261). Doch müssen alle 
fines aufgehoben sein. Dies entspricht seiner Meinung nach 
dem Natnrrecht wie dem goti^dien Becht. Denn Christas habe 
mit der Ausnahme des Ehebruchs nicht die Fälle ausgeschlossen, 
in denen die fines aufgehoben seien, bei denen also keine 
Scheidung einträte, vielmehr das matrimonium naturaliter irri- 
tuni sei. Ist nun durch die Bestrafung wegen Verluecliens 
jeder Ehezweck unmöglich gemacht worden wie bei ewigem 
Gefängnis, so kann eine Scheidung eintreten, sonst nicht, mag 
das Verbrechen auch mit summa inf amia yerbunden sein (& 266, 
267, a. a. 0.). Er hSlt daher eine Scheidung aus dem Grunde 
für unzulässig, dass ein Ehegatte mit Abschneiden der Ohren 
und mit Brandmarkung bestraft worden ist, wie es einmal die 
J. C. Giessenses im Jahre 1716 gestattet hatten (^s. unt. 8. 122). 
Da^r^^on ist ])ei ewiger Landesverweisung Scheidung am Platz; 
denn Amt, {Stellung u. s. w. um der verbrecherischen Gattin 
willen aufzugeben, kann von dem Manne nicht verlangt wer- 
den; ebenso braucht auch die Frau ihrem Manne nicht in 
Dürftigkeit und Elend zu folgen. Hatte Leyser, indem er 
nur bei der Unmöglichkeit, die Ehezwecke zu erfUlen, wegen 
Verbrechen eine Scheidung eintreten liess, auf die mit dem 
Verbrechen und scmcr Bestrafung verbundene Entehrung kein 
besonderes Gewicht gelegt, so geschah dies dagegen ausdrück- 
lich von Moshemius und vor allem von Pertsch. 

Nach Moshemius^) verletzen Verbrechen, derentwegen 

^) A. Leyser, Meditationes ad Find. 1772, Y. Spec. 315. 
>) J. L. Mothemius, De divoxtio 8» 48 ff. 
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ein Ehegatte perpetuo cum iiifaxnia des Landes verwiesen wird, 
indirecte et mediate das pactum matrimoniale und smd deshalb 
als Scheidungsgründe anzuflehen. Durch die Bestraftmg mit 
ezilitun in&me ist die Erreichung des Ehezwecks yereitelt; 
denn der Mann kann die Frau nicht zwingen, ihm zu folgen, 
da die Trennung weder mit Einwilligung der Frau geschah, 
noch auf einem Zufall beruhte, für welchen niemand verant- 
wortlich zu machen ist. „Quocunque violantur essentiales pacti 
matrimonii partes illnd habet rationem scortationis^ (S. 29 a. a. 0.) 
und ist also auch im l^nne der Heiligen Schrift rechtmässiger 
Scheidungsgnmd. Moshemius stellt der LandesTerweisung die 
der Frau auferlegte Freiheitsstrafe gleich; ob die Strafe aber 
eine lebenslängliche sein muss, sagt er nicht ausdrücklich; 
doch scheint er auch eine Freiheitsstrafe von langer Dauer 
für ausreichend gehalten zu iiaben: „Idem iudicium ferendum 
est de eo, si coniux, in longum temporis spatium ergastulo 
propter famosum facinus dedita, non relegatur.^ 

Fertsch^), der in der Scheidungsfrage auf einem sehr 
milden Standpunkt steht, definiert zunächst den Begriff divor- 
tium dahin: ^Dico Tero divortium matrimonii legitimi contracti 
dissolutionem, propterea fiictam, quod in legem primitiuae institu* 
tionis peccatum luerit, vel illa institutio propter impedimen- 
tum extrinsecua, amplius ohseruari non possit." Ein Vergehen 
gegen die lex primitiuae institutionis liegt vor, wenn gegen 
die Zwecke der Ehe Verstössen wird; als solche sieht er an: 
„unitas camis, mutuum adiutorium, procreatio sobolis'^. Zu 
den Yerstössen gegen das mutuum adiutorium rechnet er ausser 
böslicher Yerlassung und Lebensnachstellungen, ausser Ab- 
neigung und unyersdhnlichem Widerwillen: „insignis in£Eimia 
cx propria vitae turpitudine coutracta^, ferner „perpetua rele- 
gatio vel inclusio in ergastulum". Man kann keinem zuniuten, 
die Ehe mit seinem Chatten fortzusetzen, der durch sein schmach- 



') J. Qr. PertBob, Elmenta Ivris Oanon «t Itot. eodea. 1785, 
Lib. II, Tlt Xy, & 488 fP. 
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volles, verbrecherisches Verhalten seiner Ehre verliistig ge- 
gangen ist; es ist daher hier ebenso wie bei der durch das 
Yerbrecheii veninachten immerw&hreDden Tiennung des Ehe- 
gatteE der Ehesweck: mataum adiatorinm vereitelt worden. 

Trotzdem die natorrechtlicbe Bichtang die Scheidonga* 
gründe gfinzUeh unabhängig von den Bestimmungen der 
Heiligen Schrift entwickelte, unteriiess sie es mcLt, darauf 
hinzuweisen, dass ihre Ergebnisse auch mit diesen sich in i 
Uebereinstimmung befanden, wie wir auch bereits oben gesehen 
haben £s ist dies auch für unsere frage von Interesse, | 
weil man später, im 19. Jahrhundert, gerade mit Rücksicht 
auf die Heilige Schrift eine Scheidung wegen Verbrechen 
und Strafen wieder zurückwies. Natürlich waren die Versuche, 
das freie naturrechtliche Scheidungsrecht mit der Heiligen 
Schrift zu vereinigen, in der Regel sehr gezwun,!^cu und will- 
kürlich. Als charakteristisches Beispiel hierfür mag Kipping-) 
angeführt werden, der zwar die Scheidung wegen erbrechen 
und Strafen nicht ausdrücklich anführt, jedoch vermuten lässt, 
dass er ihr nicht abgeneigt war Nach einigen allgemeinen 
Bemerkungen über die £he gibt Kipping bezüglich des Schei- 
dungsrechts den betreffenden Abschnitt aus der Schrift von 
Wernher') wieder, der als die einzigen Soheidungsgründe 
Ehebruch und bösliche Yerlassung auf der Gnmdlage der 
Heiligen Schrift anführt und dementsprechend bei Misshand- 
lungen nur Scheidung von Tisch und Bett zulässt. Dass Kip- 
ping selber jedoch anderer Meinung war, zeigt eine Bemerkung, 
die er zu der Schriftauslegung der „Scbola Thomasiana^ macht^). 
Indem er deren Auffassung, nacht welcher eine Scheidung ex 
cansis levioribus imo planissime fictis gestattet sei und zwar im 



>) Vergl. rar Pertsch S. 491 a. a. 0. 
*) J. G. Kipping, Syntagma iviii eodes. 1752, 8. 259^ ff. 
*) Kipping a. a. 0. S. 596. J. B. Wernher, Frineipia Ivria Eoel 
1742, S. 227. 

V Kipping a. a. 0. S. 260^, Anm.; vergL Thomasius a. a. 0. 
S. 181. 132. 
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Anschluss an die jiitlisclie Schriltiiuslegung, zurückweist, führt 
er aus: »Quod si id agunt JCti, vt insidias Titae structas inter 
causas diuortü referre qneant, nee Samaeanae, nec HUlelianae 
ficholae snl&agti opus est. Kon enim Gbristos et ApoBtolus, 
caiisas diaortü recensentes, omnes Bolnencli modos exposaenmt» 
adeoqne eas res minime exdnsere, quilras poeitis per rerom 
naturam nulla societas potest. Yeluti de morte alterutrias 
coniugis nilui dixerunt. Quis autem vnquam dubitavit, quin 
matrimonii yincula laxet mors? Sunt insidiae vitae structae 
cum onmibua aliis quae £uibu3 matrimonii certissime impedi- 
mento sontf sine dubio e numero caussarum dirimendi matri- 
monii, aut pro nollo dedarandi, ai modo insidiae probatae, et 
non per oalwinniam obiectaei Tel fictae aint: si modo non faci- 
liores iostitiae saoerdotes et proniores ad dissolaenda matri* 
monia quam ad rescindendam emtionem venditionem in rebus 
minime momenti essent." Wenn er hier also insidiae vitae 
structae als gegen die fines matrimonii streitend einen Schei- 
diingsgrund sein iässt, so ist anzunehmen, dass er auch Ver- 
brechen und Strafen als Ehescheidungsgmnd betrachtete , die 
ja ebenfSaUs nach damaliger Anschannng geeignet waren, die 
iärf&Iliing der fines matrimonii immSglich zn machen. Eippings 
BeweislBbrung, die wir Shnüch schon bei Leyser fanden, Ifisst 
nnerdrtert, weshalb Christas gerade den Ehebruch als Schei- 
dungsgrund anführte: denn dieser gehört docli auch zu den 
die fines matiiiaunii aufliebenden Fällen (vergl. y. Pufendorf) 
und kann daher nicht in Gegensatz zu jenen gestellt werden, 
die Christus nicht erwähnt haben sollte, weil sie ihrer Natur 
nach Scheidongsgründe seien. Indem man aber sagte; die 
Ehe wird in den Fällen des Ehebniches und der böslichen 
YerlasBung geschieden und ausserdem da, wo die fines matri* 
monü yereitelt sind, glaubte man die Bestimmungen der Hei- 
ligen Scliiift und das natürliche Sclieidungsrecht vereinigen 
2u können. Einen anderen Weg schlug G. L. Böhmer^) 

*) Gr, L. Böhmer» Prindpia inr. etn. 1791, de di?. Tit. YIH, 
8. 296 E 
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ein, um die Heilige Schrift mit dem freieren Scheidungsrecht 
in Tlebereinstiinraung zu bringen; Die sententia exinessa iuris 
divini lässt Ehe brach und bösliche Yerlassung als Scheiduugs- 
gründe zu, die sententia tacita (seu eins mens et ratio) — a. a. O. 
8. 229. 230 — aasserdem neben LebensnachsteUimgen^ Yer- 
weigoning der eheliehen Pflicht noch Verbrachen, auf denen die 
Strafe des bürgerlichen Todes . steht. Böhmer geht bei der 
Anfstelhing der Scheidtmgsgrtlnde von dem Begriff der ehe- 
lichen Treue aus, die er als den Iiibegnü der den Ehegatten 
obliegenden Pflichten definiert^). Diese Piliclitcii leitet er 
wiederum von dem Zweck der Ehe ab, den er in der Erzeu- 
gung und der Erziehung der Kinder und in der ungeteilten 
Lebensgemeinschaft sieht (a. a. O. S. 250). Da er nun als 
iusta cansa zur Ehescheidung bezeichnet: factum tnrpe, dolosam 
fidel coniugalis yiolationem continensi so sind auch Yerbrechen, 
welche die Strafe des bürgerlichen Todes nach sich ziehen, als 
Schcidungbgrund anzusehen. Bühmer Ijcrülirt damit den schon 
früher, vor allem aber von J. H. Böhmer vertretenen Grund- 
satz, dass alle Verletzungen der ehelichen Treue Scheidungs- 
gründe sind. Dennoch fugt er zu der Bestimmung der iusta 
causa diTortii noch hinzu : Possunt tarnen et aliae divortii causae 
auctoritate publica definiri; und räumt so, den Begriff der 
Verletzung der ehelichen Treue für zu eng erachtend ^ dem 
Landesherm eme weitere Scheidungsbefugnis ein. Die Zu- 
sammenstellung der Verletzung der eheliehen Treue und der 
naturrechtlichen Ehezwecke finden wir in der Folgezeit vor- 
herrschend, so vor allem in den ihrer Zeit vielbenutzten Schriften 
über das Kherecht von Schott, Hoffmann und Dabelow. 



>) „Per finem matrimonii detenmnetnr obligatio coningiim; 1. ad 
debitam ooniogale dbi imnoem praestttidiiin, nid imta oatua iUad dane- 
gandi eansa faiteriMiiiat. 2. ad ahitiiieiidiim ab omni coitn onm eztna«ii. 

3* ad indiuiduam vitae conBaeiiidizi«in, vi caiiiB etiam vxor maritnm leqm 
tenetur, nin bic «je tmpi cama Teluti ob fngam Tel relegationeia abai 
Ofücioram; quae per naturam et essentiam matrimonii mter oomnges 
determiiiantiir, oomplexos fidem ooniugalem oonstitiiit". 
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Schottel schhesst sich beiden verschiedenen Meinungen 
über die Ehescheidungsgründe der Ansicht ao, die ), wegen jeg- 
licher Ton einem Ehegatten vorsätzlich begangenen Verletzung 
der ehehchen Treae nnd F&ohten^ eine Soheidang zul&BBt. 
Es eracheint ihm besser^ nicht bestinunte Seheidongsgründe, 
sondern „einen allgemeinen Massstab festzusetzen, imeh wel- 
chem ein vorsichtiger Richter beurtheilen kann, ol) in einem 
vorkommenden Fall die dem unschuldigen Gatten zugefügte 
Beleidigung wirklich so l)e>c]!affen ist, dass demselben die Fort- 
setzung der Ehe mit dem schuldigen Theil nicht zugemutliet 
werden kann" (a. a. O. S. 515). Allzugelinde Grundsätze für 
die Ehescheidimg, wie sie in einigen deutschen LSndem ein- 
geführt seien, erscheinen ihm, wie die Erfahrung gelehrt habe, 
für den Staat sdüldHch. Unter den Ehescheidangsgrttndeny 
die allgemein anerkannt und im Gerichtsgebrauch angenommen 
seien, zählt er dann auc h ..solche Verbrechen, derentwegen der 
Ehegatte mit lebenBlänglicliciii (-refängnis oder Zuchthausstrafe 
belegt worden ist" auf. Das römische Kecht liesse wegen aller 
Strafen, die den sogenannten bürgerlichen Tod zur Folge 
hätten, Scheidung eintreten; Schott beruft sich dabei auf 1. 1 
D. de div. et rep. 24. 2, eine AusfOhrnng, die aufildlend er- 
scheint, nachdem die Wissenschaft seit der Reformationszeit 
stets auf die anderen Stellen, vor allem im Kodex und in den 
Novellen, Bezug genonmien hatte. Ferner weist er darauf 
hin, dass manche Bedenken trügen, eine Scheidimg hier zu 
billigen, weil die Eheleute Glück und Unglück gemeinsam 
tragen müssten (c. 2 X de div.); „aber diese Pflicht fällt 
offenbar hinweg, wenn ein Ehegatte sich durch Verbrechen 
zur Fortsetzung des Ehestandes untüchtig gemadit hat^. Schott 
sieht daher den Grund zur Scheidung hei lebenslänglicher Frei- 
heitsstrafe in dem üntttchtigsein zur Fortsetzung des Ehe- 
standes • diese ist dann vorhanden, wenn die ELezwecke niclit 
erreicht werden können, d. h. Eanderzeuguug und eheliche Bei- 



') A. Ii. Schott, Binleitimg in da* Ehereoht 1786, § 218 ff., S. 612 f. 
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hilfe. Auf Abneigung und Widerwillen bei dem unschuldigen 
Teil wegen des schmachvollen Verhaltens des anderen legt 
Schott weniger Q«wicht| wie er denn auch Haas und unrer- 
Bohnlichen Widerwillen iiiir dann als Scheidimgsgmnd ansehen 
will, wenn «erlittene gioese Yerletsimgen solchen erzengt 
haben''* Bei einer zeitigen SMheitBstrafe oder sonst einer 
anderen Strafe hält er dagegen eine Scheidung für unstatthaft. 

Auf demselben Standpunkt, wenn auch etwas freier, steht 
Hof mann*). Nach ihm „begreifen" die Ursachen zur Ehe- 
scheidung „alle Handlungen , durch welche die ehelichen Piüchteii 
nnd Trene Torsätzlich beleidigt und verletzt werden, dass sie 
die Ezreichnng des ehelichen Endzweckes hindern.^ Unter 
d^ einzehien Scheidnngsgründen zählt er Yerbrechen und 
Strafen zwar nicht mit anf; da er jedoch als solche nicht 
bloss unversöhnliche Feindschaft, sondern auch ansteckende, 
unheilbare Krankheiten anführt, da er femer auch gar nicht 
erschöpfend sein will da er sich schliesslich hiebei auf Stryk 
Böhmer, Lejser u. a. beruft, so ist es wahrscheinUch, dass er 
auch Verbrechen nnd Strafen als Scheidungsgrönde ange- 
sehen hat 

Aaxk bei Dabelow^) finden wir den Ehescheidnngs- 
grond : Verbrechen nnd Strafen — doch verlangt er Bestrafong 

mit lebenswierigem Gefängnis — mit der Vereitelung des Ehe- 
zwecks begründet. Diesen sieht er in der Erzeugung und Er- 
ziehun.G^ der Kinder; die sogenannte elieliche Beihilfe, rautuum 
adintohum erscheint ihm teils nur als Nebenzweck, teils auch 
als notwendige £*olge des Hauptzwecks der Ehe« Bei dieser 



') J. A. Hof mann, Handbuch des deutschen Eherechts 17S9, 
S. 290 ff. 

„Man hat — auaaer dam Ehebrotih nnd der bSdioheii YerlMrang 
nooh vi^e andere ünachen cor ESiesdheidong, waldhe hier nicht alle 
ang«l8hrt werden können, indem die mehnten der Bentthdlimg der 
Obrigkeit überUnen werden mfisseiL** 

*) 0. C. 0. Babelow, GrandsStse des allgemeinen Ehereohtt der 
dentMhtn Christen, im, 8. 161. 163. 
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Auffassung iBt es nicht za yerwimdern, dass er nicht bloss 
Verbreohen und Strafen ausser den der Begel nach aner- 
kannten ScheidungsgrOnden, sondern anoh enfiülige nnheflbare 
Untfichtigkeit während der Ehe, beständige Krankheit u. s. w. 
zn den Scheidungsgrfinden rechnet, den Grundsatz der Yer« 
schuldung also fallen gelassen liat. 

Schliesslich seien unter den Vertretern der Lehre des 
18. Jahrhunderts noch ein Theologe und ein Jurist erwähnt, 
die beide in unserem Fall, trotzdem sie auf dem Boden der 
Heiligen Schrift stehen, eine Scheidung fOr zulässig halten. 

Loy^) ist mit den Neueren der Ansicht, dass bei Ver- 
brechen eines Ehegatten eine Scheidang statthaft sei, wenn 
dieser zn ewiger Zuchthausstrafe Terdammt oder des Landes 
verwiesen ist- der unschuldige Teil darf sich wieder verehe- 
lichen, wenn das Verbrechen wider seinen Willen und ohne 
sein Wissen begangen wurde, er auch weder direkt noch in- 
direkt daran teilgenommen hat; denn es sei eine Art Grrausam- 
keit, den unschuldigen Teil zwingen zu wollen, mtweder ohne 
Ehegatten zu bleiben» oder ins Elend mit ihm zu gehen und 
ewige Sdumpf und Schande zu tragen. Habe der eine Teil 
seinen EhoTergleich aus eigener Schuld ungültig gemadit, so 
möge er es sich selbst zuschreiben, dass der andere Teil von 
seinem Versprechen gänzhch abginge. Die Tat vernichte un- 
mittelbar das Ehebündnis. Loy weist dabei auch auf eine 
königlich dänische Verordnung vom 20. Juli 1775 hiUf die in 
solchem Falle eine Scheidung durch das Konsistorium sofort 
ohne Förmlichkeiten gestatte. Dagegen hiilt er eine Scheidung 
fiir unzulässig, wenn der eine Ehegatte einen Diebstahl be- 
gangen hat ; doch ist auf diese auf&llende Ausnahme kein be- 
sonderes Gewicht zu legen; denn er fuhrt an dieser Stelle ein- 
fach die Meinung Carpzovs au, wie er sich auch im h'ail der 
Flucht wegen Verbrechens ganz an Hemmin2^ anschhesst; auch 
sonst führt er bei Beantwortung der einzelnen J^'ragen meist 

J. Loy, Das proteaiaatiaohe Bherecht BSne Reihe theologi- 
scher und juistiaeher Bedenken, 179d> § 826, S. 616. 617. 
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die Ausfülirungeii anderer, Theologen wie Juristen, oft der 
Terschiedensten Bichtang, zur Begründong an; doch entsprechea 
die oben angegebenen Scheidungsursadiea seinem Grundsätze: 
Bei Vemtdimg der Ehezwecke darf die Ehe geschieden weiden. 
Er steht damit anf streng naturrechtHchem Standpunkt, der 
aber zugleich sdner Meinung nach der Auffassung der Ehe 
alis einer göttlichen Stiftung entspricht. „Gott hat die Ehe 
nur zur Erreichung gewisser, der menschlichen Gesellschaft 
sowohl, als beyden Ehegatten dienlicher und heilsamer End- 
zwecke eingesetzt : Sobald aber diese weisen Endzwecke durch 
die Schuld des einen oder des anderen Gatten nicht mehr er- 
rdcht werden können, sondern im G^egenteü durch eine weitere 
Fortsetzung der Ehe, ungleich mehr Böses gestiftet würde: 
so ist es nicht Gottes Wille, dass sie länger bejsammen bleiben, 
oder, dass der unschuldige Theil durch den schuldigen um seme 
irrdische und geistliche "Wohlfarth gebracht werden soll." Es 
gehören daher zu den Ursachen, „wehilie die Fortsetzung einer 
G^ttwohlgefälligen und seinen Vorschriften und Absichten ge« 
mässen Ehe hindern^, auch ^unehrliche LandeSTOrweisung und 
ewiges Gefängnis^, 

Eine oft angewandte Vereinigung Ton biblischem und wdt- 
lichem Sdieidungsrecht gebraucht der Jurist Hellfeld Bei 
ihm bildet die Heilige Schrift die Grundlage für das Schei- 
dungsrecht; wenn Christus die Scheidung verbot zapsxtöc Xö^cj 
TTopvetac, d. h. „praeter id, quod rationem adulterii habet", so 
ist damit jede That gemeint, „quo fides comugalis dolo ita 
violatur, vt fines coniugales in posterum obtinere nequeant". 
Eine solche Verletzung der ehelichen Treue sieht er auch in 
der Begehung von Verhredien und «war mit Bücksicht darauf 
dass sie das eheliche Zusammenleben hindern*); aus diesem 
Grunde stellt er auch die Scheidungsursache Verbrechen und 
Strafen unter den weitereu Üegriif der bösHchen Yerlassung. 

Hellfeld, Junipnid. for., 1796, § 1264, S. 471 iF. 
') „Delictam, «diia dokwa peipetratio impedit iimooaiiteiii ooniogeiii, 
quo miniu d e linqqen t l cohabitare pomt**. 
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Im 19. Jahrhandert dauerte die natorrechiliclie Bewegung 
znnfichet noch fort; sie ging in unserer Frage sogar noch 
weiter, indem man auch bei zeitlicher Freiheitsstrafe zu einer 
Scheidung gelangte. Unter den Iiiehergehörigen Vertretern der 
Lehre sei zunächst Popp^) genannt. 

Indem er als Ehezweck nicht bloss die ij'ortpilanzung und 
die Befriedigung des G-eschlechtstriebes ansieht, sondern auch 
die innigste Vereinigung auf gegenseitige Hilfeleistung zur Be- 
fördenmg der gemeinschaitUchen Wohlfahrt beidef Gatten, 
iSsst er auch in dem Torliegenden Falle eine Scheidung zu. 
^Grobe Verbrechen, welche &n Ehegatte, wShrend der Ehe, 
ohne Vorwissen, Genehmigung, Veranlassung oder IMitwirkung 
des andern wider dritte Personen, verübet hat, und um welcher 
willen, gegen ihn, Landesverweisung, schmähliche Zuchthaus-, 
Festungs- oder eine andere beschimpfende Strafe^ (an anderer 
Stelle erwähnt er grobe, mit Gefängnis bestrafte Betrügereien 
als besonders in Betradit kommende Vergehen) ^nach XJrthel 
and Becht) Terhangt worden ist, machen den daran unschuldigen 
Theil befugt, auf Scheidung zu dringen^*). Einem solchen 
Verbrecher gegenüher könne dem unscliLildigen Teile weder 
Achtung noch Liebe, noch ehehches Zusammenleben aufge- 
drungen werden. Denn durch seine eigenen Handlungen hätte 
der Verbrecher seine bürgerliche Ehre vernichtet und sich 
damit zugleich ausser stände gesetzt, den Zweck der Ehe, 
wenigstens dem grteten Teüe nach, erfüllen zu kennen; es 
sei auch za befürchten , dass er sich an seinem Weibe ver- 
griffe. Popp spricht sich zwar nicht Über die Dauer der 
Freiheitsstrafe aus. Doch ist aus seiner Begründung zu ent- 
nehmen, dass er auch bei zeitlicher Freiheitsstrafe eine Schei- 
dung für zulässig hielt. Dagegen erwähnt Wiese aus- 

>) D. Fr. Popp, Üeber Ehescheidung, 1800, S. 220. 
*) Yergl. hierzu die BeBÜmmuugeii des preusaiachen A.L.B. (unten 
S. 106 fif.). 

*) Wiese, Handbuch des gemeinen in Teutschland äblidhen Eirohen- 
leditB m, S. 420. 421, 1802. 



Digitized by Google 



94 Albreebt 

driicklich die zeitige fVeiheitBBtnfe als Scheidnngsursacbe, 
indem er dAYon ausgeht» dam jede Ton einem Ehegatten tot* 
sätzlidi hegangene grohe Yerletsnng der ehefichen Treue ond 
Pflichten einen ScheidimgBgnmd gewfihrt. Zimächst bezeichnet 

er als allgeiiiein anerkannte Scheidungsursache die Begehung 
von groben Verbrechen, die mit lebenslänglicher Gefängnis-, 
Zuchthaus- oder f estungsstrafe geahndet würden, da hiedurch 
eine Fortsetzung der Ehe unmöglich geworden sei. Dagegen 
will er bei zeitlicher GeCfingnisstrafe es dem richterlichen Er- 
messen Uberlassen, ob eine Scheidimg eintreten solle oder nicht; 
gewöhnlich, fügt er hinza, erachte man eine Strafdaaer Ton 
fünf his sechs Jahren fttr genügend. Er bezeichnet diesen 
Scheidungsgrund als durch den gleichfürmii^en Gerichtsgebrauch 
anerkannt, „wenn auch nicht durch die iihe- und PolizeiTer- 
Ordnungen legalisiert". 

Dasselbe bezeugt auch Glück wenn er auch nicht 
gerade zeitliche Freiheitsstrafe für hinreichend erachtet. Zw 
sei es nnter den Theologen nnd Juristen streitig^ ob es nach 
protestantischem Kirohenrecht noch andere Scheidungsgründe 
als Ehebmch nnd böslidie Yerlasenng gäbe; doch hätte der 
protestantische Gerichtsgcbrauch längst darüber entschieden: 
j,Dieser erkennt jede sträfliche Handlung, wodurch die ehe* 
liehe Treue ebenso verletzt, und die Einheit der Körper, worin 
doch der Stifter des Ehestandes das Wesen desselben gesetzt 
hat, ebenso zerstört wird, wie durch Ehebruch nnd bösliche 
Verlassimg, fttr eine rechtmässige Ehescheidungsarsache. Einer 
boshaften Verlassung wird danach gleichgeachtet . . , Yer- 
brechen gegen einen dritten, welches eine lebenslängliche Ge- 
fängnis- oder Zuchthaus- oder sonst eine beschimpfende Strafe 
zur Folge hat. Denn so wie durch Handlungen jener Art 
(Lebensnachstellungen u. s. w.) die Sicherheit des Zusammen- 
lebens gefährdet, und also die körperliche Eünheit zerstört wird, 
so wird durch Verbrechen der letzten Art der eheliche Um* 



^) Glück, Ert d. Fand., Bd. 20, 8. 458 ff. 
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gang für immer anfgelioben.^ Glfick betrachtet also die Sehei- 
dung bei Yerbrecbeii und Strafen Tom Standpankt der bSs- 

lichen Verlassung aus und legt auf die körperliclie Trennung 
das Hauptgewicht; daher er denn auch den Scheidungsgrund: 
unüberwindliche Abneigung als streitig hinstellt. 

Ebenso bezeichnet auch C. F. Eichhorn ^) den Scheidungs* 
grund: Verbrechen und Strafen als analogische Anwendung 
der böslichen Verlassimg. Er sagt allgemein: »Verortheiliing 
des andern Theils zu Griminalstrafen^; da er jedoch auch dann 
one Scheidung für zulässig erachtet, wenn die Fortsetzung der 
Ehe durch die Lebensweise des anderen Gratten ein schmäh- 
hohes oder unglückliches Verhältnis wird, so ist wohl anzu- 
nehinen, dass er auch zeitliche Zuchthausstrafe für einen hin- 
reichenden Scheidungsgrund erachtet hat, wie er auch eine Zu- 
lassung der Ehescheidung in den Fällen^ „wo der Zweck der 
Ehe nicht mehr erreicht werden kann^, nicht mit der OTange- 
lischen Lehre im Widerspruch findet, £e Ton dem Grundsätze 
ausgegangen sei, dass „jede Verletzung der ehelichen Treue, 
welche dem Ehebruch oder der böslichen Verlassung in ihrer 
Bedeutung gleichstehe", als „unter dem Ausspruch Christi 
mitbegriffen" die Ehe scheide (a. a. O. S. 484). 

Ea wäre jedoch unrichtig, wollte man ein derartiges Durch- 
dringen des Eherechtes mit naturrechtlichen Anschauungen 
annehmen, dass die auf dem alten, strengeren Standpunkt der 
Schrift Terharrende Ansidit ganz verschwunden wäre. Auch 
Eichhom rechnet den Scheidungsgmnd : Yerhrechen und Strafen 
zu den weniger allgemein anerkannten. SchlegeP) ist in 
diesem Punkte zweifelhaft; er begiündet zwar die Zulassung 
des Scheidtingsgrundes Verbri clien und Strafen mit dem Hin- 
weis darauf, dass der unschuldige Ehegatte nicht verpflichtet 
Bei, seine Sittlichkeit und seinen guten Namen durch das fernere 
Zusammenleben mit einem öffentlich bestraften Verbrecher in 

^) C. F. Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts II, 433. 487. 488. 
*) J. C. F. Schlegel, Churhannöversches Kirchenrecht 1803, Hr, 
8. 864 ff. 383. 
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Ge&hr zu setzen; dennoch wagt er selbst keine Entscheidimg. 
Die Stimmen, die sich gegen eine natiirrechtiiclie Ausbildung 

des Scheidungsrechtes erhob^^ haben nie geschwiegen. Es 
sind daher auch die Vertreter der strengen Richtung zu er- 
wähnen, von denen wir liesonders Scopp, Balthasar, Hommel 
und Lobethan hervorbeben wollen. 

GrundsätzUch steht Scopp*) auf einem sehr strengen 
Standpunkt; Verbrechen und ihre Bestrafung sind kein Scheie 
dnngsgnmd. Dennoch ist er geneigti bei Verbrechen, die an* 
bedingt den Tod nach sich ziehen, die Scheidung für den Eall, 
dass der Verbrecher sich dem weltlichen Arm entzogen hat, 
anzuerkennen, wobei er sich einer ähnlichen Begründung wie 
Stryk bedient. Ist der Verbrecher aber nur mit Landesver- 
weisung bestraft worden, so hält er eine Scheidung für unzu- 
lässig. Jedoch empfiehlt er dem Richter, die Verhältnisse der 
zurttckgekssenen £*raa und der Kinder zu erwägen, und stellt 
es seinem Ennessen anheim, ob er eine Naehfolgepflicht der 
!F^aa für tonlidi hält oder nicht. Unter Berufung auf eine 
Entscheidung des Leipziger Konsistoriums vom Jahre 1677 
wünscht er aber, dass die Frau sich um den verwiesenen Mann 
kümmere und ihm nachfolge. 

Gänzhch ablehnend dagegen verhält sich Balthasar'). 
Selbst mit lebenslänglichem Gefängnis bestrafte Verbrechen 
sind kein Scheidungsgmnd. Eine ähnliche Auffassung finden 
wir bei Ch. G*. Hpmmel^). Im Gegensatz zu Eayser sieht 
er in der Ehe keinen rein bürgerlichen Vertrag; es seien viel* 
mehr die Ausspruche der Heiligen Sdirift für die Ehe mass- 
gebend. Er schliesst bich der Meinung von Michaelis an, der 
' nur bei Ehebruch und böslicher Verlassung scheide. Auch 
unter letzteren Begriff bringt er die Ausweisung u. s. w. wegen 
Verbrechen nicht „Pro malitioso vero desertore non habetur: 

J. S. Scopp, Tract de iure divort. 1755, S. 66fr. 182. 183. 
*) V. Balthasar, Jus eccleaiasücum Pastorale, 1760, T. 1, S. 629ff.t 
B. ßuulika a. a. 0. S. 26. 27. 

») Ch. G. Hommel, Prinacipia jur. eccl. Prot., 1770. S. 308. 312. 
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1« qui ad peipetoa yincuk et opens pnblicas damnatua, 2. ob 
crimea reLegatus, ezoeptio esti ei is coigugi noa indicet, tH 
degat,'' eine Einaohränkiing, die seine strenge Ansidit bedeu- 
tend mildert. 

Balthasar und Hümmel vertreten allerdings den streng- 
sten 8tari(l))unkt; aber selbst bei solchen, die in der Schrift- 
auslegung unter starkem Einfluss des Naturrechts standen, 
sprechen sich manche gegen eine Scheidung im Fall von Ver- 
bredhen und Strafen aus, so Lobethan^). Nach ihm sind in 
der eTangelischen Kiiche zunächst solche Scheidongsgrttnde 
anerkannt, die „ausser Streit in den Yorschriften Ohristi und 
der Apostel gegründet sind*', nSmlich Ehebruch und bösliche 
Verlassung. Ausser diesen bind nock einige andere als solche 
zu bezeichnen, die auch mit den Lehren Christi und der Apostel 
im Einklang stehen, denn Christi Ausspruch bezieht sich auf 
den Schulstreit zwischen den Anhängern des Hillel und Schammai, 
und Christus wollte in erster Linie die irrige Ansicht Hillels 
zurflckweisen; femer hatte er auch das dirortium priTatum im 
Auge, nicht das diTortium publicum; schliesslich sind die Worte 
Ohristi: um Ehebruchs willen so zu verstehen: „um alles das, 
was auf einen Ehebruch hinausläuft und damit verwandt ist. 
Es ist auch diese Erklärimg um so wahrscheinlicher, da schon 
nach dem natürlichen Begriffe und ursprünglichen ^Vesen der 
Ehe die Verletzung der ehelichen Treue überhaupt die einzige 
rechtmässige Ursache zur Ehescheidung abgibt, und die Ver- 
bindlichkeit einen solchen Gatten zu behalten ipso iure auf- 
löset''. Wenn Lobethan nun auch unter diese anderen Schei- 
dungsgründeVerweigerung der ehelichenPflicht,unyersöhnlichen 
Hass, Lebensnachstellungen, Fleischesverbrechen, verschuldete 
Unfruchtbarkeit rechnet, so mmmt er dennoch im grossen und 
ganzen \' erbrechen, die die poena mortis civilis nach sich ziehen, 
aus; „diese kan wenigstens nicht allemal das Kecht auf die 



^) Lobethsn, Einleitaiig eqt theoretuohen Ehe-Kechti-Gelalirtheit, 
1775» S. 207 e 

Albreoht, YMlimdiia md StrafMn als BhtMheidniigignuid. 7 
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Ehescheidung zu dringen nacli sieb ziehen; denn an sich 
betrachtet enthält sie noch keine Verletzung der ehelichen 
Treue**. 

Fassen vir nnn das Ergebnis dieses Abschnittes zu- 
sammen. 

Das Natnmcht sah in der Ehe einen bürgerlichen Ver- 

trag; es nahm daher bei der Aufstellung der für das Schei- 
dungsrecht massgebenden Grundsätze keine Rücksicht auf die 
Schranken, welche die Bestimmungen der Heiligen Schrift der 
Scheidung gezogen hatten. Dennoch liess man diese Be- 
stimmungen nicht gänzlich unbeachtet, bemühte sich yielmehr, 
me wir oben im einzelnen gesehen haben, die auf dem Boden 
des Naturrechts gewonnenen Ergebnisse als mit der Heiligen 
Schrift durchaus im Einklang stehend zu erweisen. Indem 
man die für die Lösung eines Vertrages geltenden Sätze des 
bürgerlichen Rechts auch auf die Lösung des Ehevertrages 
anwandte, erachtete man eine Scheidung dann für zulässig, 
wenn ein Ehegatte den Vertrag gebrochen hatte. Ein solcher 
Vertragsbruch lag vor, wenn durch die Schuld des einen Teil» 
die VerhfUtniBse in der Ehe nicht den Abmchten, unter dmen 
sie eingegangen war, entsprachen. Diese Absichten steUten 
sich als die sogenannten Ehezwecke dar; ihre Vereitelmig 
musste eine Scheidung begründen. Man unterschied der Regel 
nach drei I^hr zwecke: procreatio sobolis, exstiuctio libidinis, 
mutuum adiutorium. 

Zu einer Scheidung im Fall von Verbrechen und Strafen 
konnte man daher auf zwei Wegen gelangen. 

Die sobolis procreatio ist durch die mutua oorporom 
praebitio bedingt; diese wird durch die Trennung der Ehe- 
gatten unmöglich. Hat daher ein Ehegatte durch sein Yer- 
schulden im Wege der Bestrafung mit Landesverweisung oder 
Freiheitsentziehunsc eine solche Trennung herbeigeführt, so ist 
der ein© Ehezweck vereitelt, also ein Grund zur Scheidung 
gegeben. Es war dabei nicht nötig und geschah auch mcht 
überall, dass man diese Trennung als einen besonderen Fall 
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der bödichen VerlMimg ansah und deshalb unter analoger 
Anwendung der für die Desertion bezw. Quasidesertion gelten- 
den SStze eme Scheidung eintreten liees. Vielmehr war in 

beiden Fällen der Grund zur Scheidung derselbe, nämlich die 
schuldliaft herbeigeführte Trennung der Ehegatten. 

Auf einem anderen Wege konnte man zu einer Scheidung 
in unserem Fall gelangen, wenn man in den Verbrechen eine 
Yerletanng des Ehe zwecks mntnnm adiatorinm sah (Kayser). 
Dieses gegenseitige Helfen nnd Fordern imter den Ehegatten 
hmn nnr in einer der innigen Lebensgemeinschaft der Ehe 
entsprechenden Weise stattfinden, wenn die Ehegatten nicht " 
nur körperlich beieinander sind, sondern auch in geistiger Be- 
ziehung in einem harmonischen Verhältnis zueinander stehen. 
"Wird diese von gegenseitij^er Achtung und Liebe getragene 
geistige Uebereinstimmung zeifitört, so ist der Ehezweck ver- 
nichtet und eine Scheidung zuzulassen. Der Ehezweck wird 
aber nicht allein durch gegenseitigen, unüberwindlichen Hass 
nnmöglich, yielmehr auch durch das schnldhafte Verhalten eines 
Ehegatten, das ihn der Achtung des anderen beraubt und auf 
diesen unschuldigen Teil zugleich Schmach und Schande häuft. 
Dieses ist der Fall bei entehrenden Verbrechen. Von keinem 
Ehegatten kann verlangt werden, die Ehe mit einem ehrlosen 
Verbrecher fortzusetzen. Diese Anschauung, die allerdings 
nicht unbestritten war — der Naturrechtslehrer Leyser z. B« 
weist ausdrücklich eine Scheidung wegen Infamie zurück — 
wirkte aber nicht allein zu Gunsten der Zulassung einer 
Scheidung in unserem EaUe. Zu demselben Ergebnis gekmgte 
auch die andere, nicht Ton naturrechtlichen Grundsätzen im Schei- 
dungsrecht ausgehende Richtung, als deren Hauptvertreter wir 
J. H. Böhmer kennen gelernt haben. Im Gegensatz zu den 
Naturrechtlem hält diese Richtung an der Heiligen Schrift 
als der Grundlage des Scheidungsrechts fest. Doch schaffte 
sie sich durch eine freie Schriftauslegung die Möglichkeit, auch 
in anderen Fällen als der böslichen Verhissung und des 
EhebmchB eine Scheidung zuzulassen, so auch bei Ver- 
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farechen, die LandeBTerweisimg oder eviges GeflbigiiiB zur 
Folge luiben. Von grösstem EinfloBB auf die allgemdne An« 
erkennung dieses Scheldtmgsgnmdes ist es gewesen, dass sich 

aucli J. H. Böhmer für ihn aussprach. Bemerkenswert imd 
yon hoher Bedeutung für die Folgezeit ist die Art und Weise 
seiner Begründung. 

Wie wir sahen, leitete Böhmer die Zuläasigkeit des Schei- 
dungsgrundes Verbrechen und Strafen teils aus der Verwandt- 
Bchaft mit der malitiosa desertio ab, teils atis der Verietsnng 
der ehelichen Treue. Die Ableitung aus dem Begriff dor 
böslichen Verlassung fanden wir schon in der ersten Zeit der 
evangelischen Kirche vertreten, wenn auch nicht olme Wider- 
spruch. Wir werden dieser Auffassung auch im 19, Jahr- 
hundert begegnen. Die andere Art der Ableitung aus dem 
Begriff der Verletzung der ehelichen Treue ist aber in Bezog 
auf die Anerkennung und weitere Ausbildung des Scheidungs* 
grundes Verbrechen und Strafen von grosserem EinflusB ah 
die erste geworden. 

Den Begriff der Verletzung der ehelichen Treue hatten 
wir schon früher, bei Hülsemann z. B. gefunden, aber nur in 
der Bedeutung, dass allein Verbrechen, die si( Ii directe gegen 
die Ehe richten, — hierzu rechnete man auch Lebensnach- 
Stellungen — die eheliche Treue verletzen. Böhmer aber ging 
einen Schritt weiter; die eheliche Treue kann auch per in« 
directum yerletzt werden, z. B. durch Verbrechen, indem diose^ 
wenn auch erst in ihren Folgen, eine Zerrüttung des eheUcfaen 
Lebens herbeiführen. Zunächst sah Böhmer diese Zerrüttung | 
nur in der Hinderung der Beiwohnung und blieb auf dem 
Standpunkt, den wir am Schluss des erste]! Abscliiüttes kennen 
lernten, stehen; hier setzte aber nun die naturrechtliche Be- 
wegung ein, welche den Begriff der Verletzung der ehelichen 
Treue in der Weise umgestaltete, dass er alle naturrechtUchen 
Scheidungsgründe einsdiloBs, indem man dazu gelangte, eine 
Verletzung der ehelichen Treue dort für Torliegend zu erachten, 
wo durch das schuldhaitö Verhalten eines Ehegatten die iilr- 
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reichuDg der Ehezwecke gehindert war. Diese AufTaasimg 
winde for unsere Frage dadurch bedentsam, dass die natnr- 
lechilidie Bicbtang, wie wir oben bei der Mehrzahl ihrer Ver* 
treter sahen, auf das Infanderende des Verbrechens nnd seiner 

Bestrafung ein besonderes Gewicht legte und nach dieser 
Richtung hin den Begriff der Verletzung der ehelichen Treue 
weiter ausgestaltete. Nicht bloss in geschlechtlicher Hinsicht 
muss die Treue gewahrt werden, sondern es liegt in der Treu- 
pflicht die Verpflichtung zu einem ehrenhaften Lebenswandel 
nberhanpt; daher denn in dem ehrlosen Verhalten eines Ehe* 
gatten eine Verletzung der ehelichen Trene gesehen wird nnd 
so ein Scheidungsgrund gegeben ist. 

Noch ein anderer Umstand leitete zu diesem Ziele hin: 
die inzwischen eingetretene Aenderung in der Strafreclits- 
pflege Wie wir oben gesehen hatten, war bei der Strenge 
des Strafrechts im 16. und auch noch im 17. Jahrhundert 
kein grosses Bedürfnis herrorgetreten , bei Verbrechen eine^ 
Scheidung eintreten zn lassen. Inzwischen aber hatte eine be- 
deatende Milderung dieser Strenge Platz gemacht*). Es wnrde 
nicht mehr so hSnfig die Vemrteilnng znm Tode ausgespro* 
chen; statt deren trat vielmehr eine Verurteilung zu Freiheits- 
strafen, teils lebenslänglichen, teils zeitlichen ein; auch die 
Strafe der Landesverweisung wurde seltener angewendet. Je 
häufiger man nun auch gegen verbrecherische Ehegatten mit 
Freiheitsstrafen einschritt, umsomehr musste sich das Be« 
dörfnis geltend machen, anch hier dem nnschnldigen Teil durch 
Scheidnng zu helfen. Keine grosse Schwierigkeit bot die Ver- 
urteilung zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe und eine Scheidung 



') Vergl. Hubrieh a. a. O. S. 114. Kichter-Dove-Kahl a, a. O. 
S. 1178 Friedber^ a. a. 0. S. 482. 

*) Für die nach dem 30jährigen Kriege emtieteude Milderung des 
Strafrechts und ihre Ghriinde vergl. aaoh A. Heg 1er, Die praktische 
Tätigkeit der Juristenfakiiltftten des 17. v. 18. Jakili. in ikrem Emflnss 
auf die Entwicklnng det deuttehen Strafrechts tod Carpzoy ab. Täbing. 
In^-Diaa. 1899, S.87ff. 
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in diesem Falle hatte» wie wir sahen, im 18. Jahrhundert all- 
gemeine Anerkennang gefunden. Aber aach die jetzt so hiiofig 
eintretenden Yemrteüongen zn mehrjähriger Freiheitsstrafe 
mnssten ein Bedttrfiiis nach Scheidong herrormfen. Hier war 

aber die Ableitung ans den alten Scheidungsgründen eine 
ungleich schwierigere als bei der lebenslänglichen Freiheits- 
strafe. Denn man musste nicht bloss von dem animus diri- 
mendi matrimonii absehen, sondern auch Ton dem Merkmal 
der beständigen Trennung, da man ja wusste, (lass der schul* 
dige Teil wiederkehren und wann dies der Eall sein würde. 
Eine Ableitung aus dem Scheidungsgrunde der bdsHchen Ver- 
lassung wäre höchstens mittelbar durch Gleichstellung einer 
sehr langen Freiheitsstrafe mit einer lebenslänglichen möglich 
gewesen. Dagegen boten aber die naturrechthchen Lehren 
eine Handhabe zur Scheidung und zwar vor allem die Auf- 
fassang ^on der Bedeutung des Ehezweckes mutuum adiu- 
torium (s. ob.). Wie wir gesehen hatten, £uid dieser Ehe* 
2 weck seine Ausgestaltung in der Bichtnng, dass man dazu 
gelangte, in unserem Falle auf die Ehrlosigkeit des Yerbrechens 
und seiner Bestrafung das grössere Gewicht zu legen. Es 
blieb sich in dieser Hinsicht so ziemlich gleich, oh z. B. der 
Mann mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft wurde oder 
auch nur mit 10 Jahren oder darunter; in allen Fällen lag 
durch die ehrlose, Yerbrecherische Handlung eine Verletzung der 
ehelichen Treue vor. Wenn der schuldige Teil auch nur zu 
wenigen Jahren Zuchthaus Terurteilt war, das eheliche Bend 
war innerlich aerrissen; es ftusserlich fortbestehen zu lassen, 
war dem unschuldigen Teile nicht anzumuten; natürlich nur 
dann, wenn im konkreten Falle die yerbrecherische Handlung 
als eine Verletzung der ehelichen Treue anzusehen war und 
auch tatsächlich von dem unschuldigen Teile als eine solche 
empfunden wurde. Zu diesem Ergebnis hätte die Lehre Böhmers, 
trotzdem sie die Scheidung auch bei Brandmarkung u. s. w. 
(s. ob.) anerkannte, nicht geführt» da sie viel zu sehr auf dm 
alten Standpunkt rerharrte, dass die geschlechtliche Seite das 



Digitized by Google 



Verfanch«! und Strafen all fiiiMoheidaqgigniiiflL 103 

Wesentliche der ehelichen Gemeinschaft sei. Erst die freieren 
natnirechtlichen Anschanongen betonten das innerliche Yer- 
hfiltnis der Gatten gneinander mehr und haben in diesem Sinne 
ganz wesentlich auf den Begriff der Verletzung der ehelichen 

Treue ausgestaltend gewirkt, der für die Folgezeit das Haupt- 
merkmal der Scheidungsgründe geworden ist; es ist daher meines 
Erachtens dem Naturrecht eine Tiel grössere Bedeutung für die 
Ausbildung auch des Scheidungsgrundes Verbrechen und Strafen 
beizomessen, als es Ton Seiten Hubrichs^) geschieht. 

Die Ton diesen Gesichtspiinkten aasgehende Lehre ge- 
langte, wie oben im einzelnen gezeigt ist, gegen Anfang des 
19. Jahrhunderts zur Herrschaft. Wir werden nun sehen, 
wie sich diese Auffassungen aueh in der Gesetzgebung geltend 
machten, und hier einen besonders bemerkbaren Umsciiwung 
gegenüber den früheren Anschauungen hervorriefen. 

S. Die Oeaetzgebnng. 

Wir beginnen mit dem grössten protestantischen Staat, 
mit Prenssen, in dessen Gesetzgebung der natnrrechtliche 
Einfluss besonders stark zum Ausdruck gekommen ist 

In PreuBsen hatte sich seit der Brandenburgischen Yisi- 

tations- und Konsistorialordnung von 1573 eine freiere Be- 
handlung der ScheidungbgrÜDde durch das landesherrliche 
Scheidungsrecht herausgebildet; so war man auch zu einer 
Scheidung im Falle Ton Verbrechen, die mit lebenslänglichem Ge- 
fängnis bestraft wurden, gelangt Eine ganz ausserordentliche 
Erweiterung erfuhr aber das Sdieidungsrecht während der Eegie-* 
rang Friedrichs des Grossen. Nachdem schon 1748 die Ehe- 
sachen den Konsistorien genommen und dem Eammergericht 
überwiesen waren, erhielt das Scheidungsrecht eine neue, durchaus 
auf naturrechtlicher Grundlage beruhende Regelung durch das 
corpus iuris Fridericiani (1749), dessen ehe- und vormund- 

^) Hubrioh a. a. 0. S. 117. 

^ Biohter a. a. O. 8. 77 ff. Hubrieh a. a. 0. S. 176 ff. 
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scbaftrechtliclien Bestimmun iren Gesetzeskraft erhielteE^). Dieses 
Gesetz (c u Fr. P. I, Lib. 2, Tit. 3, § 35—55), dessen natoi- 
rechilicher Standpunkt sich Tor allem dann zeigt, da» es auch 
gegenseitige Einwilligung als Sclieidimgsgniiid anerkennt, Hess 

auch bei Verbrechen eine Scheidung zu und zwar unter einem 
allgemeinen Gesichtspunkte, der bisher noch nicht in der Weise, 
weder in der Lehre noch in der Gesetzgebung hervorgetreten 
war. Das Gesetz fasste nämlich die auf dem Verschulden 
eines Ehegatten beruhenden Scheidungsgründe — abgesehen 
Ton £3iebradi und böslicher Verlassong — dadurch zusammen, 
dass es als allgemeinen Scheidungsgrand tödliche Femdschaft 
aufstellte und nun zwei Gruppen von Ffillen schuldhalten Ver- 
haltens eines Ehegatten unterschied. Lagen Verschuldungen 
der ersten Gruppe yor, so sollte ohne weiteres eine tödhche 
Feindschaft als erwiesen angesehen werden. Dagegen sollte hei 
den leichteren Verschuldungen der zweiten Gruppe (z. B. Sä Vi- 
tien des Mannes, Verschwendung und Trunkenheit auf Seiten 
der Frau) erst eine Scheidung yon Tisch und Bett eintreten, nach 
deren fruchtlosem Ablauf auch in diesen Fällen das Vorhanden- 
sein einer tödlichen Feindschaft für erwiesen erachtet werden 
konnte*). Zu den Verschuldungen der ersten Gruppe wurde 
nun auch gerechnet: „wann einer wegen Missethat zur Karren, 
zum btaupbesen, oder gar zum Tode condemniret oder wegen 
einer infamen That des Landes verwiesen wird". Hieraus ist 
ersichthch, dass das Gesetz auf die Dauer der Strafe kein 
Gewicht legt^ also den filteren Standpunkt, die Anlehnung an 
den Scheidungsgrund der böslichen Verlassung aufgegeben hat. 
Das Gesetz berücksichtigt allein das Entehrende des Verbre- 
chens und seiner Bestrafung und lässt eine Scheidung deshalb 
zu, weil ein derartiges Vei halten geeignet ist, in dem unschul- 
digen Ehegatten mit Kecht eine tödliche Jj'eindschaft hervor- 
zurufen. 

Hinschius in d. Zeitschr. f. Kirchenr., Bd. 2, 8. 8;3 Havigny, 
Vermischte Schriften, Bd. V, Reform der Ges. über Ehescheiamig, S. 258. 
«) Savigny a. a. 0. S. 259. 260. Habrioh a. a. 0. S. 18L 
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Mit diesem Gesetz, welches noch durch das Zirkular Tom 
27. September 1751 eine Erweiterung dabin eKfubr, dass bei 
iniimcitiae capitales eine Scheidnng ohne yorherige Trennung 
yon Tisch und Bett stattfinden konnte, war eine so grosse 

Scheidungsfreiheit gegeben, dass noch am Ende der Regierung 
Friedrichs des Grossen am 17. November 17s2 ein Edikt 
erging, welches auf eine ernstere Ij* liandlung der Scheidnnf^s- 
irage drang. Unter den Scheiduiigbgründen dieses für ganz 
Preassen geltenden Gesetzes befand sich ebenfalls *) : Bestrafung 
mit einer in&mierenden Strafe oder mit mehr als einjähriger 
Festungs- öder Znchthansarbeit oder mit LandesYerweisnng 
und zwar ahnlicli wie im corp. ior. Frid. als erheblicher Grand 
zum unversöhnlichen Hass, der hier, wie in jenem Gesetz 
die tödliche Feindschaft, als allgemeiner Ehescheidungsgrund 
erscheint. 

Daran scbloss sich dann im wesentlichen das Allgemeine 
Land recht vom 1. Juni 1794 an» das allerdings in einzelnen 
Bestimmungen noch etwas freier vorging, indem es vor allem 
die Scheidung wegen Einwilligung erleichterte. Der § 704, 
n 1 A.L.B.8 bestimmt über die Sdieidung wegen Verbrechen 
und Strafen: 

„Grobe Verbrechen gegen Andere, wegen welcher ein 
Ehegatte harte nnd schmähliche Zuchthaus- oder Festiings- 
strafe nach Urtel und Eecht erlitten hat, berechtigen den daran 
unschuldigen Theil, die Scheidung zu suchen^. 

Dazu ist zunächst zu bemerken, dass das Landrecht diesen 
Scheidimgsgrund — neben anderen — als einen selbständigen 
anffdhrt, während das corp. iur. Frid. und das erwähnte Edikt 
darin nur eine Ursache zu unversöhnlicher Feindschaft ge- 
sehen hatten. Da man diese nun als einen besonderen Schei- 
duiigsgruud — cf. § 707 ff. 1. c. — aufstellte, verschob sich 
etwas der Gesichtspunkt, unter dem man eine Scheidung wegen 
Verbrechen rechtfertigen konnte. Nicht die dadurch herTor- 



Hnbrich a. a. 0. S. 185. SaTigny a. a. 0. S. 262 ff. 
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gerufene Abneigung tiel so sehr ins Gewicht^), als vielmehr 
die Schmach und Schande, die mit einem solchen Verbredieii 
und semer Bestrafung verbunden war und notwendigerweise 
den unscholdigen Teil in seiner Ehre kr&nken nnd das ehe- 
liche Vertraiien schwer erschüttern mnsste. 

Der § 704 yerlangt, dass die Verbrechen gegen „Andere*^ 
gerichtet sind. Diese Bestimmang lässt eine verschiedene 
Auslegung zu; sie kann einmal bedeuten: Verbrechen gegen 
andere als den schuldigen Ehegatten selbst und sodann : gegen 
andere als den unschuldigen Ehegatten. Die erste Bedeutung 
hat offenbar der Gesetzgeber nicht im Sinne gehabt; denn 
eine Handlang, die der Titer gegen sich selbst richtet, kommt 
als eine strafbare nicht in Betracht nnd es hatte keinen Sinn 
gehabt, diesen Fall als einen zur Scheidung nicht ausreichenden 
besondeib auiszuschliessen. Vielmehr können die Worte „gegen 
Andere", wenn man annimmt, dass der Gesetzgeber mit ihnen 
einen besonderen Sinn hat verbinden wollen, nur bedeuten: 
gegen andere als den unschuldigen Ehegatten'). Dieser Aus- 
legung würde auch entsprechen, dass die meisten Verbrechen, 
die sich gegen den anderen Ehegatten richten kennen, in be- 
sonderen Scheidnngsgrfinden behandelt werden (et A.L Jt. II 1, 
§§ 699 ff. 705. 706), jedenfalls lässt sich die Mehrzahl der- 
selben obne Zwang unter diese Paragraphen bringen. Die 
herrschende Meinung^) geht jedoch davon aus, dass die Worte 
„gegen Andere" auch die Verbrechen gegen den unschuldigen 



*) V. Wein rieh, Die Reichsgesetzgebung und dag materielle Ehe- 
sciieiduugäieclit. Zeitschr. 1. K.R., Bd. 20, S. 2^7 ü". 322. 

*) So Rehbein, Die Entscheidungen des vormaligen Pr. Ob^ 
tribmiBls, Bd. IV, S. 845. 

') Vergl. die Anmerkong m dem betreffenden Paragraphen bei 
dem Ton Kooh n. a, herausgeg. AX.B. Dernburg, F^iub. FHt^. 
m, 62. FSrster-Eooius, Fireuss. Frivatraoht IV, 101, 2. ßonne. Er* 
gänzungen und Erlaatemngen des AJLJLb III, 8. 186 (7. Ao^g.). Ora- 
ehot, BeitrBge 18, S. 151 £ Srler, Ehesoheidongerecht und Eheadiii- 
doDgepnueea im Geltiuigigebiet des prenm. IiJEUb, S, 95 £ 
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Ehegatten mitbegreifen. Ihr ist meines Erachtens insofern 
beizupflichten, als es tatsSchlioh FfiUe geben kann, in denen 

ein Ehegatte gegen den anderen Verbrechen begeht, die sich 
nicht unter die erwähnten Paragraphen bringen lassen, z. B. 
wenn ein Eliegatte den anderen durch eine schwere Urkunden- 
fälschung geschädigt hat. Es wäre hier nicht ersichtlich, wes- 
halb das Gesetz einen solchen Fall hätte ausschliessen wollen. 
Doch könnte man annehmen, dass auch in diesem Falle ein 
Verbrechen g^en andere insofern vorliegt , als es sich hier 
am ein ürknndendelikt handelt, das nicht bloss gegen den 
geschädigten Ehegatten, als vielmehr auch gegen eine Knltnr* 
Veranstaltung, gegen die Eiiu iclitimg der Urkunden gerichtet 
ist, daher auch in diesem 8mne als ein Verbrechen gegen 
andere aufgefasst werden kann. Jedenfalls muss man, wenn 
man nnter die Verbrechen gegen andere auch solche gegen 
den anderen Ehegatten mitbegreift, die Worte »gegen Andere^ 
för überflüssig erklären^). 

Das Gesetz besagt femer, dass grobe Verbrechen, welche 
die Bestrafung des einen Ehegatten mit harter und schmäh- 
licher Zuchthaus- oder Festungsstrafe zur Folge gehabt haben, 
einen Sclieidungsgrund gewähren. Einen Aufschluss darüber, 
was unter „groben" Verbrechen und unter einer „harten und 
schmählichen" Zuchthaus- oder Festungsstr ife zu verstehen 
ist, gibt das G^tz seihet nicht Auch die Entstehnngsge* 
schichte des § 704 liefert hierfOr keine genauen Anhaltspunkte 
XTrspriinglich lautete die Vorschrift dahin: „Verbrechen, um 
derentwillen ein Ehegatte, durch Urtel und Recht, mit einer 



Beachtenswert ist die Erklinuigi die Hubrich a. a. 0. dieser 
Stelle gibt, indem er die Worte gegen andere an dem Sinne von „auch 

gegen andere'* auffasst, denn offenbar legt das Gesetz, das vorher Delikte 
gefren den anderen Ehegatten behandelt hat, ein besonderes Gewicht 
daraut , dass aiK Ii Verbrechen gegen andere als jenen eine Scheidung 
herbeiführen können. 

*) Vergl. Bornemann, System. Darstellung des Preuas. Zivilrechts, 
V, S. 201, 202. Koch a. a. 0. A.L.R., Anm. zu § 704. 
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infamierenden Strafe oder mehr als einjährigen Festungs- oder 
Zuchthausstrafe helegt, oder des Landes Terwiesen worden, 
berechtigen den anderen, die Scheidung zu suchen.^ Diese 
zeitliche Beschränkung der Strafe erschien jedoch zu eng ; es 
sei genug, „wenn der Schuldige eine hSrtere als blosse Geld« 
oder Gefängnissstraie durch sein Verbrechen ver^vukt habe. 
Ob er 8 Tage oder 1 Jahr in das Zuchthaus gesetzt werde, 
sei gleichgültig, indem der Gesetzgeber das feine Ehrgefühl 
dessen, der mit einem Verbrecher nicht zusammenleben wollCi 
schonen, und ein solches Gefühl in der Nation eher zu er- 
wecken, als zu unterdrücken suchen müsse^. Daraufhin gab 
Suarez dem Paragraph folgende Fassung : „Verbrechen, wegen 
welcher ein Ehegatte eine härtere als Gkld- oder G^flbignis- 
strafe nach Urtel und Recht erlitten hat, berechtigen den daran 
unschuldigen Theil, die Scheidung zu suchen". Trotzdem 
erhielt schhesslich der Paragraph die jetzige Fassung, ohne 
dass die Gründe der Aenderung ersichtUch wären. Neu gegen- 
über den älteren Fassungen ist zunächst die Bezeichnungsweise: 
„grobe** Verbrechen. Augenscheinlich sollte hierdurch nur in 
aUgemeiner Form zum Ausdruck gebracht werden, dass das 
Verbrechen ein schwereres sein solle, insbesondere ein solches, 
das aus ehrloser Gesinnung entspringt^); dies kann umso un- 
bedenkliclier angenommen werden, als der jetzigen Passung, 
gegenüber der ursprünglichen, ein besonderer Hinweis in dieser 
Beziehung fehlt. Was sodann die Bezeichnung „harte und 
schmähUdie^ Zuehthaus- oder Festnngsstrafe betrifft, so ist 
zunächst aus der Entstehungsgeschichte des Paragraphen zu 
entnehmen, dass die Strafe nicht nur einen infiLmierenden 
Charakter haben, sondern auch bezüglich ihrer sonstigen Be- 
schaffenheit eine schwerere sein sollte, ohne dass jedoch be- 
züglich der Dauer der Strafe eine Einschränkung gemacht 
wurde. Das Gesetz trifft nun unter den für die Scheidung in 
Betracht kommenden Strafen eine Auswahl nach zwei Bich- 



>) T. W einrieb b. a. O. S. 822. 
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tongea hin; zunächst bezttglioh der Strafart. Es sollen niUn« 
lieh Yon den Strafarten des Landrechts (A.L.B. II, 20) Zncht- 
haus-, FestangB-) Gefängnis-, Geld- und Körperstrafen nnr 

die beiden ersten einen Scheidungsgrund abgeben können. 
Unter diesen wird büdaiiM {l.idarcb, dass die Strafen „harte 
und schmähliche" sein niühöen, eine weitere Auswahl getroffen; 
jedenfalls soll die Festung s- oder Zuchthausstrafe an sich noch 
nicht genügen Die Bedeutung des Wortes schmählich^ kann 
vohl dahin angenommen werden, dass die beiden Strafen einen 
entehrenden CÄiarakter haben müssen. Dies ist bei der Zucht- 
hausstrafe zwar in der Regel, jedoch nicht stets der Fall, noch 
weniger bei der Festuiigsstral'e; es wird hier vor allem die 
Festungsarbeitsstrafe ^) in Betracht kommen. Der Fall einer 
schmählichen Strafe liegt ferner dann vor, wenn neben der 
Freiheitsstrafe auf besondere Ehrenstrafen erkannt ist. 

Das Gesetz verlangt schliesslich, dass die Strafe auch eine 
^harte" sei. Weinrich^ will hierin vor allem den Hinweis 
darauf sehen, dass die Strafe audi toh längerer Dauer sein 
müsse. Allerdings spielt die Dauer der Strafe für die Frage, 
ob diese als eine harte anzusehen sei, eine wesentUche Rolle, 
aber entscheidend ist sie nicht, zumal das Landrecht offen- 
sichtlich eine zeitliche Beschränkung der Strafe abgelehnt hat. 
£s ist vielmehr die Frage, ob die Strafe sich als eine harte 
darstellt, nach der Indi?idualität des einzelnen Falles zu ent- 
scheiden; ebenso wie schon bei der Frage^; ob das Verbrechen 
ein grobes, die Strafe eine sohmShliche sei, die Lage des ein- 



^) Dagegen geht die Kabinettaorder vom 30. August 1810 und das 
Eeskript vom 20. Juni 1828 davon aus, dass jede Zochthaus- und Featungt- 

arbcitsstrafe als eine harte utid schmähliche anzusehen ist und daher einen 
Scheidungegrund gewährt. Wesentlich ist hierbei der AuRtirtick ., Festungs- 
arbeitsstrafe"; die andere Art der Festungsstrafe, der 1^ eätungsarrest, galt 
als custodia honesta. Vergl. Sonntag, Die Festungshaft, 1872, S. 58. 
Bornemann a. a. 0, S. 202. Rönne a. a. 0. S. 186. H. Hälschner, 
Geschichte des Braiuleuhurgisch.-Preuss. Strafrechts, S. 239 ff. 255 (1855). 
*) V. Weinricii a. a. 0. S. 324 Ö'. 
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zelnen Falles zu berücksichtigen ist. In diesem Sinne, dass 
die Indiyidualität des einzelnen Falles massgebend sein müsse, 
bat die Wiflsenachaft wie die RechtesprechuDg übereinstim* 
mend den § 704 bezüglich der Frage, welcher Art das Ver- 
brechen nnd seine Bestrafimg sein müsse, um einen genügen- 
den Scheidnngsgmnd zu gewähren, aufgefasst. Insbesondere 
ist auch, nachdem das Strafrecht des A.L.R.s ausser Kraft 
getreten war, die Beschränkunir auf die "beiden Strafarten: 
Zuchthaus- und Festungsstrafe, weggefallen, und jede harte 
und schmähliche Freiheitsstrafe, die wegen grober Verbrechen 
yerhängt worden ist, als ein Scheidnngsgmnd angesehen 
worden 

Das Gesetz verlangt femer, dass der Verbrecher die Strafe 

„erlitten" hat. Die Bedeutung dieses Ausdruckes ist zweifel- 
haft; unbestritten ist jedoch, dass das Gesetz nicht die voll- 
ständige Verhüssung der Strafe verlangt; es genügt vielmehr, 
wie in der Rechtsprechung anerkannt ist, der Antritt der 
Strafe Die herrschende Lehre geht sogar noch weiter, indem 
sie die rechtskräftige Vemrteilnng für hinreichend erachtet, 
um dem nnschnldigen Ehegatten den Ansprach anf Sdieidnng 
za gewähren'). Der letzteren Ansicht ist beizntreten, demi 
der Grund, weshalb Verbrechen ;ds Ehescheidungsursache zu- 
gelassen sind, liegt darin, dabs durch das Verbrechen mit 
seinen entehrenden Wirkungen auch auf den unschuldigen Ehe- 
gatten Schmach und Schande gehäuft wird und diesem nicht 
zugemutet werden kann, dies als ein ihn treffendes, unTerdientes 
Unglück mitzutragen. Die Folgen des Verbrechens treten 
jedoch erst ein, wenn die Tat in ihrer strafrechtlichen Bedeu- 
tung durch die zuständige Stelle, nämlich den Strafiichter, fest* 



*) Vei^l. die bei Rönne a. a. 0. S. 186 angeführte Literatur. Borne- 
rnann a. a. O. S. 202. Hinschiuazu § 704 bei Koch, A.L.R. Förster- 
Eccius a. a. 0. S. 104. 105. Hubrich a. a. 0. S. 194 ff. 

^) Vergl. Koch n. a. A.L.It. Anm. za § 704, s. auch xmi. S. 184 
^ Vei|r1. Hiniebint bti £odi, A.I1JEL zn § 704, vergl. Fdrtter- 
Bceiut a. a. 0. Bd. 4, 8. 101. 102. 




VerbrMfaen and Strafen alt Ebetdieidasgignmd« Hl 

gestellt ist. Es ist daher die rechtskrSftige Venirteilmig er* 
forderlich, aber anch hinreichend, um beurteilen zu können, 
wie der unschuldige Ehegfttte unter dem Verhalten des anderen 

leidet, und ob ihm dies daher einen Scheidungsansprucli ge- 
währt. Eine rechtskräftige Verurteilung wird jedoch in dem 
Falle nicht verlangt, wenn sich der Terbrecherische Ehegatte 
der Bestrafung durch die Flucht entzogen hat. Hier bestimmt 
die schon erwIUinte Kabinettsorder Tom 30. August 1810 (§ 295 
des Anhangs zur A.G.O.)) dass der unschuldige Ehegatte nicht 
erst die Fristen der hoslichen Yerlassnng einzuhalten braucht, 
sondern sofort auf Sch^dung klagen und zugleich die Tor* 
ladung des Geliehenen unter der Verwarnung, in dieser Be- 
ziehung des angeschuldigten Verbrechens für geständig erachtet 
zu werden, beantragen kann. In dieser Gleichstellung der 
Flucht wegen Verbrechens mit der rechtskräftigen Verurteilung 
liegt eine bedeutsame Neuerung gegenüber dem früheren Becht, 
das durchweg nur unter den Formen des Desertionsprozesses 
eine Scheidung zuliess^). 

Schliesslich sei noch darauf hingewiesen, dass das Land- 
recht ausdrücklich nur dem an dem Verbrechen unschuldigen 
Ehegatten die Scheidungskliige gewährt. Es ist jedoch nicht 
erforderlich, dass der Ehegatte, wenn die Klageabweisung aus 
diesem Grunde gerechtfertigt sein soll, sich strafrechtlich als 
Anstifter, Mittäter, Begünstiger u. s. w. verantwortlich gemadit 
hat Es hat Tielmehr, selbst wenn in dieser Beziehung ein 
freisprechendes Urteil ergangen ist, der Zivilrichter selbständig 
über den Einwand der Teilnahme im Sinne des § 704 zu be- 
finden '^). Bezüglich des beklagten Ehegatten ist allerdings 
das Strafurteil für den Zivilrichter bindend, denn nicht das 
Verbrechen an sich, sondern das bestrafte Verbrechen, ist für 
die Beurteilung, ob ein Scheidungsgrund yorliegt, massgebend^). 



Vergl. Bornemann a, a. 0. S. 203. 
Vergl. Koch a. a. ü. /.u § 704. 
*) Vergl. Habrich a. a. 0. S. 195. 196. 
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Der § 704 A.L.R. II, I erschöpft jedoch nicht die FäUe, 
in denen die Bestrafang eines Eheg&tten wegen Yerbrecheft 
za einer Scheidung fahren kann. Zunächst ist der Ehegatte 
(§ 705 h. t.), der Ton dem anderen gegen besseres Bewnsst- 

sein solcher Verbrechen, wie sie § 704 aufzählt, fälschlich 
beschuldigt wird, berechtigt, die Scheidung zu verlangen. 
Dieser Scheidungsgrund der wissentlich falschen Anschuldigung 
fallt jedoch aus dem Eahmen des Scheidungsgrundes Yer« 
brechen und Strafen heraus (s. ob. S. 1); dagegen kommt der 
Fall des § 706 h. t auch für unsere Erage in Betracht. Dieser 
Paragraph lässt nämlich eine Scheidung zu, wenn ein Ehe* 
gatte durch yorsätzlich unerlaubte Handlungen den anderen 
in Gefahr bringt, Leben, Eine. Amt oder Gewerbe zu ver- 
lieren. Hierin liegt eine bedeutsame Erweiterung gegenüber 
dem § 704 ; denn nicht die Art der Bestrafung ist hier mass- 
gebend, sondern allein die Wirkung^ die das Verhalten des 
einen Ehegatten auf den unschuldigen auszuüben geeignet ist; 
allerdings sind Wirkungen bestinunter Art Torgeschrieben 

Das Laadrecht war bei der Scheidungsfrage ganz von 
der Grandlage, auf der das protestantische Scheidungsrecht 
ruhte, abgegangen ; auf dem strengsten nalurrechtlichen Stand- 
punkt stehend, hatte es die Ehe wie jedes andere bürgerliche 
Bechts Verhältnis geordnet. Die gesetzliche Kegelung des Ehe- 
rechts hatte nicht mehr den Charakter der früheren Ehe- und 
Eirchenordnungen, die teils auf kirchlicher, teils auf staatlicher 
G-rundlage beruhten, wie sich dies aus dem in den protestanti* 
sehen Staaten bestehenden Verhältnis zwischen Staat und Eirdie 
ergab. Trotzdem wurde in Preussen die Verbindung zwischen 
Staat und Kirche nicht gelöst; sie wurde sogar durch die 
territorialistische Auffassung, dass die Kirche eine Staats- 
anstalt sei, eine festere. Vor allem aber wurde die Verbin- 
dung mit der Kirche im Eherecht noch dadurch aufrecht 
erhalten, dass das Landrecht der Kirche die rechtlich gültige 



Vergl Borne mann a. a. 0. S. 202. 20S. 
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Eheschliessuiig beUess. Dies musste in der Folgezeit zu schwe- 
ren Kämpfen führen, als die Kirche sich besann, wie wenig 
ihr Öcheidungsrecht zu dem des Landrechts passte. Dass sich 
ab€r der Widerspruch Terhältnismässig erst spät erhob, zeigt, 
wie tief, die natorrechtlichen Anachauungen in die Kirche 
eingednmgen waren. 

Aehnlich, wenn anch meist nicht in so freier Weise, ent- 
wickelte sich das Scheidungsrecht auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung in den anderen protestantischen Ländern. 

In Württemberg^ li.ute die Ehe- und Ehegeri( hts- 
ordnung Tom Jahre 1687^), eine der ersten, die die Schei- 
dungsfrage in etwas freierer Weise behandelten, Verbrechen 
und Strafen niclit als Scheidongsgrund anerkannt. Doch auch 
hier machte sich, entsprechend der Zulassung in der Lehre 
und infolge des grösseren Bedürfiiisses danach wegen der 
Aenderungen im Strafrecht, dieser Scheidungsgrund geltend. 
Hauber (a. a. O. S. 153. Anm. 1) sagt darüber: „Hernach 
tritt er in einzelnen Decisiunen zu Tag, so in der durch Geh.- 
Eatsdecret an das Ehegericht vom 14. November 1774 er* 
theilten authentischen Interpretation der E.G.O., wonach unter 
den dort angefahrten Leibesstrafen nur diejenigen zu verstehen 
seien, bei welchen die Fortsetzung der Ehe noch möglich, da- 
her die Scheidung einer Frau Ton ihrem zu lebenslänglichem 
Zuchthaus verurteilten Manne aus dem Grunde zuzulassen sei, 
weil sie, wenn sie auch gleich wollte, die Ehe mit demselben 
nicht einmal fortsetzen könnte." Ferner in einem königlichen 
Spezialdekret vom 26. August 1811, wodurch der Frau eines 
Fahnenflüchtigen, die wegen böslicher Yerlassung geklagt hatte, 
^Scheidung ,um so mehr zugestanden wurdet als derselbe . . • 
nach den königlichen Militärgesetzen zur Todesstrafe verur- 
theilt wttrde und nur durch königl. Gnade mit derselben yer- 
schont werden könnte". Dieses Vorgehen fand seinen Absclilusä 



') Moser a. a. 0. II, S. 401, § 11, c. 13, H. Hanber, Becht 
und Brauch II, S. 152. 153. 
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in der königlichen Verordnung Tom 14./15. September 1812. 

Danach ist Scheidungsgrund ^die wegen eines Verbrechens, 
von welcher Art es sei, erfolgte Verurteilung einer in der 
Ehe lebenden Person zu einer 10jährigen oder noch längeren 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe'^ Natürlich musste die Teil- 
nahme des anderen Ehegatten ausgeschlossen sein. Nach 
Hauber a. a. 0. S. 153, Anm. 1 ist der Gnind dieses Gesetzes 
^offenbar in der Zeitdauer der Strafe, fiber welche binaas der 
ünscbiddige des ehelichen Lebens durch Schuld des Verbre* 
chers nicht soll beraubt werden können, nicht aber in der 
Natur des Verbrechens zu suchen, daher auch die in dem 
Gesetz vom 14. April 1855 normierte Reduzierung des Masses 
der Freiheitsstrafen nicht berechtigen könnte, da zu scheiden, 
wo das frühere Strafgesetz auf 10 oder mehr, das jetzige aber 
unter 10 Jahre geht''. Allerdings scheint die Zettdauer der 
Strafe, wenn man die Entwicklang des Scheidungsgrondes be> 
rücksfchtigt, zunSchst das fßr die Scheidung wesentlichste Mo> 
ment gewesen zu sein; docli wird die Unzulänglichkeit eines 
solchen „Grundes des Gesetzes" durch flaubers eigene Be- 
merkung hierzu gezeigt; „dass es zwar um der öffentlichen 
Sicherheit willen hochbestrafte Vergehen geben könne, durch 
die abttT die gegenseitige Achtung und Zuneigung der Ehe- 
gatten gleichwohl kernen Abbrach erleidet, und anf welche 
hin eine Frau ohne FflichtTerletKong sich nicht scheiden lassen 
könnte^. Ein solcher Fall würde yielmehr dartun, dass es 
auf die Art und Weise des Verbrechens und den Charakter 
seiner Strafe, nicht aber auf die Länge der Strafzeit ankom- 
men müsse; denn auch in einem solchen Falle würde ja der 
Unschuldige durch Schuld des Verbrechers des ehelichen Lebens 
beraubt werden. 

Wohl die erste gesetzliche Begelnng fand der Scheidnngs- 
grund Verbrechen und Strafen — allerdings nur in Besng 



Bezüglich des Charakters dieser Freiheitsstrafen s. Sonntag 
a. a. 0. S. 22. 
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auf die Strafe der ewigen Landesverweisung — in Braun- 
schweig durch die coQstitutio des Herzogs Anton Ukich vom 
19. Mai 1707 Dieser entscheidet sich bei dem Streit der 
Meinungen, »ob im Fall, da ein Ehemann oder Eheweib, nicht 
wegen Unkensehheit, sondern anderer yerttbten üebelthaten 
halber, anf ewig relegieret worden, die separatio qnoad yinca- 
lum btatt habe, und dem unschuldigen Theil, seiner Gelegen- 
heit nach, anderweit sich zu verheurathen zuzulassen sey", für 
die bejahende Ansicht, „in Erwegung der allerseits angeführten 
rationnm, und so wol aus H. göttlicher Schrifft, als auch den 
gemeinen nnd Kirchenrechten genommenen Gründen^. Böhmer 
bemerkt hierzu, daas sich der Herzog also in Uebereinstimmang 
mit der Heifigen Schrift geglaubt habe, wemi er den zwar 
streitigen, aber doch yon mehreren, die auf dem Boden der 
Heiligen Schrift ständen, verteidigten Scheidungsgrund aner- 
kannte. Bei der Berufung auf die Heilige Schrift ist wohl 
in erster Linie an die Analogie der bÖsHchen Verlassung zu 
denken. Wie sich die Gerichtsübong infolgedessen gestaltete, 
wird weiter unten gezeigt werden. 

Eine ähnliche ISntscheidnng finden wir später in Sachsen 
und zwar yon Friedrich August vom 25. Februar 1751, in 
der er gegen die Ansicht der berichterstattenden Behörde die 
Scheidung hei lebenslänglicher Zuchthausbtiafe gestattet. Be- 
gründet wird diese Entscheidung einerseits durch den — sehr 
naturrechtlich klingenden — Hinweis darauf, dass „durch des 
einen Ehegatten Verschulden und dessen darauf erfolgende 
Bestrafung, alle fines matrimonii gänzlich aufhören, und kein 
Effekt der ehemals Tollzogenen Ehe übrig bleibet, mithin dem 
mderea unschuldigen Theile allzuwehe gethan würde, wenn 
selbiger von jenem auf Lehenszeit gebunden sein, und ohne 
etwas Yerhrocheu zu haben, die Strafe zum Tlieii beständig 

J. H. Böhmer a. a. 0. S. 874/5, auch Eayser a. a. 0. S.58 
fuhrt diese oomtitatio an. 

>) Hartitssch, SScbs. Ehereoht, 1636, S. U6. 147. Codex Avgiui 
ni, T. 1, 8. 158. 
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mittragen müsste." Andererseits aber wird auf gleiches Vor- 
gehen anderer protestantischen Länder hingewiesen, sowie 
darauf, dass „die yorgesetzte Begehung solcher delictorum, die 
dergleichen Pdn nach eich ziehen, der böslichen Yerlassung 
nicht unbillig za Squipariien*' seien. Die G^ridite gingen 
aber bald über die hier gestattete Erlaubnis zur Scheidung 
bei lebenslänglicher Freiheitsstrafe weit hinaus, bis schliesslich 
auch die Zulassung der mehrjährigen Freiheitsstrafe als Schei- 
dungsgrund auch seine gesetzliche Anerkennung fand (s. unt. 
S. 155). 

In Schleswig- Holstein ^) gestattete eine dänische 
Verordnung vom 22. März 1771 bei Yeruiteilung des einen 
Ehegatten zu lebenslänglichem Gkföngnis die Scheidung, nicht 
aber „ob crimen leye^ und „ob fugam non inhonestam''. Da* 

gegen ist im Wege landesherrlicher Scheidung eine bolclie 
auch in leichteren Fällen möglich; „z. B. nach einem Rescripte 
an das Gottorfer Oberkonsistorium d. d. Kopenhagen den 
14. Juni 1796, wenn ein Ehegatte wegen begangener Ver- 
brechen zu temporairer Karren- oder Zuchthausstrafe verur- 
teilt worden ist" 

Auch in einzelnen kleineren, protestantischen deatschen 
Staate sind im Laufe des 19. Jahrhunderts gesetzliche Be- 
stimmungen über den Scheiduiigsgrund Verbrechen und Ver- 
gehen getroffen worden. 

So gewährt das Gothaische Ehegesetz vom 15. Au- 
gust 1834^) bei groben Verbrechen, durch deren Begehung 
der eine Ehegatte wenigstens zweijährige Zuchthaus- oder 
Eestungsstrafe verwirkt^, d^ unschuldigen Ehegatten die 



') Dr. Ch. F. Callisen, Kurzer Abriss des Wissenswördigsten aas 
den den Frediger imd fldii Amt in den Herzogtümern Sdileswig und 
Holateiik betreffenden Verordnongen, 1884» S. 185. 186» Aimu 06. 

') Aehnlich gestalteten sieh die Verhältnine des protest Sohfli- 
dangaredhts in Schweden. S. W. 2 1 ema a e n, Ehe und Bheadietdnxig naoh 
sehwed. B., 1845, S. 45. 46. 

*) GeB.-Samnilang für Seehaen-GothB, 18^ S. 650. 651. 
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Scheidungsklage. Es kommt hiernach in der Hauptsache auf 
den Charakter des Verbrechens und dm der Strafe an wie 
sich aus der selir kurz bemessenen Mindestlänge der Straf- 
dauer und dem Zusatz: »Auf eine nachher eingetretene Be- 
gnadigung und Mildenmg der Strafe ist keine Rücksicht za 
nehmen*^, ergibt. 

Die SaciiBen-Alienburger Eheordnung vom 
13. Mai 1837*) berScksichtigt dagegen mehr die Lftnge der 
Strafzeit als die Art und Weise des Verbrechens; denn sie 
gestattet eine Scheidung, wenn „ein Ehegatte wegen Verbrechen 
eine Zuchthaus- oder Festungsstrafe von wenigstens 3 Jahren 
zu Terbüssen^ hat. Eine geringere Freiheitsstrafe (1 Jahr 
Zuchthaus) genügt jedoch dann» wenn der Ehegatte wegen 
eines gleichiutigen Verbrechens zum zweiten Male bestraft ist; 
in diesem Falle muss aber der Scheidungsantrag yon der Orts- 
obrigkeit unterstützt sein (§ 224 d. G^.)* Unter ITmstSnden 
ist sogar eme diiekte BestraiuDg in unserem Sinne nicht nötig; 
es soll nämlich auch die Scheidung zugelassen werden, wenn 
ein Ehegatte, eines mindestens mit Zuchthausstrafe bedrohten 
Verbrechens dringend yerdächtig, zwar von der Instanz ent- 
lassen, aber zur Detention in einer öffentlichen Arbeits- oder 
Strafanstalt Temrteilt ist, oder wenn er (§ 226 a. a. 0.) nach 
mehrmaliger polizeilicher Bestrafung auf 2 Jahre in das 
Landesarbeitshaus eingeliefert ist und die Ortsobrigkeit den 
Antrag auf Trennung nach Ablauf dieser 2 Jahre mit Kück- 
sicht auf die Personhchkeit des Eiugeli« ferten für begründet 
erklärt. Ueber die Aulhebung dieser letzteren Bestimmungen 
8. unt. S. 1Ü2. 

Das Schwarzbnrg^Sondershausener Ehegesetz 
Tom 30. August 1845*) gestattet eine Scheidung, „wenn ein 



») V. Weinrich a. a. 0. S. 324. 
^ V. Weinrich a. a. ü. S. 319. 

') Oesetsgebong för Sobwarzborg-Sondershauseu, 1845, § 2, Z. 15, 
8. 101 S- 
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Ehegatte sich des Diebstahls ^) oder der Veruntreuung 

schuldig gemacht hat, oder wegen irgend eines Verbrechens 
zu härterer Freiheitsstrafe, als (Tetangniss rechtskräftig ver- 
urtheilt ist^. Dabei ist Voraussetzung, dass der klagende Ehe- 
gatte „bei doB ersteren strafbarer Handlung nicht selbst be* 
teiligt^ war, und aoflserdem wird Torausgesetzt, ,,&U8 die Klage 
lediglich auf das Yerbrechen des Diebstahls oder der Vemn- 
treniing begründet werden soll^, dass der klagende Teil hinsicht- 
lich seiner Ehrlichkeit überhaupt völlig unbescholten ist. Zeigt 
schon diese Bestimmung, wie sehr das Gesetz den Gesichts- 
punkt der Ehrlosigkeit des Verbrechers betont, so tritt das 
gänzliche Abgehen Ton der analogen Anwendung des Schei- 
dungsgrundes der hösUdien Yerlassnng TOr allem durch den 
§ 8 d. G^. herror, nach weldiem von dem Eifordeniis der 
Beendigung des StrafTCxfahrens bei der Seheidungsldage ab« 
gesehen werden soll, „wenn das Verbrechen in stra&echtlieber 
Hinsicht bereits verjährt, vou dem klagenden Teile aber nicht 
verziehen worden ist". Eine bedeutsame Erweiterung erfahrt 
sodann der Scheidungsgnind Verbrechen und Strafen noch durch 
den § 2 Z. 16 d. Ges. Nach dieser Bestimmung soll auch 
dann auf Scheidung erkannt werden kfinnen, wenn der Ehe* 

mann durdi begangene Verbrechen sich selbst ausser 

stand gesetzt hat, sich und seine Ehefrau zu emShren (rergL 
hierzu § 706 A.L.R. II 1 ob. S. 112) 

Aus der Gesetzgebung der Freien Städte seien noch 
folgende scheidungsrechtliche Bestimmungen hier erwähnt. 

Die Nürnberger Ehescheidungsordnung vom 



') § 2, Z. 15 a. a. 0.: „Diebstahl zwischen Ehegatten gibt nur 
dann einen Sofaeidungsgrund ab, wenn der Richter für den Zweck der 
Bessemng de« schuldigen Ehegatten auf Anrufen des anderen Teiles 
YerfQgmigea getroffen hat, welche gleiohwohl ohne Erfolg gebliebso 



*) Darunter werden Hehlerei und Unterschlagung yerstand^, cf. 
Art 223—235. 2B9— 244 des Kriminalgesetzb. 
») V. Weinrich a. a. 0. S. 327. 
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26. November 1803 ^) schloss sich an das Preuss. Allgemeine 
Landrecht an und gestattete eine Scliciclung werben grober, 
gegen dritte Personen begangener Verbrechen, welche mit 
Landesrer Weisung, Zuchthaus, Gefängnis oder Entziehung der 
Aemter, Würden und £hrenBteUen bestraft worden sind. Offen- 
fiiditlkh wird hier das entscheidende Gewicht nicht auf die 
Dauer der Strafe, sondern auf den entehrenden Charakter des 
Verbrechens und seiner Bestrafung gelegt, so dass auch Ver- 
brechen mit nur zeitlicher Freiheitsstrafe zu einer Scheidung 
hinreichen. 

Zweifelhaft ist, ob nach dem Gresetz der Freien Stadt 
Frankfurt a. M. vom 21. November 1850 (Ges.-S. Bd. 10, 
S. 357), welches eine Scheidung wegen Verurteilung zu schwerer 
peinlicher Strafe zulfisst*), die Strafdauer oder die Ehrlosig- 
keit des Verbrediens yon grosserer Bedeutung ist. 

Schliesslich mag hier noch auf die im Ergebnis mit dein 
A.L.E. im wesentlichen übereinl - nimenden Bestimmungen des 
Code Napoleon und des Badiscben Landrechts hingewiesen 
werden» Der erstere gestattete in seinem Artikel 232 die 
Scheidung wegen condamnation de Tun des ^poux ä une peine 
infamante« Diese Bestimmung ging auch in das Ba^Üsche 
Landrsdit über und lautete dort: „Die Verurteilung des einen 
Ehegatten zu einer entehrenden oder gesetzlich gleichen Strafe 
soll für den anderen die Ehescheidungsklage begründen". Mit 
Rücksicht auf das R.Str.G.B. wurde diese Vorschrift durch 
Art. 14 I des bad. Einf.G. zum K.Str.G.B. dahin abgeändert: 
„Die Verurteilung eines Ehegatten zur Todesstrafe oder zu 
einer mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte verbundenen 
Zuchthausstrafe oder zu einer 5 Jahre übersteigenden Frei- 
heitsstrafe begründet fOr den anderen Ehegatten die Klage auf 

Andreas Miehel, Die hiitoxiaehe Entwiokliing der Anilfieimg 
der Ehe nsch Nfirnbeiger Reoht. Iik-DiM. Erl., 1898, S. 80£ 

^ Es kommen hier rot nllem Zmdifhsiia- and EonektionehsaBetrafen 

in Betracht; vergL das in Frankfurt am 1. Jan. 1857 durch (He. vom 
16. Sept 1856 emgeföhrte hesriMhe Strafgeeetsbaeh (I, Tit II). 
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Scheidung''. Auch in Rheinhessen fand eine entsprechende 
Aenderang des Art. 232 statt, wShrend dieser in den fibrigen 

deutschen Gebieten des französisclien Reclitö nach der herr- 
Behenden Meinung und der des Reichsgerichts durch die Ein- 
führung des R.Str.G.B.s seine Geltung verlor 

Der vorstehende Ueberblick über die Gesetzgebung be- 
züglich des Scheidongsgrundes Verbrechen und Strafen zeigt, 
dass die Entwicklung — von Preussen abgesehen — • bis gegen 
das Ende des 18. Jahrhunderts nur dazu gelangte, mit lebens- 
länglicher LandesTerweisnng oder Freiheitsstrafe geahndete 
Verbrechen in den Kreis der Scheidungsgründe zu ziehen. Erst 
das Vorgehen Preussens machte freieren Anschauungen Raum, 
und unter seinem Einfluss erlangte m der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts in fast allen deutschen Staaten, die eine 
Begelang des Scheidungsrechts Tomahmen, der Scheidungs- 
grund Verbrechen und Strafen auch bei nur zeitlichen Frei- 
heitsstrafen gesetzliche Anerkennung. 

Wir werden nun sehen, wie auch der Gerichtsgebrauch 
schliesslich zu demselben Ergebnis gelangte und fast überall 
da. wo es zu einer gesetzlichen Regelung der Frage nicht 
kam, gewohnheitsrechtlich Verbrechen mit Strafen von nor 
zeitlicher Dauer als Sobeidungsgrund anerkannt wurden, 

3* Die Uebung« 

Bruckner*) teilt räe Entscheidung deskursäch* 

sischen und fürstlicii flennebergischen Xousisto- 

Vargi Tor allem die ausftthrliohen Darlegnngen besfigUdh des 
Art 282 von Keller irad Hoeeus in Pachelts Zeitaebr. f. fruu. Zivü- 
iMht, Bd. 4, S. 430. 435 ff. 684 ff.; ferner Habrioh a. a. 0. 8. 218. 214^ 

Barazetti, Das Eherecht nach dem Code Napoleon u. d, "bad. L.R, 
S. 636. Weinrich a. a. 0. S. 820 ff. Soherr, Zeitsobr. t KB. 22, 
8. 178 ist anderer Meinung. 

') Bruckner a. a. 0., P. TT, S. 48; vergl. auch die daselbst an- 
geführten Entscheidungen de^^selben Konsistoriums vom 19. Jan. 1614 u. 
die Informatio Ck>n8i8torü Electoralis Lipsieusis. S. Bicbter a. a. O. S. 74« 
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rilims ZQ Meiningen Tom 14. Febraar 1644 mit, nach wel* 

ehern einem Manne die Scheidung von seiner des Landes verwie- 
senen Frau gestattet wird als von einer gleichsam infamen 
Person («tamquam Persona Infami'^ „quae civiUter inortuai et 
propter abominandam et execrandam cum Spiritu impurisBimo 
Pactionem et Commiztioneni Buspecta est^). Einen fihnHchen 
Fall berichtet Scopp^). Diese Sotacbeidiiiigeii sind jedoch 
inBofem Ton geringerer Bedeutung fttr unsere Frage, ob mors 
dvilis, infamia oder sonst eine Bestrafung wegen Verbrechen 
als Eheisclieidungsgrund augebchcii wird. Denn es hamlelte 
sich hier um eine Person, die als Hexe verdächtig wfir, dt iit ii 
die damalige Anschauung einen unzüchtigen Verkehr mit dem 
Teufel nachsagte und darin einen Fall der Hurerei sah*). 
Daher ist dieser Umstand wohl für die EntscheiduDg in erster 
Xiiide massgebend gewesen. Jedenfalls zeigt aber die Ent« 
Scheidung des Meininger Kondstoriums durch seine Berück- 
sichtigung des bürgerlichen Todes als eines für die Scheidung 
in Betracht kommenden Umstandes, wie weit man sich schon 
von der alten Aubcliauung, dass nur Ehebruch und bösliche 
Verlassung scheiden, entfernt hatte. Ein von Böhmer (s. ob. 
S. 77) mitgeteilter Fall, in welchem die Erfurter Juristen- 
fakultät sich för die Schmdung wegen entehrender Strafe 
aussprach, bestätigt dies; allerdings kam auch hier noch ein 
anderer Scheidungsgnmd, bösliche Verlassung, mit in Betracht. 
Der Sachverhalt war folgender: Ein Mann hatte seine Frau 
verlassen, war in fremde Kriegsdienste getreten, hier aber 
wegen Fahnenilucht mit Ohrenabschneiden und Brandmarken 
bestraft und mit Schimpf und Schande fortgejagt worden. In 
seiner Heiinat wurde er von seinen Handwerksgenossen nicht 
aufgenommen; seine Frau hatte eine Scheidung yon Tisdi und 
Bett propter desertionem et infft.«ii>ni superrenientem enrirkt; 



Scopp a. a. 0. S. IPB; 9. ob. S. 96. 
') Yergl. Qaenstedt a. a. 0. S. 454. Oarpzov, Jurieprud. for. 
IV, 2, def. 4. 
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sie wollte jedoch ganz yon ihm los sein und die Fakultät ent* 

scliied lur Scheidung vom Bande. Dabei wurde Folgendes 
ausgeführt; Zwar seien die Eheleute verpflichtet, miteinander 
Glück und Unglück zu ertragen, und müsse daher in solchem 
Falle die Frau ihrem yerwiesenen Manne folgen oder doch 
ohne Ehe bleiben, zumal secmidum commnnem sententiam in 
eodesiam proteetaatiitm receptam nur wegen Ehebruch und 
böslicher Yerlassung vom Bande geschieden würde. Dennoch 
wSre es hart, wenn der unschuldige Ehegatte, der dem schul- 
digen zu folgen nicht verbunden sei, es auch ob rationem 
vtilitatis liberorum nicht könne, ob alterius delicta in perpetuo 
coelibatu bleiben müsse, ^zumalen dergleicher infamer Zustand, 
darinnen maritus seiner Bosheit halber gerathen, wol instar 
malitiosae desertionis sein mag^. Ueberdies sei auch bewiesen, 
dass „das aadoma de duabus solum causis divortü totalis ad- 
mittendis so stricte nicht anzunehmen sey". Schliesslich sei 
auch noch zu berücksichtigen, dass die Trennung schon 10 Jahre 
gedauert hätte, in denen die Frau als deserta hätte leben 
müssen, und es sei unthunUcb, „diesen infamen und vor der 
"Welt zuschanden gemachten Mann wieder anzunehmen, wo- 
durch sie sich und ihre Kinder um ihre zeitliche Wohlfahrt 
bringen und yon solchem infamen und miserablen Stande gleich- 
sam participieren würde*^. Daher sei, wenn die Gatten sich 
nicht Tersöhnten, eine Scheidung Tom Bande zuzulassen. 

Leyser*) erwähnt ein responsum der J. Cti Giessenses 
aus dem Jahre 1716, welches einen ähnlichen Fall behandelt 
(uxori permiserunt divortium ob cril imitatem mariti militis, qui 
quod numeros deseruisset, aurium abscissione et natibuU stigmate 
fronti ininsto fuerat mulctatus). Dass Leyser selbst anderer 
Ansicht war, haben wir schon gesehen. Allerdings mögen 
solche Fälle selten gewesen sein und sehr mnstiitten« Die 
XJeberzeugung, dass bei der Scheidung in erster Linie in Frage 
kommen müsse, ob die Ghitten die eheliche Gemeinschaft fort- 



Leyser a. a. 0. V, S. 266. 
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setzen können oder nicht, während die persönliche Neigung 
des unschuldigen Teils, mit einem ehrlosen Verbrecher die 
Ehe fortzusetzen, in der Hegel keine BerücksichtigunLi; tindet, 
war seit der Üelormationszeit zu fest eingewurzelt, als dass 
sie so schnell hätte weichen können. 

Eine Scheidung wegen Verbrechen und Strafen wird daher 
in der Begel nur dann ausgesprochen, wenn durch das rer« 
brecherische Verhalten des einen Ehegatten zugleich der Fall 
einer böslichen Verlassung gegeben ist. Diesen Standpunkt 
finden wir auch in zwei Tübinger Konsilien vertreten, auf die 
wir hier näher eingehen wollen , da sie die Frage nacb der 
Scheidung wegen Verbrechen und Strafen besonders ausführ- 
lich und unter sorgfaltiger Benutzung der vorhandenen Lite- 
ratur erörtern. 

In dem KonsiliuTn der Tübinger Juristenfakultät vom 
^ 20. Mai 1692^) bandelt es sich um einen Fall, der sich im 
September 1689 in dem lialiüngiäcben Amtsflecken Tbeil- 
fingen ereignete. 

Die Ehefrau Michael Schöllers, Ursula Contzelmännin, 
fand, als sie am 18. September 1689 vom Felde nach Hause 
kam, ihr Kind erster Ehe, einen ungeföhr zwei Jahre alten 
Knaben, tot im Bett liegend vor, Ihr Ehemann Schöller, der 
allein bei dem Kinde gewesen war, geriet in den Verdacht, 
es getötet zu haben. ESine in seiner Gegenwart durch Aerzte, 
sowie den Bürgermeister und einen Greschworenenbubbtituten 
vorgenommene Untersuchuns' ergab, dass dem Künde durch 
Einführen eines spitzen Drahtes in das Gehirn und in den 
After schwere innere Verletzungen beigebracht waren, sodann 
liess auch der Zustand der Lungen und des Blutes auf einen 
Erstickungstod schliessen. Nach anfilnglichem Leugnen ge- 
stand Schöller schUesslich in Gegenwart der Deputierten die 

^) F. 0. Hftrppreoht, Ooaailionini Tabingnuiiim nvB diieeptatio- 

mun de insignioribus, Quibusdam juris tarn publici, quam privati, civilia, 
canonici, ac provinciaUs Wurtembeigici quaeitionibiu, YoL I, Tub. 1695, 
& 818 ff^ OonnL XVI. 
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Tat ein und wurde sofort yerhaftet. Auf dem Transport ent- 

ilüh er aber. Es hiess dann später, er hätte sich bei der 
ülmer Garnison anwerben lassen; bei näheren ISachlorschungen 
konnte er jedoch nicht ermittelt werden. £twa drei Jahre 
später beabsichtigte die Mutter des Eandes eine neue Ehe ein* 
zugehen, »weil Sie sich, bey diseu elenden Zeiten, und be- 
Bchwehrlichen EriegspFessuren, sehr kümmerlich eniehreii und 
hinbringen können^ auch biss anhero besorgen mOssen, dasa Ihr 
treuloser Mann, alss der immerzu eme Femdschafft und Wider- 
willen zu Ihr getragen, Ihr gar bei Nacht und heimlicher weiss, 
wa nicht selbst in Persohn, jedoch durch Anstifften anderer 
seines gleichen leichtfertiger Gesellen, in das Haus fallen, und 
Sie ermorden; oder aber Ihr das Hauss anzünden lassen möchte, 
und dahero nunmehr bey dritthalb Jahren her, als ein schwaches 
Weib, in grosser Angst und Schrdckhen gelebf Es wurde 
daher der Tübinger Juristenfakultät folgende Frage Torgelegt: 
„Ob nicht einige Hoffnung zumachen sey, dass, weilen hej 
ihrem iiüchtig gewordenen ^raim einige Spes revertendi nicht 
vorhanden, und, wann derselbe nicht aussgerissen, man ihme 
den Kopff ins Feld geschlagen hätte, die oben eingeführte 
Bationes von solcher relevantz und Wichtigkeit seyen, dass 
desswegen die Eheschaidung, Tomeuilich denen GtöttUchea 
Bechten gemäss orgehen könne?" 

Die Fakultät bejahte diese Frage. In dem ausföhrlich 
begründeten Konsilium wird zunächst darauf hingewiesen, 
„da&s keine, von denen in Lege Divina, Matthaei 5 vers. 31 
et 1 Corinth. 7 vers. 10 notirten, und unter denen Christen, 
in Ecclesüs ETangelicis, ad effectum totalis dissolutionis, Vin- 
culi matrimonialis, solitarie und allein reeipirten Ursachen, in 
propofiito obhanden, in ansefaung, dass, gleich wie der flüchtige 
Schwer kein Adulterium begangen hat; allso Er auch, indem 
Er nicht ez taedio et odio gegen seiner Haussfraum; sondern 
einig und allein desswegen, damit Er der äussersten Todes- 
straff entgehe, biss anhero abwesend, und noch weiteres allso 
Ton seinem Hausswesen hinweg bleiben wird, keiner malitiosae 
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Deserüonis, mit Eechtlichem Bestand zubeschuldigen zu seyn 
scheinet". 

Der letztere Satz^ dass eine malitiosa deeertio hier nicht 
angenommen werden kann, wird denn eingehend ^ unter aus* 
fOhrlicher Berficksichtigung der Literatur nnd der hekannten 
Quellenstellen, begrOndet, auch wird auf das oben (S. 48, 

Anm. 3) mitgeteilte Erkenntnis des Konsistoriums zu IMeissen, 
sowie auf die oben (S. 45, 4ü) angegebenen Bestimmungen der 
Württembergischen Ebegerichtsordnung hingewiesen. Es scheint 
daher, dass im Yorliegenden Falle ein rechtmässiger Grund zur 
Scheidung nicht gegeben sei. Dessen aber nnerachtet seyn 
wir deren beständigen Rechtlichen meinung, dass, gleich wie 
dise gantxe Sach: ütrum scilicet il]i, qui, propter Crimen a 
sese commissum, morte puniendi essent, et formidine capitalis, 
quod ipsos expectat, supplicii absunt, pro desertonbus malitiosis 
ad hunc effectum, ut propterea totalis talium ConjuG^UTii sepa- 
ratio sive Divortium decerni possit? Dem conscientioso om- 
niaqae prudenter examinanti, arbitrio Judicis überlassen werden 

muss Allso disB ohrts sich wohl dergleichen wichtige 

Cireninstantiae befinden, wegen welcher ex nsu et Praxi Oon- 
sistoriomm ecdesiaaticoramAugustanaeConfessionis eine gantz- 
liche Ehescheidung concediret werden mag." 

Bei der Begründung geht die Fakultixt von der Voraus- 
setzung aus, dass der schuldige Ehegatte die Ermordung seines 
Stiefkindes „vor dreyen publicis ihre Pflicht auf sich habenden 
Persohnen^ eingestanden hat, sodass er, falls ihm die Flucht 
nicht gelungen wäre, mit dem Tode hätte bestraft werden 
können. 

„Praesupposito hoc, so ist, Erstlich, hiebey wohl in obacht 

zunemmen, dass diser Schöller ex nnlla justa et probabili 

causa; nuUa item honesta ratioiif? coactus; sondern wegen ob- 
erzählten, an seinem jungen und unschuldigen Privigno, auff 
eine so grausame und erschröckhliche weise, begangenen Parri* 
cidii, sich, aus dreyer Mussquetirer und des Dorf- Schützen 
Händen, auf und darron gemacht nnd nunmehr fast drey 
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völlige Jalir, in seinem exilio, herumbgeschwärmet, ohne, dass 
man seit der Zeit, dass Er, bald nach vollbrachter diser Mord- 
that, von sweyen Bürgern Ton Theilfingen, zu Ulm in der 
Gnarnwm geBehen worden, die wenigste weitere Nachricht» 
ab Er tod, oder noch in dem Leben seyn mSchtOi Ton Ihme 
gehaben mögen. Nun ists zwar an deme, dass Er, indessen, 
sich, weder durch Schreiben, noch einige an sein Hauesfrau 
geschickhte Bottschaft, dessen ichtwas vememmen lassen, dass 
Er nicht mehr mit Ihr zusammen begehre und alle eheliche 
Liebe und Treu Ihr expresse auffgesaget. — — Nachdem 
aber derselbe, bald drey yöUige Jahr, seither diser Mordthat, 
abwesend ist; nnd Er, immer solch langer zeit, sich seiner 
Haossfranen im geringsten nichts angenommen; Sie weder mit 
Brieffen noch mündlicher Bottschafit immittekt besnchet, Tiel- 
weniger Sie (so zumahlen, indeme kein Kind mehr vorbanden, 
desto leichter geschehen könte) umb und bey sich zuhaben, 
auch bey disen beschwehrliclien und elenden zelten Sie ge- 
bührend zu versorgen und ernähren begehrt; oder ihr das 
geringste anmelden lassen, also das sie auff diso Stund nicht 
emmahl weist» wa Er hinkommen, und ob Er Tod oder annoch 
im Leben sey? wohlfolglichen Er, so nel an Ihme, die, diser 
seiner Hanssiranen schuldige, Fidem, Amorem, Cnnun, atque 
animum raaritalem gantz und gar deponirt; auch benebens 
von Ihme, dass Er sich wider, die tag seines Lebens, bey 
diser seiner Haussfrauen einfinden werde, ob perpotuum poe- 
nae ultimi Supplicii metum, im geringsten nicht zuhoÜen: So 
will uns fürwahr nicht nnzeitig bedunckhen, dass Sie, seine 
Haussfiran, gute nrsach vor sich habe, umb lossz&hlung Ton 
Ihme, nnd Ihro in gnaden einr&umenden Gewalt, sieb wiederomb 
anderwertz in Ehegelfibd einzulassen, bey Hoch-Ffirstl. Ehe- 
gericht demüthigst einzukommen." Das Konsilium weist so- 
dann noch darauf hin, dass Schöller auch gegen seine Ehe- 
frau feindhch gesinnt gewesen wäre und diese Gewalttätigkeiten 
von ihm zu befürchten hätte, so dass sie auch ihrerseits keine 
Neigung mehr zu ihrem Manne haben könne« „Obwohlen 
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nun allso dise Desertio ex causa necessaria, et metu extreini 
ac certo expectandi Supplicii geschehen: So zweiffkn wir doch, 
bei nächstengezeigten umbständeu, nicht, dass dieselbe , dessen 
nnerachtet^ jedannoch auch pro malitiosa et ad plenariam Se* 
parationem suffictenti zuhalten sey.** Das Koniilinm legt nun 
dar, dasB tatsächlich nach den vorliegenden ümstSnden anch 
die Yoranssetznngen der malitiosa desertio gegeben seien ; ins- 
besondere wird ausgeführt, dass das lange Fernbleiben des 
Mannes nicht bloss in der Furcht vor der Bestrafunj^, sondern 
noch in der feindseligen Gesinnung gegen seine Frau seinen 
Grund habe« ^Wohl betrachtet, dass ja einem dergleichen 
Gottlosen Menschen, welcher seiner Haossfrauen, mit deren 
Er selbst ein Fleisch von Gbtt genennet wird, liebes einiges 
Kind, und also ihr aigen Fleisch nnd Blnth, za, ihrem hertz- 
schmertzenden nnd änssersten Laidwesoi auf eine so grausame 
und in disen Landen nicht wohl erhörte weise, umb sein junges 
Leben bringt, kein vemünfftiger Mensch glauben oder hoffen 
kan, dass Er gegen der Mutter eines solchen armen Kindes, 
so Ihne nollateniis offendirt und betrübt, ja Ihme, in diser 
anmnthigen Jugend alle Freude geben sollen, einen redlichen 
Blntstropffen in seinem Leib habe.** Anderseits könne aber 
auch der Frau gar nicht zugemutet werden, mit ihrem Manne, 
falls er sie zu sich fordern sollte, die eheliche Gemeinschaft 
wieder aufzunehmen. „ Wann nun bei solcher diser Sache be- 
schaffenheit, alle causae finales einer Christlichen Ehe, nempe 
soboÜs procreatio, mutuum adjutorium, et evitatio 8cortatioms, 
endenter cessiren, warum solte dann der Ursula, als einem, 
allem erachten nach, noch zimmlich jungen Weib, quae per 
tantmn iam tempus, omni ope et fide maritali destituta, insi- 
mulque remedio ustionis priTata, inter lacrymas super misero 
Filioli obitu, perpetuum sui perfidi Mariti metum, aliasque 
tum publicas, tum privatas miserias, aheno sub jugo infehciter 
detinetur, Warumb, Baqcn wir, solte Ihr nicht ver- 
günstiget werden können, nunmehro auf andere gebührende 
weise, ihrem Gewissen rath zuschaffen und sich ab hoc Laqueo 
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conscientiae loss zuwLirckhen?* Es ptiegten, führt das Kou- 
silium weiter aus „in solcherley Fällen, wa alle und jede 
causae tinaies Matriraonii cessiren, und in specie auch in tali- 
bos casibus,'' wie dem vorliegendem, „da ein Ehegatt wegen 
eines, die äusserste Todesstraff nach ach ziehenden, Verbrechens 
in der Erembde berombachwärmety und durohanss keine Hoff« 
nung seiner zurttckktmffi: oder ferneren ehelichen Oohabitation 
mit dem andern Ehegatten znmachen ist, seeandnm prindpia 
tum Theologorum, tum ICtorum, August. Confess. dem hie- 
rumben ansuchenden unschuldigen Theil, eine völlige Ehe- 
schaidung, und anderwärtige Verheurathung, nicht zwar re- 
gulariter, jedoch nach befindenden wichtigen umbständen 

indulgirt zn werden'^ . Das Konsilium beruft sich biefur 

auf Beaold, Bardiii ^) und yor allem auch auf Meviua (s. o* 
S. 87) und Terweist auch auf CarpzoY (s. o. S. 52). Schliess- 
lich wird noch ausgeführt, dass die Ehegerichtsordnung Tom 
Jahre 1587 (s. o. S. 45, 46) einer Scheidung im vorliegenden 
Falle nicht im Wege stände; denn nur wegen der Flucht de3 
Verbrechers wäre es nicht zur Vollziehung der Todestrate 
gekommen, nicht aber aus den in der Ehegerichtsordnung er* 
wähnten Gründen. 

Wie die Yerwendong des Begriffes der Yereitelung der 
Ehezwecke zeigt, steht das Konsilium schon unter dem Ein- 
flusB naturrechtlieher Anschauungen. Ausschlaggebend ist 
dieser Gesichtspunkt jedoch nicht; dass Hauptgewicht wird 
darauf gelegt, dass der flüchtige Verbrecher als desertor ma- 
litiosus anzusehen sei, da nach den besonderen Umständen des 
vorliegenden Falles bei dem verbrecherischen Ehegatten der 
animus dirimradi martrimonü angenonmien werden könne. 
Daneben wird aber auch darauf Gewicht gelegt ^ dass die 



1) Die in den Konsilien hSnfig erwShnte Schrift Bardili*B, Dlner- 
tatio de divortii war mir nicht zugänglich. Doch ist anzunehmen, dass 
Bardiii einen ähollohen Standpunkt eioiiahm, wie ihn die Konsiliea 
vertreten. 
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Ehe unter allen Umständen durch die Bestrafung des Yer- 
breohers mit dem Tode geschieden wäie, hätte eich nicht der 
Verbrecher der YoUziehnng der TodeBBtrafe dordi die ilnoht 
entzogen. 

Aelmlicheii Ansciiauungeu begegnea wir in einem späteren 
Tübinger Konsilium vom 2. Februar 1704*), in welchem 
gerade mit Rücksicht darauf, dass dem Yerbrecherischen Ehe- 
gatten der animus dirimendi matrimonü nicht nachgewiesen 
werden konnte ^ and auch nicht feststand, dass er mit dem 
Tode bestraft worden wäre, üelUs er sich nicht dem Straffer- 
fiihren entzogen hatte, die Scheidung der Ehe nicht für za> 
iSssig erachtet wird. "Wir wollen anch auf dieses Konsilium, 
'welches noch durch seine ausführliche Erörterung der Frage, 
ob das Verbrechen als solches die Ehe scheidet, besonders 
bemerkenswert ist, näher eingehen. 

Der Tatbestand ist, soweit er für uns in Erage kommt, 
folgender: 

Frau Snsanna Ljron aus Lyon, verwitwete Sojez, hatte 
sich im Jahre 1698 mit Ulrich Hexmann Tcrheiratet, der das 
Geschfilt ihres ersten Mannes weiterföhrte. Etwa vier Monate 

nach der Hochzeit reiste sie nach Lausanne, um ihre Kinder 
erster Ehe zu besuchen. Als sie dort ankam, starb eines von 
ihren Kindern, und als sie auf der Kückreise mit ihnen in 
der Nähe von Genf war, noch ein zweites. Sie geriet in den 
Verdacht, ihre Kinder getötet zn haben; die ärztliche Unter- 
snchong des zuletzt Terstorbenen ergab Vergiftung als Todes- 
ursache. Sie entzog sich jedodi einem StrafrerfiAhren und kam 
schliesslich nach Lindau, wo Freunde ihres Mannes wohnten. 
Inzwischen wurde sie in Genf im Wege des Kontumazial- 
verfahrens verurteilt und die Strafe des Feuertodes in effigie 



CoUectionis novae Consilioruin Judiciorum Tubingensium VoL III 
(W. Adami Lauterbachii Consilia), Tab. 1732 (Bd. III von: Inclytae facult. 

Jiirid. Tubingenai« oonsUia et responsa 1731 ff.), S. 894 ff. Coun- 

linm 802. 

Allere eilt, TerbreolteiL «nd Strafen ala Eh«soheidiuigBgraBd. 9 
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ToUzogen. ^acli luekreren weiteren Reisen gelangte sie 
teblioMlich nach Melun, während ihr Ehemann insviSGiieii 
nach Angabe des Geschäfts nach Ldndaa gekommen wijr und 
dort bei dem EonsiBtoriiim die Scheidimg der Eihe wegen 
deiertio «aHtioea rtm seHea teiner Ehefrau beantragt hatte. 
Auf die übliche Zitation erklärte sich die Frau auch bereit 
zu kommen, bat aber wegen ihrer Tölligen Mittellosigkeit um 
Zusendung von Reise- und Unteriialts^eldeni. Als nun das 
Ka&8i«torium dem Manne die Yerpflichtimg auferlegte, seiner 
Frau eine bettammte Somme Geldes zu adiicken, Hess dieser 
semeft ScheidaiigBaiitrag Isllen. ünterdesseii hatte sich dieser 
mit einer üisnla Klrckin eingdassen nnd mit ihr ein Ejnd 
geaengt. Er wollte sie nnn ^didien und bat nm Zolassong 
der Ehescliliesöung bei der Obrigkeit. Es wurde daraufhin 
der vereinigten theologischen und juristischen Fakultät der 
Univerbität Tübingen folgende Frage vorgelegt: 

„Ob des Hermanns Ehe, so er mit der Susanna Ljron 
besessen, weil sie, Sasanna Lyron puncto suspecti Infanticidii 
ad- mortem condemnirt nnd sothaae ürtheil in effigio ipsnis 
«xeqoirt worden, ipso jnre dinolvirt au Seyen eraditet werden 
möge, consequenter er pro solata et a vineulo matrimoBÜ 
hbera persona, die derentwegen frey und ungeliiudert sich 
anderwärts vereheligen könne, zu halten?^ 

Die Fakultäten gingen bei der Beantwortung der Frage 
Ton folgenden Erwägungen ans: Die Ehe könne wegen ihrer 
Einsetzung dnrch Gott nor ans „rechtmässigen, in GOttes 
Wort fondirten Ursachen yon der Obrigkeit^ geschieden werden. 
Nadi der flbereinstimmepden Meinnng der Theologen nnd 
Juristen hei Protestanten wie Reformierten seien solche Sehei- 
dungsgründe nur Ehebruch — unter welchem noch Sodomia, 
bestialitas, commixtio cum Daemone etc. mitbegriffen würden, 
a^uoniam üs aduiterium committitur tauto atrocius, quanto 
numstrosins*' — sowie bösliche Yerlassung, welche anch die 
Yerwetgerong der ehelichen Pflicht in sich schliesse. Doch 
träte die Scheidung nicht ipso jnre ein, sondern nur nach 
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einem Verfahren Tor dem Eonsistorium Im vorUegenden 
Fälle sei die Ehe aber noch nicht durch Bichterspmeh ge- 
fidiieden, denn Hennum habe den von ihm angestrengten 

Besertionsprozess nicht durchgeführt , seiner Frau könne auch 

eine bösliche Verlassung nicht zur Last fallen, da sie sich 
nicht gegen seinen Willen von ihm entfernt hatte, sich viel- 
mehr ausdrücklich erboten habe, zu ihm zurückzukehren. ^^^^ 
auch keineswegs gesaget werden, dass er durch das abscheu- 
liche Laster, dessen sie beschuldiget, ja auf die wider sie for- 
mirte Inquisition gar condemnirt, und die Execntioii der ihre 
dictirten Straff in ihrem Effigie Tenichtet worden, von dem 
Ehe-Bande, womit er ihre Terknüpfft gewesen, befreyet worden, 
sodass es lediglich bey ihm gestanden, ub er solches für aaf- 
gelöset halten wollen oder nicht, und es keiner Cugiution und 
richterlichen Urteil zu einer Scheidung mehr yonnöthen, sondern 
an einer öffentlichen ad Acta contestirten Erklärung damit er 
zu erkennen gegeben, dass er als pars innocen» nicht mehr 
an sie gebunden, sondern ohne Joch seyn wolle, genug ge- 
wesen, an welcher Erklärung es hier a parte Hermanns nicht 
gemangelt. Denn (1) so thut km DeHetnm, wie hart und 
grob es sey, obgleich die Todes-Strati' darauf gesetzt, wanns 
nicht directo und schnurstracks wider die Ehe laufft und die 
unter Eheleuthen vorhandene Unitatem Camis aufhebt, vor 
sich das Ehe-Band auflösen oder Ursach zur Trennung geben, 

aondeom es Üiut solches einig der Ehebruch. Wird 

aber der Delinquent wegen eines andem groben Verbrechens 
mit der Todes-Straffe würcklich belegt, so trennt der Todt, 
den er leidet, das überbleibende Ehe>Gemächt Ton dem Ehe- 

^) Die Frage, ob die Scheidung ipso iure eintritt, wird anter ein- 
gdicnder Berücksichtigung der Literatar nach „göttlichen, weltlichen 
nnd Icanonischen Rechten, die beständig in unsem Consistoriis durch die 
quotidianam Praxin konfirmirt sind", in Nr. 32 ff. des cous. behandelt. 
Vergl. hierfür auch das responsum der Jurist. Fakultät der Universität 
Wittenberg vom 27. Dez. 1698 in: Casparis Henrici Homii Consultatio- 
num, Responsorum ac Sententiarum Xib. nnus. Dresden-Leipzig 1771» 
8. 191. 192. 
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Bande, damit ea dem Delinqueaten Terbimden war, und nicht 
das deKctum; wird aber der Verbrecher gewisser ürsach halber 

mit der Todes- Strafife Terschonet, und bleibt beym Leben, so 
bleibt auch unversehrt das Ehe-Band, und ist die Ehe-Schei- 
dung darum nicht zulässii^. (2) Ist die Susanna Lyron 

des ihr imputirten Crimims zwar condemnirt, aber vermut- 
lich weder confessa noch convicta, sondern allem Ansehen nach 
ex mens indiciis, suspiciombns et conjecturis, daraus sonst nie- 
mand ad ultimum supplicium condemnirt werden soll, 

Daher obgleich (8) die poena ignis in ipsius effigie exequirt, 
so ist doch dadurch das Ehe-Band zwischen ihr und dem 
Hermann mit nichten aufgelösst, noch er a Tinea lo matrimo- 
nial! befreyet worden. — — — Denn obgleich dergleichen 
Execution suo modo dem Todt verglichen werden möchte, so 
bringt sie doch einem den natürUchen Todt nicht, sondern macht 
nur, dass einer dviliter gleichsam für lebendig todt gehalten wird, 
inzwischen lebet er doch noch natttrlich, als ein ander Mensdi, 
hat Beine Eegung und Bewegung, und bleibt dannenhero, wie 
zuvor, also hernach in der Ehe, denn was natürlich ist, dem 
kan allein der natürliche Todt seine Endschafft geben; nun 
ist aber die Ehe eine natürliche (Teseilschaft, darum kann ihr 
auch allein der natürliche Todt ihre Endschafft geben, Dies 
habe der Ehemann durch Anstrengung des Desertionsprozesses 
selbst anerkannt. Auch könne dem nicht entgegengehalten 
werden, dass nach der Meinung der ,|bewahrtesten lOti Evan- 
geUci" 1) im Falle der Flucht wegen eines todeswürdigen Ver- 
brechens dem unschuldigen Ehegatten die Scheidung nicht ver- 
sagt werde, und dass „in Fällen, da die Todes-Straffe aus 
bewegenden Ursachen und sonderbarer Gnad nachgelassen, 
der Delinquent aber fustigatione et relegatione angesehen 
wird, der unschuldige Ehegatte wider den fustigirt- und rele- 
girten, der omnem illius curam deponirt, den Processam De- 



') Es wird hier auf Besold, Mevius, Stryk u. a. sowie auf das 
zuvor erwähnte Tübinger consilium vom Jahre 1692 Bezug genommen. 
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sertioms amteUen, und die Lomzehlnng yon ihm erbalton, 

beneben facultatem ad alia vota transeundi erlangen könne — 
Denn jene ICti alle reden de crimine confessato aut per testes 
sufficienter probate, ob quod adecMjue nulla conjugi fugitivo 
competit excusatio ab ultimo supplicio aed hoc certo subeun- 
dum faisBet, nisi rens se per fiigam poenae Bobduzisset, hoc 
itaqne leverso etiam indubitato immineret. — * — In gegen* 
wärtigem Fall aber hat die Snsanna Lyron das ihr impatirte 
Delictnm nie bekannt, sondern an contnur geläugnet, ob aie 
per testes convicta, oder ex meris indiciis, conjecturis et 
suspicionibus coudemnirt worden sey, müssen die wider sie 
ausgeübte Acta geben, doch ist gewiss, dass sie niemabl 
selbst angehört worden, daher zu verwundern, dass sie den- 
noch condemnirt, mag ihr demnach nicht wohl noch 
eimge Ezcnsation tind Deduction ihrer Lmocenz, worzn sie 
sich offerirt und erboten, ihre ünBchuld zu erweisen, salTa 
justitia denegirt werdmi. Derowegen dieser Fall nicht also 
bewandt, dass jener Dd . . Resolution der in aliis terminis 
ooncipirteii Quaestion demselben füglich möge appliciret werden, 
und schlagen hier die Rationes, so sonst pro malitiosa deser- 
tione pflegen angeführt zu werden, und von Besolde ac Dn. 
Gollega D. Harpprechten angeführt seynd, nicht an, cessiren 
anch nicht gäntsUch die Oausae finales matrimoniii sondern 
seynd dermahlen quodammodo ex propria culpa des Hermanns 
in suspenso;^ denn hätte er ihr bei Dnrchftthrang desDesär- 
tionsprozesses das Reisegeld geschickt, so hätte es sich gezeigt, 
ob ihr Ausbleiben als desertio malitiosa aufzufassen sei, so dass 
auf diebe Weise eine Scheidung möglich wäre. „Aus allen 
bey diesem Einwurf^ allegirten Autboribus aber ist klar zu 
ersehen, dass ihrer keiner so weit gehe, dass er statuire, dass 
das Ton dergleichen Lands -Flüchtigen begangene grobe die 
Todtes-Stiaffe nach sich siehende Crimen von der EMcada sey, 
dass es ipso jure die Ehe zwischen dem Flüchtigen und dem 



^) D&B Konsilium Terweist hier auf Carpzov a. a. Q. def. 208, n. 14. 
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üiMKslnildigon in loco gebliebenen Ehe -Gemachte dissolTiie, 
irie in 4em Emwurf will behauptet werden, sondern alle mir 

sagen, dass die genommene Fuga und Absentia ob ejus modi 
graye morte piandum crimen, de quo vel ipse reus fugitiTUS 
antea confessus, vel per tesies sufiicienter convictus est, ita, 
ut nalla ei supersit excusatio, qua nltimi supplicii poenam 
effagere potuissety nisi fuga se Bianibus justitiae aabtraadsset, 

pro nalitioiae des^enia spede zn halten,^ „das 

andere Aseertem de fuatigato et rdegato eonjuge, quod ab 
illo qnoqne altera tnnooena pars separationem cnm &cultate 
novuin ineuiidi matrimonium petere et obtinere possit, kan so 
schlechter Dinge nicht zugegeben werden-," denn Grerhard, 
Schneide wm, Kichter und vor allem Luther (s. o. S. 9) hättea 
sich dagegen ausgesprochen. Hiernach vemeint das Konsi- 
Hnm die oben gestellte Frage nnd führt dann noch in Ge- 
massheit einer weiteren vorgelegten Frage aus, dass Hermann 
nicht bloss wegen einfacher Hurerei (stuprum), sondern wegen 
läiebrachs zn bestrafen sei^). 

Die hier vertretenen Anschauungen blieben auch wahrend 
des 18. Jakrliunderts zunächst noch die herrschenden. Wir 
finden bei Verbrechen meist nur dann eine Scheidung an- 
erkannt, wenn die Gatten durch die Bestrafung des einen 
Teils dauernd getrennt waren und damit die Fortsetzung 
der dielichen Gemeinschaft dauernd unmöglich war. Die 
Scheidung bei ewiger Landesyerweisung ) hatte, wie wir sahen, 



^) Die Frage, ob Verimoken und Strafen Seheldoagagnmd feiem 
wird in der Eonailienliteratiir veilialtimsm&Bng teltm erörtert. Anoh die 
beiden genannten umfangreichen Sammlangen von Tübinger EonaOien 
enthalten sonst keinen hierher gehörigen fall^ ebensowenig eine andere 
Sammlnng Harpprechta, Consoltationnm Oriminaliom et Oivilinm 
Vol. Dovum, Tub. 1710 — 13; sowie Erich Mauritine, Consiliocom 
Chiloniensium Specimen . Chiloni 16'i9 a. a. 

*) Vergl. hierzu auch den von Richter a. a. 0. S. 87 mitg-eteilten 
Fall einer Ehescheidung aus dem Jahre 1694 (Mark Brandeuburg) ; hier 
wird dem Schankwirt Schröder, dessen Frau wegen versuchten Gift- 
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fuhfm im 17. Jahrhundert fiel^Mh Yerbreituiig gefunden, und 
da man im Laufe dea 18. Jahrhtnderti ifie LaateTerweinmg 
mehr und mehr durch Zuchthaus- und andere SVeiheitsstntfen er- 
setzte , lag es nahe, auch hier eine Sehddung eintreten n 

lassen, da ja die Ehegatten tatsächlich von einander getrennt 
waren und zwar in noch höherem Masse als })ei der Landes- 
Ttf Weisung, die eine Vereinigung der Gatten an sich nicht 
aMchloss. Wir finden daher auch häufig eine Scheidung bei 
lebenelfinglicher Freiheitutrafe aneriuiint. Bemerkenewert iat 
in dieser Beziehung dn Fall aus dem Jahre 1702*). Bin 
Efamann in Zittau war wegen Diebetabls Bum StanpeascUagen 
und ewiger Landesverweisung rerurteilt worden, aber lur 
Strafe des Fe^tiingsbaues 1. Klasse begnadigt worden. Die 
Frau beantragte Scheidtmg vom Bande. Dem Antrage wurde 
jedoch nicht stattgegeben^ die Gutachten des kursächsi- 
gehen Kirchenrats und des Oberkonsistoriums und 
Konsistoriums an Leipzig sprachen sich dagegen aus, 
irahrscheinUdL unter dem Einflüsse CarpzoTS (s. o. S. 38 ff.)- 
In welch einseitiger und selbst ftir jene Zeit auffallender 
Weise die genannten Behörden die geschlechtliche Seite der 
eheUchen Gemeinschaft betonten, und zu welchen unerträg- 
lichen Zuständen die Versagung der Scheidung bei lebens- 
länglicher ^Freiheitsstrafe führte, zeigt eine Stelle aus den 
erwähnten Gutachten: „Kann das Weib den Lüsten ihres 
FleisdMB sp&ter nidit widerstehen , so mag sie allen&Us um 
Zulassung zu ihrem Ehegatten einfcommen dürfen.^ Diestel 
weist auch (a. a. O. 8. 475) darauf hin, wie sehr eine derartige 
Massregel die in öffentlichen Strafanstalten zu beobachtende 
Zucht und Ordnung verkennt. In dem vorliegenden Falle 
sprachen sich jedoch die Gutachten des Konsistoriums 
7iT Wittonberg, femer die der juristischen Fakul- 

mordes mit iStaupeuschlagea des Landes verwiesen war | die Wiederver- 
heiratung gestattet. 

1) S. die MiLteüuiig Distela in der Zeitachr. für K.R^ Bd. 11 (33), 
Heft 8, S. 475. 476. 
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täten za Halle und Wittenberg zu Gunsten der Schei- 
dung aiU) und zwar das Gutachten des Wittenberger Kon- 
BistorinmB n. a. ans dem Gesiditspiiakt der böslidien Vor» 
lasfiung, indem es das Yorbaiidenseui des animos matrimomi 
dirimendi in folgender Weise begründete: ^Schon bei Tont&tz* 
lieber VerÜbung der Untat müsse sich der verheiratete Ver- 
brecher über die Tragweite seiner strafbaren Handlung auch 
betrefis der Ehe, die nur noch einen äusserlichen Bestand 
haben könne^ klar geworden sein, sonach gleiche er nach er- 
folgter Verurteilung einem böslichen Verlasser ^ woraus sieb 
die Tremrang der Ehe nnd die Verstattong des onscbnldigen 
TeOes zu einer anderweitigen YerebeUehung ergebe«'' 

Bald machte sich jedoch auch in solchen FSllen der nator- 
rechthche Einfluss bemerkbar, indem man die Trennung der Ehe- 
gatten durcli das Verbrechen und seine Bestrafung nicht mehr 
unter dem Gesichtspunkt der böslichen Verlassung, sondern 
der Vereitelung der Ehezwecke betrachtete. So bestätigte 
der Landgraf und Erbprina zu Hessen, regierender Graf zu 
Hanau, Wilhelm, kraft seines landesherrlichen fihescbei- 
dungsreöhts, im September 1784^) zu Hanau die Trennung 
einer Ehe auf Ghnind der Yemrteilung des einen Ehegatten 
zu lebenslänglichem Gefängnis wegen Diebstahls, „weilen so- 
dann alle moralische Möglichkeit cessiret, den Endzweck der 
Ehe zu erfüllen". Die Berechtigung der Scheidung wird da- 
mit näher begründet: Es ist „eine in der Natur des ehelichen 
Kontraktes gegründete Sache, — dass, sobald alle Mittel der 
ehelichen Beywobnung und des mutul adiutorü cessieren, die 
Ehe selber aufgehoben werden müsse; ab omni ratione alie« 
num est, ut omnia matrimonii c^fieia in perpetoum e medio 
tollentur, et vinculum tarnen, Tel obligatio ad illa ofücia con* 
tinuetur'^. 

Bei der Scheidung im Fall lebenslänglicher Freilieits- 
strafe blieben die Gerichte jedoch nicht stehen. Unter dem 



T. Selchow, Rechtsfälle, Bd. 4, & 72 i£ 
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Einfluss der naturrechtlichen Bewegung fing man an, auf die 
Wirkung des Terhrecherischen Verhaltens hezttglich der Ehren- 
mindenmg und Eränkong des nnscholdigen Ehegatten mehr 
Gewicht zu legen. Derartige Anschauungen, die Tor allem 

um die Wende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts in 
der Rechtsprechung allgemeinere Verbreitung fanden, mussten 
zu der Gebtattung der Scheidung auch bei zeitlicher Freiheits- 
strafe führen. 

Ahgesehen von den Ländern, in denen die Gesetzgebung 
eine Scfaeidong in einem solchen Falle zoliess^ trat die Wand- 
lung im Gherichtsgehranch zuerst in Sachsen hervor. Dort 
hatte man schon gegen Ende des 18. Jahrhunderts, wie C F. 

HommeP) bezeugt, eine Scheidung für zulässig gehalten, 
wenn ein Ehegatte „propter delictum ad triremes aut erga- 
stulum aut ;id exilium vel quinquennale" verurteilt war. 
HommeP) teilt hierbei ein Reskript der Leipziger Ju- 
ri stenfakultät an den Senat der Stadt Frankfurt a. M* 
Tom August 1780 mit, in welchem diese zwar nicht zu einer 
Scheidung wegen Verbrechens des einen Ehegatten gelangt — 
und zwar aus besonderen hier nicht interessierenden Gründen, — 
aber doch die für die Scheidung Torgebrachten Gesichtspunkte 
durchaus bilUgt. Es heisst dort u. a., dass es „in gegenwär- 
tigen Falle aber gar etwas hartes sey, dass wenn jemand 
eines Yorsezhch yerübten Verbrechens halber Zeitlebens auf 
den Festungsbau oder zum Galeeren yerdammet, oder einige 
Jahre, geschweige denn auf immer des Landes verwiesen 
werde« der andere Ehegatte ohne Verschulden dasjenige ent* 
bohren solle, weshalber er sich in die EShe begeben, wannen- 
hero es besser sey, in solchen und andern dergleichen Fällen 
eine Heyrath zu trennen, wie dieses den heutigen Tages ohne 
Bedenken, wegen hinterlistiger ^Nachstellung des Lebens und 
Tielerley anderer Ursachen halber, die weder zum Ehebruch 



*) G. F. Hommel, Khapsodia Quaestionum, 1785, VI, S. 241. 
^ Hommel a. a. 0. S. 249. 
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noch ZOT bdslichen Yerlassung^ gezogen werden könnea, za 
geBcbehen pflege*^« Bi wird ferner Msk als ein sebr triftiger 
Grund bezeichnet, wenn die Eligerm geltend madit, „diEUH 
es ihr tminöglich fmlle, einen Verbrecher, welcher Schanzarbeit 

öffentlich verrichten und am Pranger stehen müssen, an ihre 
Seite zu lassen, als wo wider sich ihre ganze Denkuncrs- Art 
empöre, weiches ihr niemand Terargen werde, da es natür- 
liche Folgen wären, welche man hej widernatürlichen Hand- 
Inngen nnd Mi«wthaten empfinde» und empfinden mUeief nicht 
zn gedenken, dass ElSgerin, wenn sie seine Genossin bleiben 
sollte, in Angen der Welt einen Theü der Sdhande und Ehr- 
losigkeit, welche selbst das Verbrechen, nicht aber die Strafe 
nach sich ziehe, unschuldiger Weise mittragen müsse, welches 
ihr die Geseze niclit zumuthen könten, weil dieses für keinen 
Unglücksfall sintemal wenn ein sogenanntes Unglück und un- 
gefährer Zufall durch unser Yerschnlden nur einig^maasen 
Teranlasset worden, es kein blosser Zufall bleibe, sondern znm 
Verschulden angerechnet werden müsse". 

Wenn derartige Grunds&tze Billigung fanden, ist es er- 
klärlich, dass bald auch nur mit zeitlicher Freiheitsstrafe ge- 
ahndete Verbrechen allgemein als Scheidungsgrund angeselien 
wurden. So erachtete das Appellationsgericht in Dresden in 
Uebereinstimmung mit dem G-erichtsgebrauch des Leipziger 
Konsistoriums eine Scheidung bei unbestimmter Dauer dw 
Strafzeit nach drei Jahren, femer bei sechigShriger Zucht- 
hansstrafe für zulSssig. Dies Gericht band sidi nicht an eine 
bestimmte Daner der Frdheitsstrafe und nliess insbesondere 
in solchen Fällen auch bei kürzerer Zuchthausstrafe die Schei- 
dungsklage zu, wenn für den unschuldigen Gatten grosse Ge- 
fahr, oder für die Kinder bedeutender Nachtheil zu befürchten 
war'^ Auch später blieb , wie hier gleich bemerkt werden 
mag, das Grericht bei solchen Anschauungen nnd Bth auch in 
kürzeren Freiheitsstrafen einen Scheidungsgrund; so auch in 



») Hartitacii a. a. 0. S- 146. 147. 
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einem Ealle, weil bei dem Beklagten der Hang zu einen ver- 
breehensf^ieB LebeiBiraiidel als bereits so tief eingewurzelt 
EU betrachten mr, daae msm andi aa ihm fOr die Zakonft 
keine Besserung zn erwarten hatte, und daher der Klägerin 

billigerweise nicht zumuten konnte, die Ehe mit dem Be- 
klagten fortzusetzen 

In Braunschweig stand zunächst das Reskript vom 
Jahre 1707 der Zulassung der Scheidung wegen Verbrechen 
bei nur zeitlicher Freiheitsstrafe im Wege. Trotzdem wurde 
seit 1828 ancfa in aolchen f^Ulen die Ehe geschieden. So 
heisat ea in einem Ericenntnis des O.A.G. B rann seh ei g vom 
28. Jnni 1828 — es war der beklagte Ehemann wegen 
Pferdediebstahlb zu einer zehnjährigen KarrensUafe verurteilt 
worden — „denn wrimgleich die dadurch yerursachte, nur 
temporäre Unterbrechung der ehelichen Gemeinschaft nicht 
zn beachten sein würde, so kann doch die Klägerin nicht 
geradezu schuldig gehalten werden, die Ehe mit einem in£a- 
mirten Menschen fortzusetzen und so des Schandfledcs des- 
selben einigennaasen sich teühaft zu machen, nicht zu gedenken, 
dass eben in diesem Schandfleck und in der Veranlassung 
desselben eine fortdauernde liinderung des Beklagten nicht 
zu verkennen sein möchte, seine Ernährungs- Verbindlichkeit 
gehörig zu erfLQlen^ Dieser Auffassung schloss sich dann 
das Landgericht in Braunschweig an, das zuerst die Klage 
abgewiesen hatte. Auch in einem anderen Falle aus demselben 
Jahre Uieb das Landgericht zunächst noch auf dem alten 
Standpunkt stehen, dass nur eine lebenslSngliche Frdheits- 
strafe rechtmässiger Scheidungsgrund sei und wies daher die 



S. Entscheidung d. O.A.tr. vom 11. November 1857 in Seuöerta 
Archiv, Bd. 13, Nr. 37; 8. auch Annalen d. O.A.G. Dresden, 1860, I, S. 78. 

') Die übrigen Ausführungen, ob das in Rede stehende Verbrechen 
vor Schliessung der Eiie begangen wäre und deshalb keine Scheidunga- 
Bondem one Nichtigkeitsklage in Frage käme, seien hier, als für unsere 
FragB nnweseiitlidk fibergangen. S. Dedekin df Daa protestantiaelie Ehe» 
leheidimgareoht und Yerwandtes» 1872, S. 73. 
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Scheidungsklage ab, die Bich auf YerurteiluDg des EhemaimeB za 
zehigShTiger KarrenBtrafe^ der eine dzeijähhge UnterBachnngs- 
haft Torangegangen war, stützte» Doch änderte das Ober« 
appellationsgericht diese BntBcheidung dnrch Erkenntnis 

vom 1. August 1823 ab, und zwar mit der Begründung, 
dass die dem Ehegatten auferlegte infamierende Sirale als 
JjiließclieiduDgsgruiid nicht absolut verworfen werden könne ^). 
Am deutlichsten erhellt dieser Grundsatz des Gerichts, dass 
bei Verbrechen in dem Entehrenden der Strafe der Grund zur 
Ehescheidung Hegt, aus dem Erkenntnis Tom 10. Juli 
1849')* Dort heisst es: „Es gehört weder nach Römisch, 
noch nach Kanon. Rechte Freiheitsstrafe zu den gesetzlichen 
Ehescheidungsgründea, allein durch den Gerichtsgel)rauch sind 
teils frühere Gründe abgeschafft, teils andere eingeüihrt. und 
zu diesen letzteren gehört auch die entehrende Freiheitsstrafe. 
Also nicht jede Freiheitsstrafe, und auch nicht allein die 
lebenslängliche, ist als genügender Ehescheidungsgrund zu be« 
trachten ; viehnehr liegt das Charakteristische dieses Ehe- 
Scheidungsgrundes gerade in dem mit gewissen Freiheitsstrafen 
Terbundenen Verluste der bürgerlichen Ehre. Die Ketten- 
strafe ist nun nach unseren Gesetzen eine entehrende, und es 
lässt sich als feststellende Praxis annehmen, dass eine vier-, 
fünf- bis sechsjährige entehrende Freiheitsstrafe zur Begrün- 
dung der Ehescheidung genüge.^ Ausdrücklich wird vom 
Gericht hervorgehoben, dass nicht das Verbrechen der Brand* 
Stiftung, sondern die infolge desselben erkannte sedisjShrige 
Kettenstrafe als Ehescheidungsgrund anzusehen sei. Wenn 
das Gericht aber hieraus und zwar in durchaus konsequenter 
Weise folgert, dass es irrelevant sei, ob die Klägerin von dem 
Verbrechen gewusst oder dasselbe gebilligt habe, und dass 
der Beklagte höchstens, wenn auch die Klägerin zu einer 
Kettenstrafe yerurteilt wäre, hieraus eine Eünrede würde her- 
leiten können, so zeigt dies dem Wesen des Scheidungsgnmdes 



') Ebd. S. 74. «) Ebd. & 75/76. 
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offenbar widersprechende Ergebnis^ dass die innere Berechti« 
gQDg des Scheidungsgrundes Yon der TerbrecheriBohen Tat, 
nicht aber von der Bestrafungy die nur die notwendige Folge 
der enteren ist, abhängt» 

In ähnlicher Weise legt auch das O.A.G. zu D ärm- 
st ad t^) auf das Entehrende der Strafe das Hauptgewicht. 
Es bestätigt im Jahre 1 8 24 die Trennung einer Ehe auf 
Grand der VerurteiloDg der Erau zu sieben Jahren Zucht- 
haus wegen Teilnahme an versuchtem Gattenmorde. Die mit« 
geteilten Gründe beseichnen in TorsÜgUcher Weise das Er- 
gebnis, zu dem das Ton naturrechtlichen Anschauungen darch« 
drungene Scheidungsrecht gekommen war. „Die neueren 
liechtslehrer gingen im ganzen von der Ansicht aus, dass, so 
oft wegen eingetretener Verhältnisse der Zweck der ehelichen 
Verbindung, als welcher nicht bloss die Kindererzeugung, son- 
dern auch dasjenige Lebensglück betrachtet werden müsse, 
welches die Ehegatten durch Eingehung ihrer Verbindung zu 
erreichen suchten und welches nur bei wechselseitiger Liebe 
und Achtung möglich sei, als flOr immer yerfeUt erscheine, 
die Scheidung billiger Weise nicht rersagt werde. Unter 
diesen Gesichtspunkten solle daher auch eine Scheidung statt- 
finden, wenn der eine Ehegatte mit einer infamierenden Strafe 
belegt sei, möge nun die Freiheitsstrafe Gefängnis oder sonst 
eine andere Strafart sein ; auch die längere oder kürzere Dauer 
der Strafe sei nicht entscheidend. Der Grund zur Scheidung 
liege dann, dass „in einem solchen Falle an die Stelle der 
wechselseitigen Liebe und Achtung, von welcher die voll- 
ständige Erreichung des Zwecks der Ehe abhänge, eine solche 
Abneigung und ein solcher Grad von Verachtung von seilen 
des anderen Ehegatten treten müsse, dass diesem die Fort- 
setzung der Ehe um so weniger zugemutet werden könne, als 
solcher, wenn er mit einem nicht nur durch öffentliche Ver- 
achtung, sondern auch durch gesetzliche Infamie gebrand- 

^ Archiv f. prskt. BeohtiwinauGli. N. F. 8, 8. 809. 
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Biarkten Menschen in einer so nahen nnd innigen Verbindang, 
wie die eheHehe sei» verUiebe, sich notwendig entwedeir einen 
Teil der Geringscfafiknng des Pnblikans stiziehen nnd eben 
'dacinreh eine Einbnsse m seiner Ehre erleiden, oder^ nm dies m 

vermeiden, sicli gegen den ihm aufgezwungenen Ehegatten auf 
eine Art benehmen müsste, dass auch jetzt wieder der Zweck der 
ehelichen Verbindung nicht erreicht werden könnte and würde. ^ 

In Hannover hatte man neben den in den Elirchen- 
Ordnungen zugelassenen Scheidongsgründen Ehebmch und bös- 
liche Yerlaasong — ab solche winde aodi die nneht wegen 
Yerbrechetts angesehen — fast aUgemein als „analogische» 
Ton jenen ersten beiden abgeleitete Ehescheidinigsgrtinde* 
anerkannt: Leben&nachstellungen, Versagung der ehelichen 
Pflicht und „ein begangenes Verbrechen, welches lebensläng- 
liche Gefängniss-, Zuchthaus- oder Karrenschiebenstrafe zur 
Folge" hatte Später gelangte man jedoch auch hier zu 
einer Scheidung bei nur zeitMchen Freiheitsstrafen'). 

Anch das Obergericht in Hamburg erkannte in einem 
solchen Falle auf Trennung der Ehe; es sprach ausdrücklich 
ans, dass es mehranf die Katar des Yerbrechens, als auf die 
längere oder kürzere Dauer der zuerkannten Grefäugmsstrafe 
ankomme 

Aehnlichen Grundsätzen huldigte auch das O.A. Gr. in 
Jena^); in zwei Fällen aus den Jahren 1820 und 1840 schied 
es sogar bei einer Zuchthausstrafe toh nnr einem Jahr« Auch 
hier wird die Unmo^ichkeit der ErftUlnng des Eheswecks 
Ursache dafür, dass das Verbrechen als Ehesdbteidangsgrund 

^) Schlegel a. a. 0. S. 881. Bartels, Ehe und Verlöbnis nach 
gemeinem und partikulärem Hechte in der ProTinz Hannover, 1871, 
S. E47 if. 

IBarteh a. a. O. S. 348. Senffertu Archiv, Bd. 7, ^r. 190; vergl. 
auch iSpaiigenberg, Forts, v. Bülow u. Hagemanu, Fraktische Er- 
örterungen Bd. 9, Nr. 41, S. 373 ff. 

Kommentar zum Hamburger StadüecLt v. 1603, Gries, "West- 
falen II, S. 24. 25. VergL auch d. Eiitseh. d. K.G., Bd. 5, S. 404. 405. 
*) Seufforta Arehiy, Bd. 2, Nr. 297. 
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in Betracht kommt. Dieser Ebezweck wird, wie wir auch 
schon oben gesehen hatten, mit der ehelichen Treae in Y«r« 
bindong gebracht, ^as Yerbaltcn hMec Teile diesem Zwecke 
gemte^ ist die ehliehe Treue in dem kotieren Sinne, welche 
nicht durch ünkeiuchheit allein, son^m durch eine jede Hand- 
lung verletzt wird, womit sich das gegenseitige Vertrauen 
nicht verträgt." Diese Ausdehnung werde nach (ler herr- 
schenden Meinung dem Ausdruck ;ropv£La gegeben. So zer- 
störe ein ehrloses Verbrechen das gegenseitige Vertrauen der 
Gatten und hebe den Zweck der Ehe, die Gemeinschaft irdi- 
sd»en und geistigen Lebens, auf. „Das Verbrechen des Mein- 
eids a. B. mnss jenes unentbehrliche Vertrauen unter den 
Eheleuten mehr als ein mideres zerstören, da keines mehr als 
dieses dem Begrifi'e der Treue zuwider ist, unter welchem die 
Summe der ehehchen Pflichten zusammengefasbt wird. . . . 
Auch Veruntreuung einer bedeutenden Summe anvertrauter 
öffentlicher Gelder kann Veranlassung zur Aufhebung jener 
inner«! und geistigen Gemeinschaft gebw.** 

Zu demselben Ziel, wenn auch auf dnem etwas anderen 
Wege, gelangte man in Mecklenburg 0- Hier waren die 
Gerichte auf dem strengen Standpunkt des Rostocker Konsi- 
storiums (s. ob.) bis zur zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
stehen gehliebeii. Doch machte sich um diese Zeit auch 
der Einiiuss der naturreehtlichen Anschauungsweise geltend 
und bewirkte eine tiefgehende Aenderung in der Behandlung 
der Scheidungsgrfinde 80 finden wir schon ein oonclusum 
der Justizkanzlei zu Schwerin vom 8. Dezember 
1778, das eine Scheidung ausspricht, weil £e beklagte Ehe- 
frau ;,Dieberey wegen mit Halseisenstrafe und mit Verweisung 
aus dem Grabowschen Stadtgebiete auf Lebenszeit nach dar- 
iihor zuvor abgeleisteter ürphede beleget worden" war*). 

Buchka a. a. 0. Nr. 42 rt. 
^) Ucber die Ursachen dieser sehr schnellen Aendenmg 8. Buchka 
a. a. O. 8. 44. 45. 
*) Ebd. S. 43. 
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Durch em Urteil desselben Gerichts vom 14. Juni 1779^) 
wurde eine Ehe auf Qrimd der Yemrtoiiimg dee Ehemannes 
wegen Pferdediebstahk su zehnjähriger Landesyerweisung and 
zwar aus dem GMditspwikte der böslichen Yerlassung ge» 
schieden. Vor allem bildete sich dann aber unter dem Ein- 
flnss des Naturrechts der Scheidungsgrund der unversöhnlichen 
Abneigung heraus, und es wurde nun auch bei Verbrechen 
und Strafen als Tatsachen, die bei dem unschuldigen Teil un- 
yersöhnliche Abneigung hervorzurufen im stände sind, die Ehe 
getrenni. Buchka teilt (a. a. O. S. 49) ein Urteil der 
Jnstizkanzlei Schwerin vom 17. Dezember 1828 
mit, nach welchem der eine Ehegatte durch Begehung mehrerer 
zuletzt mit 10 Jahren Zuchthaus bestrafter Verbrechen eine 
solche Abneigung bei dem andern Ehegatten herbeigeführt 
und dadnrcli einen Grund zur Scheidung gegeben hatte. In 
der ifolgezeit wurde denn auch bei Freiheitsstrafen von ge- 
ringerer Dauer, 5 Jahren und darunter^), die Scheidung aus- 
gesprochoi. Dass das Konsistorium am 19. Juni 1829 (Buchka 
a. a. 0, S. 49, 50) eine Scheidungsklage, welche sich auf Ver- 
urteilung der Frau zu 8 Tagen Gkfftngnis wegen Diebstahls 
gründete, zurückwies, ist erklärlich, zeigt aber zugleich, zu 
welch ^veitherzigen Anschauungen man bezüglich der Schei- 
dung wegen Verbrechen und Strafen gekommen war. Trotz- 
dem trat nach verhältnismässig kurzer Zeit in der Behandlung 
der Scheidungsgründe eine tiefgehende Aenderung ein, wie 
wir im nächsten Abschnitt sehen werden. 

Am wenigsten hat das Katnrrecht in Kurhessen Ein- 
gang gefunden'). Allerdings hatte man sich der Anerkennung 

») Ebd. S. 126. 

*) Vergl. das Urteil des Konsistoriums vom 29. November 1R32 
und das der Justizkanzlei Schwerin vom 23. Januar 1844. Buchka 
a. a. 0. S. 50. 

') C. W. Ledderhosei Kurhessisches Eirchenrecht, 1S21, S. 233. 
284. Stripp elmann, Dm EheacfaeiduiigBredit nach gemaneiii und insbe- 
sondere naoh heflsiiohemBeohte, 1854, S. 189 ff. VsigL Both, Maihom, 
KnrheM. Frivatreolit, I, S. 857. Büff, Kurhen. Eirohenrecht, S. 676 ff. 
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des Scheidungsgiundes Verbrechen und Strafen für den Fall 
der lebenslänglichen Freiheitsstrafe und der Landesverweisung 
auch hier nicht entziehen können; jedoch bUeb man unter 
HerTorhebnng des GasichtspunkteB der böslichen Verlassimg 
m der Begründung im wesentlichen bei den Gnmdsftisen 
J. H. Böhmers stehen, wie es em von Strippelmann mitge- 
teiltes responsura des Kasseler Konsistoriums vom 
Jahre 17 89 beweist^). Dagegen wusste man sich von dem 
Eindrinj^en der zeitlichen Fit iheitsstrafe als Scheidungsgmnd 
freizuhalten. So wurde 1832 in einem JE^alle, in welchem der 
eine Ehegatte zu lebenslänglicher Karrenstrafe verurteilt, aber 
nach 13 Monaten begnadigt war, eine Scheidimg nicht zöge« 
lassen und in zwei anderen FlUlen ans den Jahren 1888 nnd 
1842 eine auf die Yerorteilung des emen Ehegatten zu 5 
bezw. 8 Jahren Zuchthaus gegründete Scheidungsklage abge- 
wiesen*). Ausnahmen mit Rücksicht auf die Art des Ver- 
brechens kamen jedoch insofern vor, als regelmässig das Ver- 
brechen der Abtreibung der Leibesfrucht bei der Frau durch 
den Mann % sowie die Tötung der eigenen Kinder als Schei- 
dimgsgrUnde angesehen worden^). Im übrigen aber hielt man 
an den alten Anscbammgen fest, dass nicht die Schwere des 
Verbrechens ond die mit der Strafe yerbimdene Entehnmg 
für die Scheidung massgebend sei, sondern die leibhche Tren- 
nung der Ehegatten, wodurch die Erfüllung der wechselseitigen 
Pflichten für immer gehindert wird. 

Wir haben bisher im wesentlichen den Gerichtsgebraach 



Strippelmann a. a. 0. S. 190. 191: „. . . cum coujux qui culpa 
et delicto suo effeoit ut a coiguge divellatur, neqae amplios oom eo 
ookabitare poisit, per ndireotnm taltem fidem conjugalem violet» na ab 
hoc quoque oata moralem icopvtC«« eswntiaia abeme dooef, t. a. Hab- 
rieh a. a. 0. S. 110. 

*) Strippelmann a. a. 0. S. 192. 
Bei&glioh diesea SeheidungBgnuidei, der am besten ala ein be- 
•oaderer anfzofaBsen ist, ■* Hubrich a. a. 0. 8. 119 ff. 8. ob. EinL 
^) Strippelmana a. a. 0. & 193. 
Albreobt, Yerbnohea and Stiftfui »Is Eheaoheidiiiigigraiid. 10 
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in den gemeinrechtlichen T . an desteilen des protestantischen 
Deutschlands herücksichtigt ; es bleibt noch übrig, einen kurzen 
Blick auf die Uebung im Qebiet des Allgemeinen Land- 
rechts zu werfen^). Es mag hier nur festgestellt werden, 
dass der Gerichtsgehranch stets daron ausging« dass für die 
Beorteüimg der Schwere des Verbrechens und seiner Be- 
«tral^g im Sinne des § 704 iL.L.R. I, 2 (s. ob. 8. 105 ff.) 
stets die Iinüvidualität des Falles das Kntscheidende sei. In 
besonders charakteristischer Weise hat das Obertribunal 
dies in seiner Entscheidung vom 2 6. Oktober 1868 
(Band 60 der Entscheidungen S. 169 ff.) ausgeführt: „Schon 
unter der Herrschaft des früher geltenden im Allg. L.-B. 
Tbl. n, Tit. 20 enthaltenen Strafrechts ist durch die Prä- 
judize Nr. 372 und 925 (Sammlung I, S. 158) anerkannt 
worden, dass die Fragen : Ob das Verbrechen ein grobes und 
die Strafe eine harte und sc Ii mäh Ii che sei? nach der Indivi- 
dualität des Falles, resp. nach den Umständen und Personen 
zu beurteilen seien. An diesem Grundsatze muss jetzt um so 
mehr festgehalten werden, nachdem das Str.G.B. vom 14. April 
1851 ein anderes System der Freiheitsstrafen eingeführt und 
an Stelle der im A.L.R. bestimmten Zuchthaus- oder Festnngs* 
strafe mehrfach Gefängnis, verbunden mit dem Verluste der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, auf Zeit, gesetzt hat 
Es ist mit Hinweisung auf die Entstehungsgeschichte des 
§ 704 cit. . . . sowie auf die in den § 295 des Anhangs zur 
A.G.O. aufgenommene Cabinetsordre Tom 30. August 1810 
und mit Rücksicht darauf, dass eine Verhängung der land- 
rechtlichen Festungs- und Zuchthausstrafe mit Vorbehalt des 
ehrlichen Namens zulässig war (A.G.O. Tbl. I, Tit. 10 § 227 

^) & die bei Xoch u. a. AX.B. sn § 704 II 1 und b«i Bonne 
a. a. O. S. 186. 188 angefahrten üntadheidmigen; ferner Rehbein a. a. 0. 
S. 844 ff. Glftok, nS^inxdnng ehereohtl. Enttch. d. Kgl. bayw. Ober- 
»ppelationsgerichteB^ Hibich. 1864, S. 182 fl; Hnbrioh a. a. 0. S. 184 ff. 
Yergl. auch die Entsoheidiing dw K.6er. 8. Not* 1900 (Eeohtspr. d. 
OJi.a. Bd. X, S.478). 
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Nr. 7) in diesseitigen Präjudicaten z. B. vom 12. Oktober 1857 
und vom 25. Juni 1864 bereits wiederholt ausgeführt, auch 
seitdem constant angenommen worden, einerseits: dass der 
§ 704 cit. nicht mehr auf die beiden StraÜEurten: Zuchthaus- 
and Festangsstiafe, zu beschranken, sondern jetzt überhaupt 
da anwendbar sei» wo wegen grober Verbrechen gegen andere 
ein Ehegatte harte und schmähliche Freiheitsstrafe nach Ur- 
teil und Recht erlitten habe, andererseits aber auch: dass die 
Frage, ob diese Voraussetzungen vorhanden seien, in jedem 
einzelnen Falle nach den obwaltenden und den persönlichen 
Verhältnissen der Eheleute zu beurteilen sei." Es wurde 
daraufhin die Ehe geschieden, weil der Ehemann wegen 
WechselfÜlschung zu 8 Monaten Grefiingnis und 1 Jahr Ehr- 
Terlust yeruiteüt war. In diesem Falle hoA der der Schei- 
dung aus § 704 di zu Grunde liegende Gkdanke: dass die 
Strafe dann als Scheidungsgrand dienen kann, wenn durch sie 
die eheliche Lebensgemeinschaft zerrüttet ist, insofern noch 
eine Abschwächung, als die verhängte Strafe als eine harte 
und deshalb nach § 704 zur Scheidung ausreichende angesehen 
wurde, weil man annahm, „dass die mit zeitigem Ehrverlust 
Terbundene schmähliche Strafe mit Bücksicht auf die Lebens- 
stellung der Parteien immer objektiv einen , dieselbe, wenn 
mcht zerrfittenden, doch jedenfalls nach den Terschiedensten 
Richtungen hin nachteilig berührenden Einfluss zu äussern 
geeignet" war. 

Offenbar hat bei einer derartigen Behandlung des § 704 cit. 
fast nicht mehr das Gesetz, sondern das richterliche Ermessen 
die Entscheidung darüber, welcher Art die Verbrechen und 
Strafen sein müssen, um eine Scheidungsklage auf sie stützen 
zu kdnnen. Eine ähnliche grosse Bedeutung gewann das 
richterliche Ermessen in unserer Frage auch auf dem Gebiete 
des gemeinrechtlichen Scheidungsrechts der eTangelischen 
Kirche und zwar besonders, wie wir sehen werden, unter dem 
Eiaüuss der Rechtsprechung des Reichsgerichts. 
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Ueberblicken wir nun die Entwicklung des eTangelischen 
Scheidungsrechts in dem zuletzt betrachteten Zeiträume, so 
ergibt sich für unsere Frage folgendes: 

Zunächst langsam, dann aber mit Überraschender Schnellig- 
keit änderte sich die herrscliende Meiiiunp; von ursprünglicher 
Verwerfung bis zur weitgehenden Anerkeimiiiig des Scheidungs- 
grundes Verbrechen und Strafen. AVie wir sahen, ging man 
zunächst von der Zulassung der Scheidung bei einer lebens- 
länglichen Verweisung und Freiheitsstrafe aus, indem man 
hier den schriftgemässen Scheidungsgmnd der böslichen Ver- 
lassnng analog anwandte und zwar mit Bücksicht auf die durch 
den Terbrecherischen Ehegatten herbeigeführte dauernde ün- 
iiiöglichkeit, die eheliche Gemeinschaft fortzusetzen^ zugleich 
stellte man fast durchgängig den Fall der Flucht wegen Ver- 
brechens der böslichen Verlassung gleich. Sehr bald gelangte 
man dann zu einer Scheidung bei langwierigen Freiheitsstrafen, 
indem man sich sagte i dass es einem Ehegatten nicht zuge- 
mutet werden künne, auf lange Zeit ohne sein Yerschnlden 
die Vorteile des ehelichen Lebens zu entbehren, zumal wenn 
dadurch sein nnd der Kinder Fortkommen in hohem Masse 
erschwert und geläiirdet war. Da die durch das Verbrechen 
herbeigeführte Trennung der Ehegatten auf dem Verschulden 
des einen Teils beruhte, so lag es nahe, diese Verschuldung 
mit den übrigen Fällen des eine Scheidung begründenden 
Verschuldens zu vergleichen, und wie man in dem Verschul* 
den bei Ehebruch und böslicher Verlassung einen direkten 
Verstoss gegen die eheliche Treue sah, so fasste man die Ver- 
brechen gegen dritte als indirekte Verletzungen jraer auf. 
Diese auf J. H. Böhmer zuriickgehende Auffassung bot die 
Möglichkeit, den alten reformatorischen Grundsatz, dass die 
Schrift die Grrundlage für das Scheidungsrecht bilden milsse, 
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wenigstens äusserlich aufrecht zu erhalten , nämlich da- 
durch, dass man in den Pällen der mittelbaren Verletzung 
der ehelichen Treue nur dann dnen Scheidungsgmnd sab, 
wenn diese TreuTerletzung ebenso schwer war wie bei Ehe- 
bruch und böslicher Yerlassung. Die sich dieser Aul&ssung 
mehr oder weniger zuneigende Eichtung, die wir, da sie auf 
J. H. Böhmer zurückgelit, die Jiölimersche nennen wollen, 
erlangte jedoch zunäcltst nur in der Lehre grössere Bedeutung, 
während, wie wir sahen, in der Gesetzgebung und Recht- 
sprechung gegen Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhun- 
derts die rein natnrrechtliche Bichtung die herrschende wurde. 
Diese sah, wenigstens in ihrer späteren Entwicklung, beziig]i<di 
unserer Frage nicht das Moment der Trennung der Ehegatten 
als das itlr die Scheidung wesentliche an, sondern legte das 
Hauptgewiclit auf die Entehrung und die Schande, welche das 
Verbrechen auch für den unschuldigen Ehegatten zur Folge 
hatte. An manchen Ürten brachte man dadurch, dass man 
die bei dem andern Ehegatten eingetretene Abneigung als 
Folgen des Verbrechens ansah, den Scheidungsgrund: Ver- 
brechen und Strafen, unter den aUgemeinen Begriff der t5d« 
liehen Feindsdiaft. Mocbte man nun Ton der durch das Yer- 
brechen herbeigeftihrten Trennung der Ehegatten oder Ton der 
Entehrung, welche das verbrecherische Verhalten im Gefolge 
hatte, ausgehen, von beiden Gesichtspunkten aus musste man 
dazu gelangen, dem Verbrechen erst dann eine ehetrennende 
Wirkung beizulegen, wenn der Verbrecher auch bestraft war. 
Denn einerseits konnte erst dann in der Regel eine Trennung 
der Ehegatten eintreten, wenn der Verbrecher rechtskräftig zu 
einer Freiheitsstrafe yerurteilt war; andererseits Hess sich aber 
auch erst bei der Verurteilung des yerbrecherischen Ehegatten 
übersehen, welche entehrenden folgen seine Tat für den un- 
schuldigen Teil hatte. Die besondere Betonung des letztge- 
nannten Gesichtspunktes hatte notwendigerweise auch die An- 
erkennung der Scheidung in solchen Fällen im Gefolge, in 
denen unter analoger Anwendung des Scheidungsgrundes der 
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böslichen Verlassung die Trennung der Ehegatten allein zu 
einer Öcheidang nicht oder nur unter sehr gezwungenen An* 
nahmen Mite f&hren können, nämlich bei Freiheitsstrafen Ton 
kurzer Daner. 

ICan kann daher das Ergebnis der Entwiddnng nnter 
ünterscheiduig der beiden erwähnten Biohtangen und Aosser- 

achtlassung der zahbreichen yermittebiden Ansichten dahin 
zusammenfassen : Nach gemeinem evangelischen Kirchen - 
recht geben Verbrechen eines Ehegatten gegen dritte Per- 
sonen dem unschuldigen Teile nur dann einen Anspruch 
anf Scheidung, wenn — nach der Auffassung der Böhmer- 
schen Richtung — durch die Bestralang des Verbrechens 
die eheliche jGfemdnschaft aufgehoben und die dbieliche Treue 
in derselben Weise wie durch Säiebmch und bSeliche Ver- 
lassung verletzt ist; oder wenn — nach der Auffassung 
der naturreclitlichen Richtung — der unschuldige Ehegatte 
durch das Verbrechen und seine Bestrafung mit Schimpf 
und Schande überhäuft wird und ihm daher nicht zuge- 
mutet werden kann, die Ehe mit dem Verbrecher fort- 
zusetzen. 

Wir werden nun im letzten Abschnitt zn zdgen haben, 
wie dieses Ergebnis durch die sich im 19. Jahrhundert toU- 

ziehende Entfernung der naturrechtlichen G-rundsätze aus dem 



*) In eine nähere Erörterung der sehr umstrittenen Frage einzu- 
treten, ob es ein gemeines, d. h. formell und materiell gemeines evan- 
gelisches Eherecht gibt, wie las Reichsgericht und die herrschende Mei- 
nung annimmt, oder ob man nur von einem allgemeinen, d. h. materiell 
gemeinem Eherecht sprechen kann, ist hier nicht der Urtj der ietzterea 
Auffassaug ist meines Erachteus der Vorzug zu geben, da die Entwick- 
lung des Ehereohts nur in den Bbsfllatasten vor dch ging, and m oin- 
haiUiclies, dentadhes eringeliiohes Bechtm^biei nioht gegeben bat; dtt 
ümstand, daas die EntwieUang ttbenll Ton denelben Grundlage, der 
Hefligen Schrift, amgnig und im groaten und ganzen daher eine gteidi* 
förmige war, kann Ueran nJolitg Sndeni. S. Hnbrich a. «. O. S. 611t 
Friedberg a. a. 0. 8. 885. 886. Vergl. jedooh Kahl, Lehiayatom des | 
Kirohenreohts nnd der Kirehenpolitik I, 8. 95. 96. 97. 
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Seheidnngsrecht beemflosst wurde and sodann, welche Eni- 
wieklimg der Scheidongsgrnnd: Verbrechen und Strafen unter 

dem Einfluss der Rechtsprechung des Reichsgerichts nahm, 

um zum Schluss einen Blick auf das Scheidungsreclit des 
Bürgerlichen (Tesctzbuciies und seine Bedeutung für das evan- 
gelische ächeiduügsrechty soweit es unsere Erage betrifft, zu 
werfen* 
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Verbreohen und Strafen als Ehescheidnngsgnmd 
nach evangeliscliem Kirclienrecht im 19. und zum 
Beginn des 20. Jahrhunderts. 



1. 

DerEiiifluss der Eiitfeniimg der naturrechtlicheu Chmnda&tse 
ans dem Seheidnngsrecht auf den Ehescheidiuigvgmiid: 

Terbreolien und Strafen. 

Das Natarrecht war, ganz abgesehen dayon, dass es das 
Erfordernis des schnldhaften Yerhaltons des einen Ehegatten 
ftlr die Scheidnngsfrage in den Hintergrund gestellt nnd da- 
für das Hauptgewicht auf den Vertragsbruch gelegt hatte, in 
seinem Bestreben, auch das innere Verhältnis der Ehegatten 
zueinander zur Geltung zu bringen, zu weit gegangen, denn 
man war zu der Ueberzeugung gelangt, dass unglückliche 
Ehen getrennt werden müssten, nnd stellte in den Willen der 
Ehegatten die Anfrechterhaltimg der Ehe, da man sie nicht 
in einem ihnen nnbeqnemen Verhältnis zurückhalten wollte* 
Li ähnlicher Weise hatte schon Milton auf eine Scheidung 
bei gegenseitigem Widerwillen und Hass hmgewirkt. 

In trefflicher Weise kennzeichnet Richter (a. a. 0, S, 68) 
diese Lehre als eine, die „vergisst, dass die Ehe eine Stätte nicht 
bloss des geistigen und gemütlichen Behagens, sondern auch 
der Uebung heiliger Pflichten, eine Schule des Ernstes, der 
Gtodold, der Selbstzüchtigmig nnd anfopfemder Liebe sein 
soll". Der Bttckschlag konnte nicht ausbleiben, Tor allem 
nicht inPreussen, wo das Landrecht eine derartige, fttr 
die Ehe höchst gefähriiclie Sclicidungalreiheit gestattete. Als 
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den Aasgangsptmkt dieser rückläufigen Bewegung im Schei- 

dungsrecht kann man die Schrift des Pastors Gerlach ansehen : 
„Ueber die heutige Gestalt des Eherechtes 1833'^. In dieser 
schildert er in zutreffender Weise die Missstände, die sich aus 
dem laxen Scheidungsrecht ergeben hatten, und mahnt ein- 
dringlich zur Rückkehr zum alten reformatorischen Scheidungs- 
recht; die Geistlichen fordert er auf , in anderen Fällen als 
Ehebmch nnd böslicher Yerlassimg die Trannng Geschiedener 
zn Terweigem. Einen bleibenden Erfolg vermochte jedoch 
die Richtung Gerlachs, wie hier gleich bemerkt werden 
mag, auf dem Gebiete der Lehre nicht zu erringen. Sie 
ging bei ihrem zum Teil berechtigten Widersprucli gegen 
das bestehende Scheidungsrecht zu weit, indem sie nur Ehe- 
bruch und bösliche Verlassung als Scheidungsgründe ansah und 
zwar in der strengsten Ji*orm, nicht in der dehnbaren, wie sie 
ZOT Beformationszeit bestanden, deren Scheidnngsredit man 
wieder zur Geltung bringen wollte, ohne die inzwischen ein- 
getretene Aenderung der Verhältnisse, vor allem auf dem 
Gebiete des Strafrechts zu berücksichtigen. Nattirlich musste 
bei einem solchen Vorgehen der Scheidungsgrund : Verbrechen 
und Strafen fallen; und es haben sich z. B. yon den Ver- 
fassern der Denkschriften ^) , betreffend die Verweigerung der 
Einsegnung der Ton geschiedenen Gatten beabsichtigten Ehen 
nur Jacobeon nnd in gewissem Sinne auch der Theologe Yogt 
die Beibehaltung der Verbrechen xmd Strafen als eines 
bedingten Scheidungsgrundes, d. h. bei dem die Pfarrer nicht 
genötigt sein sollten, die Gatten zu trauen, ausgesprochen; 
alle anderen, die Juristen Göschen, Merkel, Strampf, Gerlach, 
femer der Superintendent Stier wiesen eine Scheidung in 
solchem Fall zurück Zugleich zeigt dies, dass nicht bloss 

^) Aktenstücke auB der Verwaltung des Byangel. Oberkirchemratei, 
1856, UI, S. 399 ff. 443. 444, 552. 553. 

*) Vergl. auch Jacobson in Weiskes Rechtslexikon, 1841, Bd. 3 
zu dem betreffenden Artikel; femer Jacobsons Rezension in Richters 
Jahrböchem für deutsche Rechtswissenscb. 1839, Bd. 2, S. 708 ff. 
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die Gkifitlichketi, 6<mdeni auch dne Reihe you Juristen sieli 

der Gerlachschen Bichtimg anschloss, welche die Beschränkung 
der Ehescheidungsgründe auf Ehebruch und bösliche Ver- 
lasbung als allein der evangelischen Kirchenlehre entsprechend 
hinstellte. Nachhaltig wirkte diesen Bestrebungen Bichter 
entgegen, der in seinen vielgenannten Beiträgen zur Geschichte 
des Ehescheidungsiechts nachwies (8. 1 ff., 5), dass jene Be- 
flchränkimg mcfat die Kirchailehre) sondern eine der Lehren 
ist, weldie in der Kirche heryorgetreten sind. 

Zunächst schien es jedoch, als sollte die Reformbeweguug 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung in Preussen einen grösseren 
Erfolg erringen. Vor allem w.uen es die häufigen Fälle der 
TrauungsverweigeroDgen, welche die prensaische B^gienmg 
▼wanlassten, die geplante Aendenmg des Scheidungsrechts 
Torzonehmen. Zwar hatte schon eine Kahinettsorder Friedrich 
Wilhelms III. Tom 25. Januar 1825 eine solche angeordnet; 
greifbare G-estalt aber nahmen die Reformhestrebongen erst 
unter dem Ministerium Savignys ^) an. Im Oktober 1842 er- 
schien ein von der Gesetzeskommission festgestellter Entwurf 
eines Gesetzes über Ehescheidung, der eine Reüie besonders 
bedenklicher Scheidungsgründe des Landrechts beseitigte, den 
der groben Verbrechen aber bestehen liess* Die Yerhand- 
Inngen im Staatsrat brachten bedeutsame Yeründeningeii in 
den endgültigen Entwurf (1844) Die EhescheidnngsgrOnde 
wurden in absolute und relatire geschieden; der Scheidungs- 
grund: Verbrechen und Strafen gehörte zu den letzteren, bei 
denen künftig nur dann auf Trennung erkannt werden sollte; 
„wenn das Ehegericht nach der besonderen BeschaÜenheit des 
vorliegenden Falles die Ueberzeugung gewinnt, dass durch die 
Schuld des Torklagten Theils die Ehe in nicht minderem Grade 
zerrüttet worden sey, als durch Ehebruch oder bösliehe Ver- 
lassung geschehen sein wttrde^. Eine Ausnahmestellung er- 



») Savigny a. a. Ü. S. 353. Hubrich a. a. 0. S. 221 ff. 
') Savigny a. a. 0. a 386i; 
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hielt dieser Scheidungsgrund jedoch dadurch, dass bei ihm so- 
gleich auf Trennung yom Bande — der Natur des Scheidungs- 
gruüdes entsprechend — erkannt werden sollte und nicht erst 
wie bei den anderen relativen ScheidimgsgrUnden auf Scheidung 
YOD Tisch und Bett für die Dauer von 1 — 2 Jabien. G^etss 
wurde jedoch Ton diesem Entwurf nur der Abschnitt Uber das 
Verfahren in Ehesachen, das allerdings auch einer Verbesse- 
rung bedurfte. Da auch die Versuche, das materielle Öchei- 
dungsrecht zu regeln, in den Jahren 1854 und 1859/60 zu 
keinem Ergebnis führten, so blieben die Bestimmungen des 
LandrechtB in Kraft 

Ebensowenig wie in Preussen hatten die Angriffe gegen 
das ScheiduDgsrecht in den Gresetzgebungea der ausserpreussi- 
sehen Staaten, ▼omehmlich soweit unsere Frage in Betracht 
kommt, irgendwelchen Erfolg. Dies zeigen auch die schon 
im vorhergehenden Abschnitt erwähnten Gesetzgebungen in 
Gotha, Sachsen- Altenburg, Schwarzburg -Sondershausen, Prank- 
furt a. M., die zeitHch mit der Reformbewegung in Preussen 
zusammenfallen. Auf dem früheren Standpunkt steht vor allem 
noch die einzige grössere Codification des Eherechta der unmittel- 
bar darauf fegenden Zeit, nSmlich das Sächsische bürger- 
liche Gesetzbuch Tom 2. Januar 1863'). Dies bestimmt 
in § 1740: „Hat ein Ehegatte sich eines Torsätzlichen Ver- 
brechens oder mehrerer \"erbrcchen, unter welchen wenigstens 
ein YorsätzUches ist, schuldig gemacht, weshalb er zu einer 
Freiheitsstrafe von wenigstens 3 Jahren verurteilt worden ist, 
so kann der andere Ehegatte, vorausgesetzt, dass er sich bei 
Begehung des Verbrechens oder eines der mehreren Ver- 
brechen nicht selbst beteiligt') hat, Scheidung yerlangen. 
Unter gleicher Voraussetzung ist eui Ehegatte auch dann auf 

^) SftTigny a. a. 0. 8. 406/7, § 76. 

^ Sftoht. B.O.B. ndt Erl Kaden, Scheele u. Hoffmann, 
Bd. n, S. 66, t. anoh Anm. 1 m § 1748. 

*) Für den Begriff der „Beteiligimg^ >. Frey im Sidis. Archiv f. 
baigerl. B., 1892, a 7—9. 
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Scheidung anzutragen berechtigt, wenn der andere Ehegatte 
während der Ehe wiederholt wegen vorsätzlicher Verhrechen 
in Untersttchang kommt und die Freiheitsstrafen, ia die er 
deshalb Terurteilt worden ist, zusammen die Dauer Ton drei 
Jahren erreichen/ Das Gesetz legt also das Hauptgewicht 
auf die YorsStzlichkeit der Yerhredien — die in das ILStr.- 
G-.B. aufgenommene Drdteilnng der Verbrechen hatte man 
in Sachsen damals nicht. — Diese brauchen also nicht not- 
wendig ehrlose Verbrechen zu sein ^). Daneben wird, wie vor 
allem der letzte Satz zeigt, die Zeitdauer der Freiheitsstrafe 
betont, die mindestens die Höhe von 3 Jahren erreichen muss. 

Stärker machte sich dagegen die Umkehr von der natnr* 
rechtlichen Anschantmgsweise in der Aechtsprechung geltend 
mid zwar Tor allem in Mecklenburg. Bort waren die 
GMchte schon beinahe zur Scheidung wegen mutans dissensns 
gekommen. Aber mit dem Jahre 1838 trat im Sinne der 
Gerlachschen Richtung eine Aenderung ein*). Vor allem 
ging man von dem Im dahin festgehaltenen Grundsatz ab, 
daas eine längere Trennung von Tisch und Bett, falls eine 
Versöhnung nicht eintrat, stets Trennung vom Bande zur 
Folge hatte; und femer Hess man eine Schddung im Fall 
Ton TTnTersohnlichkeit und unwiderstehlicher Abneigung nur 
zu, wenn die objektiTen GrOnde, aus welchen dieselbe herge- 
leitet wurde, eine solche rechtfertigten und die Abneigung 
auch tatsächlich eingetreten war (Buchka a. a. 0. S. 61). 
Unter jenen objektiven Gründen hatte früher der Gerichts- 
gebrauch in freier Weise, wie wir sahen, jedes Vergehen ein- 
begriffen, das mit einer Freiheitsstrafe von nicht allzu kurzer 
Dauer bestraft war; jetzt geschah dies aber nur bei sehr 
schweren Verbrechen. So erkannte das Oberappellations- 
gericht Tom 7. Juni 1858 (Buchka a, a. 0. Bdkge S. 82) 
eine Scheidung in einem Falle als zulässig an, in welchem 



V. Weinrioh a. a. 0. S. 328. 
^ Boohka ». ». 0. S. 59 ff. 
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der eine Ehegatte wegen Anstiftung zum Yerbrechen der 
Brandstiftung zu 12 Jaliren Zuchthaus verurteilt war. Be- 
gründet wurde diese Entscheidung mit dem Hinweis darauf, 
dass die in der Konsistoriaiordnung von 1570 angegebenen 
Scheidungsgründe : Ehebruch und bösliche Yerlassung per ana- 
logiam auf Fälle gleich sohwerer Yerletznng der cdielichen 
Treue auszudehnen seien. Dagegen wies das O.A.G-. durch 
XJrtefl Tom 23. Noyember 1859^) in Bestätigung des erst- 
instanzlichen Urteils eine Scheidungsklage auf Grund der Ver- 
urteilung zu 3 Jahren 8 Monaten Zuchthaus wegen versuchter 
Braudstifiung und Betruges ab, indem es ausführte, „dass eine 
mit Zuchthaus beahndete Terbrecherische Handlung eines EIhe* 
gatten dem andern nnr dann einen selbständigen Scheidungs* 
grund gibt, wenn die lange Dauer der Haft die Analogie 
einer böslichen Yerlassung als zutreffend erscheinen lasst^ — 
hier offenbar nicht der Fall — «während im übrigen der un- 
schuldige Theil das aus der Schuld des andern ihm entstehende 
Ungemach in G-eduld und Ergebung zu tragen hat". Die 
yielleicht ganz erklärliche Abneigung genügt also nicht mehr 
zur Scheidung. Aehnlich spricht sich das O.A.G. am 27. Au- 
gust 1868 aus. indem es eine Scheidung bei Verurteilung zu 
9 Monaten Zuchthaus wegen betrügerischen Bankrotts zurück- 
weist (Buchka a. a. 0. Beil. S. 83, 84). Eine entehrende 
Strafe gäbe nicht das Becht zur Scheidung, denn es sei Pflicht 
der Eheleute, „auch das von dem andern Theile selbstver- 
schuldete Unglück in christlicher Ergebenheit mitzutragen, das 
auch an ihm dadurch verübte Unrecht zu verzeihen und an- 
statt sich von jenem abzuwenden, vielmehr auf eine Sinnes- 
änderung und Besserung desselben hinzuwirken und eine durch 
seinen Fehltritt etwa erzeugte Abneigung zu besiegen^* Diese 
Begründung ist der in der Beformationszeit üblichen sehr 
ähnlich, nur wird noch ausdrücklich anerkannt, dass dem un- 
schuldigen Teil ein Unrecht zugefügt ist, — jedoch wird dies 



^) Buchka a. a. 0. S. 83.. 
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nicht für eine Sclieidung als ausreicliend erachtet, — während 
man damals diesen Gesichtspunkt fast vollständig vernach- 
lässigte. An diesen Grundsätzen , dass nur die Scheidungs- 
gründe der Heiligen Schrift und die Fälle, in denen sie analog 
angewendet werden können, als rechtmässige Scbeidungsgründe 
anzusehen seien, hat man in Meeklenhnrg anch fernerhin fest- 
gehalten. Wie weit man in dieser analogen Anwendung ging, 
zeigt ein Urteil des O.L.Gf-.^s zu Bostoek yom 21. Oktober * 
1884^). Hier klagte die Ehefrau auf Scheidung, weil der 
Mann wegen verbuchter Branrl Stiftung zu 4 Jahren Zuchthaus 
und Verlust der bürgerhchen Ehrenrechte auf 5 Jahre verur- 
teilt war. Sie wurde aber abgewiesen; eine analoge Anwen- 
dung der malitiosa desertio sei nicht angebracht, da die 
Scheidungsklage erst nach Verbüssung von '/i der Strafzeit 
erhoben, auch die Strafdauer zu kurz sei. Wenn es nun auch 
über die nötige Länge der Strafdaner keine gesetzliche Be- 
stimmung gäbe, so hätte sich der Gerichtsgebrauch doch gegen 
eine Trennung der Ehe selbst bei längerer Stratdauer ent- 
schieden. Ferner müsse grundsätzhch ein Gatte dem andern 
sein selbstTerschuldetes Unglück tragen helfen, und es sei 
,,nur ganz ausnahmsweise in Fällen schwerster objektiver Ver- 
schuldung, also nur 'bei Verbrechen sehr schwerer Art, die 
durch das Verhalten des schuldigen Theils hervorgerufene und 
begründete Unversöhnlichkeit des unschuldigen Theils als Schei- 
dungsgrund zugelassen". Dass diese Ausnahme jedoch bei 
weitem nicht den früher in Mecklenburg übhchen Öcheidungs- 
gruud unwiderstehlicher Abneigung, umfasst, dass vielmehr 
höchstens etwa grobe Sittlichkeitsverbrechen unter diese Ver- 
brechen sehr schwerer Art zu rechnen sind, zeigt die nach- 
folgende Bemerkung. Das Verbrechen der Tersuchten Brand- 
stiftung gehört nicht zu jenen schweren Verbrechen, , beson- 
ders auch nicht nach der Beschaffenheit der That. Dasselbe 
hat keine specielle Kichtung gegen die Klägerin und gegen 



*) SenfferU Aiohiv. N. F. Sd. 12, Nr. 122. 
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das eheliche Vcrhältmss, auch läset sich schon im Allgemeinen 
nicht behaupten, dass dadurch die Voraussetzung und Grund- 
lage des ehelichen Zusammenlebens zerstört werde; noch 
weniger ist dies im vorliegenden Fall zu sagen ^. Wenn hie- 
nach gefordert wird, dass sich das Verbrechen auch gegen 
den anderen Ehegatten speziell und gegen das eheliche Ver- 
hältnis richten soll, so wird in den meisten Fällen eine Schei- 
dung wegen Verbrechen und Strafen ausgeschlossen sein. 

In ähnhcher Weise finden wir tm Zuiückgeheii auf das 
strengere Scheidungsrecht in Hannover. Dort hatte man 
zeitliche Freiheitsstrafe als Scheidungsgrund anerkannt war 
jedoch wieder davon abgekommen und es Tersagte z. B. das 
O.A.G. in Celle eine Scheidung wegen gemeiner, mit 4^/» Jahren 
Zuchthaus bestrafter Verbrechen*). 

Auch in Oldenburg wurde wegen zeitlicher Freiheits« 
strafe nicht geschieden*). Dort hatte die Justizkanzlei im 
Jahre 1847^) einer Klage auf Scheidung, weil der Ehemann 
Dielirl'ach mit Arbeitshausstrafen belegt war, stotti^eceiien. 
Doch erkannte das O.A.G. zu Oldenburg abändernd, indem 
es ausführte: Während lebenslängliche Freiheitsstrafe nach" 
dem Gerlchtsgebrauche zur Scheidung berechtigen fehle es für 
die zeitliche Freiheitsstrafe an einem solchen wie auch an 
einer gesetzlichen Bestimmung im gemeinen protestantischen 
Kirchenrecht; partikularrechtliche Bestimmungen Hessen sie 
allerdings gelten. Weder die längere Unterbrechung des ehe- 
lichen Zusammenlebens könne zur Scheidnnof berechtigen, denn 
es fehle an einer gesetzlichen Norm bezüglich der Zeitdauer 
der Strafe, noch „eine Schlechtigkeit der moralischen Gesin- 



Erk. d. OXQ. Celle Jahre 1849 in Senff. Areh. 7. Kr. 190. 
^ a Bartels a. a. 0. S. 847 ff. 

^ Erk. d. OJLG. Celle vom 18« Juni 1856 m Senff. Areh. 11 Nr. 49, 
jergl. fibrigena d. XTrt. d. B.^. t. d. Hftn 1880, E.-Bd. 11, S. 326. 827. 

*) Bsgegen schon seit 1771 wegen lebenslänglicher FrdheitMtrafe; 
8. Poye a. a. 0. 13, S. 482. Habrieh a. a. 0. S. 112. 
») K.a Bd. 9, S. 189. 194. 



Digitized by Google 



160 



F. Albrecht. 



nung~, die als Schickung ertra^ren werden müsse, „solange 
sie niclit durch solche Handlungen sich bethätige, welche eine 
selbständige Scheidungsursache an die Hand gäben^. Das 
O.A.G. Oldenbarg berührt sich also sehr nahe mit dem 
Mecklenburger Gerichtsgebraach. 

Dass man in Knrhessen^) auf dem alten Standpunkt 
beharrt, ist schon erwähnt (s. ob. S. 144. 145). 

Sonst hatte die auf Abschaffung des Scheidungsgrundes: 
Verbrechen und Strafen, vor allem bezüglich der zeitlichen 
Freiheitsstrafe, gerichtete Bewegung keinen Erfolg. Dies 
zeigt auch der Bescheid des Hofgerichtes in Darmstadt ^) 
auf die Anfrage des deutschen evangelischen Kirchentages, 
der um Abschaffung der ScheidungsgrOnde bis auf Ehebruch 
und bösliche Yerlassung und um die Erlaubnis bat, dass die 
Geistlichen bis dahin die Trauung in anderen Fällen yer- 
weigern dürften. Das Hofgericht führte aber unter dem 
2. Mai 1855 ^) aus, „dass eine analoge Ausdehnung der Schei- 
dungsgründe: Eliebruch und bösliche Yerlassung, nicht im 
Widerspruch mit der Heiligen Schrift stände. Grundsätzlich 
kdnne eme Ehescheidung nach eyangelischem Kirchenrecht 
Überhaupt erfolgen, wenn durch Verschulden des einen oder 
beider Ehegatten, ebenso wie beim Ehebruch, Toraussichtlich 
der Zweck der Ehe nicht mehr erreicht werden kdmie''. All- 
gemein sei daher auch Verurteiiiing des einen Ehegatten zu 
einer längeren Freiheitsstrafe als zulässiger Scheidungsgrund 
anerkannt. Auch hier sei, wie bei anderen Scheidungsgründen, 
ein ferneres eheliches Zusammenleben unmöglich gemacht, 
daher erscheine, „im Öffentlichen wie im Interesse des un- 
schuldigen Ehegatten^ eine Scheidung ebenso dringend geboten 
wie bei dem J^iebruch und der böslichen Veriassung. Dass 
das Gericht hiemach bei Verbrechen und Strafen auf die durch 



') Seuff. Arch. 13, Nr. 37. 

Vergl. auch B. d. RG. Bd. 1, S. 327. 
') Arohiv f. prakt. BechtawiaaeiMohaft N. E. 7, 420. 
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sie herbdgeftihrte Tremrang der Ehegatten und Aufhebung 
des ehelichen ZnsammenlebenB das Hauptgewicht legt» ist um 
so bemerkenswerter, als das O.A.6. Dannstadt im Jahre 1824 
-viel mehr den Gesichtspunkt der Ehre und überhaupt das 
innere Verhältnis der Gatten zueinander betont hatte. Aehnlich 
sprach sich das Hofgericht in Giessen^) aus, das auch lebens- 
längliche und zeitige Zuchthausstrafe als ScheidungsgrOnde be- 
seichnete; allerdings fttgte es bei der zeitigen Znchthansatrafe 
noch die Besohrankung hinzu, dass nnr dann eine Scheidung 
einzutreten habe, wenn der Oharskter des Ywbrechens ron 
der Art sei, das "Wesen der Ehe, das gegenseitige Vertrauen 
zu erschüttern. Offenbar spricht sich in dieser Finschränkung 
eine viel freiere Autfassung aus, als in der Antwort des Hof- 
gehciits in Darmstadt, eine Auffassung, die an die Entschei* 
dnng des OA.G. Darmstadt im Jahre 1824 und andere, im 
Torhergehenden Abschnitt angeführte erinnert. Wir finden sie 
ausser in anderen Gerichtssprachen besonders in der Becht- 
sprechung des Reichsgerichts wieder, das für die Entwicklung 
des Scheidungsgrundes: Verbrechen und Strafen von der 
grössten Bedeutung geworden ist, indem es vor allem die dem 
Gerichtsgebrauch der übrigen geiaeinrechtliehen Gebiete ent- 
gegenstehende Uebung in Mecklenburg und Kurhessen zurück* 
wies. Bevor wir jedoch auf die Kechtsprechung des Beichs- 
gerichts niUier eingehen, mag noch ein kurzer Blick darauf 
geworfen werden, welchen Einfluss der Erlass des Beichsstraf- 
gesetzbuches auf den Scheidungsgrand: Verbrechen und Strafen, 
soweit er in den deutschen Staaten eine gesetzliche Begelung 
erfahren hatte, ausübte. Dieser Einfluss musste sich insbe- 
sondere dort zeigen, wo die Gresetzgebung unter Berücksichti- 
gung des jeweihg geltenden Strafrechts die Verurteilung zu 
bestimmten Strafen fttr einen Scheidungsgrund erklärt hatte. 

*) Archiv i. prakt. ßechtswisgeoscliaft. N. F. 7, 425. 

«) Vergl. z. B. in SeuflF. Arch. 19, Nr. 21 (N. P.) Entsch. d. O.L.G. 
Braunschweig v. 19. Juni 1891, 8. a. Seuff. Arch. 5 (N. F.), Nr. 131 Erk. 
dcss. Gerichts v. 14. Not. 1879. 

Albreekt, Teitnehia oad Strafen BiMiolirtdangsgnuid. 11 



Digitized by Google 



162 



F. Albreoht. 



In diefiem Falle moBste bei späterer Aendening der Straf- 
gesetsgebimg besfigUch der Strafarten die Frage entstehen, 
auf welche Freihelte* oder Uhrenstrafen nun die Soheidnnge* 
klage gestfltzt werden kdnnte. Wir hatten sdion oben bei 

der Besprechung des Scheidungsgrundes : Verbrechen und 
Strafen nach A.L.R. gesehen, dass nach Erlass des preussischen 
Strafgesetzbuches vom Jahre 1851 von der Terminologie des 
§ 704 A.L.R/s U, 1 abgegangen und jede ^Freiheitsstrafe je 
nach den besonderen Umständen des Falles als Scheidnngs* 
gnmd erachtet wurde. Aehnlich Uigen die Verhältmase nach 
EinfUhnmg des Strafgesetzbuches f&r den Norddeutschen Bund 
bezw. ffir das Deutsche Reich. Für das A.L.R. änderte sich 
natürhch der Rechtszustand dadurch nicht, wolil aber in den 
anderen Bundesstaaten, deren Strafgesetze aufgehoben wurden. 

In Württemberg war, wie wir oben gesehen haben, die 
Verurteilung zu einer mehr als 10jährigen Festungs- oder 
Zuchthausstrafe ohne besondere Bücksicht auf das Entehrende 
der Strafe Scheidungsgrund gewesen. Da jedoch nach der 
damaligen Strafgesetzgebuog nur Zuchthaus^ und Festungs- 
strafen auf die Dauer tob 10 Jahren oder ISngere Zeit ver- 
hängt wurden, so trat an deren Stelle nunmehr jede Verur- 
teilung zu einer 1 Ojährigen oder längeren Freiheitsstrafe 
Dasselbe war auch in Sachsen- Altenburg (s. ob. S. 117) der 
Fall, wo nun jede Verurteilung zu einer mindestens dreijährigen 
Freiheitsstrafe Scheidungsgrund wurde. Doch erlitt der Schei- 
dungsgrund : Verbrechen und Strafen insofern eine Aendemng, 
als mit Einföhrung der Reichigustizgesetze die §§ 224, Satz 
2 bis 226 der Eheordnung vom 18. Mai 1887 aufgehoben 
wurden, da nach den deutschen Reichsgesetzen eine Mitwirkung 
der Ortsbehörden, wie sie die Eheordnung voraussetzt, nicht 
Torgesehen und auch die absolutio ab instantia abgeschafft ist 

In Schwarzburg-Sondershausen war jede Verurteilung za 



>) S. Weinrieh a. s. 0. 8. dl& 
^ S. Weinrioh a. s. 0. 8. 818. 819. 
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einer hSrteren Strafe als Gefängnis Scheiduiigsgrund. Da nun 
Zaehthans* und Arbeitshausstrafe hSrtere Strafen als G^efiSngnu 
wären» das einen bedentend mildefen Charakter hatte, als die 
heotige Geflngnisstrafe, die Arbeitshanmtnife aber im wesent* 

liehen der jetzigen Gclangmsb träfe entspricht, wenn sie auch 
nur bis zu einer Dauer von 6 Monaten verliängt werden 
konnte, so änderte sich der Kechtszustand dahin, dass nunmehr 
jede Bestrafung mit Zuchthaus oder GefMngnis Scheidungs- 
grond sein konnte^)* 

in Sachsen blieb die Beschrfinkung auf mindestens drei- 
jährige Freiheitastrafen bestehen, jedoch mit Bficksicht auf 
die Aufhebung des sächsischen Strafgesetzbuches unter Weg- 
fall des Eri'ordernibseb, dass das Verbrechen ein vorsätzliches 
sein müsse, so dass nun jedes mit mindestens dreijähriger Frei- 
heitsstrafe geahndete Verbrechen und Vergehen ächeiduogs» 
grund wurde 



2. 

Yerbrechen und Strafen als Ehescheidungsgmnd nach 
erangelischein Sirchenreeht in der Bechtspredumg das 

Beiehflgeriehts. 

Bei dem Mangel einer gesetzlichen Grundlage des ge- 
meinen eyangelischen ScheiduDgerechts und bei dem Fehlen 
emes unbestrittenen Gewohnheitsrechts gerade für den Schei- 
dungsgrund: Verbrechen und Strafen inusste die E-echtbpre- 
chung eines höclisten Gerichtshofes von besonderer Bedeutung 
■werden, indem nunmehr die Möglichkeit gegeben war, die. 
Entwicklung des evangelischen Scheidungsrechts zu einem ein- 
heitlichen Abschluss zu bringen. So ist auch der Scheidungs- 
grand: Verbrechen und Strafen durch die Bechtsprechung des 



») Ebd. S. 327. 

^ Y. Weinrieh a. a. 0. & 828. 
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RetchsgericfatB zu einem etnlieitUchen Begriff des eyangelischeii 
SSrcbenreehtB ausgestaltet worden. 

Das Reichsgericht geht von dem Griindsatz aus, dass 
Verbrechen und Vergehen dann als Ehescheidungsgruiid geltend 
gemacht werden können, wenn durch sie ^die Möglichkeit 
einer gedeihlichen Fortsetzung der ihrem Wesen nach die 
innigste Lebensgemeinschaft bedingenden Ehe einseitig zerstört 
worden ist*^ Dies ist nicht bloss der Fall, wenn das Yer« 
brechen lebenslfinglii^e Freiheitsstrafe, sondern auch nur zeit- 
liche nach sich gezogen hat. Damit ist grundsätzlich jede 
Ableitung dieses Scheiduiigsgrimdes aub dem der böslichen 
Verlassuug aufgegeben; nicht auf die Trennung wird das ent- 
scheidende Gewicht gelegt, sondern auf die Zerstörung der 
Achtung und des gegenseitigen Vertrauens, wie sie unter den 
Ehegatten walten müssen. Die Gesichtspunkte, nach denen 
zu beurteilen ist, ob das Verbrechen geeignet ist, in dem kon- 
kreten Fall eine solche Wirkung herbeizuftUtren, hat das 
Bdchsgericht in dem angeführten Erkenntnis dahin ausge- 
sprochen: „Massgebend für die Entscheidung sind dabei haupt- 
sächlich die Schwere des Verbrechenä und Vergehens an sich, 
die Höhe der erkannten Strafe, die damit gesetzlich yerbon- 
denen oder im Strafurteile ausgesprochenen Ehrenfolgen, die 
Bildungsstufe und die Standesyerhältttisse der Ehegatten, sowie 
deren Vorleben^ Es ist dabei natttrHch, dass Vergeben, die 
auf eme sittliche Verderbtheit des schuldigen Teils hinweisen, 
ab das eheliche Verhältnis ganz besonders zerrttttend an- 
gesehen werden müssen; der unschuldige Gatte wird durch 
ein Sittlichkeits verbrechen des andern mehr gekränkt werden, 
als sonst durch ein Verbrechen. So hat das Eeichsgericht 
auch bei nur zweijähriger Zuchthausstrafe und zwe^ährigem 
Ehrverlust wegen yersucbten Verbrechens gegen § 176' B.- 

Vergl. d. Entsch. d. R.G. in Zivi!?, Bd. 1, S. 3'24; 5, 406; 8, 159; 
9, 189, 194; 13, 196; 27, 156, 8. a. Bolze, Die Praxis d. E.G.8 in Zivils. 
Bd,4, Xr.862; 5, 782. 

») R.G. 1, 328. ») S. a. R.G. 9, 191. 
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Str.G.B.'s ^) die Scheidung ausgesprochen, indem es aosfUhrte: 
„Die gemeinrechtliche Doktrin und Praxis hat im Laufe der 
Zeit immer bestimmter anf die Beediaffenheit der bestraften 
Tfaat das Hauptgewicht gelegt und ist bei besonders schwerer, 

die Voraussetzungen des ehelichen Zusammenlebens zerstören- 
der That auch schon bei einer Zuchtbaiisstrnfe von weniger 
als zweijähriger Dauer zur Scheidung gelangt.'^ Allerdings 
hatte das Reichsgericht in einer früheren Entscheidung') das 
Hauptgewicht auf die Art und Dauer der Strafe gelegt und 
ausgeflQbrt, dass eine Analogie der bitsHehen Yerlassung, aus 
der sich geschichtlich die Zulassung der !Preiheitsstrafe als 
Scheidung sg rund entwickelt habe, bei einer Gefängnisstrafe 
von 8 Monaten nicht zuträfe, ausserdem auch, wie das erkannte 
Strafmass ergebe, ein schweres Verbrechen nicht vorläge, dies 
aber erforderlich sei, um eine Scheidungsklage darauf stützen 
zu können» Der Entscheidung ist unbedingt beizustimmen, 
wenn man einmal das Hauptgewicht auf die Analogie der 
bdsücfaen Yerlassung, also auf die durch die Yerurteilung 
herbeigeführte Trennung der Ehegatten, nicht aber auf die 
Beschaffenheit der Tat das Hauptgewicht legt. Hier gerade 
handelte es sich uui eine Freiheitsstrafe, die wegeii Versuches 
der Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Mädchen unter 
14 Jahren und wegen Erregung öffentlichen Aergemisses ver- 
hängt worden war; daher die Annahme des Oberlandesgerichts, 
dass der Beklagte wegen dieser Vergehen die A<^tung und 
Liebe der Klägerin mit gutem Grunde verloren habe, zumal 
seine Vergehen die den Ehegatten in sittlicher Beziehung 
obliegenden Pflichten Terletzt hätten, von deren Wahrung 
das Glück einer ehelichen Verbindung wesentlich abhänge, 
meines Erachtens nicht den streni^^en Vorwurf verdient, dass 
sie nicht dem Inhalt des geltenden gemeinen Rechts ent* 
spräche, hierauf eine Scheidung zu gründen. Denn ge- 



*) R.G. 18, 196 (8. a. 9, 189). 

*) B.0. 5, 403 (8. a. Senff. Aroh. N. F. 7, 35). 
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rade diese Erwägungen, dass ein die Liebe und Aohtnng 
des anderen Ehegatten zerstörendes Verhalten in Betracht 

kommen müsse, hatten zu der Zulassung der Scheidung auch 
bei zeitlichen Freiheitsstrafen von geringerer Dauer gefuhrt, 
wenn auch ursprünglich bei der Scheidung wegen Verbrechen 
and Strafen der Gesichtspunkt der böslichen Yerlassung den 
Ausgangspunkt — wenigstens in der Regel — gebildet hatte. 
Wenn daher das Reichsgericht eine Schetdong für nnzolfisaig 
hllty weil ein der böslichen Verlassong analoger Fall nicht 
Torläge, 80 iSsst sich wohl behaupten, dass es in dieser Ent- 
scheidung den anderen der Scheiiluiig wegen Verbrechen und 
Strafen zu Grunde liegenden Gedanken, den wir in dem 
zuerst erwähnten Erkenntnis ausgeführt fanden, nicht so zum 
Ausdruck gebracht hat, wie es die Entwicklung dea prote* 
stantischen Scheidungsrechts erfordert hätte. Dagegen muss 
als dieser Entwicklung durchaus entsprechend die Entscheidung 
▼om 9. Februar 1888 ^) bezeichnet werden, durch welche eine 
Scheidungsklage, die sich auf Bestrafung der Ehefrau mit 
insgesamt 2 Jahren 8 Monaten Gefängnis und 2 Jaliren Ehr- 
verlust wegen inelirfacher Diebstähle stützte, abgewiesen wurde 
und zwar in der Erwägung, dass eine tiefgehende moralische 
Verderbnis nicht Yorlicge, vielmehr „die Beklagte augenschein* 
lieh mehr aus Schwäche und Leichtsinn und einem unsdigen 
Hange folgend gefehlt habe ; auch die Mdgliehkeit einer Besse- 
rung nicht ausgeschlossen sei, da sie nach der zuletzt wider 
sie ergangenen Strafe sich 5 Jahre lang straffrei gehalten 
habe". Mit Kcclit sieht daher das Reichsgericht in der Zu- 
lassung der vScheiduiig bei emem solchen Fall eme Ausdehnung 
der für das Scheidungsrecht massgebenden Grundsätze im 
Sinne einer den Tendenzen des protestantischen Scheidungs* 
rechts widersprechenden Erleichterung der Ehescheidungen. 
Aehnlich lagen die VerbSltnisse in dem durch das Erkenntnis 
Yom 12. Dezember 1884 ') entschiedenen Fall, in weldiem die 

') n a 8, m, m. 

') Seoff. Arch. 10 (N. f.), 115. 
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auf Verurteilung des Ebemannes za 3 Jahren 6 Monaten Ge- 
ikogiÜB wegen ürknndenfiUechtmg gegründete Scheidungsklage 
mit Bflcksicht darauf abgewiesen wurde, dass die Tat nicht 
aus ehrlosen Motiven -hervorgegangen sei; nach der Fest- 

Stellung des Strafrichters sei seine Absicht bei Vornahme der 
Fälschungen nur darauf gerichtet gewesen, sich aus einer 
augenblicklichen Geldverlegenheit zu beir( ic n, in die er durch 
Leichtsinn und ünerfahrenheit gekommen, auch habe er ge- 
hofft, alles decken zu können. Es könne daher weder die 
Freiheitsstrafe noch die Schwere des Verbrechens die Annahme 
rechtfertigen, dass die Fortsetzung der Ehe in bescheidenen 
Verhältnissen eine unbillige HSrte ffir die Klägerin enthalte. 
Dagegen war die Scheidung in einem Falle gerechtfertigt, in 
welchem der eine Teil wegen mehrfacher Wechselfälschungen 
im Gesamtbetrage von über 47000 M. und wegen einfachen 
Bankrottes zu 4^« Jahren Zuchthaus und Verlust der bür- 
gediehen Ehrenrechte auf die Dauer Ton 3 Jahren yerurteilt 
war^). „Es kann Ton der Klägerin, bei ihrer Herkunft aus 
angesehener und ehrenhafter Familie nicht verlangt werden^ 
dass sie die Ehe mit einem Manne fortsetze, der mit dem 
Makel eines entehrenden Verbrechens behaftet, zu einerschweren 
Zuchthausstrafe verurteilt worden ist und zudem durch seinen 
Bankrott seine geschäftliche Existenz Ternichtet hat.^ 

Das Reichsgericht hatte bei der Aufstellung seiner Grund- 
sätse als herrschenden G^richtsgebrauch des gemeinen CTan- 
gelisohen Kirchenrechts die Zulassung der zeitlichen Freiheits- 
strafe als Scheidungsgrund hingestellt und dabei auf die ttber- 
einstimmenden Erkenntnisse in Braunschweig, Grossherzogtum 
Hessen, Königreich Sachsen u. s, w. hingewiesen. Dass diese 
Auffassung begründet war, haben wir oben gesehen. Dagegen 
iand das Keichsgericht in Mecklenburg und ia Kurhessen 
einen anderen Gerichtsgebrauch Tor. 

Mecklenburg^) gegenüber wies das Keichsgericht auf die 

E.G. 1, 324. 

*) R.a. 13, 196, 8. iasbes. Buchka a. a. 0. S. 90ff. 126 ff. 
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seit der Konsistorialordnung vom Jahre 1570 im gememeo 
Eherechte entwickelte Milderung des ScheidimgarechtB hin. 
Die seit drei Jahrzehnten hervorgetretene grteere Strenge 
sei nidit als eine partikuläre Becbtsbildnng anzoerkennen» 
Partikolarrecht sei allein in den Bestiminungen der Konst- 
Btorialof«hiimg zu sehen, die der Berttoksiehtigung des ge- 
meinen protestantischen Eherechts iiiclit im Wege ständen, 
zumal die in der "Wissenschaft und Praxis entwickelten ana- 
logen Erweiterungen der schriftgemässen Scheidungsgründe 
auch in Meklenburg zugelassen wären. Ob es zu einer par* 
tiknlären Rechtsbildnng bezüglich der Sdieidnng wegen Yer- 
brecben und Strafen gekommen ist, kann bei dem schwankenden 
GMchtsgebranch zweifelhaft erscheinen; jeden&Us ist dem 
Reichsgericht beizupflichten, wenn es den strengen mecklen-^ 
burgischen Grundsätzen entgegentrat, zwar nicht, weil es sich 
„auf den Begriii" emes formell-geiiicmen protestantischen Schei- 
dungsrechts^ berulen könnte , „welchem gegenüber die ab- 
weichende partikuläre Praxis unverbindlich sei", sondern weü 
die Q-nmdsatze des Beichsgerichts „den Bedürfnissen des heu- 
tigen Lebens entsprechen und als Poetnlate des heutigen pro- 
testantischen Bechtsbewusstseins erscheinen, welches fOr die 
gemeinrechtlichen Territorien nur ein und dasselbe sein kann 

Desgleichen wies auch das Reichsgericht den im früheren 
Kurhessen bestehenden Gerichtsgebrauch zurück, der, den alten 
Anschauungen entsprechend, nur bei lebenslänglicher Freiheits- 
strafe die Ehe schied ; diesem Gerichtsgebrauch sei keine, die 
künftige Bechtsprechung bindende, rechtserzengende Wirkung 
beizulegen *). 

Es ist hervorgehoben, dass zur Beurteilung der Frage,. 

ob im gegebenen Fall ein Verbrechen ein zur Scheidung hin- 
reichender Grund ist, der Charakter des Verbrechens mass- 
gebend ist. Dieser ündet seinen Ausdruck in dem Urteil de& 



^) Hubrich a. a. O. S. 118. 
*) B.a. 1, 826. 
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Strafrichtera Daher ist, wie es das Reichsgericht in der 
"Botacheidimg Tom 17. März 1884*) ansgeeprochen hat, nicht 
die Tat als solche, sondern die bestrafte Tat der Eheschei- 
dnngsgnmd, und zwar ist der Erwägung, ob das Verbrechen 

eine Scheidung rechtfertigt, die erkannte Strafe zu Grunde zu 
legen, nicht aber, wie ein vom Reichsgericht aufgehobenes 
Urteil eines Berufungsgerichtes^) angenommen hatte, die für 
das Verbrechen angedrohte Strafe in ihrem Höchstbetrage. 
Das Beichsgericht hat femer die Auffassung desselben Be- 
mfangsgeiichts, dass der ZiTibichter an den Aussprach des 
Stra&i<&ters über das Vorhandensein mildernder Umstlinde 
nicht gebunden sei, für reehtsirrtilmlich erklärt. Nur aus der 
im Strafurteil wirklich verhängten Freiheitöstrafe nach ihrer 
Art und Dauer unter Berücksichtiguni? der angeordneten oder 
gesetzlich mit der Strafe verknüpften Ehrenfolgen und allerlei 
sonstigen Umständen des Falles könne ermittelt werden, ob 
auf die Ton dem unsdiuldigen Ehegatten begehrte Trennung 
der bestehenden Ehe zu erkennen s^. Durch die rechts« 
krSftige Verurteilung des Verbrechers entsteht für den anderen 
Ehegatten ein materiellrechtlicher Scheidungsanspruch, und es 
finden insoweit, als durch das Strafurteil die Schuld des einen 
Teils festgestellt und die Schwere des Vcrbrechenä charakteri- 
siert ist, die prozessrechtlichen Vorschriften ') über die bin- 
dende Kraft des Strafurteils für den Zivilrichter keine An- 
wendung „Qo wenig nach einem freisprechenden Urteil der 
andere Ehegatte die That, wegen welcher die Ereisprediong 
erfolgt ist, imEhescheidungsprozess als Scheidungsgrund geltend 
machen kann, so wenig kann der verurteilte Ehegatte die 
Scheidungsklage durch die Behauptung und den Nachweis 
entkräften, dass er unschuldig verurteilt worden sei. Durch 

Vergl. Hubrich a. 0. S. 118, 
») R,G. 13, 199. 

») Bntsch. Y. 12. Dez. 1884. SeuflF. Aroh. 10 (N. F.) 115. 
*) § 14, N. 1 Einf Ges. z. Z.P.O. 
Vergl. Hubrich a. a. 0. S. 118. 
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das Strafarteil ist das Verbrechen erwiesen , und die ans der 
YeruTtaUimg für das Verhältnis der Ehegatten zueinander flieh 
ergebenden Folgen können nimmermehr durch eine im Ehe« 
echeidangsprozess getroffene entgegengesetste Feetetellung, yiel- 

xnehr nur durch ein nach Wiederaufnahme des strafgericht- 
lichen Verfahrens ergehendes entgegengesetztes Urteil beseitigt 
werden" 

Aus den angeführten Entscheidungen geht auch hervor, 
dass nach der Auffassung des Reichsgerichts der Scheidungs* 
ansprach mit der rechtskiSftigen Verurteilung entsteht; eine 
teilweise Verbüssung der Strafe wird nicht erfordert, anderer- 
seits geht auch das Klagerecht dem unschuldigen Ehegatten 
nicht dadurch verloren, dass der grösste Teil der Strafzeit 
bereits verstrichen ist^). Auch dies zeigt, dass das Reichsgericht 
den Desertionsbegriä der Scheidung wegen Verbrechen nicht 
zu Grunde legt. W&re dies der Fall und würde insbesondere 
angenommen, dass die nachträgliche Bereitwilligkeit des De* 
sertors zur Heistellnng des ehelichen Lebens die Ehetrennung 
yerhindert, so müsste allerdings, wie Hubridi') mit Recht 
bemerkt, eine kurz tot Ablauf der Strafzeit angestellte Schei- 
dungsklage abgewiesen werden, wie dies seitens des O.A.Gr. 
Celle ^> (1849) und des O.L.G. Eostock^) geschehen ist. 



3. 

Ergebnis. 

Die Ausgestaltung, welche der Scheidungsgmnd: Ver- 

Lrecben und Strafen durch die Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts für das Gebiet des gemeinen eyangelischen Scheidungs- 

R.Ö. 13, 199. 

E G. 9, 189. 
") Hub rieh a. a, 0. S. 119. 
*) Seuff. Arch. 7, u. 190. 
•) Senfil Aroh. 42, 122. 
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rechts erfahren hatte, entsprach im wesentlichen dem Ergebnis, 

zu welchem man in den prctestantischen Staaten, in denen 

eine gesetzliche Regelung des Scheidungsrechts stattgefunden 
hatte, bezüglich unserer Frage gekommen war; dies galt, wie 
wir sahen, besonders für Preussen, während man in einzelnen 
kleineren Staaten insofern abwich, als man für die zur Schei- 
dung aosreiehende Strafe eine Mindestdauer festsetzte. Dass 
sich auch die Lehre mit dem Geiichtsgebiauch im gemeinen 
evangelischen Scheidungsrecht in üebereinstimmung befindet, 
ist nach ihrer ganzen Entwicklung erklärlich. Die vor allem 
von theologischer Seite gegen die Erweiterung der Scheidungs- 
gründe über Ehebruch und bösliclie Verlassung hinaus, also 
auch gegen den Scheidungsgrund: Verbrechen und Strafen 
ausgehende Bewegung hat die Lehre so wenig wie den Ge- 
richtsgebrauch dauernd zu beeinflussen vermocht Die meisten 
und herrorragendsten Eirchenreehtslehrer, wie Bichter*), 
DoTe^)^), Kahl^X Schulte'), Mejer^), Friedberg haben sich 
für den Scheidungsgrund: Verbrechen und Strafen erklärt, 
wenn auch mit einigen Verschiedenheiten in der Begründung ; 
am ansführlichsteu behandelt unsere Frage Hubrich in seinem 
mehrerwähnten Werke über „Das Hecht der Ehescheidung 
in Deutschland'^. Seine Ausführungen, denen wir im wesent- 
lichen gefolgt sindi haben im vorstehenden wiederholt Er- 
wähnung gefunden, so dass sich eine besondere Darstellung 
seiner Auf&ssung erübrigt. Von den Vertretern der Lehre, 
die sich gegen die Zulässigkeit des Scheidungsgrundes: Ver- 
brechen und Strafen ausgesprochen haben, seien hier Scheurl 
Bartels^ und Weinrich^) genannt, wir werden auf sie noch 



1) Hiohter-Dove-Eahl a. a. 0. S. 1181, n. Amn. 

*) Dove 8. Ä. 0. S. 485. ») Sohulte a. a. 0. S. 418. 

Mejer a. a. O. S. 209. 210. 
*) Friedberg a. a. 0. S. 450. 

Sc/heurl a. a. 0. S. 315. 
') Bartels a. a. 0. S. 347 ff. 
") V. Weinrich a. a. 0. S. 328. 
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im folgeadea zurückkommen. Nach der herrschenden Meinimgi 
der wir uns nach dem Ergehnis der vorstehenden DarsteUimg 
ebenfalls anschUeasen, ist jedoch die ZuUtssigkeit der Schei- 
dung wegen Verbrechen und Strafen als ein Satz des gemeinen 

evangelischen Kirchenrechts zu bezeichnen. 

Es ist nun zu untersuchen, aus welchen Grundsätzen des 
evangelischen Kirchenrechts die Berechtigung dieses Schei- 
dangsgrundes folgt. 

Der Gedanke, dass die Heilige Schrift die Grundlage filr 
die Gtestaltong des protestantischen Sdieidungerechts bilden 
rnttsse, war auch durch das Eindringen der natorrechtlichen 
Ideen zunächst noch nicht beseitigt worden, znmal auch die 
Vertreter des Naturrechts noch vielfach, wie wir sahen, auf 
den Nachweis Wert legten, dass die von ihnen gefundeneu 
Kesultate auch mit den Anforderungen der Heiligen Öchrift 
übereinstimmten. Es war aber natürlich, dass mit dem Zurück- 
dingen des Naturrechts in allen Teilen des Bechtsgebiets 
mid bei dem in der ersten Hälfte des 19. Jahrhuiderts sich 
geltend machenden Erstarken des religiösen G^hls anch 
im Scheidungsrecht die Aussprüche der Heiligen Schrift wieder 
erhöhte Bedeutung gewannen. Man verlangte, dass die Schei- 
dungsgriinde „schriftmässige" sein sollten^). 

Der Begriü der Schriitmässigkeit ist kein feststehender. 
In der Regel werden Ehebruch und bösliche Verlassung als 
schriftm&ssige Scheidongsgründe angesehen, weil Christus und 
der Apostel Paulus nur aus diesem Grunde eine Scheidung 
zugelassen hätten. 

Kann aber überhaupt Schriftmässigkeit in diesem Sinne 
als ein Erfordernis der Scheidungsgründe nach evangelischem 
Kirchenrecht angesehen werden .'' 

Die evangelische Kirche kennt kein ius divinum wie die 
katholische Kirche. Für sie gibt es nur eine Heils- nicht 

Vergl. iueriür auch den Art. Eherecht in d. Realeneykl. f. prot. 
Th «. K. Bd. 6, S. 223 ff. (Sehling-Scheurl); ferner ebenda Bd. 18, 
a 508 Po TO). 
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auch eine Beohtsoffenbarong Die Heilige Schrift ist für 
sie keine Bechtsqnelle; insheBondere enthalten die Yorschrifiten 
des Neuen Testaments keine unmittelbar anwendbaren Bechts« 

Sätze. Dennoch ist auch für die Rechts cntwicklung der evan- 
gelischen Kirche die Heilige Schrift von Bedeutung. Denn 
die Kirche, als die rechtlich organisierte Verkörperung der 
unsichtbaren Glaubensgemeinschaft muss auch bei Aufstellung 
ihrer Rechtssätze ihrer religiösen Grundlage gerecht werden. 
Die Offenbarung in der Heiligen Schrift ist die „Norm und 
Schranke fär die freie Bildung des kirchlichen Gesetzes und 
Gewohnheitsrechts^ 

Dies gilt auch für das Scheidungsrecht. Wenn Christus 
sagt, dass Ehebruch allein die Ehe scheide, so hat dies für 
das evangelische Scheidungsrecht nicht die Bedeutung, dass 
jede Scheidung aus einem anderen Grunde rechtlich unzulässig 
wäre. Die Aussprüche Christi stellen keinen Bechtssatz dar^ 
sondern bezeichnen nur das Prinzip, nach welchem die Kirche 
ihre Stellung zur Ehescheidungsfrage zu regeln hat Dies 
Prinzip lässt sich rielleicht dahin formulieren: Nur bei TÖlliger 
Aufhebung und Zerstörung des Wesens der Ehe als der innigsten 
körperlichen und geistigen Lebensgemeinschaft ist eine Scheidung 
zulässig. Eine solche Zerstörung der Ehe in ihrem Wesen geschieht 
durch Ehebruch und bösliche Yerlassung. Welche Tatsachen 
ausserdem noch als in gleicherweise ehezerstörend anzusehen 
smd, darQber werden die Anschauungen nach den jeweiligen 
Zeit76rh8ltm8sen Yerschieden sein müssen. Freilich wird die 
Kirche im Hinblick auf den von Christus aufgestellten Grund- 
satz der Liiauilüsbarkeit der Ehe die Zahl der Scheid ungs- 
gründe möglichst einschränken; sie wird aber auch andere 
Scheidongsgriinde als Ehebruch und bösliche Yerlassung, so- 
weit sie nur auf jenem Prinzip beruhen, anerkennen und als 
schriftmässige im weiteren Sinne bezeichnen können. 

>) Si Kahl, Lehnyrtem a. a. 0. 8. U8fF. 123ff. 
^ Kahl a. a. O. S. 1S5. 
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Die eTangelische Kirche bat aber bei der Aufstellung 
der Scheidangsgrfinde einen anderen Weg eingeschlagen» Ab- 
weichend Yon der Ansduuiiing Luthers 0 war die herrschende 
Meinang bald zu der Anffassnng gehmgti dass die Anssprüdie 
der Heiligen Schrift über die Scheidung unmittelbar anwend* 
bare Hecbtssätze seien, dass daher nur wegen Ebebmchs und 
Desertion, die man als die allein schriftgemässen 8choidungs- 
gründe ansah, geschieden werden könne, ^'reiiich befand man 
sich dabei insofern in einem Irrtttm, als man auch den Schei- 
dungsgrund der böslichen Yerlassung direkt aus der Heiligen 
Schrift (1. Cor« YU, c. 15) begründe wollte. Meines Erachtens 
ist der Ausspruch des Apostels Paulus an dieser Stelle nicht in 
dem Sinne aufzufassen, als ob dadurch, dass sich der Ungläubige 
scheidet, auch für den gläubigen Ehegatten eine Scheidung 
Yom Bande eingetreten sei^). Ks könnte daher — die Aus- 
sprüche der Heiligen Schrift als Rechtssätze aufgefasst — nur 
Ehebruch als schriftgemässer Scheidungsgrund bezeichnet 
werden. Aber selbst wenn man noch die bösliche Yerlassung 
als schriftmfissigen Scheidungsgnmd anerkennt, so könim 
doch die anderen Scheidungsgründe des evangelischen Kirchen- 
rechts auf keinen Fall als schriftm&ssige in diesem Sinne be- 
zeichnet werden. Unter dem Druck der Verhältnisse waren 
diese anderen Scheidungsgründe zur Anerkennung gelangt. 
Die innere Entwicklung der Scheidungsgründe war den Aende- 

*) ObarakteriBtiidi ist der berShmte AnaBpradi Lathen hei der 

Erklärung der Bergpredigt : Denn Christus hie Nichts setzet noch ordnet, 
als ein Jarist oder Regent, in äusserlichen. Sachen, sondern allein ab 
ein Prediger die GewiMen tmtemchtety dara man das Gtesets fom Scheiden 
recbt brauche, . 

') Eine ausführliche Erörterung von 1. Kor, 7, v. 15 kann hier 
nicht gegeben werden. Es sei für die hier vertretene Anschauung nur 
auf Gräbner (a. a. 0. S. 8 ff.) und Hubrich (S. 69 ff.) verwiesen. 
Sehr eingehend werden die hier in Betracht kommenden Schnitstellen 
in dem Werke von Dr. v. Harless, „Die Ehescheidungsfrage" behau» 
delt; bezüglicli der Desertion steht jedoch v. Harless auf dem Stand- 
punkt, dass die Geltung dieses Scheidungsgrundes direkt auf dem Aus- 
spnieh des Apostels Paulus beruhe (S. 87 ff.). 
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rungen. welche die Auffassung vom Wesen der Ehe und 
der Scheidimg im Laufe der Jahrhunderte erlitten hatte, ge- 
folgt mid war wesentHch von den jeweiligen VerhSltmsBen des 
Rechissnstandes, Tor allem im Strafrecht beeinflnsst worden« 

Dagegen ist die Anlehnung an die Ausspruche der Heiligen 
Schrift durch analoge Ausdehnung der Begriffe: Ehebruch 
und Desertion eine nielir äusserliche zu nennen. „Die Schrift 
hat ßich,'^ wie Hubrich (a. a. 0., S. 71) mit Recht bemerkt, 
„im Licht der Geschichte betrachtet, als angeeignet erwiesen, 
einem Anfban des Scheidnngsrechts fttr die änsserliche bttr- 
gerlidie Rechtsordnung als Grandlage zn dienen.'' Der Um- 
stand aber, dass das dem Scheidnngsrecht zu Grande gelegte 
Schriftverständnis ein falsches war, kann gegenüber der Tat- 
sache, das die Scheidungsgründe Ehebruch, Desertion, Quasi- 
desertion, Insidien, iSilvitien, Verbrechen und Strafen auf 
einem über ein Jahrhundert alten Gewohnheitsrecht der evan- 
gelischen Kirche beruhen, nicht ins Gewicht fallen. Nur wird 
die Begründang der Scheidangsarsachen nach Aufgabe der 
Hdligen Schrift als der Rechtsquelle des Scheidungsrechts 
eine andere sein müssen, als sie es im 18. Jahrhundert war, 
auf welches die genannten Scheidungsgründe zurückgehen, so- 
weit sie nicht, wie insbesondere der Scheidungsgrund: Ver- 
brechen und Strafen unter dem Einfluss des Naturrechts eine 
besondere Gestaltung erlangt haben. Während die ältere 
Lehre bei der Scheidung vornehmlich die Zerreissung der ge- 
schlechtlichen G^einschsft betonte und durch die Scheidung 
dem anschuldigen Ehegatten die Möglichkeit einer neuen Elhe 
geben wollte, legt die neuere Zeit das Hauptgewicht auf die 
innere Seite der ehelichen Gemeinschaft und unterscheidet 
demgemliss nicht mehr zwischen einer direkten, d. h. die ge- 
schiechtüche Einheit der Ehegatten betreffenden und einer 
indirekten, d. h. jenen Erfolg erst mittelbar herbeiführenden 
Verletzung der ehelichen Treue. Auch in den Fallen der 
letzteren Art liegt eine unmittelbare Verletzung der durch die 
Ehe begründeten Pflichten. 
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Es hat daher Hubrich^) mmxm Erachtens In zutreffender 
Weise das dem eTsngeltBchen Soheidnngsrecbt zu Grunde 
liegende Prinzip vom Standpunkt der FflichtTerletzong aus 
dahin formuliert: „Alle PÄichtyerletzangen eines Eheteils, 

welche für eine objektive Betrachtung eine die innigste Lebens- 
gemeinschaft zweier Personen verscliiedenen Geschlechts sein 
fioUende Ehe in Ansehung der Herzenssteilung der Ehegatten 
vollständig vernichten, d. h., welche von einer solchen objek- 
tiven Schwere sind, dass dadurch die eheliche Liehe und das 
eheliche Yertianen des Ehegenossen zerstört werden muss und 
demgemSss das Ausharren in der Ehe demselhen nicht zugemutet 
werden kann, berechtigen den verletzten Eheteil, die Lösung 
der Ehe zu fordern." Bei richtiger Würdigung der Bedeutung 
der Heiligen Schrift für das Scheidungsrecht hat die evange- 
lische Kirche meines Erachtens keine Veranlassung) die diesem 
Prinzip entsprechenden Scheidungsgründe — auch abgesehen 
yott Ehehruch und böslicher Yerlassung — als „schiiftwidrig*' 
zu Terwerfen, Es fragt sich mm, in welcher Weise auch der 
Scheidungsgmnd Verbrechen und Strafen auf dieses Prinzip 
ZLU'iickzuführen ist. 

Das ältere Recht sah vornehm Hch auf die durch das 
Verbrechen herbeigeführte Trennung der Ehegatten und er- 
blickte in dem verbrecherischen Verhalten des einen Gatten, 
das eine Landesverweisung oder lebenslängliche Freiheitsstrafe 
zur Folge hatte, einen Fall der böslichen Verlassung. Eine 
derartige Ausdehnung des Begriffes der Desertion ist jedoch 
unzulässig, da das wesentliche Merkmal der böslichen Ver- 
lassimg, der ehezerreissende Wille, bei dem Verbrecher nicht 
vorliegt. Man müsste denn annehmen können . daas, wie das 
Tribunal zu Celle es in einer Entscheidung vom Jnhre 1855-) 
ausgesprochen bat, „der die thatsächhche Trennung der Ehe 
yerursachende Ehegatte dabei in der Absicht handelte, die 



*) Hubrxch a. a. ü. S. 74. 
Entsch. d. Ttih. z. Gelle, 7. Jahig. Nr. 68. 
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rechtlich bestehende Ehe faktisch zu lösen.^ Es liegt auf der 
Hand, daas dies nie oder jedenfalls äusserst selten der Fall 
sein wild. Daraus ergibt sieh aber nun nicht, dass die 
Scheidung wegen Verbrechen und Strafen zu verwerfen sei, 

wie Bartels (a. a. O., S. 349) und auch das erwähnte Er- 
kenntnis des Tribunals zu Celle annelnnon, und dieses daher 
die Verurteilung zu mehrjähriger FreiheiUbtrafe we^njn rritor- 
schlagung und falscher Denunziation nicht als einen zur 
Scheidung hinreichenden Grund ansieht; es ergibt sich yiel- 
mefar hieraus die Folgerung, dass die Ableitung aus der bös- 
lichen Yerlassung fär den Scheidungsgrund Verbrechen und 
Strafen nicht paBst, ganz abgesehm dayon, dass sie für eine 
Scheidung wegen zeitlicher Freiheitsstrafe überhaupt nicht zu 
verwenden ist. 

Wir fanden im 18. Jahrhundert die Scheidung wegen 
Verbrechen und Strafen vielfach damit begründet, dass gesagt 
wurde, ein Verbrechen nnd seine Bestrafung verletze mittel- 
bar die eheliche Treue und könne deshalb als Scheidungs- 
grund angesehen werden* Auch diese Begründung ist nicht 
als zutreffend zu erachten; denn es liegt auch bei einem Ver- 
bieclien gegen dritte Tersonen eine unmittelbare Verletzung 
der ehelichen Treue vor. Scheurl vermisst (a. a. O., S. 315) 
allerdings bei einem Verbrechen eine solche Verletzung der 
ehelichen Treue. Er geht davon aus, dass eine Handlung nur 
dann als ein Scheidangsgrund geltend gemacht werden kann, 
wenn sie Verletzung des ehelichen Beohts des anderen 
Ehegatten den gleichen Anspruch auf Ersatz für das dadurch 
erlittene Unrecht mittelst Verschaffung der Freiheit eine neue 
Ehe zu schliessen, begründen kann, wie der Ehebruch. Der 
Ehegatte, welcher wegen des an einem dritten begangenen 
Mords die Todesstrafe verdient hat, verdient deswegen nicht, 
dass er, wenn ihm die Todesstrafe erlassen wird, von seinem 
anderen Ehegatten geschieden werde; denn diesem hat er 
durch den an einem dritten begangenen Mord keine Bechts- 
yerletzung zugefligt.* Allein Scheurl &sst den Begriff der 

Albreelit, Terbreehen und BtcmflBii all ShMdMldniigssiiad. 12 
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ehelichen Treue viel zu eng; es wird tatsächlich dem un« 
«ohiildigeiiEhegattenimimttelbadremeBechtsTerletz^ zagef&gt, 
weil er mit dem Verbrecher in einer so innigen Lebensgemein- 
Schaft, wie sie die EShe sein soll, Terbnnden ist. Wie wir oben 

gesehen haben, gelangte mit dem Eindringen der naturrecht- 
lichen Ideen in das Scheidungsrecht die Auffassung zum 
Durchbruch, dass nicht bloss die körperliche Trennung, welche 
das Verbrechen zur Folge hatte, sondern auch die Wirkung 
zu berflcksichtigen sei, welche das Entehrende des Verbrechens 
und seiner Bestrafimg fttr den anschuldigen Gatten zur Folge 
haben mnsste. Dadurch, dass der Vorbr^er durch sein Ver- 
halten seinen Ehegatten mit Schimpf und Schande bedeckt 
und ihn ins Elend bringt, wird dieser auch direkt getroffen, 
und man kann daher sehr wohl auch in solchem Fall von 
einer Verletzung der ehelichen Treue sprechen. Mit Recht 
bemerkt Hubrich (a. a. O. S. 116): „Eheliche Treue hat 
man nicht nur in geschlechtlicher Hinsicht, sondern auch in 
sittlicher Hinsicht zu wahren, d* h. es ist ehewidiig, wenn 
man durch sein dem Sittenbegriff Hohn sprechendes Ver* 
halten masslose Schmach und Schande auf das Haupt des 
Ehegenossen wälzt. Wer aber durch sein verbrecherisches 
Treiben sogar lebenslängliche Freiheitsstrafe sich zuzieht, der 
hat im konkreten Falle auf das gröblichste gegen jene Pflicht 
zum sittlichen Wohl verhalten Verstössen; da die Ehre ein gemein« 
sames Gut der Eheleute ist, trifft die mit der immerwährenden 
Freiheitsstrafe yerknüpfle Entehnmg auch den unschuldigen 
Eheteil und muss diesem die eheliche Liebe und das Vertrauen 
auf eine gedeihliche Fortsetzung der ehelichen Lebensgemein- 
schaft unwiederbringlich rauben." Wird aber die als Folge 
des Verbrechens eintretende körperliche Trennung der Ehe- 
gatten nicht mehr als das Entscheidende angesehen, sondern 
die dem unschuldigen Teile bereitete Schmach und Schande 
und die dadurch bewirkte Zerstörung der ehelichen Liebe und 
des ehelichen Vertrauens, so ergibt sich ohne weiteres, dass 
nidit bloss ein mit lebenslänglicher, sondern auch ein nur mit 



Digitized by Google 



Verbreohen oud Strafen «Is Ehesoheidangqgrtmd. 179 

zeitlicher Freiheitsstrafe geahndetes Verbrechen als Scheidungs- 
grund anerkannt werden musB. Es ist daher durchaus den 
Ansfühningen Spangenbergs (a. a. O., S. 378, 379) beizafcreten, 
in denen es hdsst: JEb ist nicht die Eatbehning des körper- 
lichen Umgangs, nicht der Verlost der zeitlichen Güter, was 
m den meisten Fällen dem unschuldigen Ehegatten so sehr 
am Herzen nagt, es ist der Verlust der Ehre und die Schande, 
die nach der Volksmeinung auch auf dem mit dem Ver- 
brecher verbundenen Ehegatten haftet, und so würde es eine 
grosse Härte enthalten, wenn der unschuldige Ehegatte nur 
wegen Yemrteilimg des anderen zu einer lebenslänglichen Frei" 
heitsstrafe auf Ehescheidimg zu dxingen berechtigt sein sollte.^ 
Der Unterschied zwischen der lebenslfinglichen und der zeit- 
lichen Freiheitsstrafe für die Erage der Sclieidung ist kein 
das Wesen des Scheidungsgrundes berührender, wie es bei 
Zugrundelegung des Desertionsbegriffes der Fall sein würde, 
Tielmehr nur ein Unterschied im Grade. Auch schon bei 
einer zeitlichen Freiheitsstrafe von nur kurzer Bauer kann 
die Zerrüttung des ehelichen Lebens, die Zerstörung der 
Liebe und des Vertrauens bei dem anderen Gatten eine der- 
artige sein, dass diesem eine künftige Fortsetzung der ehe- 
lichen Gemeinschaft mit dem verbrecherischen Gatten nicht 
zugemutet werden kann. 

Wie erwähnt, liegt in dem yerbrecherischen Verhalten 
eines Ehegatten eine PflichtTerletzung dem anderen gegen- 
über, und Yon diesem Gesichtspunkte aus lässt sich die Schei- 
dung wegen Verbrechen und Strafen aus dem oben an- 
gegebenen, die Scheidung im CTangelischen Eirchenredit 
allgemein beherrschenden Prinzip herleiten. Zugleich ergibt 
Sich aber aus diesem Prinzip, dass es uiizweckmässig wäre, 
eine nähere Bestimmung darüber zu treffen, welcher Art das 
Verbrechen und seine Bestrafung sein, insbesondere, wie lange 
die Strafe dauern müsste, um als Scheidungsgrund in Be- 
tracht kommen zu können. 

Allerdings ist die verhängte Strafe, yor allem bezüglich 
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ihrer Dauer, ein Massstab für die Schwere des Verbrechens; 
jedoch wird dadurch nur zum Auadruck gebracht, wie schwer 
die AUgemeinheit die Verletzung ihrer Bechtaordnung em* 
pfindet. Btwas anderes ist es, wie schwer der unschuldige 

Ehegatte das Verbrechen emptiiiden muss und empfindet. Es 
kann sehr wolil in dem einen Falle eine an sich leichtere 
Strafe um der begleitenden Umstände willen eine^ Scheidung 
rechtfertigen, während in dem anderen eine an sich schwerere 
Strafe hierzu nicht hinreicht (s. o. S. 165 ff.)* Es ist ersieht« 
tich, dass aliein dem richterlichen Ermessen die Entscheidung 
überlassen werden mus, ob im einzehien Fall das Verbrechen 
als ein Bhescheidnngsgnmd angesehen werden kann ; jede 
zeitliche Beschränkung würde zu unl>illigen Hilrten führen^). 
Es kann nicht im Interesse der Würde der Ehe liegen, wenn 
das rechtliche Band derselben aufrecht erhalten wird, sobald 
die innere Gemeinschaft der Ehegatten durch das Terbreche- 
rische Verhalten des einen Teils zerstört und der unschuldige 
Teil in seinem Vertrauen so schmählich getöuscht und selbst 
ins Elend gebracht ist Es klingt zwar sehr schon, wenn 
Weinrich*) fast mit den Worten des grossen Reformators 
sagt: „Der Fortbestand der Ehe ist dadurch nicht bedroht, 
dass einer der Gatten durch sein Verhalten Schmach und 
Schande erduldet und dadurch den unbefleckten Namen des 
anderen beeinträchtigt. Die Ehegatten sind berufen, Ruhm 
und EhrCy aber auch Schmach und Schande mitdnander zu 
teilen.^ Aber diese Auffassung yerwechselt das ehrlose Ver- 
halten und seine Folgen mit Unglück, das den einen Ehe- 
gatten und damit auch den anderen trifft. Ruhm und Ehre, 
Schmach und Schande mit Glück und Unglück gleichzustellen, 
ist unrichtig. Unglück müssen die Ehegatten gemeinsam 
tragen; aber Unglück ist nicht vorhanden, wenn der eine 

A. M. Spangenberg a. a. 0. S. 379. 380. 
') V. Weinrich a. a. 0. S. 329. Vergl. auch Rödenbeck, Die 
Bhe mit besonderer Beziehung auf ShMohtidung und BhefeUiessang 
Geschiedeiier, S. 127 ff. 
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Ehegatte selber dnrch sein schuldhafteB Verhalten die schlimme 
Lage herbeigeführt hat. Eine rechtliche Pflicht besteht nicht 
und kann niemandem auferlegt werden, selbstverschuldete 
Schmach und Schande anderer mitzutragen, auch nicht den 
durch ein 80 enges Band wie die Ehe verbundenen Ehegatten. 
Ob im einzelnen Fall die Liebe des unfichaldigen Gatten auf- 
opfenmgsToll genug ist, um ancb in solchem Ungemach bei 
dem anderen anfiznharren, oder ob eine Religionsgemeinschaft 
vom Standpunkt christlicher Liebe aus ein solches Mittragen 
fremder Schuld verlangen darf, kann für das bürgerhche 
Recht — denn als solches kommt das evangelische Schei- 
dongsrecht hier in Frage — nicht massgebend sein ; ein Eecht, 
das auf alle in seinem Geltungsgebiet befindlichen Personen 
anzuwenden ist, muss, den jeweiligen Zeitverhaltnissen ent- 
sprechend, die Onrchschnittsnatar des Mensehen berüdEsich- 
tigen. Man kann auch, da es sich hier um ein Scheidungs- 
recht handelt, nicht den Worten Weinrichs zustimmen: „Der 
Verbrecher, welcher in den meisten Fällen durch die ihm 
auferlegte Strafe seine ganze bürgerhche Existenz embüsst, 
soll auch noch des sittigenden Einflusses des f^amilienlebens 
beraubt werden, um, von aller Welt Verstössen, nach Verlassen 
des Zuchthauses dem Verbrechen von neuem anheimzufallen" 
Allerdings könnte diese Gefahr bestehen; trotzdem wäre aber 
eine Versagung der Scheidung aus diesem Grunde ungerecht. 
Denn in einem sulclien Falle würde dab Recht nicht den un- 
schuldigen Teil schützen, sondern den schuldigen auf Kosten 
des unschuldigen. Die Ehe würde damit zu einer Art Besse- 
rungsanstalt gemacht und nach dem gewöhnlichen Verlauf der 
Dinge würde eine Aufrechterhaltung des ehelichen Bandes die 
Würde der Ehe nicht fördern, sondern im Gegenteil zer- 
stören. 

Fassen wir nim die Erfordernisse des Scheidungsgrundes: 



') V. Weinricli a. a. 0. S. 328. Vergl. auch Sohenrl a. a. 0. 
S. 316; ferner Hubrioh a. a« 0. S. 114, Anm. 1. 
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Yerbreclieii und Strafen nach gememem eTaageÜBchea Eirchen* 
recht, so, wie es sieb bis zum JSnAB des 19. Jabrhunderts ent« 

wickelt hatte, zusammen. 

Zunächst muss der eine Ehegatte wegen eines während 
bestehender £ihe begangenen Verbrechens rechtskräftig ver- 
urteilt sein; mit diesem Momente ist der Scheidungsanspruch 
entstanden. Der Richter hatte dann zu prüfen, ob im ge- 
gebenen Fall das Verhalten des schuldigen Teils, so wie ee 
diircb das Stralurteil festgestellt ist, geeignet ist, das in der 
innigsten, auf Liebe und Vertrauen der Gkitten zueinander 
gegründeten Lebensgemeinschaft bestehende Wesen der Ehe 
derart zu zerstören; dass dem unschuldigen Ehegatten eine 
Aufrechterhaltung des ehelichen Bandes nicht zugemutet werden 
kann. Hierbei hat er zunächst die Schwere und Beschaffen* 
heit des Verbrechens an sich in Betracht zu ziehen; .und 
zwar sind hier besonders solche Yerbrechen zu berUcksick- 
Ügen, die sich gegen die Sittlichkeit richten, und solche, die 
die Verletzung eines Treuverhältnisses enthalten. Ferner ist 
die Art und Höhe der erkannten Strafe von wesentlicher Be- 
deutung, teils insüfem sie die Schwere des Verbrechens oder 
Vergehens an sich kennzeichnen, teils insofern sie eine be- 
sondere Ehrlosigkeit des von ihr Betroffenen herbeiführen, wie 
die Zuchthausstrafe. SchliessUch müssen die Bildungsstufe 
und ebenfalls auch die Standesverhaltnisse der Parteien in 
Betracht gezogen werden, desgleichen deren Vorleben; in 
FamiHen, in denen beide Ehegatten schon bestraft bind oder 
eine Bestrafung sogar nichts Seltenes ist, kann dem ver- 
brecherischen Verhalten des einen Gatten unmöglich dieselbe 
Wirkung beigelegt werden, wie in solchen, deren Mitglieder 
bisher noch nicht bestraft waren. 

Der Grundsatz, dass erst die rechtskrfiftige Yemrteilung 
wegen Verbrechens den Scheidungsanspruch begründet, er* 
leidet im Falle der Flucht wegen Verbrechen eine Ausnahme. 
Wie wir sahen, spielte seit der Zeit der Reformation — und 
zwar damals wegen der Zerrissenheit und Kleinheit der ein- 
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seinen Territorien in viel höherem Masse als jetzt — die Frage 
eine wichtige Bolle, ob eine Scheidung fmzidasBen sei, wenn 
sich der Yerbrechef der Bestrafiing durch die Flucht entsogen 
hatte. ZunXchet lag es hier nahe, eine Scheidung aus dem 

Gesichtspunkt der Desertion eintreten zu lassen; jedoch wies 
man bald darauf hin, dass auch in diesem Falle ein ehezer- 
reissender Wille bei dem flüchtigen Gatten nicht vorhanden 
sei ; denn er trennte sich nicht freiwillig, um sich der Ehe zu 
entziehen, von dem anderen Bhegatten, sondern gezwungen, 
wenn audi durch sein eigenes sdiuldhaftes Verhalten, Man 
▼erlangte daher, TomehmHch seit J. H. Böhmer, dass sich 
der ehezerreissende Wille durch ein besonderes Verhalten 
(s. ob. S. 81) kuiidgebe, damit wegen böswilliger Verlubsuiig 
geschieden werden könne. Indessen hat auch hier die neuere 
Kirchenrechtswissenschaft ^) die Begründung der Scheidung 
aus dem Gesichtspunkt der Desertion aufgegeben. Offen- 
bar liegt in der Begehung eines Verbrechens, selbst wenn 
wegen der Flucht des Täters eine Bestrafung nicht eintreten 
konnte, eine Verletzung der ehelichen Treupflicht ror. Der 
Umstand, dass sich der Verbreeher der Strafe durch die Flucht 
entzogen hat, kann als Ersatz des sonst im Strafurteil ent- 
haltenen Nachweises der Täterschaft betrachtet werden. Im 
übrigen wird aus der Beschaffenheit der Tat unter Berück- 
sichtigung der Folgen, die voraussichtlich bei einer Bestrafung 
eingetreten wären, zu entnehmen sein, ob das Verbrechen ein 
so schweres ist, dass es jede Zuneigung und jedes Vertrauen 
auf selten des unschuldigen Ehegatten zerstört und diesem 
daher nicht auferlegt werden kann, mit dem flüchtigen Ver- 
brecher äusserlich durch das rechtliche Band der Ehe ver- 
bunden zu bleiben 

Es bleibt zu untersuchen, welche besondere Gestaltung 
die sdion aus dem Torreformatorischen Eherecht in das pro- 



>) S. Habrich a. a. 0. S. 119; A. M. Scheurl a. a«0. S. 326. 
^ Habrioh a. a. 0. S. 119. 
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testantifldie aofgenommeneD Einreden der Verzeihung, der Be- 
föidenmg und der Kompensation bei der Anslnldnng des 
Scheidirogsgnindee Verbrechen nad Strafen erftbren haben. 
ZnnSebBi kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die 

Einrede der \'erzciliung \) , mag diese nun ausdrücklich oder 
durch konkludente Handlungen, inshesondere durch Leistung 
der ehelichen Pflicht, erklärt worden sein, auch im Torliegenden 
Falle durchgreift. Denn der unschuldige Ehegatte gibt hiermit 
zu erkenne, daas er sich durch das Yerbreoherische Treiben 
des anderen nicht so gekrfinkt ftthlt, dass er nicht im stände 
wfire» die eheliche Gemeinschaft mit ihm fortsnsetzen. Wie 
bei dem Vorliegen anderer ScheidangsgrSnde muss auch hier 
vorausgesetzt werden, dass die vcrzeiliende Erklärung frei- 
willig und in Yollständiger Kenntnis des den Scheidungsan- 
Spruch gewährenden Tatbestandes abgegeben wurde. Zweifel- 
haft könnte jedoch sein, ob die Veraeihong mit der vollen 
Wirkung des Verlnsts des Klagerechts erst nach der rechts- 
kräftigen Verurteilung, d. h. dem Zeitpunkte, in welchem der 
Scheidungsanspruch entsteht, erklärt werden kann, oder ob diese 
Folge auch eintritt, wenn die Verzeihung schon vorher, z. B. 
zu der Zeit . als sich der schuldige Teil noch in Unter- 
suchungshaft hefand, ausgesprochen wurde. Im landrechtlichen 
Scheidungsrecht, welches mit der rechtskräftigen Verurteilung 
bezw. dem Antritt der Strafe den Scheidungsanspruch gewährt 
(s. ob. S. 110), hat die Bechtsprechung mehrfach geschwankt^ 
doch hat das Beichsgericht ') sich schliesslich dahin entschieden, 
das auch eine bereits yot erfolgter Aburteilung des Verbrechens 
erteilte Verzeihung den Verlust des Klagerechts iiach sich 
zieht. „Zwar wird durch die Begehung des Verbrechens allein 
der Ehescheidungsgrund des § 704 a. a. O. noch nicht gegeben, 
aber die demnächst eintretende Verurteilung und Bestrafung 
des Verbrechers erscheinen nur als die weiteren, von seinem 

») Hubrich a. a. Ü. S. 122 ff. 

*) Yergl. die Entsch. d. E.(i.8 Bd. 34, S. 210 ff. und die daselbst 
angefahrten Vorentscheidiuigen. 
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Willen unabhängigen Folgen der Straf that. Diese letztere 
bildet damit auch die Ghnmdlage für das in § 704 a. a. 0. 
Torgmhene Ehevergeliett ond es steht deshalb begrifflich der 
Annahme nichts entgegen, dass die ans der Terbrecherisehen 
That nnd ihren weiteren Folgen sich ergebende Beleidigung 
des unschuldigen Teils von diesem bereits vor erfolgter Ab- 
urteilung des Verbrechens verziehen werden kann." Diese 
Auffassung kann man meines Erachtons bei der in dor Frage 
der Kntstebiing des Scheidungsanspruciies bestehenden Ueber- 
einstinmrang des landrechtlichen und protestantischen Schei- 
dnngsrechts unbedenklich auch auf das letztere Übertragen. 

pie Einrede der Beförderung, die zunächst nur den Ehe* 
Scheidungsgrund des Ehebruchs betrifft^), kommt hier in der 
"Weise in Betracht, dass dem beklagten Ehegatten die Ein- 
rede zusteht, dass der klagende Teil in Bezug auf das als 
Scheidungsgrund geltend gemachte Verbrechen nicht als un- 
schuldig anzusehen sei ; denn nur dem unschuldigen Ehegatten 
ist, wie wir im Laufe der Entwicklung stets betont gefunden 
haben, das Becht auf Scheidung wegen Verbrechen des anderen 
Ehegatten zu klagen gewährt worden. Der Ausdruck „un« 
schuldigt st, wie auch im landrechtlichen Scheidnngsrecht 
(s. ob. S. III) dahin aufzufassen, dasts sich der klagende Teil 
in keiner Weise an dem betreffenden Verbrechen oder Ver- 
gehen beteiligt haben darf. Eine strafbare Beteiligung, wie 
Anstiftung, Mittäterschaft, Beihilfe wird nicht erfordert-, schon 
das wissentliche Geschehenlassen der Tat, ohne dass ein Wider- 
spruch laut wird, kann den Verlust des Klagerechts herbei- 
führen, wenn sich nur aus dem ^Verhalten des klagenden Teils 
entnehmen lässt, dass er das verbrecherische Treiben seines 
Ehegatten, natürlich nur insoweit er es übersehen konnte, 
nicht als etwas ihn Kränkendes und Gefälirdendes aufgefasst 
hat. Bieraus ergibt sich, dass der Zivilrichter, mag auch der 
klagende Teil von der Anklage der Beihilfe u. dergL freige- 



1) Hubrioh a. a. 0« S. 12i. 
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spioehen sein, trotzdem Belbständig za prüfen hat, ob sich 
dies» nicht so&Bt in irgend einer Weise an dem Yerbrechen 
beteiligt hat^ so dass er nicht als nnschnkUg angesehen werden 

könnte. 

Mit der EJinrede der Beförderung steht die Einrede der 
Kompensation^) im engen Zusammenhange. Aligemein aner- 
kannt ist diese Einrede nur für den Fall, dass beide Ehegatten 
sich des Ehebruchs schuldig gemacht haben; dagegen ist es 
sehr bestritten I ob bei dem Vorliegen anderer Scheidongs- 
grOnde gleichartige oder zwar angleichartige, aber gleich 
schwere Pflicbtrerletzangen zur Kompensation geeignet sind, 
oder ob in einem solchen Fall die rUicht Verletzung des kla- 
genden Teils, wenn sie sich als ein selbständiger Scheidungs- 
grund darstellt, von Seiten des Beklagten nur im Wege der 
Widerklage geltend gemacht werden kann^). Mag es nun 
andi bei anderen Scheidnngsgrttnden — vom Ehebruch ab- 
gesehen — zweifelhaflt sein, wie weit eine Einrede der Korn« 
pensaiion als zulfissig angesehen werden kann, so kann ihre 
Zulassung jedoch für den Fall des Scheidungsgrundes Ver* 
brechen und Strafen unljedenklich erscheinen. Dies hat aucii 
das O.L.G-. Braunschweig in seiner Entscheidung vom 24. No- 
vember 1892 angenommen*). Hier stützte die Klägerin ihre 
Scheidungsklage darauf, dass der Beklagte mehrfach bestraft 
war und zwar insbesondere durch Urteil vom 25« Februar 1887 
wegen Diebstahls in stra&chätfendem Bück&Ile mit 2 Jahren 
Zuchthaus, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die 
Dauer von 3 Jahren und Zalässigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufsicht, ferner durch Urteil vom 30. Mai 1891 wegen 
Betruges und Diebstahls in strafschärfendem Rückfalle mit 
2 Jahren 5 Monaten Zuchthaus, Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf die Bauer Ton 4 Jahren und Zulässigkeit 



Hubrich a. a. 0. S. 126 ff. 
«) Vergl. d. Entach. d. R.G.s Bd. 18, S. 228 ff. 
») Seuffi. Arch. Bd. 19 (N. F.), 22. 
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der Stellmig unter Polizeiaafsioht; der Beklagte begründete 
seine Eüuede der Kompensation mit der Verurteilung der 
KlSgerin m 2 Jaliren Znditliaas wegen Abtreibung der Leibes- 
frucht (Urteil vom 6. August 1887). „Da dieser der Klage 
entgegengesetzte Scheidungsgrund als gleich schwer mit dem 
der Klage zu Grunde gelegten Scheidungsgrunde anzusehen 
ist| indem sich die Klägerin ^ wenn auch nicht eines gleich- 
artigen Yerbrecbens, doch einer ebenso schweren Pflicht?er- 
letzung wie der Beklagte scbnldig gemacht hat, so kann ihr 
die Befugnis, auf Ehescheidung zu klagen, nicht Terstattet, 
es muss yielmehr ihrem eigenen Verschulden eine kompen* 
sierende Wirkung beigelegt und infolge dessen die gegen 
den Beklagten erhobene Scheidungsklage zurückgewieaen 
werden.^ Eine derartige Ausdehnung der Kompensationseinrede 
ist begründet; denn hier fällt offenbar der Grund hinweg, 
weshalb überhaupt eine Scheidung wegen Verbrechen und 
Strafen zugelassen wird: Ein Ehegatte, der sich durch sein 
eigenes schuldhaftes Verhalten schwere Strafe zugezogen hat, 
kann nicht durch Verbrechen des anderen als so beleidigt und 
in seiner Ehre gekränkt angesehen werden, dass ihm die Fort- 
setzung der ehelichen Gemeinschaft nicht zugemutet werden 
könnte. 

Zum Schluss mag noch wegen der Benennung des im 
Torstebenden behandelten Scheidungsgrundes folgendes herror« 
gehoben werden. 

Die Betonung der Freiheitsstrafe als des für die Scheidung 

wegen Verbrechens wesentlichsten Momentes hat vielfach dazu 
gefülirt, überliMupt nur von oiiioin Scheidungsgrund der Freiheits- 
strafe zu sprechen^). Allerdings ist nicht das Verbrechen an sich, 
sondern das bestrafte Verbrechen der Grund zur Scheidung. 
Wir haben zwar auch im Laufe der Entwicklung und beson- 
ders in der ersten Zeit wiederholt die Meinung Tertreten ge« 
fuflden, dass das Verbrechen an sieb scheide; jedoch geschah 



iSü Hubricii a. a. 0, S. llö luid die herrschende Meinung-. 
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dies mehr aus theoretischen Erwägungen heraus, beeinflasst 
durch die YorBteUnng, dass ein bestimmter Tatbestand an sich 
die Ehe scheide, nicht aber der richterliche Aasspmch, dass 

dieser yielmehr nur das Yorhandensein jenes Tatbestandes 
feststelle und die Jlrlaubnis zur Wiederverheiratung dem un- 
scliuldigen Teile gewähre. Für die Praxis hatte sicli von 
Anfang an die f'rage in der Eegel so gestellt: Darf eine 
Ehescheidung angelassen bezw. die Wiederrerheiratung ge? 
stattet werden, wenn der eine Ehegatte wegen Verbrechois 
des Landes yerwiesen oder über ihn lebenslängliche Freiheits- 
strafe Torbfingt worden war; mit anderen Worten die Frage der 
Scheidung wurde überhaupt erst praktisch, wenn durch die 
Bestrafung eine Trennung der Ehegatten herbeigeführt war 
Bei dem Wert, den man in den ersten Jahrhunderten des 
eTäugelischen Scheidungsrechts auf das fehlen des körperlichen 
Zttsammensems der Ehegatten legte, ist es natürlich, dass man 
nur Yon einer Schadnng wegen LandesTerwemmig oder lebens* 
länglicher Freiheitsstrafe sprach. So bildete sich denn ge- 
wohnheitsrecbtlich der Satz heraus, das nicht die Tat als 
solche, sondern die bestrafte Tat Ehescheidungsgrund ist. Nun 
sind allerdings die in erster Linie in Frage kominenden Strafen 
die Freiheitsstrafen. Es wurde aber, wie wir gesellen haben, 
gegen Ende des 18. und im 19. Jahrhundert nicht mehr die 
Trennung der Ehegatten als das allein ausschlaggebende Mo- 
ment angesehen; das neuere evangelische Kirchenrecht berück- 
sichtigte vielmehr auch die Entehrung, welche das Verbrechen 
zur Folge hatte. Die Frage, ob die yerhSngteStrafe zugleich anch 
eine Bhrenstrafe ist, wurde daher von besonderer Wichtigkeit. 
Da sich also der Begriff der Freiheitsstrafe nicht melir mit 
den hier in Betracht kommenden Strafen dockt, so wäre es 
meines Erachtens richtiger, wenn man nicht die Freiheitsstrafe, 
sondern die Bestrafung wegen Verbrechens und Vergehens als 
Ehescheidungsgrund bezeichnete. Aber anch dieser Begriff 



^) Von der Flacht wegen Verbrechens sei hier abgesehen. 
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erscheint noch za eng. Denn wie wir sahen, ist die Flucht 
w^en Verbrechens ein besonderer Fall der £hescheidimg 
wegen begangener Yerbrechen, nachdem die ältere Anffasaung, 
dasa hier ein Eall der böslichen Yerhissang Torliegt, aufge- 
geben ist. Es empfiehlt sich daher, alle Scheidnngsnrsachen, 
welche die liegehiing von Verbrechen und ihre Bestrafung 
zur Grundlage haben, unter dem Begriff des Scheidungsgrundes 
Verbrechen und Strafen zusammenzufassen. 



4. 

Der Emflnss des Bürgerlichen Gesetzbuches auf den 

Ehescheidungsgrund: Verbrechen und Strafennach evan- 
gelischem Eirchenrecht. 

Mit dem Inkraftiareten des Bürgerlichen Gesetzbuches hat 
das evangelische Scheidungsrecht seine bisherige Bedeutung 
als geltendes bürgerliches Recht verloren \ damit hat es jedoch 
seine Bedeutung für das kirchliche Becht nicht vollständig ein- 
gebiisst. Es bleibt der Ejrche unbenommen , durch Ausbau 
ihres Trauungsrechts ihr bisheriges Eherecht weiter zu ent- 
wickeln. Ihre Stellung ist in dieser Beziehung jetzt eine yiel 
unabhängigere als vordem. Der Umstand, dass ihr Recht 
zugleich bürgerliches Recht war, nötigte sie, auf die Interessen 
des Staates im weitesten Umfange Rücksicht zu nahmen; jetzt 
hat sie, wie auch zum Teil schon durch Einfuhrung der obli- 
gatorischen Zi?ilehe „freie Hand für eine nur durch kirch- 
hche Bttcksichten bestimmte und den kirchlichen Bedür&ussen 
entsprechende Ausgestaltung ihres Bechts^ bekommen Wie 
sie iHsher schon in ihren Traunngsordnungen Bestimmungen 
darüber getroüen hat, unter \velchen Voraussetzungen geschie- 
denen Personen bei Eingehung neuer Ehen die kirchliche Ein- 

YeigL Stntz, „Was bedeafet der CTebergang som Ehereoht des 
Bfiigerlichen Getetsbnehe« für die erangelische Kirohe, xn&beaondere 
Badem?** 1899, S. 10. 
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segntmg gewährt werden kann^), so wird dies Ton nun ab 
noch in weiterem Umfange geschehen nnd xwar werden diese 
Bestimmnngen jetzt erhöhte Bedeutung gewinnen, da sie anf 
dem Gebiete der Gesetzgebung allein die AnfifaBBimg der eTan* 
geliscfaen Kirche Ton der lihescheidung zum Ansdrack bringen« 
Es kann dahingestellt bleiben , ob nnd inwieweit die Kirche 
von neuen Gesichtspunkten aus, die vorwiegend theologischer 
Katur sein werden, in ihren Trauuugsordnungen die Schei- 
dungsirage behandeln wird. Zunächst wird sie jedenfalls von 
ihrem bisherigen Scheidungsrecht ausgehen und es fragt sich 
nun, ob die Bestimmungen des B.G.6.'8 ttber die Eheschei- 
dung ihr Anläse geben kSnnen, eine nach geltendem Becht 
ausgesprochene Scheidung als mit ihren Grundsätzen unver- 
einbar anzusehen und danach im gegebenen Falle die Trauung 
zu verweigern. Um diese Frage für den Scheidungsgrund 
Verbrechen und Vergehen beurteilen zu können, soll ein kurzer 
Ueberblick über die für diesen Pall geltenden Bestimmungen 
des B.G.B. 's gegeben werden. 

Das B.G.B. lässt grundsätzlich — eine Ausnahme bildet 



0 Yeigl. z. B. d. prenaa. Traunngaordnang v. 27. JnU 1880, § 12 
(Kirohl. Ges.- n. yeFord.-Bl. 1880» S. 109). Wegen der l^wmgtOTd- 
mmgen in den verschiedenen deutaehen Landealdrofaen a. Realeniykl. f. 

pr. Th. n. K. Bd. 23, S. 505 if. (Dove); sowie die ZnsammensteUang der 
Tranungsordnungen bei Richter-Do ve-Kalil a. a. 0. S. S. 1138. 

2) Vergl. Motive z. B.G.B. Bd. 4 564 ff. 567 ff. 594 ff. Hu brich 
a. a. 0. S. 231 ff. Planck, Bürg. Gesetzb. Bd. 4, S. 313ff. Ende- 
mann, Einführung in das Studium des B.G.B , Bd. II, S. 671 ff. 677 ff. 
Cosack, Lchrb. d. deutsch, bürgerl. K., 1900, Bd. II, S. 494/5. Neu- 
mann, Handausgabe d. BA^ J^. zu § 1.568, Bd. II, S. 865 ff. F. Kohl er, 
Das Eherecht des B.G.B. S. 44. 45. Hübler, Das Ehescheidungsrecht 
d. B.G.B. Deutsch. Jur.-Ztg. 1896, S. 41 ff. Fuld, Das B.G.B, und d. 
Ehescheidung. Arch. f. öffentl. K. Bd. 12, S. 380 ff. A. Frankel, Das 
Familienr. d. B.G.B., 1898, S. 90 ff. Erl er, Ebescheidungsr. und Ehe- 
Bch^dungaproaeia im dentach. B. Ja coli i| Bas jMUiSiil. ^ereoht d. 
B.GS. S. 61 if. 77. Br. A. Glückamann, Die ElieaeheidaDg nadi d. 
neuen Beeht» 1899. Walter, Daa Becht d. Bheacheidg. a. d. B.G.B. 
Erl. Biaa. 1897. A. B. Sclimidt, Eheaeheidung n. richterl. Ermeaaen, 
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allein die Scheidung wegen Geisteskrankheit — nur dann die 
Scheidung der Ehe za^ -wenn durch schweres Verschulden des 
einen Ehegatten eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Yer« 
haltoisses herbeigeführt ist, dass dem anderen Ehegatten die 
Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. Das 
Gesetz unterscheidet dabei zwischen solchen Verschuldungen, 
hei denen das Vorhandensein jenes Erfolges ohne weiteres 
Yorausgesetzt wird, so dass das Vorliegen eines bestimmten 
Tatbestandes an sich das Recht gibt, auf Scheidung zu klagen, 
nnd femer solchen, bei denen eine derartige tiefe Zerrütttung 
des ehelichen Verhältnisses nach Lage des jeweiligen Falles 
besonders festgestellt werden mnss. Za den Verschuldangen 
der ersten Gruppe, den sogenannten absoluten Soheidungs- 
gründen, gehört der Ehebruch, welchem die nach §§ 171, 
175 Str.G.B.'s sti-afbaren Handlungen gleichgestellt sind, 
Lebensnachsteilungen und bösliche Verlassung (§§ 1565, 1566, 
1567 B.G.B.'s). Die übrigen Verschuldungen, die sogenannten 
relativen Scheidungsgründe, sind durch den § 1568 B.G.B/s 
znsammengeiasst: „Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, 
wenn der andere Ehegatte durch schwöre Verletzung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten oder durch ehrloses oder un- 
sittliches Verhalten eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältnisses verschuldet hat, dass dem Ehegatten die Fort- 
setzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. Als schwere 
Verletzung der Pflichten gilt auch grobe Misshandlung". Zu 
den relatiTen Scheidungsgründen gehört auch der Scheidungs« 
grond des eyangelischen Kirchenrechts : Verbrechen und Strafen. 
Jedoch sind die Voraussetzungen, unter denen in diesem Falle 
nach B.G.B, geschieden werden kann, in mancher Beziehung 
andere als nach evangelischem Kirchenrecht. 



1900. Rocholl, Das Eherecht des B.G.B., 1900. Matthiaas, Lehrb. 
des bfirgerl. ß,, Bd. 2, S. 254 ff. Vergl auch Thudichum, Archiv f. 
m Tnaäi Bd. 76, 8. 192ff. 201. Hnhrioli, Bbenda Bd. 85, S. 60 ff. 
8. 68 C 
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Die Voraussetzungen, unter denen auf Grund des § 1568 
B.Gr.B.'s eine Ehe geschieden werden kann, sind hienach 
folgende 0: 

1. in objektiver Beziehung muss sich das schuldhafte Ver- 
halten des einen Ehegatten 

a) als eine schwere Verletzung der durch die Ehe be- 
gründeten Pflichten oder 

b) als ein ehrloses oder unaitUiches Verhalten darstellen; 

2. muss ein solch schuldhaftes Verhalten vom subjektiven 
Stand}) unkt des klagenden Ehegatten aus auch tatsächlich eine 
so tiefe Zerrüttung des ehehchen Verhältnisses herbeigeführt 
haben, dass dem unschuldigen Teile die Fortsetzung der Ehe 
nicht zugemutet werden kann*). 

Zu den Handiungen, welche nach der Terminologie des 
Gesetzes eine Verletzung der durch die Ehe begiQndeten 
Pflichten enthalten, gehören ausser der im Gesets selbst als 
Beispiel angeführten groben Misshandlung hauptsächlich 
schwere, ehrenkränkende Beschimpfungen, geföhrliche Be- 
drohungen, wissentlich falsche Anschuldigung, hartnäckige und 
grandlose Verweigerung der ehelichen Pflicht, absichtliche, 
beharrliche Entziehung des Unterhalts. Dagegen fallt unter 
den Begriff des ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens, abge- 
sehen von der Begehmig strafbarer Handlungen gegen dritte, 
unverbesserliche Trunksucht, Ergreifung eines schimpflichen 
Gewerbes 



Vergl. insbes. Hubrioh, Ehcscheidungar. a. ft. 0. S. 242. 243. 
Kohler a. a. 0. S. 44. 45. Endemann S. 681. Frankel a. a. 0. 
S. 93.94. Gerliara, Eheacheidungsr. des B.G.B.s S. 26. 27. Glücks- 
mann S. 6. 7. Haidien, B.G.B. Bd. 3, S. 350 ff. Schmidt a. a. 0. 
& 16 ff. Planek m. a. 0. Bd. 4, S. 320/1. Wolter a. a. 0. 8. 54. 55. 

*j Vergl. d. EnMieidangeii d. ILGer. 10. Mai 1900 (Seaff. Areh. 
2. F., Bd. 85, S. 410/11) und y. d. Des. 1900 (Graohot, BrL, Bd. 45, 
S. 1088 ff.). 

*) So die hemcheiide Meinung; vetf^ inabea. So h ml dt a. a. 0. 
S. 22 ff. 
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Der Begriff der Verletzung der durch die Ehe begrün- 
deten Pflichten umfas8t daher vor allem solche Pälle, bei 
denen sich die schuldhafte Handlang des einen Ehegatten un- 
mittelbar gegen die Person des anderen BSiegatten richtet, 
wühlend bei den dem Begriff des ehrlosen oder imaittliehen 
Verhaltens unterliegenden FäUen eme solche unmittelbare Be* 
ziehtmg zu dem anderen Ehegatten fehlt, rielmehr hier das 
schuldhafte Verhalten „nur mittelbar geeignet erscheint, die 
Grundlagen der Ehe, — des consortium omnis vitae, der in- 
nigsten Lebensgemeinschaft, — zu untergraben^). 

Diese Unterscheidung zwischen dem Begriff der Ver- 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten und dem des 
ehrlosen oder nnsittliohen Verhaltens bezeichnet entgegen der 
henBchenden Ansicht Hnbrich (a. a. O. S. 275) als unrichtig, 
meines Erachtens mit Recht; auch In ehrlosem oder unsitt- 
lichem Verhalten liegt eine Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten. 

Ehrloses oder unsittliches Verhalten ist mit dem Wesen 
der auf Liebe und gegenseitigem Vertrauen beruhenden ehe- 
lidien Gemeinschaft nicht Tereinbar. Indem das Gesetz einem 
Ehegatten einen Ansprach auf Scfaeidimg gewShrt, wenn der 
andere ehrlos oder unsittlich handelt, wird aus der sittlichen 
Pflicht zu einem makeUosen Lebenswandel eine Beohtspflicht. 
"Wenn daher ein Ehegatte z. B. durch Begehung eines ent- 
ehrenden Verbrechens dem anderen Schimpf und Schande be- 
reitet, so dass ihm die Aufrechthaltung des ehelichen Ver- 
hältnisses nicht zugemutet werden kann, so liegt darin eben- 
sosehr eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, 
als wenn er sich etwa an der Person sdnes Gatten tätlich 
yergreift, ihn misehandelt oder schwer beschimpft. 

Ueberdies wird es auch häufig sehr zweifelhaft sein, ob 
die schuldhafte Handlung als eine Verletzung der durch die 
Ehe begründeten Pflichten oder als ein ehrloses oder unsitt- 



Schmidt a. a. 0. S. 27. 
AlbTtteht, y«rl«reelieii und Stnilen Ala SbQ8ch«idiuig«gnuid. 18 
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liches Verhalten zu bezeichnen ist; Tor allem bei Sittlichkeits- 
delikten und unzüchtigen Handlungen. Während z. B. in der 
Begel EhebruchsTersuch, da zum Tatbestand des § 15G5 B.Q-.B, 
die Yollendimg des Ehebrachs gehört, als dne Ffiichtver- 
letsnng im Sinne des § 1568 B.G>.B. angesehen wird, fiLUt 
naeh der herrschenden Meincmg das Delikt der Tersnehten 
Notzucht unter den Begriff des ehrlosen oder unsittlichen 
Verhaltens, obwohl nicht abzusehen ist, weshalb hierin nicht 
ebenso wie bei dem Ehebruchsversuch eine Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten liegt, Aehnlich liegen 
die Verhältnisse in den Pällen unzüchtiger, jedoch nicht straf* 
barer Handlungen, welche die herrschende Meiniing nnter den 
Begriff des ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens stellt^). 
Dazu gehört z. B. die nach dem R.Str.O.B. straflose^ wider* 
natürliche Unzucht zwischen Personen weiblichen Greschlechts, 
die sogeuaunte iesbische Liebe. Setzt sich aber eine Ehefrau, 
welche sich eines derartigen Lasters schuldig macht, nicht 
ebensosehr mit den durch die Ehe begründeten Ptlichten in 
Widerspruch wie der Itfann, der Päderastie treibt (§ 175 
Str.G.B.), ein Vergehen, welches das Gesetz (g 1565 B.GI>.B.) 
sogar d^n Ehebruch gleichstellt')? Es zeigt sich daher, wie 
unsicher und innerlich unbegrfindet die Tom G^esetz getroffene 
Unterscheidung zwischen dem Begriff der Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten und dem Begriff des 
ehrlosen oder unsittlichen Verbaltens ist. 

Immerhin kann man, wenn man von den Sittlichkeits- 
delikten absieht, nach der Terminologie des B.Q-.B. nicht 
zweifelhaft sein, dass strafbare Handlungen, die nicht gegen 
die Person des anderen Ehegatten geridhtet sind, unter den 
Begriff des ehriosen oder unsittlichen Verhaltens fallen. 

Der Entwui'f I hatte diebe i'älle nocii besouderä hervor- 

0 So ¥or sUem Schmidt a. a. 0. S. 29; anderer Meimuig iit 
allordiiigi ITeumaaii a. a. 0. S. 866. 

Die 0.0.0. Art 216 beiCsafte hier mit dem Feoertode.. 
*) Vevgl. Tbudiobam a. 0. S. 201. 
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gehoben, indem § 1444 als Beispiel ehrlosen oder unsittlichen 
Yerhaltens em nach SchKessnn^ der Ehe begangenes ent- 
ehrendes Verbrechen oder Vergehen anführte. Der Entwurf II 
liess jene Bestimmung fallen und das Gesetz enthält als 
besonderes Beispiel der reiativen Scheidimgsgründe nur grobe 
Misshandlang. Wenn auch der Begriff: „entehrende Ver- 
brechen oder Vergehen" kein technischer im Sinne des R.Str.- 
G'.B.'s ist'), so empfiehlt er sich jedoch vor allem deshalb, 
weil er das Wesentliche znm Ansdrack bringt, dass namUcb 
die strafbare Handlnng zugleich einen ehrlosen Charakter haben ' 
mu8S. Ob eine strafbare Handlung zugleich ak ein ehrluses 
oder unsittliches Verhalten erscheint, hat der Kichter nach 
freiem Ermessen^ unter Berücksichtigung der besonderen Um- 
stände eines jeden einzelnen Falles, zu entscheiden. Der Be- 
griff der Ehre kommt hier nicht bloss Tom allgemein mensch- 
liehen Gesichtsponkt ans in Betracht; der Bichter hat auch 
die besonderen Anschauungen ftber Ehrenhaftigkeit, wie ue in 
den einzelnen Lebenskreisen nach Beruf und Stand Terschieden 
sind, zu berücksichtigen^). 

Aus der allgemeinen Fassung des Scheidungsgnindes : 
ehrloses oder unsittliches Verhalten ergibt sich für die hier- 
unter fallenden strafbaren Handlungen die wichtige Folgerung, 
dass eine Bestrafimg nicht eingetreten zu sein braucht. Auch 
auf die Yerorteihuig zu einer IFreiheitaBtEBfe Yon einer be<* 
stimmten Art — etwa ZuchÜiansstrafe — oder Ton einer be* 
stimmten Dauer kommt es nicht an; ebenso wird auch die 
Bestrafung mit dem Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 



0 Sehmidt a. a. 0. S. 27. 28. Ftotdkolle IV, S. 418 ff. 

*) Schmidt a. a. 0. S. 28. B i r k m e y e r , Meckl. Ztschr. f. Rechta- 
pflege Bd. 7, S. 179, Anm. 44, s. § 128 G.V.Ö. und § 12 des Gea. v. 
18. Juli 1869 betr. die Erriehtimg eines oberoten Q«richtahofei f. Han- 
delasachen. 

•) Vergl. Süssmann, Die Rechtsfolgen ehrlosen Verhaltens nach 
d. deutsch. B.ä.B. Zeitschr. f. priyates a. öffentliches Becht, Bd. 29, 1902} 
S. 491 ff. 
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niclit immer erfordert werden können, damit das Verbrechen 
als Sdieidtingsgnmd in Betracht kommen kann^). 

Bas Gesetz legt, wie die Motive') ausführen, „das ent- 
scheidende Gewicht — entsprecliend der ratio dieses Sch^- 
dungsgrundes auf den tatsächlich eiitöhreuden Charakter der 
Handlung und die durch die letztere an den Tag tretende 
ehrlose Gesinnnngi da Torsngsweise die Momente es sind, 
welche dem andräen Ehegatten die Fortsetsong der Ehe un- 
ertrfigUch machen kdnnen.*' l£it dieser mehrfach bekämpften >) 
Bestimmung des G^tses, dass nicht die Tatsache der Be- 
strafung wegen Verbrechen und Vergehen, sondern die Tat 
als solche einen Scheidungsgrund abgibt, ist das B.G.B, meines 
Erachtens ohne Grund von dem evangelischen Kirchenrecht 
abgewichen. Die Fälle, in denen das ehrlose und unsittliche 
Verhalten des einen Ehegatten ein derartiges ist, dass auf 
dieses eine ScheidungsUage gesttttst werdSn kann, werden in 
der Mehnahl solche sein, die zugleich eine strafbare HsndlaBg 
enthalten und bei denen auch eine Yerorteilnng stattgefunden 
hat. Ist dies nicht geschehen, so wird der Qrund hiefiir 
entweder der sein, dass sich der Täter dm*ch die Flucht der 
Strafe entzogen hat, oder dass mangels des erforderlichen An- 
trages eine Bestrafung nicht eintreten kann. Nur für den 
ersten Fall, nicht dagegen für den zweiten wäre nach evan- 
gelischem Ejrchenrechte eine Sdieidong möglich. Man hat 
daher als Grund fttr die Bestimmung des B.G.B.*8» dass eine 
Verurteilung nicht erforderlich ist, angeführt, dass sonst die- 
jenigen SiUüchkeitsvergehen , deren Verfolgiuig nur auf An- 
trag eintritt, ausscheiden müssten, falls der Verletzte einen 



') Vergl. Schmidt a. a. 0. S. 28. 29. Walter a. a. O. S. 54. 55. 
Leske, Verglaiohende Daratellang des und de« AXJEL, 1900» 

S. 805. 806. 

*) Mot. Bd. 4, S. 596; dies gilt auch für den Paragraph in seiner 
jetzigen Fassung. 

') S. Hub rieh a. a. 0, S. 275. 276. Vergl. die Verhandlungen 
des 20. deutsch. Juristentages Bd. 2, ä. 107. 110 ff.-, Bd. 4, S. 400. 
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Antrag nicht stellte^). Dieser Ghrond kann jedodi nicht als 
stichhaltig angesehen werden. SittlichkeitsTergehen, die nur 

auf Antrag verfolgt werden, sind die Vergehen gegen §§ 179, 
182 Str.Gr.B.'s (abgesehen natürlich von § 172 Str.G.B.'a). 
In heiden Paragrajihcn wird jedoch die Vollziehung des Bei- 
schlafs als Tatbestandsmerkmal gefordert, so dass dann der 
Ehescheidangsgrand des Ehebruchs in Frage kommt. Da» 
gegen kdnnten aUerdings die §§ 286, 237 Str.G^.B.'s hieher 
gezogen weiden und swar insbesondere der Eall, dass die 
Frauensperson nicht zor TTnzneht oder znr Ehe mit dem Ent- 
fuhrer, sondern mit einem Dritten gebracht werden soll. Hier 
würde, wenn der Täter mangels eines Strafantrages nicht ver- 
folgt werden könnte, wohl — beim Vorhandensein der übrigen 
Erfordernisse — nach B.Q.B., nicht dagegen nach evangeli- 
schem Kirchenrecht geschieden werden können. Es ist aber 
ohne weiteres ersichtüch, dass ein solcher singalftrer Fall allein 
nicht genügen kdmite, um die Anffassnng des B.Q.B,*s zu 
rechtfertigen, zumal sich mannigfache, meines Erachtens sehr 
bedenkliche Folgen aus der Bestimmung, dass nicht die be- 
strafte Tat, sondern die Tat an sich in Frage kommt, er- 
geben. Eine der wichtigsten Folgen ist die, dass für den 
ZiTÜhchter das Straf urteil nicht mehr bindend ist, wie es im 
eTangelischen Kirchenrecht der Fall war. Es kann daher 
nach RG^. der Ehegatte, gegen den sich eine auf Ver- 
hreehen oder Vergehen, derentwegen er rerurteilt ist, ge- 
stützte Scheidungsklage richtet, den Nachweis flUirett, dass er 
unschuldig verurteilt sei; ebenso kann auch ein Ehegatte die 
Scheidungsklage auf eine Tat des anderen stützen, obwohl 
dieser von der Anklage wegen derselben Tat freigesprochen 
ist. Eine andere Folge ist die, dass ein Ehegatte unter 
anderem um seinen Scheidungsanspmdi nicht wegen Ablaufs 
der Frist Ton 6 Monaten zu yerlieren (§ 1571 B.G.B.*s), das 

») Erler a. a. 0. S. 116. Prot. IV, S. 413, Schmidt a. a. 0. 
S. 28. . . 
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Verbref^en oder Vergehoi seines Ehegatten seibat anzeigen 
müsste 

Scbiesslich sei noch wegen der Einrede folgendes bonerktt 

Die Einrede der Kompensation bei den Scheidungsgründen 
kennt das B.Gr.B. nicht, selbst nicht für den Fall beider- 
seitigen Ehebruchs, boi welchem das eYaugeliische Scheidiings- 
recbt die Zulässigkeit der Einrede allgemein anerkannte. 
Dagegen wird der Zweck der Kompensation indirekt insofern 
erreiclity als bei den reiatiTeu Scheidangsgründen die Tatsacboi 
dafls sidi der klagende Ehegatte gleicher oder ähnlicher Ver* 
febhingen schuldig gemacht hat, wie der Beklagte, zu berttck* 
sichtigen ist Dies gilt auch für den Scheidungsgrund Ver- 
brechen und Strafen. In der Regel wird der Richter, wenn 
sich der klagende Ehegatte ebenfalls eines ehrlosen oder un- 
sittlichen Verhaltens durch Begehung strafbarer Handlungen 
schuldig gemacht hat, nicht feststellen können, dass durch das 
Verhalten des bekJagten Ehegatten eine so tiefe Zerrttttimg 
des eheüdien Verhältnisses herbeigefohrt ist, dass dem anderen 
Teile die Fortsetaong der Ehe nicht zngemntet werden kann. 
Indessen hat der Richter auch bei beiderseitigem Verschulden 
der Ehegatten stets zu prüfen, ob nicht durch das Verhalten 
eines jeden Gatten für den anderen Teil von dessen subjek- 
tivem Standpunkt aus eine Zerrüttung der Ehe herbeigeführt 
ist. Jeder Ehegatte hat einen selbständigen durch Klage oder 
Widerklage geltend za machenden Anspruch auf Scheidung^ 
wenn die Ehe durch die Schuld des anderen Ehegatten zer- 
rüttet ist) selbst wenn sein eigenes Verhalten geeignet war, 
die Ehe zu zerrütten. Es würde dies sonst zu einer nach 



Einen der G^ewiss seltenen Fälle, in denen ein Ehegatte das ^''er- 
brechen des anderen zur Anzeige bringt , um daraus einen Sclicidongs- 
gmnd herzuleiten, behandelt die interessante, auch für das Scheidungs- 
reclit der evangelisclicn Kirche in Mecklenburg bemerkenswerte Ent- 
scheidung des O.L.G. Kostock vom 26. Okt. 1900 (Meckl. Zeitschr. f. 
Eechtspflege Bd. 19 (1901), S. 215 ff. 

*) Vei^l. Hubrich a. a. 0. 246. Schmidt a. a. 0. S. 34. 
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dem Gesetz unzulässigen WiedereinfüliruDg der Kom^easations-» 
einrede fuhren 

Die Einrede der Beförderung kennt das B.G.B. (§ 1565 
Abe. 2) nur in dem FaUe der Scheidimg wegen Ehebmohs 
oder der Vergehen gegen §§ 171, 175 Str.G.BV Doch wird 
andi, wenn ein Scheidungsgnmd ans § 1568 B.G.B. Torliegt, 
wegen der BelativitSt dieses Scheidungsgrundes eine Beförde- 
rung jeglicher Art in Betracht zu ziehen sein. Wie nach 
evangelischem Kirchciirecht ist natürlich auch hier nicht er- 
forderlich, dass sich der klagende Ehegatte einer Teilnahme 
im Sinne des Str.G.B/s an der strafbaren Handlung des Be- 
klagten schuldig gemacht hat; es wird vielmehr in der Begel 
das Vorhandensein einer tiefen Zerr&ttung des ehelichen Ver- 
hältnisses vom Standpunkt des klSgerischen Gbtten aus nicht 
angenommen werden können, wenn dieser seihst nicht als un- 
schuldig bezüghch der in Frage kommenden strafbaren Hand- 
lung angesehen werden kann. 

Wie wir sehen, bestehen zwar in der Auffassung des 
Scheidungsgrundes: Verbrechen und Strafen nicht unwichtige 
Unterschiede zwischen dem B.G.B. und dem evangelischen 
Eirchenrecht; sie betreffen aber nicht das Wesen des Schei- 
dnngsgrundte. Das B.G.B, sowohl wie das evangelische 
Kirchenrecht lassen wegen Verbrechen und Strafen eine Schei- 
dung ZU| weil der schuldige Teil durch sein Verhalten die 



Diese Frage ist in der Rechtsprechung bereits mehrfach zur Ent- 
tcheidnng' gekommen. Vergl. insbesondere die Entscheidungen de3 R.G. 
vom 2. .Tum 1900 (Bd. 4G, S. 159) und vom 28. Mai 1900 (Sächs. Arch. 
f. bürgerl. E. Bd. 10, S. 363. 364), vergl. auoh das Urteil des O.L.G. 
Poi6D vom 8. Okt. 1900 (Seniit Aroh. 8. F., Bd. 1 (56), 1901, S. 137); 
fmer das Urteil des K.G. vom .$. Mai 1900 (Etoehttpreehong d. OX.G-. 
Bd. I, & 88) und das Urteil d«iwlb€ii Gerichts Tom 19. Hai 1900 (ebd. 
& 255). Eine ZiuanimeiiBtelliiog der hier in Krage kommenden Eni- 
edheidaiigen auf Grand des § 1588 B.G3. findet nah in dem Jakr- 
bnoh der Entsoheidongen s. B.G3. heransgeg. t. Wameyer, 1. Jaliig., 
Leipiig 1908. 
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eheliche Liebe und das Vertrauen auf seiten des anderen 
zerstört und dadurch eine Zerrüttung des ehelichen Lebens 
herbeigeführt hat, in der auszuharren, dem unschuldigen 
Teile nicht zugemutet werden kann. MeineB Erachtens würde 
daher im Falle der Schddmig w^en begangener Verbrechen 
und ihrer Bestrafuig naoh dem B.G.B. f&r die eYangeUsohe 
Kirche keine Yennlaasung zn einer TramingSTerweigening 
bestehen. 
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